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Die etitige Gerfügung im Haufe Brandenburg. 
1415 — 1740. 


Bon 
Hans Hallmann. 

Die Geſchichte der letztwilligen Verfügung im Hauſe Brandenburg 
gliedert ſich in zwei Perioden, die zeitlich zuſammenfallen mit den beiden 
großen Epochen der brandenburgiſch⸗preußiſchen Geſchichte bis auf Friedrich 
den Großen: der Epoche des Territorial⸗ und Ständeſtaates im Spät- 
mittelalter und in der Reformationszeit, die bei aller inneren Entwick⸗ 
lung und Verſchiedenheit durch den großen gemeinſamen Gegenſatz zu 
der folgenden Periode doch eine Einheit bildet, und der Zeit des werdenden 
Groß- und Machtſtaates. Der Einteilungsgrund für dieſe Gliederung 
iſt aber nicht der allgemeinen Geſchichte entnommen, ſondern beruht 
auf Strukturveränderungen in den letztwilligen Verfügungen ſelbſt, die 
ihrerſeits verurſacht ſind durch die Fortentwicklung des Hausrechts und 
die Rezeption des römiſchen Rechts. 

Vier Typen: Die „Väterliche Dispoſition“, den „letzten Willen“, 
das Teſtament der Reformationszeit und das Teſtament des 17./18. Jahr⸗ 
hunderts gilt es in ihrer Eigentümlichkeit zu beſchreiben und gegen ein⸗ 
ander abzugrenzen. Es iſt zu zeigen, wie Hausrecht, Glaube und Politik 
darin in Erſcheinung treten und ſich wechſelſeitig bedingen. 


1) Der Aufſatz gibt eine gedrängte Zuſammenfaſſung des weſentlichen Inhalts 
einer „Geſchichte der letztwilligen Verfügung im Hauſe Brandenburg während 
der Zeit der patrimonialen Staatsauffaſſung“ (Diſſ. Bonn 1923, 198 S. fol. 
Maſchinenſchrift), die gegründet iſt auf die muſtergültige Ausgabe der Teſtamente 
von Hermann von Caemmerer (Veröffentlichungen des Vereins für Geſchichte 
der Mark Brandenburg). Die Arbeit entſtand auf Anregung und unter freundlicher 
Förderung durch Prof. Platzhoff (Frankfurt a. M.). Wegen der Knappheit des 
zugeſtandenen Raumes muß für die Begründung der hier vorgetragenen Sätze, 
die Füllung des gegebenen Rahmens mit der hiſtoriſchen Einzelheit, für den wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Apparat ſchließlich, die Belege und Zitate, auf die vollſtändige Diſſer⸗ 
tation verwieſen werden. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXVII. 1. 1 
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1: 

In der erſten Periode, der territorialſtaatlichen Zeit, ſteht 
diejenige letztwillige Verfügung durchaus im Vordergrund, deren Mög⸗ 
lichkeit und Notwendigkeit in der Entwicklung des fürſtlichen Hausrechts 
wie allgemein ſo auch bei den fränkiſchen Burggrafen ſich ergeben hatte, 
ſeitdem der Grundſatz der Gleichberechtigung aller Söhne bei der Erb⸗ 
folge im Fürſtenlehen durchgedrungen war. Zur Abwehr der Zerſplitte⸗ 
rungsgefahr, die allzu viele Erbteilungen heraufbeſchworen, erhoben ſich 
allenthalben in den hochadligen Häuſern Kräfte der Selbſthilfe und Selbſt⸗ 
zucht, die Familie bildete ſich über die rein natürliche Gemeinſchaft hin⸗ 
aus zu einer Rechtsgenoſſenſchaft um, in der die Rechte der Einzel⸗ 
mitglieder ſich dem Geſamtwohl unterordnen mußten. Dieſer Vorgang 
vollzieht ſich nicht ſo, daß die Rechtsgenoſſenſchaft ſich eines Tages be⸗ 
wußt bildet und ihr Recht in einer Kodifikation mit ſyſtematiſcher Voll⸗ 
ſtändigkeit ſetzt, ſondern man zieht ſchrittweiſe die rechtlichen Folgerungen 
aus der Schickſalsgemeinſchaft, wie ſie die Familie von Natur her bildet, 
und wie alles mittelalterliche Recht, ſo entſteht und lebt das fürſtliche 
Sonderrecht zunächſt nur ungeſchrieben in dem lebendigen Rechtsgefühl 
und dem Handeln der Beteiligten. Die „Hausobſervanz“ bleibt auch 
dann eine maßgebende Quelle des Hausrechts, als es zur Abfaſſung 
ſchriftlicher Urkunden gekommen iſt. Dazu bedarf es jedesmal eines be⸗ 
ſonderen Anlaſſes, der dann vorliegt, wenn es gilt, die ſubjektiven Rechte 
einzelner beſtimmter Familienmitglieder abzugrenzen, ſei es, um einen 
Erbſtreit zu ſchlichten, ſei es, um einem ſolchen vorzubeugen. 

Im letzteren Fall entſteht unſer erſter Typus, die väterliche 
Dispoſition, ein letztwilliges Rechtsgeſchäft, deſſen eigentliche 
Aufgabe iſt, die Verteilung des Familienſtammgutes unter die geborenen 
Erben zu regeln. Zu ſeiner Rechtsgültigkeit iſt die Zuſtimmung der war⸗ 
tenden Erben erforderlich, der consensus interessentium iſt „gleichſam 
die anima dieſer väterlichen Verträge“, während die unter Umſtänden 
eingeholte kaiſerliche Konfirmation kein rechtliches Erfordernis, nur eine 
angemeſſene Vorſichtsmaßregel iſt. Da man, der Grundabſicht gemäß, 
in der entſcheidenden Frage des Nachfolgerechtes nur die ſubjektiven 
Rechte der Beteiligten ſo, wie ſie für den betreffenden einmaligen Fall 
feſtgeſtellt ſind, ſchriftlich niederlegt, ſo gibt das ſtets ſich erneuernde Be⸗ 
dürfnis der Erbteilung den Anlaß zu einer Kette von Dispoſitionen. Die 
Beſtimmungen, durch die die Erbteilung geregelt wird, ſind entweder 
der Ausdruck alten Gewohnheitsrechtes oder ſie enthalten ein in der Ur⸗ 
kunde ſelbſt neu geſetztes Recht, indem der Vater und regierende Herr 
als das Haupt des Hauſes mit Zuſtimmung der Söhne das alte Recht 
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fortbildend neues Recht ſetzt, eine wahre Hausverordnung erläßt. Von 
| Anfang an werden neben dieſen Beſtimmungen für den einmaligen Fall 
in ſolchen Fragen, die nicht unmittelbar mit der Erbteilung zuſammen⸗ 
hängen, auch Grundſätze von allgemeiner Geltung aufgezeichnet, die 
ausdrücklich als Norm für alle Zukunft bezeichnet werden. 

Der Typus der väterlichen Dispoſition begegnet im Hauſe Branden⸗ 
burg in fünf Vertretern, den väterlichen Verträgen von 1437, 1473, 1534, 
1562, 1596. In dieſelbe Entwicklungslinie gehören zwei Verträge unter 
Lebenden, der brüderliche Teilungsvertrag von 1447 und der Gera⸗ 
Magdeburg⸗Onolzbacher Vertrag von 1598/1603, der die Erbfolge end⸗ 
gültig durch Aufſtellung einer Norm für ewige Zeiten regeln will. Aber 
auch hier iſt das abſchließende Hausgeſetz, das ein objektives Recht ſetzt, aus 
dem die ſubjektiven Rechte der Familienmitglieder für alle Zukunft 
zweifelsfrei abzuleiten ſind, ganz unſyſtematiſch hineingearbeitet in einen 
letzten Hausvertrag, eine letzte Vereinbarung über die ſubjektiven Rechte 
der Vertragſchließenden, in die Ordnung der Grbteilung unter den Söhnen 
Johann Georgs. 

Man legt alſo das Hausrecht nicht in einer Kodifikation nieder, 
ſondern zeichnet es gelegentlich auf in Urkunden, die in ihrem Haupt⸗ 
inhalt, der jeweiligen Regelung der Erbfolge, nur von vorübergehender 
Geltung ſind. Das hat zur Folge, daß man in jeder neuen Dispoſition 
nicht etwa nur die in der Zwiſchenzeit neu entwickelten oder veränderten 
Grundſätze des Hausrechts aufnimmt, ſondern auch die alten unbeſtrittenen 
und ungeänderten Rechtssätze wiederholt. Wie alles mittelalterliche 
Rechtsempfinden iſt auch das Hausrecht äußerſt konſervativ und traditio⸗ 
naliſtiſch. Man will den Fußſtapfen der Vorfahren folgen und das gute 
alte Recht, das ſie in ihren Urkunden aufgezeichnet, als koſtbaren Schatz 
möglichſt getreu bewahren und es höchſtens ergänzen. Es geſchieht alſo 
nicht nur aus praktiſchen Gründen der Zweckmäßigkeit und Bequemlichkeit, 
wenn jeder Dispoſition der Text der Vorgängerin zugrundegelegt und 
der Wortlaut möglichſt unverändert übernommen wird. Nur die Erb⸗ 
teilungen erfordern naturgemäß jedesmal längere Abſchnitte neuen 
Textes. Da man darauf bedacht iſt, möglichſt wenig vom alten Wortlaut 
wegzulaſſen, ſo ſchwillt der Umfang der Dispoſitionen immer mehr an. 

Der Zweck, um deſſentwillen die väterlichen Dispoſitionen errichtet 
werden, und darum auch der Gegenſtand, mit dem fie fic) ganz über- 
wiegend beſchäftigen, iſt die Erbteilung. Entſcheidend iſt hier das 
Vorbild des Kurfürſten Friedrich J. als des erſten Erwerbers. Ihm 
war die Erwerbung der Mark kaum mehr, als eine Epiſode in ſeinem 
tatenreichen Leben geweſen, und als er am 7. Juni 1437 auf der Plaſſen⸗ 
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burg ſeine Dispoſition aufrichtete, folgte er als rechter fränkiſcher Burg⸗ 
graf, der er immer geblieben war, ganz der Obſervanz des burggräflichen 
Hauſes. Geſichertes Herkommen war in Franken ſeit hundert Jahren 
die Beſchränkung der Zahl der regierenden Herren auf zwei, denn ſowie 
Hofhaltungen konnten die Lande mit knapper Not ertragen. Mit der 
Erwerbung der Mark Brandenburg ſchienen die wirtſchaftlichen Gründe 
weggefallen, die den numerus clausus erforderlich gemacht hatten. Der 
Gedanke der unbedingten Gleichberechtigung aller Söhne am väterlichen 
Erbe, praktiſch in der Zwangslage zurückgedrängt, aber nicht grund⸗ 
ſätzlich überwunden, verſchaffte ſich wieder Geltung. Friedrich J. glaubte, 
wie in die fränkiſchen Lande, ſo auch in die Mark zwei Söhne ſetzen und 
ſo alle ſeine vier Söhne zu regierenden Herren machen zu können. Und 
zwar dachte er ſich die techniſche Durchführung ſeiner Abſicht recht ein⸗ 
fach: die Beſtimmungen, die ſein Vater in der Dispoſition vom 19. Mai 
1385 für Franken angeordnet hatte, wandte er, man möchte faſt ſagen, 
mechaniſch auf die Mark an, er behandelte die Mark wie ein zweites 
Franken. Damit übertrug er die Zweiteilung, die in Franken der Rechts⸗ 
lage entſprach, auf ein Gebiet, wo dies keineswegs der Fall war. Die 
Mark war als Kurland den Beſtimmungen der goldenen Bulle unter⸗ 
worfen, über die ſich der Kurfürſt einfach hinwegſetzte, als er ſeinem 
zweiten Sohn Friedrich II. die Mittelmark mit der Kur, dem jüngſten 
Sohn Friedrich dem Fetten die Altmark mit dem Erbanſpruch auf die 
Kur nach des Bruders Tod zuteilte. 

Triedrich I. hatte an den Grundſätzen des Vaters allzugenau nud 
unſelbſtändig feſtgehalten. Zuviel Selbſtüberwindung wurde dem Kur⸗ 
fürſten und weit älteren Bruder zugemutet, wenn die Dispoſition be⸗ 
ſtimmte, daß er nach 16 Jahren gemeinſamen Regimentes, was bei der 
Minderjährigkeit des Jüngeren doch tatſächlich die Alleinregierung des 
Kurfürſten bedeutete, mit dem Bruder durchs Los teilen folle, ohne irgend⸗ 
wie bevorzugt zu werden. Mit Verſuchen, die Erbteilung ganz zu ver⸗ 
meiden, hatte Friedrich II. nur vorübergehenden Erfolg. Immerhin 
aber erlangte er im Mühlhauſer Teilungsvertrag vom 16. September 
1447 für ſich viel günſtigere Bedingungen. Von der unbedingten Gleich⸗ 
heit der Anteile iſt keine Rede mehr, der Kurfürſt ift in wichtigen Stücken 
bevorzugt, was fortan ein feſtſtehender Grundſatz im Hauſe iſt. Fried⸗ 
rich II. erhält die Kurwürde als erblichen Beſitz ſeiner Linie und den 
ausdrücklich als größer und beſſer bezeichneten Teil des Landes, Altmark 
und Priegnitz muß er allerdings dem Bruder herausgeben. 

Der nächſte väterliche Vertrag iſt die dispositio Achillea 
vom 24. Februar 1473, berühmt deswegen, weil man ihr jahrhunderte⸗ 
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lang die hausgeſetzliche Feſtſetzung der Primogenitur und Unteilbarkeit 
des Hoheitsgebietes erblickt hat. Wie jetzt allgemein anerkannt, iſt die 
Achillea ebenſowenig wie ihr Vorbild, die Dispoſition von 1437, ein 
Hausgeſetz mit Geltung für ewige Zeiten, ſondern die vertragliche Re⸗ 
gelung der Erbfolge für einen einzelnen Fall, eine Hausverordnung über 
die ſubjektiven Rechte der damals lebenden und der noch zu erwartenden 
Söhne Albrecht Achills. Der Kurfürſt ſteht in der Frage der Landes⸗ 
teilung im weſentlichen auf demſelben Standpunkt, wie ſein Vater. Auch 
er weiß nichts von einem alleinigen Nachfolgerecht des Erſtgeborenen, 
es iſt für ihn ſelbſtverſtändlich, daß möglichſt viele Söhne an der Herr⸗ 
ſchaft Anteil haben ſollen. Die Dreiteilung des Hausbeſitzes, wie er ſie 
anordnet, gilt ihm nicht als ein notwendiges Übel, ſondern als eine ideale 
Regelung der Erbfolge, die das Haus, ſoviel menſchliches Vorſorgen 
vermag, vor dem Ausſterben ſichert. Allerdings muß der Anteil des 
einzelnen Sohnes zum mindeſten ſo groß ſein, daß er heiraten und von 
ſeinen regelmäßigen Einkünften ſtandesgemäß leben kann. Hier allein 
trennt ſich Albrecht Achill von ſeinem Vater: er glaubt nach ſeinen Er⸗ 
fahrungen nicht, daß die Mark zwei ſolcher Bedingung genügende 
Anteile abgeben kann, ſie kann nur eine Hofhaltung tragen und muß 
daher ungeteilt bleiben. Nicht in der grundſätzlichen Frage, nur in der 
Beurteilung der augenblicklichen wirtſchaftlichen Verhältniſſe des Hauſes 
folgt Albrecht nicht den Fußſtapfen des Vaters. So ſchließt er denn den 
vierten Sohn und die nascituri von der Nachfolge aus. Kurfürſt wird 
der älteſte Sohn, und man iſt ſeitdem von der Primogenitur in der Kur⸗ 
würde nicht mehr abgeſchritten. Die Achillea zeigt ein letztes Schwanken: 
im Falle, daß nur noch zwei Söhne als weltliche regierende Herren in 
Betracht kommen, hält Albrecht es noch für möglich, daß ſein älteſter Sohn 
die Mark mit der daraufliegenden Kurwürde aufgibt, und die fränkiſchen 
Lande mit ihren um die Hälfte höheren Einkünften als das wertvollere 
Erbteil wählt. — 

Mit der dispositio Achillea war in die brandenburgiſche Hausobſer⸗ 
vanz ein bedeutſamer Berufungsfall eingeführt für eine Erbfolge, bei 
der die Mark ungeteilt blieb. Wenn dieſe Regelung auch nur für einen 
einzelnen Fall gedacht war, ſo zwang ſie als Ausdruck der rechtlichen 
Gepflogenheiten der Vorfahren die Nachkommen doch, ſich mit ihr aus⸗ 
einanderzuſetzen und abweichende Entſcheidungen mit beſonderen Grün⸗ 
den zu rechtfertigen. Andrerſeits konnte jeder Landesherr, der die Mark 
ungeteilt zu laſſen wünſchte, ſich auf dieſes Beiſpiel berufen. Ja, noch 
bedeutſamer war die Achillea für die Entwicklung der Erbteilungsfrage. 
Noch immer lebte die mittelalterliche Vorſtellung vom guten alten Recht, 
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das auch in der Zeit der Verdunklung unverbrüchlich fortbeſteht, und, 
ans Licht gebracht, jüngeres Recht unweigerlich bricht. Dieſes Rechts⸗ 
empfinden verleitete Fürſten, die den Wunſch hatten, die Mark nicht zu 
teilen, dazu, daß fie die Achillea als derartiges geltendes Recht, als haus⸗ 
geſetzliche Norm für alle Zukunft hinſtellten. So konnte ſich das in Er⸗ 
füllung ihrer Wünſche in Wahrheit neu geſchaffene Recht geben als 
Wiederherſtellung guten alten Rechts. 
Dieſe Auffaſſung der Achillea hat zuerſt Joachim J. zur Recht⸗ 
fertigung ſeiner Abſichten ins Feld geführt, wahrſcheinlich ſchon bei der 
Auseinanderſetzung mit ſeinem Bruder Albrecht, der bis 1513 ein Recht 
der Mitregierung beansprucht hat. „Dem praktiſchen Bedürfnis des Enkels 
iſt die erſtmalige Deutung der Urkunde von 1473 als einer Norm der 
Erbfolge in der Mark für alle Zeiten entſprungen.“ So mußte denn 
Joachim, um ſeine eigene Jugendpolitik nicht zu verleugnen, an der haus⸗ 
geſetzlichen Auffaſſung der Achillea bei einer ſpäteren Gelegenheit feſt⸗ 
halten, wo es für ihn recht unbequem war: als er gegen den Widerſpruch 
des Kurprinzen, der ſich eben auf die Achillea und die goldene Bulle 
berief, eine Erbteilung verfügen wollte. In ſeiner Dispoſition von 22. Ok⸗ 
tober 1534 erklärte er ſich für nicht mehr gebunden an die Achillea, die 
zwar ſich als Norm für alle Zukunft gebe; aber die Vorausſetzungen 
hätten ſich geändert, unter denen ſie erlaſſen ſei: die Mark habe ſich ſeit 
1473 ſehr „gemehret und gebeſſert“, ſodaß nunmehr zwei Fürſten von ihr 
leben könnten. Er macht der Hausobſervanz das Zugeſtändnis, zunächſt 
gemeinſames Regiment zu empfehlen, trifft aber doch von vornherein 
genaue Anordnungen für die Teilung, die wirklich bereits 5 Monate nach 
feinem Tode erfolgt iſt. Es iſt bekannt, daß infolge der Selbſtändigkeit 
und Energie Markgraf Johanns voͤn Küſtrin die Neumark ſich völlig 
von den übrigen Kurlanden löſte und eigene Wege ging. Sie wurde ſelbſt 
ſtaatsrechtlich ein ſelbſtändiges Fürſtentum und Fahnlehen des Reiches. 
Auch die Dispoſition Joachims II. vom 22. Februar 1562 bringt 
in der Frage der Erbteilung keine neue Wendung. Da überdies einzig 
der Kronprinz Johann Georg den Kurfürſten überlebte, tft fie nicht aus⸗ 
geführt worden. Trotzdem iſt die Urkunde bedeutſam wegen ihrer engen 
Verflechtung mit zwei Hauptfragen der äußeren Politik Joachims. Sie 
iſt ein überaus bezeichnender Ausdruck der Politik eines Territorial- 
fürſten, die in erſter Linie ſtets Verſorgungspolitik war. Beſtimmend 
für die ganze Anlage der Dispoſition war die magdeburgiſche Frage. Für 
drei mögliche Wendungen in dieſer beharrlich verfolgten Sache trifft der 
Kurfürſt Beſtimmungen: der zweite Sohn kann im Beſitz Magdeburgs 
und Halberſtadts bleiben und bekommt dann keinen Anteil an der Re⸗ 
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gierung der Kurlande; er kann zweitens beim Übertritt zur neuen Lehre 
wegen des geiſtlichen Vorbehaltes die Stifte verlieren und bedarf dann 
einer Verſorgung mit Landesteilen, um nicht „ins Elend gewieſen“ zu 
ſein. Drittens aber — hier ſpiegelt ſich die Tagespolitik unmittelbar in 
der Dispoſition — rechnet Joachim ernſtlich mit der Möglichkeit, daß 
Sigmund die beiden Stifte erblich an ſein Haus bringe, indem er ſie nach 
dem Vorbilde Preußens ſäkulariſiert. Wenn ihm dies gelingt, ſo ſoll er 
„du freundlicher und dankbarer Vergleichung“ denſelben Anteil bekommen, 
wie im zweiten Fall. Freilich iſt dieſer Anteil nur beſcheiden, der Kurfürſt 
verfügt ja nur über Alt⸗ und Mittelmark, doch fall Sigmund bei der 
erſten Gelegenheit beſſer bedacht werden, er ſoll den früheſten der zu erwar⸗ 
tenden Anfälle bekommen. Außer der Neumark und den fränkiſchen 
Landen iſt auch Preußen genannt. Wieder iſt die Dispoſition ein un⸗ 
mittelbares Zeugnis zur Außenpolitik Joachims: obgleich die Vertröſtung, 
die der brandenburgiſche Geſandte am 7. Februar 1559 erhielt, ausdrück⸗ 
lich nur die Mitbelehnung des jeweiligen Kurfürſten mit Preußen in 
Ausſicht geſtellt hatte, lebt der Kurfürſt noch 1562 der Hoffnung, Sig⸗ 
mund unter Umſtänden mit Preußen verſorgen zu können und damit 
das Ziel zu ereichen, um deſſentwillen er die Mitbelehnung betrieben 
hatte. — 

Faſt zwei Jahrhunderte ſeit der Erwerbung der Mark ſind die Kur⸗ 
fürſten von Brandenburg ohne eine beſtimmte, obſervanzmäßige oder 
hausgeſetzliche Erbfolgeordnung ausgekommen, ohne daß es zu ernſtlichem 
Familienzwiſt kam und ohne daß die Lande allzu ſehr zerſplittert wurden. 
Es blieb eben durch Schickſalsfügung der Verſorgungsſpielraum ſtets 
ziemlich groß. Es gab immer verhältnismäßig viele Lande und wenig 
Söhne. Die beiden Male, in denen es zu einer Teilung der Mark ge⸗ 
kommen war, fiel jedesmal das abgetrennte Land mit dem ſöhneloſen 
Tod des erſten Regenten wieder an die Kurlinie zurück. So erklärt es 
ſich, daß ſich nie das Bedürfnis zeigte, die Hausverfaſſung weſentlich 
abzuändern und daß auf die Unteilbarkeit gerichtete Wünſche keinen 
dauernden Erfolg hatten. 

Ganz anders wurde die Lage, als der Verſorgungsſpielraum in den 
ſpäteren Jahren Johann Georgs bedeutend enger wurde. Im 
Jahre 1595, als er ſich zur Erbteilung anſchickte, hatte Johann Georg 
ſechs Söhne und der bereits 49 Jahre alte Kurprinz Joachim Friedrich 
gar ſieben Söhne, zehn der Markgrafen waren unverſorgt. Unter dieſen 
Umſtänden mußte die Regelung der Erbfolge von vornherein ſchwierig 
ſein. Zudem war die allgemeine politiſche Lage für eine Landesteilung 
denkbar ungünſtig. Bei der Gewitterſchwüle politiſcher Spannung, die 
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in den letzten Jahrzehnten vor dem dreißigjährigen Kriege über dem 
Reich lagerte, ſchien es geboten, alle Kräfte zuſammenzufaſſen, anſtatt 
ſie durch Teilungen zu zerſplittern. Für Brandenburg hatten außerdem 
die Bemühungen um die Verſorgung der jüngeren Söhne in Jülich und 
Straßburg ſchon zu den ſchwerſten Verwicklungen geführt, weitere waren 
in Jägerndorf und Preußen zu erwarten. In allen dieſen Fragen ſtand 
der damals noch energiſchere Kurprinz und Adminiſtrator in ſtarkem Gegen⸗ 
ſatz zu ſeinem friedſeligen und entſchlußunfähigen Vater. Doch ver⸗ 
ſtärkte der politiſche Gegenſatz nur eine allgemeine Trübung, die das 
Verhältnis zwiſchen Vater und Sohn infolge der beſonderen Lage der 
Familienverhältniſſe erfahren hatte. Eine Konſtellation, wie fie hier 
vorlag, hat öfters die Entwicklung des fürſtlichen Sonderrechts beeinflußt. 
Der Kurprinz, der ſelbſt ſchon in höherem Alter ſteht und viele Kinder zu 
verſorgen hat, ſieht ſein lange unbeſtrittenes Erbe zuguterletzt gefährdet 
durch die Bemühungen einer jungen Stiefmutter, ihren leiblichen Kindern 
möglichſt großen Anteil am Erbe zu verſchaffen. Der Kurfürft ftüßte 
ſich auf die beiden Präzedenzfälle von 1437 und 1534, Joachim Friedrich 
berief ſich auf die goldene Bulle und die als Hausgeſetz verſtandene Achillea. 
Trotz hartnäckigſter Bemühungen vermochte Johann Georg nicht ſeinem 
Sohne die Zuſtimmung abzuringen zu der von ihm geplanten Abtren⸗ 
nung der Neumark zugunſten des älteſten Stiefbruders. Die gleichwohl 
unter dem 20. Januar 1596 ausgefertigte Dispoſition war alſo rechts⸗ 
ungültig. | 

Es ift bekannt, daß Joachim Friedrich nach dem Tode des 
Vaters ſich der Neumark verſichert und fie gegen die jahrelang aufrecht⸗ 
erhaltenen Anſprüche der Stiefbrüder behauptet hat. Dennoch war er 
vornherein zu einem gütlichen Vergleich entſchloſſen und bereit, die 
Einigung damit zu erkaufen, daß er den beiden älteſten Stiefbrüdern 
die fränkiſchen Lande nach ihrem Heimfall überließ, was für ihn, der 
damals ſelbſt noch vier unverſorgte Söhne hatte, ein großes Opfer war. 
Der bereits im Mai 1598 aufgeſetzte Geraiſche Hausvertrag mußte freilich 
noch fünf Jahre unvollzogen liegen bleiben, erſt nach dem Heimfall der 
fränkiſchen Lande gaben die Stiefbrüder ihren Widerſtand auf. Am 
21. Juli 1603 kam der Onolzbacher Vergleich zuſtande, durch den der 
Hausvertrag Rechtskraft erhielt. Er enthält nun „die Notdurft, wie es 
von nun an zu ewigen Zeiten in unſerm hochlöblichen Kurhauſe ſolle 
gehalten werden.“ Bezeichnend für das im fürſtlichen Hausrecht fort⸗ 
lebende mittelalterliche Rechtsempfimden iſt es, daß dieſer Ankündigung 
nicht ein ſyſtematiſcher Aufbau von objektiven Rechtsgrundſätzen folgt, 
ſondern eine Beſtätigung und Erneuerung eines alten, angeblichen Haus⸗ 
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geſetzes, der Achillea, d. h. alſo Wiederherſtellung guten alten Rechts, und 
eine Vereinbarung über die ſubjektiven Rechte der Vertragſchließenden, 
in der nur durch gewiſſe geeignete Klauſeln der neue objektive Rechts⸗ 
grundſatz der Unteilbarkeit und Primogenitur ausgedrückt wird. Mit 
einer letzten Erbteilung erkauft das Haus dieſes neue Recht, das fortan 
für die Mark ebenſo gelten ſoll, wie es für die fränkiſchen Lande ſchon 
im Regensburger Vertrag von 1541 angeordnet war. Freilich ſchließt 
nach dem Wortlaut der Urkunde die Unteilbarkeit hier noch nicht ohne 
weiteres die fortwährende Einverleibung der Neuerwerbungen ein, 
ſondern bezieht ſich nur auf den damaligen Umfang der Lande und die 
bereits erlangten Anwartſchaften. Gewinngut ſteht nach wie vor zur 
freien Verfügung des erſten Erwerbers. Auch die Frage der Unteilbarkeit 
wird eben nicht abſtrakt durchgedacht, ſondern man geht von dem kon⸗ 
kreten Intereſſe des Tages aus: die einzelnen Anwartſchaften werden 
unter namentlicher Nennung ausdrücklich als dem jeweiligen Kurfürſten 
allein zuſtehend aufgeführt, weil die Dispoſition Johann Georgs ſie im 
Gegenteil allen Söhnen zu gleichen Teilen zugeſprochen hatte. Man 
ſtellt keine allgemeinen Grundſätze auf, ſondern entkräftet nur Satz für 
Satz die nicht genehmen Beſtimmungen der Dispoſition, über die es 
zum Zwiſt gekommen iſt. — 

Die Erbteilungen, denen die Dispoſitionen ihr Daſein verdanken, 
bilden alſo ihr beherrſchendes Thema. Aber es iſt nicht das einzige. Mehr 
oder weniger eng hängen die geſamten Fragen des fürft- 
lichen Sonderrechts mit der Erbteilung zuſammen, und ſo 
ergibt ſich in der Dispoſition die Gelegenheit, die rechtlichen Gewohn⸗ 
heiten des Hauſes ſchriftlich niederzulegen, wie ſie gerade im Rechtsgefühl 
des regierenden Herrn lebendig ſind oder ſich in den altväterlichen Ver⸗ 
trägen finden. 

So können etwa die Maßnahmen, durch die die Zerſplitterung des 
Beſitzes innerhalb der Familie verhütet werden ſoll, nur dann einen Sinn 
haben, wenn gleichzeitig eine Entfremdung nach außen durch geeignete 
Rechtsgrundſätze verhindert wird. Der jeweilige Beſitzer wird in zuneh⸗ 
mendem Maße in ſeiner Verfügungsfreiheit beſchränkt. Dieſe Frage 
nach der Veräußerlichkeit des Stammguts findet bereits in der 
Achillea einen gewiſſen Abſchluß. Der dort aufgeſtellte Grundſatz: Erbgut 
iſt unveräußerlich, Gewinngut dagegen ſteht zur freien Verfügung des 
erſten Erwerbers, tft unverändert noch in den Geraiſchen Vertrag über⸗ 
gegangen. ö 

Das zweite weſentliche Merkmal des fürſtlichen Stammguts iſt die 
allgemeine Regelung der Erbfolge innerhalb der Geſamt⸗ 
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familie. Die Söhne haben ein alleiniges und unentziehbares Erbrecht, 
das nur mit ihrer Zuſtimmung eingeſchränkt werden kann. Jede Landes. 
teilung geſchieht für die ganze Dauer der dadurch neuentſtehenden Linien. 
Wenn ein regierender Herr ſöhnelos ſtirbt, tritt das Obereigentum der 
Geſamtfamilie in Erſcheinung, es erben nicht die Töchter und Kognaten, 
ſondern der nächſte Agnat. Dieſes Recht iſt die Vorausſetzung aller der 
einzelnen Regelungen in den Dispoſitionen. Nach der Erwerbung der 
Mark organiſierte das Haus die Erbfolge ſo, daß die fränkiſchen wie die 
märkiſchen Herren je unter ſich eine engere Einheit bildeten, das im Ge⸗ 
ſamtfamilienzuſammenhang begründete Erbrecht trat erſt dann in Kraft, 
wenn die eine oder andere Gruppe ganz ausgeſtorben war. 

Die Einheit der Geſamtfamilie findet einen weiteren Ausdruck in 
gewiſſem gemeinſamem Eigentum. Es handelt ſich um Sachen, 
die man nicht einem einzelnen zuteilen kann, ohne die Gleichheit der Erb⸗ 
teile aufzuheben, wie die Reſte des alten Burggrafenamtes und die Berg⸗ 
werke, oder um ſolche, deren beſondere Zweckbeſtimmung eine Teilung 
verbietet, wie das Kirchengerät in den Schloßkapellen und die Urkunden. 
Doch ſchwindet dieſes gemeinſame Eigentum bald ganz dahin. 

Von dem nach den Grundſätzen des Stammguts gebundenen Eigen⸗ 
tum des Hauſes, das der jeweilige Beſitzer nur als nutznießendes und 
verwaltendes Organ der Familie inne hat, wird die fahrende Habe, 
das ſog. „Erbe“ unterſchieden, über das der Beſitzer frei verfügen kann. 
Dazu gehört das bewegliche Gut aus den drei verſchiedenen Rechtskreiſen, 
die Staat, fürſtliches Haus und Einzelperſon nach heutigen Begriffen bilden 
und welche patrimoniale Auffaſſung eben nicht unterſcheidet. Wenigſtens 
der Theorie nach gehört alles zum „Erbe“, bildet ein einheitliches Ganzes, 
praktiſch aber iſt eine unterſchiedliche Behandlung die natürliche Folge des 
ſehr verſchiedenen Weſens der in Frage kommenden Sachen: Geſchütz, 
„Tapezerei“, Hausrat, Kleinodien und Silbergeſchirr, „Bereitſ chaft“ an 
gemünztem und ungemünztem Edelmetall. 

Mit der Beſchränkung der Zahl der regierenden Herren entſteht die 
Frage, wie die Nachgeborenen verſorgt werden ſollen. Die 
Antwort iſt zunächſt ohne weiteres gegeben: im geiſtlichen Stand. Aber 
ſchon die Dispoſition Joachims II. zeigt in ihrer ganzen Anlage, wie ſehr, 
nachdem das Haus proteſtantiſch geworden, der geiſtliche Vorbehalt dieſe 
Art Verſorgung gefährdete, die fortan immer ſchwieriger, auf die Dauer 
unmöglich wurde. Man mußte den Nachgeborenen eine Jahresrente 
ausſetzen, 6000 Taler im Geraiſchen Vertrag. Dieſe kärgliche Abfindung 
der jüngeren Söhne erſcheint als eine große Härte, wenn man nur die 
hausgeſetzlichen Beſtimmungen betrachtet. In Wirklichkeit iſt kaum je 
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ein Nachgeborener im 16./17. Jahrhundert allein auf das Gelddeputat 
angewieſen geweſen. 

Die Töchter find von vornherein von der Erbſchaft am Stammgut 
ſowohl wie an der Fahrnis ausgeſchloſſen. Weibliche Erbfolge wäre erſt 
dann in Frage gekommen, wenn gar kein männlicher Agnat mehr gelebt 
hätte, in dieſer Periode lag ſie ganz außerhalb jeder Berechnung. Die 
Grundſätze über die Verſorgung der Töchter ſind bereits in den älteſten 
Hausverträgen ausgebildet und erfahren ſpäter kaum eine Anderung. 

Die Verſorgung der Gemahlin wird in den Dispoſitionen kaum 
erwähnt, höchſtens daß einmal anmerkungsweiſe geſagt wird, die Erb⸗ 
teilung ſolle dem Leibgedinge der Witwe keinen Eintrag tun. 

Ebenſo kurz abgetan wird die zugleich Regentſchaft bedeutende Vor⸗ 
mundſchaft, weil die Frage in dieſer Periode niemals brennend 
geworden iſt. Man begnügt ſich damit, ganz allgemein die Agnatentutel 
anzuordnen. 

Bei jeder Landesteilung wurde die Stellung des Geſamthauſes 
empfindlich geſchwächt, da ja jedem einzelnen regierenden Herrn nur 
die Machtmittel ſeines Anteils zur Verfügung ſtanden und ſeine poli⸗ 
tiſche Geltung und Widerſtandskraft fremden Angriffen gegenüber dem⸗ 
entſprechend geringer war; ganz zu ſchweigen von der Einbuße an Macht 
und Geltung, die dann eintreten mußte, wenn die regierenden Herren 
einander nicht nur nicht beiſtanden, ſondern gar die Waffen gegeneinander 
kehrten. Um dieſer Gefahr entgegenzuwirken, ſuchte man durch beſondere 
Beſtimmungen in den Dispoſitionen eine gewiſſe Familiendiſzi⸗ 
plin aufrecht zu erhalten, die Kräfte der Familie auf politiſchem und 
militäriſchem Gebiet zuſammenzufaſſen und Streitigkeiten von Ange⸗ 
hörigen des Hauſes durch ein Austragsverfahren ohne Einmiſchung Frem⸗ 
der zu ſchlichten. Freilich blieben dieſe Ermahnungen zumeiſt ſchöne Worte 
und ohne Einfluß auf die Tagespolitik. 

Die beherrſchende Tatſache im ſtaatlichen Leben des Territorial⸗ 
fürſtentums iſt der mehr oder weniger ausgebildete Kondominat der 
Stände. Es gibt dabei, wie Seckendorf ſagt, einige Regierungs⸗ 
geſchäfte, die der Landesherr „wo nicht aus Schuldigkeit, doch nützlich 
und rühmlich mit feinen Landſtänden communiciere". Dazu gehören 
auch die Erbteilungen. An ſich ſind ſie eine rein innere Angelegenheit 
des Hauſes, für die nur die Obſervanz und autonome Satzung maß⸗ 
gebend iſt. Die Landesherrſchaft beſitzt ja ihre Gewalt zu eigenem, gött⸗ 
lichem Recht und kraft der Reichsverfaſſung, der einzelne Sproß des 
Hauſes hat einen feſten rechtlichen Anſpruch auf die Nachfolge, den Unter⸗ 
tanen bleibt nur die formelle Anerkennung dieſes Erbrechts in der Huldi⸗ 
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gung. Allerdings ijt der Landesherr an das Recht gebunden. Cine vor⸗ 
geſehene Landesteilung darf die wohlerworbenen ſubjektiven Rechte der 
Untertanen nicht beeinträchtigen; ſoweit ſie es doch tut oder zu tun ver⸗ 
dächtig iſt, kann ſie nur mit dem consensus fidelium geſchehen. Aber um 
dieſen Einklang mit dem Rechtsbewußtſein der Geſamtheit herzuſtellen, 
iſt dem Landesherrn keine beſtimmte Rechtsform vorgeſchrieben, es genügt 
auch die ſchweigende Zuſtimmung des Landes, und ſo handelt 
der Fürſt praktiſch abſolut. So geſchieht es in Brandenburg im 15. Jahre 
hundert. An der Aufrichtung der Dispoſitionen von 1437, 1447 und 1473 
ſind die Stände nicht beteiligt. Nur ganz vereinzelte Abſchnitte nehmen 
Rückſicht auf vorhandene ſtändiſche Privilegien. Vor allem wird Albrecht 
Achills oben genannte Entſcheidung in der Frage der Veräußerlichkeit 
durch die Tatſache mit beſtimmt ſein, daß der Kurfürſt ein halbes Jahr 
vorher den Ständen eine entſprechende Zuſage hatte machen müſſen, um 
fie zur Übernahme der landesherrlichen Schulden zu bewegen. 

Als die Stände im 16. Jahrhundert mit ihrer wachſenden Macht 
zu einer in feſten Rechtsformen verlaufenden Anteilnahme am Regiment 
gelangt waren, erſchien es ſowohl billig wie politiſch klug, daß man von 
vornherein ausdrücklich in gütlichem Einvernehmen mit der Landſchaft 
handle, daß man, weniger für die Landesteilung überhaupt als für die 
Einzelheiten der Durchführung, zwar nicht die förmliche Genehmigung 
aber doch ein „ratſam Bedenken“ der Stände erbitte. Die beiden 
Joachime und Johann Georg haben zu den Beratungen über ihre Dispo⸗ 
ſitionen jedesmal einen „Ausſchuß gemeiner Landſchaft“ hinzugezogen, 
der allerdings nichts anderes iſt, als ein um ein paar Vertreter der Prä⸗ 
laten und der Ritterſchaft erweiterter kurfürſtlicher Rat. Am meiſten 
Anteil haben die Stände an der Entſtehung der Dispoſition Johann 
Georgs gehabt, Verhandlungen, über die wir zudem genau unterrichtet 
ſind. Gegen die Landesteilung haben die Stände weder 1534 noch 1595 
etwas Ernſtliches einzuwenden, ſolange und ſoweit ſie der Landſchaft 
keine neuen Laſten aufbürdet. Im Falle Johann Georgs brachte dieſe 
grundſätzliche Anſchauung die Stände in einen Gegenſatz zu dem Admini⸗ 
ſtrator, der ja von einer Landesteilung nichts wiſſen wollte. Um es mit 
dem künftigen Landesherrn nicht ganz zu verderben, zogen ſie ſich auf den 
ſtrengen Rechtsſtandpunkt zurück: die an ſich zuläſſige Landesteilung 
kann nur unter Wahrung aller Formen verfügt werden, d. h. nur mit 
dem consensus interessentium. Das war allerdings der ſpringende 
Punkt, und der Kurfürſt war ſehr erzürnt über die Hartnäckigkeit, mit 
der die Stände dieſe ihre Mahnung immer wieder vorbrachten. Er hat 
ſich bekanntlich nicht darum gekümmert. Auch in den Verhandlungen 
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nach dem Tode Johann Georgs wichen die Oberſtände einer entſchiedenen 
Stellungnahme aus, an der Vorbereitung des Bea Vertrages 
waren ſie nicht beteiligt. 

In den entſcheidenden Fragen der eigentlichen Erbteilung folgten 
die Kurfürſten ihrem eigenen Kopfe, dagegen waren ſie zu weitgehenden 
Zugeſtändniſſen bereit, wenn es ſich um Aufrechterhaltung der ſtändiſchen 
Privilegien handelte. In vielen Fällen nehmen die Dispoſitionen auf 
das ſtändiſche Syſtem Rückſicht. Immer wird zugeſichert, 
daß die Einnahmen der ſtändiſchen Schuldenverwaltung durch die Landes⸗ 
teilung keinen Eintrag leiden ſollen und keine Mehrbelaſtung mit Fräu⸗ 
leinſteuer eintritt. Johann Georgs Dispoſition beginnt nach der lang⸗ 
atmigen Einleitung mit einer Art von symbolum des ſtändiſchen Terri⸗ 
torialfürſtentums, einer kurzen Zuſammenfaſſung deſſen, was die Fürſten 
in den Landtagsreverſen zu verſprechen pflegten, und dieſer Abſchnitt 
iſt ſogar im Geraiſchen Vertrag als Norm für ewige Zeiten an die Spitze 
der hausgeſetzlichen Beſtimmungen geſetzt. Das ſtändiſche Syſtem er⸗ 
ſchien dieſen Fürſten als eine mit der göttlichen Ordnung der Dinge 
gegebene Selbſtverſtändlichkeit. 


2. | 

Die väterliche Dispoſition ijt das letztwillige Rechtsgeſchäft des 
- fürftlichen Hausrechts. Daneben beſteht für den Landesherrn eine zweite 
Möglichkeitletztwilliger Verfügung, die das Landrecht bietet. Denn 
wie jeder andere Menſch, ſo iſt auch der Fürſt ein Chriſt, der für das Heil 
ſeiner Seele zu ſorgen wünſcht durch Stiftungen an die Kirche, und ein 
patriarchaliſcher Hauswirt, der treue ihm geleiſtete Dienſte durch Ver⸗ 
mächtniſſe belohnen will. Im germaniſchen Recht urſprünglich unbe⸗ 
kannt, hatte ſich die rechtliche Möglichkeit dazu längſt entwickelt. 

In zwei Beiſpielen liegt uns dieſer deutſchrechtliche „letzte Wille“ 
im brandenburgiſchen Hauſe vor. Es ſind die beiden bedeutendſten Fürſten 
des „erſten heroiſchen Zeitalters der Hohenzollern“, die ein ſolches Ge⸗ 
ſchäft in Schrift geſetzt haben, Friedrich I. am 18. September 1440 auf 
der Kadolzburg, zwei Tage vor ſeinem Tode, und Albrecht Achill am 
Allerheiligentage 1485, als er ſchwerkrank zu Ansbach lag. Kennzeichnend 
für die beiden Urkunden iſt es, daß ſie nicht den bedeutenden Fürſten 
zeigen, geſchweige denn den Kurfürſten von Brandenburg. Es ſpricht 
hier beidesmal ein todkranker Mann, der „der Welt genug gearbeitet“ hat 
und nun dabei iſt, „der Seele Heil mit Gottes Hilfe zu betrachten“; ein 
Burggraf von Nürnberg, dem die Mark immer ein Nebenland, N 
ſtets die eigentliche Heimat geweſen und geblieben iſt. 
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Zunächſt alfo und hauptſächlich ift der legte Wille ein Seelgerät. 
Es umfaßt ein ganz untheologiſches ſchlichtes Bekenntnis zu dem ſelbſt⸗ 
verſtändlichen Chriſtenglauben, die bündige Erklärung, von dieſer Welt 
abſcheiden zu wollen als ein frommer, chriſtlicher Kurfürſt; dazu die An⸗ 
ordnungen für das Begräbnis und für die guten Werke, die nach der 
Lehre der Kirche geeignet ſind, eine Milderung der zeitlichen Sünden⸗ 
ſtrafen zu erwirken und die gleichzeitig das Andenken an den Toten auf 
Erden wacherhalten ſollen. 

In zweiter Linie enthält der letzte Wille ein weltliches „Ge⸗ 
ſchäft“, indem aus der Fahrhabe Vermächtniſſe an nicht der Familie 
angehörende Laien ausgeſetzt werden. Friedrich I. begnügt ſich mit 
kurzen allgemeinen Anweiſungen, Albrecht Achill, in deſſen letzten Willen 
überhaupt ſeine rechnende Umſicht, ſein ſparſames und haushälteriſches 
Weſen einen eigenen Ton bringt, trifft ganz genaue Anordnungen. 

Mit dieſen Stiftungen und Vermächtniſſen iſt der letzte Wille ein 
privates Rechtsgeſchäft, das ebenſogut wie der Landesherr jeder gute 
Hauswirt und fromme Chriſt aufſetzen kann. Aber zu einer Zeit, wo man 
die drei Rechtskreiſe des einzelnen Fürſten, des adeligen Hauſes und des 
Staates begrifflich nicht ſcheidet, iſt es nicht verwunderlich, wenn darin 
einzelne Sätze eingeſprengt find, die öffentlich- rechtliche 
Dinge betreffen. Beidesmal erhält der Nachfolger eine allgemeine 
Mahnung, deren Inhalt dem mittelalterlichen Herrſcherideal entſpricht: 
ein rechter Vormund der Untertanen ſein, ein Friedensſchützer und Be⸗ 
wahrer des guten alten Rechts, der vor allem keine neuen Steuerlaſten 
auflegt. Es ſind kleine Verhältniſſe und rein fränkiſche dazu, die Fried⸗ 
rich I. in ſeinen letzten Tagen beſchäftigen: er will den Tod und damit 
die zeitlichen Sündenſtrafen vor Augen, wenigſtens in einzelnen Fällen, 
die gerade vorliegen, die chriſtliche Liebe walten laſſen, die er unter den 
Bedingungen des Sündenſtandes ſo oft hat zurückſtellen müſſen. 


3. 


Als am 14. März 1562 Joachim II. fein Teſtament aufſetzte, 


waren faſt 80 Jahre verfloſſen ſeit Albrecht Achills „Proteſtation“. 


Zwei Ereigniſſe von größter hiſtoriſcher Tragweite, die Reformation 
und die Rezeption des römiſchen Rechtes, hatten in⸗ 
zwiſchen die Verhältniſſe im Reich gründlich verändert. Beide mußten 
aus dem „letzten Willen“, der ja ebenſo ſehr Ausdruck religiöſen Glau⸗ 
bens wie germaniſcher Rechtsgewohnheit war, etwas völlig Neues 
machen. | 
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In Brandenburg war 1527 durch die constitutio Joachimica das 
römiſche Erbrecht mit einigen die heimiſche Eigenart wahrenden An⸗ 
derungen eingeführt worden. Das betraf zwar eigentlich das fürſtliche 
Sonderrecht nicht, das ja längſt von dem allgemein geltenden Rechte ſich 
unterſchieden hatte. Aber unter dem Einfluß der romaniſtiſch gebildeten 
Juriſten war man außerſtande, dem Hausrecht die ſeinem Weſen ent⸗ 
ſprechenden Formen zu erhalten, obwohl man an ſeinen inhaltlichen 
Grundſätzen feſthielt. So preßte man die alten Rechtssätze in die Zwangs⸗ 
jacke der römiſchen Formen, die ihnen ſchlecht genug paßte. 

Aber ſo ſchroff der äußeren Form nach der Bruch mit der Vergangen⸗ 
heit iſt, eine Betrachtung des Inhalts zeigt die hier wie überall beſtehende 
Kontinuität der hiſtoriſchen Entwicklung. Zunächſt ſetzt das Teſtament 
von 1562 die Form des Seelgeräts, ins Lutheriſche 
umgeſetzt, fort. Es beginnt mit denſelben, hier nur breiter ausge⸗ 
führten Formeln wie die letzten Willen; ſie beruhen auf der allgemeinen 
chriſtlichen Grundlage, die dem alten und neuen Glauben gemeinſam 
iſt. Aber alles das iſt unwichtig und nur Beiwerk gegenüber dem Glau⸗ 
bensbekenntnis, das der Kurfürſt eigenhändig entworfen hat. 
Es entſpricht der Dogmatik der ſtrengen lutheriſchen Richtung. Der Kur- 
fürſt bekennt ſich zu dem apoſtoliſchen Chriſtusbilde, wie es in den drei 
altchriſtlichen Symbolen geformt iſt, zu dem Glauben, daß die erlöſende 
Heilsgewißheit aus reiner Gnade, ohne ſein Verdienſt den Menſchen 
überkommt, daß Chriſti Tod eine reale Entſchuldung der in Sünde ver⸗ 
fallenen Menſchheit bedeutet, endlich zu der Lehre von der Realpräſenz 
Chriſti im Abendmahlsſakrament und von der Kirche als einer allge- 
meinen objektiven Gnadenanſtalt. So hat ſich die bündige Proteſtation 
Albrecht Achills bei ſeinem Urenkel in eine kleine theologiſche Abhandlung 
verwandelt. Die frommen Stiftungen des Seelgeräts ſetzen ſich mit 
neuem Sinn und neuem Inhalt fort in den „milden Sachen“ des Te⸗ 
ſtaments. 

Als man die römiſch⸗ rechtliche Form des Teſtamentes ſich aufdrängen 
läßt, entſteht die größte Schwierigkeit bei dem eigentlich rechtlichen 
Beſtandteil, der an die Stelle des mit dem Seelgerät verbundenen 
weltlichen „Geſchäfts“ tritt, in dem aus der Fahrhabe Vermächtniſſe an 
andere Laien als die geborenen Erben ausgeſetzt werden konnten. Denn 
das Teſtament muß die Erbeseinſetzung enthalten, ohne ſie 
wäre es ungültig. Man hilft ſich, indem man, was die Fahrhabe 
anlangt, die beiden Söhne zu „gemeinen, rechten und wahren Erben“ 
einſetzt, eine ganz überflüſſige Fiktion, da es ja geborene Erben ſind und 
für die Verteilung der Fahrhabe unter fie die väterliche Disposition maß⸗ 
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gebend iſt. Auch die Töchter werden zu Erben des Pflichtteils eingeſetzt, 
als den ſie Heiratsgeld und Ausſteuer betrachten ſollen. 

Weit größeren Raum als im ledten Willen nehmen im Teſtament 
Abſchnitte ein, in denen der Fürſt nicht nur als Chriſtenmenſch und Haus⸗ 
vater, ſondern als Landesherr ſpricht. Hier findet der „politiſche 
Unterricht“ ſeine Stelle, der ſich in der Reformationszeit bei den 
deutſchen Fürſten zu einem allgemein geübten Brauch entwickelt hat. 
Die Reformation hat den Fürſten einen großen Zuwachs an Macht ein⸗ 
gebracht, aber mit dem Landeskirchentum auch eine große, als innerſte 
Gewiſſenspflicht aufgefaßte Aufgabe und eine tiefer als bisher gefühlte 
Verantwortung vor Gott. Angeſichts des Todes ernſtlich an die reli⸗ 
giöſen, ethiſchen Maßſtäbe gemahnt, nach denen man gerade als Landes 
herr hätte leben ſollen und gegen die man infolge der Schwäche des 
Fleiſches ſo oft geſündigt hat, fühlt man ſich verpflichtet, als letztwillige 
Außerung wenigſtens dem Nachfolger die Grundſätze einer rechten chriſt⸗ 
lichen Obrigkeit eindringlich vor die Seele zu ſtellen. Man will gar nicht 
beſtimmte Ratſchläge für konkrete Fragen geben, ſondern es handelt ſich 
um individualitätsarme, mehr typiſche und traditionelle, idealiſierende 
Anweiſungen. Ein ſolcher politiſcher Unterricht findet ſich in größerem 
Umfange nur im Teſtament Joachims II. und etwa noch in der Ab⸗ 
dankungsurkunde Johann Sigismunds; in dem früh feſtgewordenen 
Typus der väterlichen Dispoſition zeigen ſich nur Anſätze dazu. 

Nachdem Joachims L Feindſchaft gegen den neuen Glauben in einem 
bezeichnenden Abſchnitt ſeiner Dispoſition zum Ausdruck gekommen iſt, 
ergibt ſich fortan das typiſche Bild des lutheriſchen Ständeſtaates. 
Erhaltung des reinen Glaubens, Fürſorge für die Univerſität und die 
Fürſtenſchule, dieſe Mahnungen kehren immer wieder; Joachims J. 
Vorliebe für katholiſierende Zeremonien im Dom und die dementſpre⸗ 
chenden pietätvollen Anweiſungen Johann Georgs, die dem Kurfürſten 
Johann Sigismund wider ſeinen Herzenswunſch aufgezwungene Tole⸗ 
ranzpolitik kommen zur Sprache. 

Auch die Unterweiſungen über das weltliche Regiment ſind ganz 
vom Geiſte der lutheriſchen Soziallehren getränkt. Gerade Joachim II. 
mußte, ebenſo wie Luthers Ablehnung aller Werkgerechtigkeit, ſo auch 
deſſen Lehre von der Verwerflichkeit jedes Angriffskrieges und ſein Miß⸗ 
trauen gegen große Bündniſſe überaus willkommen ſein zur Rechtferti⸗ 
gung ſeiner Vermittlungspolitik. Noch wirkt in ſeinem Teſtament der 
heilloſe Schrecken nach, den das Schickſal der Mühlberger Gefangenen 
den deutſchen Fürſten eingejagt hatte. Auch Johann Georg warnt vor 
den großen Unionen und möchte, daß ſeine Erben „allwege das alte bruch⸗ 
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fällige Reichsgebäu lieber ſtützen als vollends brechen helfen.“ Auf dieſe 
Worte berief ſich ſein Sohn, als er, ſtatt der Heidelberger Union beizu⸗ 
treten, riet „alle gütlichen Mittel zu verſuchen und das übrige dem All⸗ 
mächtigen zu befehlen.“ 

Viel kürzer wird die innere Politik abgetan. Man begnügt ſich in 
der Hauptſache mit einer kurzen, ſchlagwortartigen Zuſammenfaſſung, 
wie ſie oben im Abſchnitt über die Stände erwähnt iſt. Betont werden 
die bekannten Grundſätze: Sicherung des Landfriedens und Schutz des 
Eigentums, unparteiiſche Juſtiz, Aufrechterhaltung der ſtändiſchen Pri⸗ 
vilegien, zumal des Adels. Wenn ſchon die Sätze über den lieben Frieden 
idealiſierende Theorie ſind, die von der um Verſorgung jüngerer Söhne 
bemühten und gar nicht ſo erfolgloſen Realpolitik nichts ahnen läßt, ſo 
finden ſich hier noch mehr ſchöne Worte, fromme Wünſche, zumal wenn 
von dem damaligen Krebsſchaden, der Schuldenwirtſchaft, oder von der 
Jagdleidenſchaft die Rede iſt. Stets findet ſich ſchließlich die allgemein 
übliche Empfehlung der Beamten an den Nachfolger, der ſie ja als per⸗ 
ſönliche „Bediente“ ſeines Vorgängers nicht ohne weiteres zu über⸗ 
nehmen braucht und ohne Ruhegeld verabſchieden kann. 


4. 


Um die Wende des 17. Jahrhunderts vollendet ſich die Entwicklung 
der älteren letztwilligen Verfügungen der Brandenburger im Geraiſchen 
Vertrag. Mit dem großen Kur fürſten beginnt auch in dieſer 
Hinſicht eine neue Entwicklung. Nicht daß ſich in den neuen 
Teſtamenten der Geiſt des werdenden Machtſtaates unmittelbar aus⸗ 
ſpricht, im Gegenteil, er tritt in ihnen ſtark hinter den alten Tendenzen 
zurück. Dennoch hat das brandenburgiſche Fürſtenteſtament ein ganz 
anderes Geſicht bekommen. Dem alten Nebeneinander von Dispoſi⸗ 
tionen und letztem Willen oder Teſtament entſpricht jetzt der Gegenſatz 
von eigentlichem und politiſchem Teſtament, und die neue Trennungs⸗ 
linie geht quer durch die beiden alten Formen hindurch. 

Mit der Feſtſetzung der Linealprimogenitur und Unteilbarkeit hatte 
die väterliche Dispoſition ihre Daſeinsberechtigung verloren. Man hatte 
keinen Anlaß mehr, einen ſolchen Vertrag aufzurichten, ſolange man 
dem Hausgeſetz nachlebte, und Joachim Friedrich und Johann Sigis⸗ 
mund haben das getan. Beide haben ferner ebenſowenig wie Georg 
Wilhelm ihren „letzten Willen“ aufgezeichnet. Die Tradition war alſo 
ſeit 50 Jahren unterbrochen, als der große Kurfürſt 1651 zum erſten 
Male zu einer letztwilligen Verfügung ſchritt. So bediente er ſich der 
einzigen Form, die er in lebendiger Übung fand, des römiſch⸗recht⸗ 
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lichen Privatteſtamentes. Ein zweimal unternommener 
Verſuch, die alte deutſche Form der Dispoſition zu erneuern, blieb Epiſode. 
Schon 1664 kehrte Friedrich Wilhelm zu der römiſch⸗ rechtlichen Form 
zurück, die dann allein das äußere Gewand für alle ſpäteren letztwilligen 
Verfügungen des Hauſes abgegeben hat. In ungebrochener Entwick⸗ 
lung entſtanden 14 dieſer neuen Teſtamente und 12 Kodizille und „Dis⸗ 
poſitionen“. Die Zahl iſt ſo groß, weil die drei in Frage kommenden 
Herrſcher in ſehr jungen Jahren mit dem Teſtamentieren beginnen und 
infolgedeſſen häufig ihre früheren Beſtimmungen umſtoßen und durch 
neue erſetzen müſſen. Die Tradition brach jäh ab mit Friedrich 
dem Großen. Unter dem Einfluß der naturrechtlichen Staatslehre der 
Aufklärung eine längſt im Gange befindliche Entwicklung vollendend, 
bezeichnete er die bisher als Hausfideikommiß betrachtete Geſamtmaſſe 
von Gebietshoheit und Domanium als Staat und Eigentum des Volkes 
und unterſchied die Nachfolge im Staate ſtreng von der privatrechtlichen 
Erbfolge. Seine Teſtamente von 1752 und 1769 geben ſich ausdrücklich 
als reine Privatangelegenheiten. Der Bruch mit der Vergangenheit 
erſtreckt ſich bis auf die äußere Form: die Teſtamente ſind ganz eigen⸗ 
händige Niederſchriften in franzöſiſcher Sprache, die abgeſehen von der 
Beſiegelung auf alle Formen verzichten, während es ſich bei den Teſta⸗ 
menten der Vorgänger um hochamtliche Urkunden mit allen Kurialien 
handelt, die von hohen Beamten im Kanzleiſtil aufgeſetzt und von 
Schreiberhand ſorgfältig auf Pergament ins Reine geſchrieben ſind. 
Neben der politiſchen Unterweiſung alten Stils, die ſich nach wie 
vor in den Teſtamenten findet, entſteht in ben fog. politiſchen Te⸗ 
ſta menten ein ſelbſtändiger politiſcher Unterricht, der bei allem, erſt 
allmählich ſich lockerndem Zuſammenhang mit dem alten Geiſte von vorn⸗ 
herein durch den Machtgedanken und ſeine Auswirkungen in der äußeren 
und inneren Politik einen ganz neuen Charakter erhält. Das neue Staats⸗ 
ideal, zunächſt nur in der Bruſt des Herrſchers lebendig und vielfach 
gegen den Wunſch des Landes und ohne zureichende Unterſtützung durch 
die Räte in die Wirklichkeit umzuſetzen, verlangt vom Herrſcher neben 
großer Willenskraft und Arbeitsfreude eine ausgedehnte Sachkenntnis 
und Verſtändnis für weitreichende politiſche Zuſammenhänge. So er⸗ 
gibt ſich das Bedürfnis, den politiſchen Unterricht in eigenhändigen, 
geheimen, nur für den Nachfolger beſtimmten Schriften niederzulegen, 
die die innerſten realpolitiſchen Gedanken des Herrſchers unverhüllt 
ausſprechen und mehr und mehr ſämtliche konkreten und aktuellen Fragen 
des Staatslebens in ſyſtematiſcher Vollſtändigkeit und Ausführlichkeit 
behandeln. Erſt dieſe Aufzeichnungen ſind „politiſche“ Unterweiſungen 
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im heutigen Sinne, indem die Selbſtbehauptung und Machterweiterung 
einer eigenartigen individuellen Totalität, des a 
ſchen Geſamtſtaates, ihr eigentliches Ziel iſt. 

Wie bei dem Teſtament Joachims II., mit dem ſie die äußere Form 
gemeinſam haben, kann man auch bei den Teſtamenten des 17./18. Jahr⸗ 
hunderts jene drei Beſtandteile unterſcheiden, in die unſere Betrachtung 
ſchon die alten „letzten Willen“ zerlegt hat. 

Der erſte iſt das rein religiöſe Element, das noch immer 
von erheblicher Bedeutung iſt, wenn auch nicht mehr ſo allbeherrſchend 
wie in der Reformationszeit. Es kommt zur Geltung in den allgemeinen 
Sätzen der Einleitung, die vor allem bei Friedrich Wilhelm I. mehr als 
bloß konventionelle Formeln ſind. Dazu gehört der Abſchnitt über das 
Begräbnis, bei dem großen Kurfürſten traditionell gehalten, bei Fried⸗ 
rich L von der Prunkliebe des Königs beſtimmt, am meiſten individuell 
bei Friedrich Wilhelm I., den man „in Potsdam unter dem Altar ein⸗ 
ſcharrn“ ſoll. Die milden Stiftungen treten im Teſtament ſtark in den 
Hintergrund. Schließlich ſpielt der Glaube eine bedeutſame Rolle in den 
politiſcher Unterweiſung gewidmeten Abſchnitten. 

Den Kern und praktiſch allein bedeutſamen Beſtandteil dieſer neuen 
Teſtamente bildet der eigentlich juriſtiſche Beſtandteil, das 
letztwillige Rechtsgeſchäft im römiſchen Gewande. Hierin liegt der große 
Unterſchied gegenüber dem Teſtament Joachims II. als einer Über⸗ 
gangsform, bei der die rechtlichen Beſtimmungen nur eine praktiſch be⸗ 
deutungsloſe Verlegenheitslöſung der Erbeseinſetzungsfrage darſtellen 
und das Schwergewicht auf den Glaubensfragen und der politiſchen 
Unterweiſung liegt. Indem die Teſtamente nunmehr die rechtlichen 
Aufgaben ſowohl der väterlichen Dispoſition wie des „letzten Willens“ 
übernehmen, kehrt ſich dieſes Verhältnis um. 

Die Hauptaufgabe der väterlichen Dispoſition, die Regelung der 
Nachfolge im Stammgut ift durch die Annahme einer Primo⸗ 
geniturordnung ein für allemal gelöſt und der Willkür des einzelnen 
entzogen. Wenn gleichwohl in den Teſtamenten der Folgezeit dieſe Kern⸗ 
frage des väterlichen Vertrages wieder auftaucht, ſo hat dies ſeinen Grund 
in den beſonderen, das Hausgeſetz auf ihre Weiſe verſtehenden Ver⸗ 
ſorgungsplänen des großen Kur fürſten, fpäter dann 
nur in dem Zwang der fremden Rechtsform, die eine ausdrückliche Erbes⸗ 
einſetzung fordert. 

Dem Entſchluß Friedrich Wilhelms, die jüngeren Söhne ſtatt mit 
Jahrgeldern mit Gebietsteilen zu verſorgen, wurde der Boden bereitet 
durch das Fortbeſtehen der alten Schwierigkeiten und des alten Vorſtel⸗ 
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lungskreiſes in den Geld- und Standesfragen. Den entſcheidenden An⸗ 
ſtoß aber gab des Kurfürſten wohlbegründete Beſorgnis, ſein Haus oder 
wenigſtens die kurfürſtliche Linie möchte ausſterben. Bereits im zweiten 
Teſtament tut er darum ſeine Abſicht kund, angeſichts der anſehnlichen 
Neuerwerbungen wolle er den erhofften jüngeren Söhnen „dieſerwegen 
zum beſten etwas verordnen“, womit ſchon eine irgendwie geartete Ver⸗ 
ſorgung mit Gebietsteilen gemeint iſt. Ein Einfluß der Kurfürſtin braucht 
hier noch nicht angenommen zu werden. Der Verſorgungsplan beſtätigt 
nur die anderwärtig gewonnene Einſicht von der „dualiſtiſchen Staats⸗ 
auffaſſung“ Friedrich Wilhelms, der bei allem machtpolitiſchen Ehrgeiz 
noch tief in den Anſchauungen der territorialſtaatlichen Vergangenheit 
befangen iſt. So ſoll denn ſchon nach der erſten Dispoſition (von 
1659) der zweite Sohn Friedrich regierender Herr werden, wenn auch 
in ganz kleinen Gebieten, dem halberſtädtiſchen Amt Egeln und den pom⸗ 
merſchen Staroſteien Lauenburg und Bütow, beides Neuerwerbungen 
des Kurfürſten. Ergänzt wird die Verſorgung durch eine Anwartſchaft 
in Pommern und 20 000 Taler Jahresrente aus Halberſtadt. 

Dieſe Dispofition hat der Kurfürſt fünf Jahre ſpäter um 
geſtoßen, auf „unnachläſſigen Antrieb“ der Gemahlin, die ſich für ihren 
zarten und kränklichen Lieblingsſohn ganz beſonders eingeſetzt haben 
muß, um ihm die Stellung als regierender Herr in Halberſtadt zu ver⸗ 
ſchaffen. Es gab bedeutende Widerſtände zu überwinden, und der Kurfürſt 
hatte bei der Sache ein ſchlechtes Gewiſſen. Bezeichnenderweiſe bezog 
ſich dieſes nicht auf den Einwand gegen eine ſolche Gebietsteilung, der vom 
heutigen Standpunkte der ſchwerwiegendſte iſt, den machtpolitiſchen Ge⸗ 
danken. Dem glaubte er vollauf genüge zu tun, wenn er den Fürſten 
von Halberſtadt diplomatiſch und während der Dauer eines Krieges auch 
militäriſch dem Kurfürſten unterſtellte. Die zahlreichen abſchreckenden 
Beiſpiele einer ſolchen beſchränkten Landeshoheit der jüngeren Linien 
konnten ihn nicht irre machen. In der Dispoſition treten dieſe Bedenken 
ganz zurück hinter den Einwänden, die in formal⸗juriſtiſcher Hinſicht ge⸗ 
macht wurden. Die Kernfrage von der notwendigen Zuſtimmung des 
Erſtgeborenen war für den Kurfürſten von vornherein dadurch erledigt, 
daß er glaubte, im Sinne des Geraiſchen Hausgeſetzes zu handeln, wenn 
er über Neuerwerbungen frei verfügte, und in dieſem Falle des Erben⸗ 
konſenſes entraten zu können meinte. Schwieriger war es, den Einwand 
zu widerlegen, daß Halberſtadt als Aquivalent für das dem jeweiligen 
Kurfürſten allein vorbehaltene Pommern der freien Verfügung entzogen 
ſei. In der Dispoſition vom 2. April 1664 wurde der Wunſch der Kur⸗ 


fürſtin gleichwohl erfüllt. 
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Das dritte Teſtament vom 8. Dezember 1664 faßt im allge⸗ 
meinen nur das zweite Teſtament und die zweite Dispoſition zuſammen. 
Dem erhofften dritten Sohne werden außer dem Gelddeputat die durch 
die Halberſtädter Dispoſition freigewordenen Lande Lauenburg⸗Bütow 
zugewieſen. N 

Nachdem 1669 der erſte Sohn aus der zweiten Ehe geboren war, 
kam es am 6. Februar 1670 zur Ausfertigung des vierten Teſtamentes. 
Die Verſorgungsmaſſe blieb im weſentlichen dieſelbe, nur kam die Staro⸗ 
ſtei Draheim und die Anforderung auf Elbing hinzu neben den Dom⸗ 
propſteien zu Magdeburg und Halberſtadt und dem Johannitermeiſter⸗ 
tum zu Sonnenburg. 

In dem Ko dizill, das der Kurſürſt am 16. Oktober 1674 während 
des Feldzuges im Elſaß eigenhändig niederſchrieb, wird das Verſorgungs⸗ 
gebiet, das für die nunmehr fünf jüngeren Söhne nicht mehr genügt, 
um einige pommerſche Herrſchaften und Amter erweitert und ganz neu 
verteilt, wohl unter dem Einfluß der Kurfürſtin. Die Söhne erſter 
Ehe werden mit Halberſtadt und Egeln verſorgt, die aus der zweiten Ehe 
ſitzen alle nahe beieinander in Pommern. 

Zuſammenfaſſend kann man ſagen, daß der Kurfürſt in dem Jahr⸗ 
zehnt von 1664 — 1674 eine durchaus einheitliche Verſor⸗ 
gungs politik getrieben hat und feinen im politiſchen Teſtament 
niedergelegten Anſchauungen treu geblieben iſt. Wenn man von Friedrich 
abſieht, für den als Lieblingsſohn der erſten Gemahlin und nächſten Erben 
an der Kur nach dem noch unbeerbten Kurprinzen eben beſondere Be⸗ 
dingungen gelten, iſt die Verſorgung der jüngeren Söhne beſcheiden 
geblieben und beſchränkt ſich faſt allein auf kleine Neuerwerbungen und 
heimfallende Lehen. Bei ihrem geringen Umfange bedeuten dieſe Ge⸗ 
biete tatſächlich nicht viel mehr als einen Beſitz an adeligen Gütern, wenn 
ſie auch rechtlich mit einer begrenzten Landeshoheit verliehen ſind. Die 
aus dieſem Rahmen herausfallende Verſorgung Friedrichs mit Halber⸗ 
ſtadt hat ſeinerzeit, als ſie beſchloſſen wurde, ihre ganz beſonderen Gründe 
gehabt, ſie muß nun wohl oder übel aufrecht erhalten werden, auch wenn 
dieſe Gründe weniger dringlich geworden ſind. Nach wie vor aber gilt 
ſie als eine außergewöhnliche Regelung, die eben nur dieſen beſonderen 
Umſtänden ihr Daſein verdankt. ö 

Das geht aus der Art hervor, wie der Kurfürſt handelte, nachdem 
ſich die Lage dadurch geändert hatte, daß der älteſte Sohn Karl Emil 
ſtarb und Friedrich Kurprinz wurde. Im fünften Teſtament vom 
25. Juni 1676 rückten nicht etwa die jüngeren Brüder in den Anteil 
Friedrichs nach, nein, Friedrich Wilhelm hob die Ausnahmeverſorgung 


22 Hans Hallmann 


jetzt, wo kein Grund mehr dazu beſtand, völlig auf; Halberſtadt wurde 
gar nicht mehr erwähnt, und die Verſorgung der übrigen Söhne blieb 
ganz beim alten, nur daß die mit fahrläſſiger Kürze umſchriebene Ein⸗ 
ſchränkung der Landeshoheit ein wenig ſtärker iſt als 1664 — 1674. 


In dieſem Teſtament, kann man wohl jagen, ijt der Kur fürſt 
am meiſten er ſelbſt geweſen. Hier iſt eine Verſorgung, die ohne 
fremden Einfluß und ohne den Druck einer außergewöhnlichen Sachlage 
zuſtande gekommen iſt. Die zwei Seelen in der Bruſt des Kurfürſten, 
die territorialſtaatliche Gewöhnung und der machtpolitiſche Ehrgeiz, 
ſind hier zu einem billigen Ausgleich gelangt. Der erſten iſt genüge getan 
durch die Ausſtattung mit liegenden Gütern ſtatt mit Jahrgeldern und 
durch die Ehrenſtellung eines regierenden Herrn, die den Nachgeborenen 
eingeräumt wird, dem zweiten iſt ſein Recht geworden durch die Beſchrän⸗ 
kung der Verſorgung auf ganz kleine Gebiete und die oben ee 
Schmälerung der Landeshoheit. 


Wenn der große Kurfürſt 1676, nach 21⸗jähriger Übung in der letzt⸗ 
willigen Verfügung, in der ſiebenten Urkunde, die dieſem Zweck dient, 
die dargelegte Verſorgung für angemeſſen und ausreichend gehalten 
hat, ſo bleibt das ſechſte Teſtament von 1680, in dem er ſeine Anſichten 
von 1676 völlig preisgibt, unter allen Umſtänden ein ſchwer verſtändlicher 
Schritt, letzten Endes eine Außerung der unausrechenbaren Individualität, 
die man nur feſtſtellen, nicht mehr erklären kann. Die Verſorgungs⸗ 
gebiete von 1676, von denen nur drei pommerſche Amter in Wegfall 
kommen, werden ganz bedeutend erweitert um die Fürſtentümer Minden 
und Halberſtadt und die Grafſchaft Ravensberg. Letztere iſt nicht wie 
die übrigen Gebiete eine Neuerwerbung des Kurfürſten. Überhaupt 
ſind die Hausgeſetze viel ſchroffer beiſeite geſchoben als 1664. 


Der Kurfürſt tat dieſen außergewöhnlichen Schritt unter dem Ein⸗ 
fluß der zweiten Gemahlin, Kurfürſtin Dorothea, die ihrem natürlichen 
Wunſche, die leiblichen Söhne möglichſt gut verſorgt zu ſehen, Geltung 
verſchaffte. Sie war keineswegs von einer ausgeſprochenen Feindſchaft 
gegen den Kurprinzen beſeelt, aber er war allerdings in dieſer Sache ihr 
natürlicher Gegner. Die Konſtellation von 1596 war wiedergekehrt. 
Die Kurfürſtin wird davon ausgegangen ſein, für ihren Lieblingsſohn 
Philipp Wilhelm Halberſtadt zu fordern, wofür ſie ſich auf den Präzedenz⸗ 
fall von 1664 berufen konnte. War dies einmal zugeſtanden, ſo ergab 
ſich daraus die Notwendigkeit, für den älteren Stiefbruder Ludwig und 
den nächſtjüngeren Bruder nach einer Verſorgung ee die 
nicht allzuſehr hinter Halberſtadt zurückſtand. 
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Auch gegen Ende ſeiner Regierungszeit hat der große Kurfürſt 
die einheitsſtaatlichen und zentraliſtiſchen Folgerungen, die ſich aus dem 
betonten Machtgedanken unweigerlich ergaben, noch nicht in ihrer ganzen 
Tragweite erkannt. Noch immer glaubte er den jüngeren Söhnen die 
unklare Zwitterſtellung eines dem Namen nach regierenden Herrn, den 
Schein einer Landeshoheit zugeſtehen zu ſollen und zu können. Aller⸗ 
dings bleibt ihnen nicht viel mehr als eine ſehr ſtark beſchränkte Hoheits⸗ 
ſtellung in der Zivilverwaltung. Das Schwergewicht liegt überall auf 
den Worten „alle und jede Ein⸗ und Aufkünfte“, das Wort Landeshoheit 
kommt überhaupt nicht vor, die „Superiorität“ wird, wie ſchon 1676, aus⸗ 
drücklich dem Kurfürſten vorbehalten, die reichspolitiſche Betätigung 
den Prinzen faſt ganz abgeſchnitten. Daß die große Außenpolitik und 
die geſamte Militärhoheit nach wie vor dem Kurfürſten vorbehalten 
bleibt, verſteht ſich von ſelbſt. An eine wirkliche Landeshoheit iſt auch 
im Innern nicht gedacht, vielmehr an eine ähnliche Ehrenſtellung, wie 
ſie 1655 und 1664 für die Wittumsgüter der Kurfürſtin Luiſe angeordnet 
iſt, wofür auch Minden und Ravensberg gur Wahl ſtanden. So konnte 
Friedrich Wilhelm 1680 guten Gewiſſens der Meinung ſein, keine 
eigentliche Landesteilung zu verfügen. Er hat zweifellos die Trag⸗ 
weite ſeiner Verfügung unterſchätzt. Die Anordnungen über die Hoheits⸗ 
ſtellung der Prinzen litten noch immer unter fahrläſſiger Unbeſtimmtheit, 
die Verſorgungsgebiete waren geſchloſſene Territorien, die erſt kürzlich 
dem Geſamtſtaat angegliedert waren, Lande mit eigener Geſchichte und 
Tradition und ohnehin ſchon beſtehenden partikulariſtiſchen Neigungen. 

Die beiden letzten Teſtamente des Großen Kurfürſten nehmen dadurch 
eine Sonderſtellung ein, daß ſie nicht eine innere Angelegenheit des 
Hauſes blieben, ſondern auch in der hohen Politik eine Rolle geſpielt 
haben. Es mußte in dieſen Jahren, wo in Berlin die kaiſerliche und die 
franzöſiſche Politik einander den Rang abzulaufen ſuchten, für beide 
Parteien von größtem Wert ſein, auf den Kurprinzen wie auf die mächtige 
Kurfürſtin Einfluß zu gewinnen, indem man beide — ſcheinbar oder 
wirklich — in der fie ganz beherrſchenden Teſtamentsfrage unterſtützte. 
Naturgemäß hatte in dieſer Zeit zwiſchen dem erſten und zweiten Bünd⸗ 
nis mit Ludwig XIV. der franzöſiſche Geſandte mehr Glück. Die Aus⸗ 
fertigung vom 8. Februar 1680 übertrug dem Könige die Exekution des 
Teſtamentes, die ihm ein willkommenes Kampfmittel gegen den Kaiſer 
bot und die Möglichkeit gab, auf den kaiſerlich geſinnten Kurprinzen 
einen beſtändigen Druck auszuüben. 

Friedrich erfuhr von der ganzen Teſtamentsſache nur, was ihm 
gerüchtweiſe zugetragen wurde. Bereits damals war er entſchloſſen, 
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ſich der Vollſtreckung des Teſtaments mit aller Kraft zu widerſetzen, 
wenn ihm auch vorläufig nichts übrig blieb, als gute Miene zum böſen 
Spiel zu machen und ſich ſeine künftige Stellungnahme ſtillſchweigend 
vorzubehalten. 

Damit wäre die Geſchichte der Teſtamente des Großen Kurfürſten 
abgeſchloſſen geweſen, wenn nicht bei dem Umſchwung der branden⸗ 
burgiſchen Politik, der ſich ſeit Ende 1684 vorbereitete, eben die hoch⸗ 
politiſche Exekutionsklauſel den Anſtoß zu einem ſiebten und letzten 
Teſtamente gegeben hätte. Der kaiſerliche Geſandte, Baron Fridag, 
aufmerkſam gemacht durch die Einſchüchterungsverſuche, die ſich ſein 
franzöſiſcher Rivale, Graf Rébenac, dem Kurprinzen gegenüber erlaubte, 
erreichte es, dieſe Gefahr für ſein Bündnis zu beſeitigen, mit Hilfe einer 
überaus ſchlauen Diplomatie, die es verſtand, Kurprinz und Kurfürftin, 
ohne daß beide voneinander wußten, vor ihren Wagen zu ſpannen. 
Das neue Teſtament vom 26. Januar 1686 iſt eine faſt wortgetreue 
Abſchrift des ſechſten, nur daß die Stellung der Nachgeborenen durch ein 
paar kleine Zuſätze näher erläutert, doch nicht in ihrem Weſen verändert 
wird und man die unhaltbar gewordene Exekutionsklauſel durch die 
Konfirmation des Kaiſers erſetzt. 

Bekanntlich hat ſich Friedrich III. als Kurfürſt geweigert, das 
Teſtament des Vaters anzuerkennen. Er berief ſich dabei auf die macht⸗ 
politiſchen Bedenken und die im politiſchen Teſtament zum Ausdrucke ge⸗ 
kommene wahre Anſicht des Vaters von der Schädlichkeit der Erbteilungen; 
endlich brachte er nicht nur die bekannte Beweisführung vor, was im 
Geraiſchen Vertrag für Pommern feſtgeſetzt ſei, gelte auch für die Erſatz⸗ 
lande, ſondern er berief ſich ganz allgemein auf „das ernſtliche Verbot 
aller Zerteilungen von Land und Leuten, ſo darin mit ſo vielen und teuren 
Worten begriffen iſt.“ Er legte alſo hinein, was er zu finden wünſchte: 
den Grundſatz einer Unteilbarkeit, die für den jeweiligen geſamten 
Umfang des Hausbeſitzes gilt, indem ſämtliche Neuerwerbungen ſofort 
und ohne daß es einer ausdrücklichen Erklärung bedürfte, dem unteilbaren 
Ganzen einverleibt werden. Der Staat, noch Stammgut genannt, 
gilt ſchon als ein eigenlebendiges Weſen, das organiſch und alſo unteil⸗ 
bar wächſt, nicht mechaniſch und teilbar vergrößert wird. Das iſt nicht 
gutes altes, ſondern in Wahrheit neues Recht. Der Geraiſche Vertrag 
vertritt die alte Auffaſſung: die Unteilbarkeit gilt für den Erbbeſtand 
des Stammguts und für ganz beſtimmte, im Augenblick, wo das Haus⸗ 
geſetz aufgeſtellt wird, als Anwartſchaften ſchon vorhandene Neuerwer⸗ 
bungen. Erſt mit Friedrich III. ſiegt die moderne Anſchauung von der 
Unteilbarkeit. 
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Mit dem Geraiſchen Vertrag und erſt recht durch die Auslegung, 
die Friedrich III. dieſem gibt, iſt die Erbfolge im Stammgut geſetzlich 
geordnet, eine beſondere Berufung zum Erben alſo überflüſſig. Die 
römiſch⸗rechtliche Form bedarf aber zu ihrer Gültigkeit der Erbes⸗ 
einſetzung. Während man ſich im Teſtament Joachims II. damit 
half, daß man die Söhne als Erben der Fahrhabe inſtituierte, ſetzt man 
nunmehr, wo das Teſtament auch die Aufgaben der väterlichen Dis⸗ 
poſition übernommen hat, ſtets den älteſten Sohn als Univerſalerben 
ſowohl des Stammguts wie der Fahrhabe ein, den Schein der freien 
Willensbeſtimmung erweckend. — 

Als zweite Aufgabe übernimmt das Teſtament dieſer Periode von 
der väterlichen Dispoſition die Aufzeichnung und Fortentwicklung der 
geſamten hausrechtlichen Gepflogenheiten, die nach wie vor aus 
dem Bedürfnis des Augenblicks heraus, ohne die Abſicht kodifikatoriſcher 
Vollſtändigkeit und Syſtematik geſchieht. Dazu gehört die Verſorgung 
der nachgeborenen Söhne mit dem hausrechtlichen Deputat, das in 
dieſer Zeit faſt nur als Ergänzung ſonſtiger Einnahmen gedacht iſt, ferner 
Unterhalt und Ausſtattung der Töchter. Zwei weitere Fragen, die 
in den Dispoſitionen nur kurz berührt wurden, nehmen in den Teſtamen⸗ 
ten einen breiten Raum ein: die Fragen des Wittums und der Vormund⸗ 
ſchaft. Die Dankbarkeit des Herrſchers für die mit herzlichen Worten 
geprieſene Liebe und Treue der Gemahlin zeigt ſich jetzt darin, daß faſt 
in jedem Teſtament das Wittum verbeſſert und erhöht wird. Die Frage 
der Vormundſchaft ſpielt deshalb eine weit größere Rolle als früher, 
weil man ſchon in ſehr jungen Jahren Teſtamente errichtet, während 
gleichzeitig ein Erbe dem Herrſcher verhältnismäßig ſpät geboren wird. 
Sowohl die Vormundſchaft über den Regierungsnachfolger wie die 
Regentſchaft wird ſtets der Gemahlin übertragen. In der Adminiſtration 
der Lande iſt die Witwe freilich mehr die repräſentative Spitze der Re⸗ 
gierung, für die ihr erprobte Berater als Vormundſchaftsräte zur Seite 
geſtellt werden. Den Beſtimmungen des 7. Kapitels der goldenen 
Bulle über die Agnatentutel wird man dadurch gerecht, daß regelmäßig 
ein Agnat mit der Wahrnehmung der Kurangelegenheiten während der 
vormundſchaftlichen Regierung betraut wird. Dabei wird mit größtem 
Mißtrauen dafür geſorgt, daß er den damit gegebenen Aufgabenkreis 
nicht überſchreitet. — | 

Nicht in den Teſtamenten, fondern in beſonderen Dispoſitionen und 
Edikten wird in dieſer Periode das Hausrecht in der Frage der Ver⸗ 
äußerlichkeit fortgebildet. Die Teſtamente kommen nur inſoweit in 
Betracht, als man aus ihrer Praxis das geltende Gewohnheitsrecht 
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entnehmen kann. Es iſt ein vielerörtertes Kapitel, ſchwierig deshalb, 
weil es ſich um eine Übergangszeit handelt, in der ein neuer Geiſt und 
eine neue Praxis langſam aufkommen, während man doch an der alten 
Theorie und Terminologie feſthält. Die Theorie bleibt in dieſer ganzen 
Periode: ererbtes Gut iſt unveräußerlich, Gewinngut ſteht zur freien 
Verfügung des erſten Erwerbers. Das gilt unterſchiedslos für Gebiets⸗ 
hoheit, Domänen, Fahrhabe, Überſchüſſe an barem Gelde. Betrachten 
wir die Praxis! Sie iſt in bezug auf neuerworbene Gebietshoheit 
nicht anders als in der nachpatrimonialen Zeit, von dem Recht der Ver⸗ 
äußerung (an nicht dem Haus Angehörende) macht der erſte Erwerber 
niemals Gebrauch. Dennoch iſt der Geiſt ein ganz verſchiedener. Daß 
man Neuerwerbungen einverleibt, ja daß man ſich überhaupt darum 
bemüht, ſolche zu gewinnen, das iſt in dieſer Periode keineswegs eine 
ſelbſtverſtändliche Pflicht, die der Herrſcher als Sachwalter des Staats. 
intereſſes erfüllt, ſondern es iſt eine beſondere, freiwillige Leiſtung für 
das Haus, für die man eine Entſchädigung erwarten kann. Man recht⸗ 
fertigt mit dem Anſpruch darauf die Verſorgung jüngerer Söhne, und die 
gleichſam geſtundete Forderung tritt dann in Kraft, wenn das Stammgut 
an eine andere Linie übergeht. Es ſteht dann den Allodialerben eine 
Entſchädigung zu für den Aufwand, der für Neuerwerbungen gemacht 
worden iſt. 

Ahnliches gilt von dem Beſitz an liegenden Gütern. Das er⸗ 
erbte Domanium iſt unveräußerlich, neu erworbener Grundbeſitz iſt 
frei verfügbar. Dieſer Rechtsſatz bleibt dauernd in Geltung. Aber man 
macht keinen Gebrauch von dem Recht der Veräußerung, verzichtet 
auch wohl perſönlich, nicht grundſätzlich darauf, wie es in dem Fidei⸗ 
kommißſtatut von 1710 und deſſen Beſtätigung, dem Edikt von 1713, 
geſchieht, die ſich bekanntlich nur auf neuerworbene Güter (und, in zweiter 
Linie, neue Gebietshoheit) beziehen. Dieſe Einverleibung ins Haus⸗ 
fideikommiß, wie das Familienſtammgut jetzt heißt, bleibt aber eine 
Ausnahme, im allgemeinen behält man ſich als Reſt der herkömmlichen 
Veräußerungsfreiheit eine freie Verfügbarkeit innerhalb der Grenzen 
des Hauſes vor und vererbt die „Allodialgüter“ an die Erben des 
gemeinen Rechts, zumal die jüngeren Söhne, wobei durch geeignete 
Klauſeln dafür geſorgt wird, daß die Güter nicht durch den Erbgang 
dem Hauſe entfremdet werden können. Die Mittel, mit denen Käufe 
ſolcher Allodialgüter getätigt wurden, entſtammen zum Teil den Ein⸗ 
nahmen aus Kammergut und Hoheitsrechten. Aber es kommt ſchon 
ein Gefühl dafür auf, daß Vergabungen an Familienmitglieder, die 
über die hausgeſetzlichen Leiſtungen hinausgehen, als „private“ Zwecke 
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anzuſehen feien, wofür öffentlich⸗rechtliche Einkünfte nicht benutzt werden 
dürfen. Die Anſchauung bereitet ſich ſchon vor, nur ſolche Güter ſeien 
als allodial zu betrachten, die aus wirklich privaten Mitteln erworben 
ſeien. Freilich kommt es nicht zu einer klaren Abgrenzung. Noch bei 
der Staatsauffaſſung Friedrichs des Großen bleibt die Entſcheidung dar⸗ 
über, wo der Staat aufhöre und das Privateigentum beginne, lediglich 
dem Rechtsgefühl und der Gewiſſenhaftigkeit des Königs anheimgeſtellt, 
und auch die Formulierung des Allgemeinen Landrechts (§ 13 Tit. 14, 
Teil II) ſchließt noch nicht aus, daß der König Überſchüſſe aus der Staats⸗ 
verwaltung als „eigne Erſparniſſe“ betrachtet und die aus dieſen Mitteln 
angekauften Güter als allodiale Schatullgüter, wie die Praxis Friedrich 
Wilhelms II. zeigt. Hier brachte erſt das 19. Jahrhundert endgültige 
Klarheit. — 


Der neue Begriff des Allodialerbes umfaßt auch liegende Güter, 
die Scheidung von Hausgut bzw. Staatseigentum und Allodium iſt 
alſo anders gelagert als die alte Trennung von Stammgut und Fahr⸗ 
habe. Es gibt jetzt einerſeits allodialen Grundbeſitz, andrerſeits Fahrhabe, 
die dem Hausfideikommiß angehört. Die Verfügung über die Fahrhabe 
iſt die dritte und letzte Aufgabe, die das Teſtament dieſer Periode von der 
väterlichen Dispoſition übernommen hat. 


Alleiniger Erbe auch der Mobilia, ſoweit ſie nicht zu Vermächtniſſen 
gebraucht werden, iſt der Regierungsnachfolger, wenn er leiblicher 
Deſzendent iſt. Man darf ſich durch die Erbeseinſetzung auch hier nicht 
zu der Anſchauung verleiten laſſen, als liege eine Verfügung aus freier 
Willkür vor; vielmehr iſt es altes Gewohnheitsrecht, daß auch die Fahr⸗ 
habe an den leiblichen Stammgutserben fällt, und gerade in dieſer 
Periode werden die wertvollſten Teile davon der freien Verfügung 
grundſätzlich entzogen und dem Familienfideikommiß einverleibt. 
Wenn dagegen das Stammgut an eine Seitenlinie übergeht, fällt die 
geſamte Fahrhabe an die Allodialerben. Auch die fideikommiſſariſche 
Bindung der Schloßeinrichtung, des Silbergeſchirrs, der Juwelen und 
Pretioſen gilt zunächſt nur für die leiblichen Nachkommen, und als ſie 
auf die fränkiſchen Seitenlinien ausgedehnt wird, ſollen dieſe bei der 
Sukzeſſion den Allodialerben dafür eine Entſchädigungsſumme zahlen. 
Für Friedrich den Großen beſteht dann die Allodialerbſchaft nur noch 
aus den Erſparniſſen von den für den Herrſcher (allerdings durch ihn 
ſelbſt) ausgeſetzten feſten Einkünften und etwa gemeinrechtlich Ererbtem, 
alle andere Fahrhabe gehört dem Staat, neben dem es ein beſonderes 
Hausgut nicht gibt. 
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Es war nach wie vor möglich, aus dem frei verfügbaren Gewinn⸗ 
gut an Fahrhabe Vermächtniſſe auszuſetzen. Damit übernahm das 
Teſtament eine Aufgabe, die früher nicht in den väterlichen Dispoſitionen 
gelöſt worden war, ſondern in den „letzten Willen“ des ſpäten Mittel- 
alters und dem privaten Teſtament der Reformationszeit. 

Neu iſt es gegenüber dieſen Typen, wenn jetzt Vermächtniſſe an 
Familienmitglieder, zumal die Gemahlin und die jüngeren Söhne, 
ausgeſetzt werden, durch die man die hausgeſetzlichen Leiſtungen ergänzen 
will und unter Friedrich Wilhelm I. fait ganz erſetzt. Legate an treue 
Beamte und Bediente werden nur ſelten ausgeſetzt und halten ſich dann 
in beſcheidenen Grenzen. 

Alle dieſe Vermächtniſſe ſollen aus den Überſchüſſen der nach heuti⸗ 
gem Begriffe ſtaatlichen Einkünfte gezahlt werden, über die ja nach 
patrimonialer Anſchauung der Herrſcher frei verfügen kann. Sobald aber, 
unter Friedrich Wilhelm I., von bedeutenderen Erſparniſſen die Rede 
ſein kann, kommt es zu einer freiwilligen Selbſtbegrenzung dieſes 
Verfügungsrechtes, indem der im „großen Treſor“ aufgeſpeicherte 
Hauptteil dieſer Erſparniſſe ausdrücklich für überperſönliche, dem Haus⸗ 
intereſſe dienende, d. h. nach heutigem Begriff ſtaatliche Zwecke vorde⸗ 
halten wird. Damit iſt die patrimoniale Praxis zum guten Teil über⸗ 
wunden, und es iſt nur ein kleiner Schritt, wenn in den Teſtamenten 
Friedrichs des Großen der Treſor ſich darſtellt comme appartenant à 
Etat et étant destiné à le défendre, le soulager, le maintenir et à 
l'agrandir. — 

Politiſche Unterweiſung bildet, wie im Teſtament der Refor⸗ 
mationszeit, ſo auch hier den dritten der Beſtandteile, in die unſere Be⸗ 
trachtung die von den Verfaſſern als ungegliederte Einheit empfundenen 
Teſtamente zerlegt. Und zwar handelt es ſich um politiſchen Unterricht 
ganz in dem alten Sinne, die Tradition der Reformationszeit wirkt 
ſtark fort und läßt den neuen, machtpolitiſchen Geiſt nur wenig zu Worte 
kommen. Es ſind die alten typiſchen Ratſchläge, deren Auswahl und 
Form noch immer von dem religiöſen Grundzug des Teſtamentes wie 
aller Staatslehre vor der Aufklärung beſtimmt iſt. Man iſt ſich des 
Mangels, der darin liegt, wohl bewußt, in die hier empfundene Lücke 
treten die „politiſchen Teſtamente“ ein. Neben ihnen iſt die politiſche 
Unterweiſung in den eigentlichen Teſtamenten überflüſſig. Gleichwohl 
behält man ſie bei, die einmal zur herkömmlichen Form des Teſtamentes 
gehört, und wenn auch der Text dieſer Abſchnitte in verhältnismäßig 
hohem Grade zu feſten, immer wiederkehrenden Formeln wird, ſo legt 
man immer noch auf dieſe Unterweiſung einigen Wert. 
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Zunächſt gibt die Einſetzung der vormundſchaftlichen Regie- 
rung Anlaß, einige Vorſchriften über deren Tätigkeit hinzuzufügen. 
Vor allem ſoll der äußere Gang der Geſchäfte ſich in geordneten Bahnen 
vollziehen, damit Willkür und Eigenmächtigkeit einzelner Beamten ver⸗ 
hindert wird. An inhaltlichen Richtlinien für die Regentſchaft werden 
zunächſt die alten Aufgaben des ſtändiſchen Territorialſtaates angegeben, 
daneben tritt der fiskaliſche Geſichtspunkt ſtark hervor. Die militäriſche 
Zielſetzung des werdenden Machtſtaates wird zwar nicht wie in den 
politiſchen Teſtamenten ausführlich dargelegt, aber doch in kurzen Er⸗ 
mahnungen dem Erben nachdrücklich in Erinnerung gebracht. Noch immer 
findet ſich die allgemeine Empfehlung der Beamten an den Nachfolger. 

Ein altes Erbſtück aus der Reformationszeit iſt der niemals fehlende 
Abſchnitt über das Kirchen⸗ und Schulweſen. Auch er gibt nur 
ganz allgemeine Richtlinien und geht gar nicht auf Einzelheiten ein. 
Wie kaum ein anderer Teil des Teſtamentes erſtarrt er in herkömmlichen 
formelhaften Wendungen. Die wirkliche Herzensmeinung der Herrſcher 
über die verſchiedenen Bekenntniſſe und ihre vielfach von politiſchen, 
außerkonfeſſionellen Geſichtspunkten beſtimmte Kirchenpolitik geht viel 
deutlicher aus den politiſchen Teſtamenten hervor. Hier handelt es ſich 
nur um die beiden Grundſätze: Erhaltung des beſtehenden Zuſtandes 
in den beiden evangeliſchen Konfeſſionen, wobei die beſondere Fürſorge 
den Reformierten gilt als den Glaubensgenoſſen und der ſchutzbedürftigen 
Minderheit, zweitens Schutz der Katholiken in ihrem Beſitzſtande da, 
wo ſie auf Grund politiſcher Verträge freie Religionsübung genießen. 
Friedrich I. gibt einer übertriebenen Beſorgnis vor dem Vordringen 
des Papſttums Ausdruck und erinnert 1705 an die damals vielerörterten 
Unionspläne mit der bedeutſamen Beſchränkung auf die beiden evange⸗ 
liſchen Kirchen. Zwei Jahre ſpäter hat eine religionspolitiſche Frage 
fogar den einzigen Anlaß zu ſeinem letzten Teſtament (1707) gebildet. 
Es galt die lutheriſche Kronprinzeſſin von der Vormundſchaft und Regent⸗ 
ſchaft auszuſchließen. Im Gegenſatz dazu ſetzte Friedrich Wilhelm I. 
ſeine lutheriſche Gemahlin 1713 zur Regentin und Vormünderin ein, 
aber auch er hält es noch für notwendig, beſondere Vorkehrungen zum 
Schutze der Reformierten in dieſem Falle zu treffen. Eine ſolche Rolle 
ſpielt der konfeſſionelle Geſichtspunkt noch bei einem Herrſcher, der ſpäter 
überzeugt iſt, daß der Unterſchied zwiſchen den beiden evangeliſchen 
Konfeſſionen nur von den Zänkereien der Prediger herrührt. In ſeinen 
letzten Teſtamenten bringt er dieſen ſeinen Lieblingsgedanken immer 
wieder vor und ſetzt auf die etwaige Unterdrückung der Lutheriſchen 
Religion einen gewaltigen altteſtamentariſchen Fluch. 
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An eine Unterweiſung in Fragen der auswärtigen Politik iſt im 
allgemeinen nicht gedacht. In den beiden Ausnahmefällen von 1686: 
und 1701 veranlaßt die politiſche Lage des Augenblicks den großen 
Kurfürſten und den erſten König zu einer Ermahnung über das Ver⸗ 
hältnis zum Kaiſer. Es kommt darin die den deutſchen Fürſten 
aus der Jahrhunderte alten Geſchichte des Reichs tief im Blute liegende 
Grundſtimmung zum Ausdruck, „daß eine deutſche fürſtliche Hoheit 
nicht gar abſolut ſei, ſondern auf kaiſerliche Majeſtät und das heilige 
Reich ihren untertänigen Reſpekt habe.“ So ſind denn die hier gemeinten 
Abſchnitte alles andere als wirklich realpolitiſche Ratſchläge, es ſind die 
üblichen Formeln, die nichts verraten von den gewichtigen Vorbehalten, 
mit denen man im allgemeinen den Reſpekt auf Kaiſer und Reich für 
ratſam erachtet hatte. Neben anderem zeigt die Möglichkeit des Vor⸗ 
kommens ſolcher Abſchnitte, daß die altehrwürdige Form des Teſtamentes 
ſich überlebt hatte. 


II 


Die Beſtrebungen zur Befreiung der Privatbauern 
in Preußen, 1797 1806. 


Von 
Marie Rumler. 
(Schluß. Bal. Bd. 34, S. 265 ff.) 


Fünftes Kapitel. 


Offpreubifhe Sonderverhandlungen über die Aufhebung der 
Erbuntertänigkeit und Erlaß einer Geſindeordnung. 


In dem Promemoria über die Verhandlungen des oſtpreußiſchen 
Landtags, das Schroetter am 20. Auguſt 1798 Beyme mitteilte, fchrieb er 
über die Befreiungsfrage: „Die Sache iſt im Gange; der Himmel gebe nur, 
ohne daß eine Erſchütterung erfolgt, hierzu ſeinen Segen. Über die Aus⸗ 
führung dieſer wichtigen Sache behalte ich mir noch beſondere Vorſchläge 
vor, die ich bei der gegenwärtigen Unterſuchung einigen Gliedern der 
Stände mitteilen will.“!) In dem Kreiſe der Landtagsteilnehmer wünſchte 
man Kommiſſionsberatungen.?) Schon am 15. Juli 1798, dem Tage, 
an dem die Gravamina der Stände an den König abgingen, verfaßte der 
Generallandſchaftsſyndikus Stägemann eine dahinzielende Immediat⸗ 
eingabe, die von Korff und Brandt auch unterzeichnet wurde, aber erſt 
unter dem 16. Auguſt mit geringen Anderungen abging.?) Hatte man an⸗ 
fangs erwogen, auf die bekanntgewordene Abſicht des Königs Bezug zu 
nehmen, ſo ging man nun von den Unruhen unter den Bauern aus. 
Schon ſeit dem Frühjahr herrſchte unter den oſtpreußiſchen Landleuten, 
namentlich unter den Amtseingeſeſſenen, Erregung, die ſich anſcheinend 


1) Geh. St. A. Rep. 89, 136 A. 

2) Für dieſe oſtpreußiſchen Verhandlungen iſt das Material hauptſächlich 
Akten der Generallandſchaft in Königsberg entnommen (Akten des oſtpr. ritterſchaftl. 
Archivs: A 10,1; A 10,5; A 10,6; A 10, 8; A 10, 9). 

3) Geh. St. A. Rep. 89 136 A. 
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feit der Huldigung noch gefteigert hatte. Die 4 Deputierten erklärten in 
ihrer Eingabe, „die oſtpreuß. Ritterſchaft fet zu Reſignationen entſchloſſen, 
welche die Weisheit ihres Souveräns als ein Opfer, es ſei der Gerechtig⸗ 
keit oder der Staatsökonomie von ihrem Gehorſam fordere.“ Sie erbaten 
für den Fall, daß eine Abänderung der beſtehenden Verfaſſung vom König 
nötig gefunden werden ſollte, der oſtpreußiſchen Ritterſchaft die Erlaub⸗ 
nis, unter ſich in Beratſchlagung zu treten und aus ihren Mitgliedern 
eine Kommiſſion zu wählen, die ihre Vorſchläge überreichen ſollte zur 
Prüfung durch die Juſtiz⸗ und Landespolizeibehörde!). Sogar einen Plan 
mit Ausführungsbeſtimmungen entwarf man noch vor Abgang der Land⸗ 
tagsberichte. Der ungenannte Verfaſſer dieſer „Gedanken über die Auf⸗ 
hebung der Erbuntertänigkeit in Oſtpreußen“, der eine gute Kenntnis 
von den Verhältniſſen der einzelnen Gruppen der Landbewohner be⸗ 
kundete, ſtand dem vom Landtag zur Erledigung der Geſchäfte einge⸗ 
ſetzten Fünferkomitee und dem Herrenftand offenbar nahe:). Wahr⸗ 
ſcheinlich gab er die Anregung zu der Immediateingabe. Er war der 
Meinung, daß einzig und allein die Beſorgnis, durch Aufhebung der Erb⸗ 
untertänigkeit die zum Betriebe der Wirtſchaft erforderlichen Arbeiter 
zu verlieren, die Majorität des preußiſchen Adels weniger geneigt mache, 
zu dieſer Operation die Hände zu bieten, die ſie im übrigen für das öffent⸗ 
liche und für ihr Privatintereſſe wohltätig finde. Bei einer plötzlichen 
Abſchaffung der Erbuntertänigkeit hielt er die Beſorgnis des Adels für 
gegründet. Der Bauer werde in der Regel nicht weggehen, aber die zahl⸗ 
reichſte Klaſſe der Arbeiter, die Inſtleute und die Gärtner, denen doch 
kein Grundeigentum angewieſen werden könne, und das Geſinde werde 
gern Neues verſuchen. So machte er den Vorſchlag, die Erbuntertänig⸗ 
keit vom Tage der Publikation des Geſetzes an für aufgehoben zu erklären, 
aber die bisherigen Erbuntertanen zu verpflichten, noch für 15 Jahre dem 
berechtigten Grundſtück in der bisherigen Art Dienſte zu leiſten, ein Ge⸗ 
danke, der, in bezug auf die Zahl der Jahre allerdings modifiziert, bei 
den ſpäteren Beratungen immer wiederkehrte. Mit dem Ablauf des 


1) Dieſe Eingabe bedeutet nicht ein Aufgeben des auf dem Landtag eingenom⸗ 
menen Standpunkts, wie Eicke, S. 54, mit Lehmann, Stein, T. II, S. 46, 
übereinſtimmend, es darſtellt. 

2) Für die Geſindeordnung beantragte er in Übereinſtimmung mit den Be⸗ 
ſchlüſſen des Landtages, namentlich des Herrenſtandes, 1. Aufhören des Dienſt⸗ 
zwanges in den Domänenämtern, 2. Arbeitszwang für die Losleute, 3. Feſtſetzung 
über die Zahl des zum Betriebe der Bauernwirtſchaft notwendigen Geſindes, 
Dienſtpflicht für alle Überzähligen, auch die Kinder des Wirts, 4. Erhöhung der 
Sätze für den Geſindelohn, am liebſten Feſtſetzung von Maximaltaxen. 
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9. Jahres (irrtümlich für 10. Jahres) ſollte / der Untertanenfamilien 
entlaſſen werden und ſo fort / in jedem der folgenden Jahre bis zum 
15. Für die vor dem 15. Jahr Entlaſſenen ſollte aber die Verpflichtung be⸗ 
ſtehen, auf dem platten Lande der Provinz als Bauern, Inſtleute 
uſw. für den Reſt der Zeit zu bleiben. Der Kanzler Finckenſtein äußerte 
ſpäter, die oſtpreußiſchen Stände hätten ſeinerzeit Beratſchlagung 
verſprochen, um ſchnellere Maßregeln abzuwenden. Dies mochte z. T. 
der Grund ſein, jedenfalls war aber eine Strömung vorhanden, die eine 
allmähliche Löſung der Frage begünſtigt haben würde. Dem Kanzler 
Finckenſtein teilte Schroetter am 25. Auguſt 1798 ſeine Pläne vertraulich 
mit!). Schroetter hatte in dem Entwurf zu einem Publikandum feſt⸗ 
geſetzt: 1. In 2— 3 Jahren vom Tage der Bekanntmachung iſt jeder Erb⸗ 
untertänige frei und kann ziehen, wohin er will. 2. So wie der bisherige 
erbuntertänige Bauer nach dem feſtgeſetzten Termin über ſeine Perſon 
disponieren kann, ſo kann es der Gutseigentümer über ſeine bäuerlichen 
Grundſtücke:). Verpachten muß er fie, nur hängt es von ihm ab, ob mit 
oder ohne Dienſte. Er kann ſich hierüber mit jedem einigen, der auf 
feine Bedingungen eingehen will. 3. % Jahr nach der Bekanntmachung 
muß jeder Erbuntertänige ſich feſt entſcheiden, ob er bei ſeinem alten 
Herrn bleiben will oder nicht. Hierüber wird ein ordentliches Inſtrument 
aufgenommen. Wer ſich nicht meldet, wird ſo angeſehen, als wenn er 
nicht bleiben will; der Herr ſieht ſich dann noch andern freien Leuten um. 
4. Auch der Grundherr kann jedem aufſagen, den er nach Ablauf der Unter⸗ 
tänigkeit nicht behalten will. 5. Kontrakte über Höfe können nicht 
unter 12— 18 Jahren, ſolche mit Losleuten nicht unter 6, ſolche mit 
Knechten und Mägden nicht unter 3 Jahren geſchloſſen werden. Ein 
Dienſtreglement ſollte der Deklaration der Auſhebung der Erbuntertänig⸗ 
keit vorangehen. Der reiflichen Erwägung empfahl Schroetter noch 
einige in das Geſetz aufzunehmende Punkte, die auf Koſten der Herrſchaft 


1) Der Entwurf (Geh. St. A. Rep. 89, 20 A und G. L. K. A 10, 5) (Berlin, 
den 25. Auguſt 1798) iſt zwar nicht von Schroetter unterzeichnet. Für ihn als 
Verfaſſer ſprechen verſchiedene Gründe, z. B. in den Kabinettsakten beiliegender 
Brief Finckenſteins an Schroetter vom 30. Auguſt 1798: „Ew. Exzellenz ſchätzbares 
Schreiben vom 25. c. erhalte ich dieſen Augenblick. Ich werde es von Stunde 
an mit dem hieſigen Regierungsrat v. Brandt, welcher bei vieler Kälte die Sache 
wohl verſteht, und künftige Woche mit Korff, welcher alsdann hier eintrifft, in 
ſchleunige Erwägung nehmen, ohne Sie dabei zu kompromittieren. Gott ſtärke und 
belohne Sie!“ | 

2) Für vererbpachtete und auf emphyteutiſche Pächte ausgetane Grund⸗ 
ſtücke galt dieſe Beſtimmung nicht. 

Forſchungen 3. brand. u. preuß. Geſch. X X XVII. 1. 3 
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ausgebildeten Handwerker, die Verſorgung der alten und ſchwachen 
Leute, die der Witwen und ihrer Kinder betreffend. Finckenſtein geriet 
durch dieſes Schreiben in Verlegenheit; im Grunde mißbilligte er den ziem⸗ 
lich weitgehenden Plan, wagte aber nicht, ſeine Meinung offen herauszu⸗ 
ſagen!). In ſchnell hingeworfenen Billetts antwortete er umgehend, 
einige Male im nächſten Satz das widerrufend, dem er im vorangehenden 
zugeſtimmt hatte. So kam er auf den 1. Dezember 1806 als den früheſten 
Termin der Loslaſſung, obwohl er eingangs erklärt hatte, daß er in ſehr 
vielem Betracht nicht dafür ſei, die Sache auf die lange Bank zu ſchieben. 
Schließlich legte er den Entwurf zu einem Publikandum vor, das unter 
Bezugnahme auf den königl. Erlaß vom 17. März 1798, wie ſich diejenigen 
zu verhalten haben, welche bei der Allerhöchſten Perſon Vorſtellungen an⸗ 
bringen wollen, die Untertanen eindringlich zum Gehorſam mahnen ſollte. 

Zweimal fanden in der Folgezeit vertrauliche Beratungen im engen 
Kreis in Königsberg ſtatt, Ende 1799 und Frühjahr 1801. Außer Fincken⸗ 
ſtein nahmen Korff, der die Leitung hatte, Brandt und Stägemann 
teil, an der erſten auch Schroetter ſelbſt. Dieſer hielt ſich aber mehr zu⸗ 
rück). Als ein Leitwort ſetzte man den Verhandlungen den Ausſpruch 
Friedrich d. Gr. aus dem Essai sur les formes du gouvernement voran“): 
„Assurément aucun homme n'est né pour être l’esclave de son sem- 
blable; on déteste avec raison un pareil abus“ uſw.“). Die Beratenden 
gaben keine Kritik des beſtehenden Zuſtandes. Die allgemeine Frage, 
ob die Untertänigkeit beſſer aufzuheben ſei oder nicht, wollten ſie aus der 
Diskuſſion laſſen; der Beſchluß des Landesherrn ſei hier entſcheidend. 
Ihren eigenen Standpunkt präziſierten ſie nicht, ſie ſtimmten aber darin 
überein, daß in dieſer Angelegenheit der öffentlichen Meinung ein Opfer 
gebracht werden müſſe. Vollkommen berückſichtigten ſie in dem Entwurf 
zu den Modalitäten des Befreiungswerkes den friderizianiſchen Gedanken 
von der gefährdeten Landeskultur, den zu beachtenden Rechten des Guts⸗ 
beſitzers. Sie machten die beſonderen Schwierigkeiten Oſtpreußens 


1) 30. u. 31. Auguſt 1798 Finckenſtein an Schroetter, Geh. St. A. Rep. 89, 20A 

2) Geh. St. A. Rep. 89, 20 B, 24. April 1801 Schroetter an Beyme: „Die 
Vorſchläge der Stände ſind viel zuviel kompliziert. Ich mußte es dazumal gehen 
laſſen, um nur erſtlich der Hauptidee einen Gang zu geben und die Teilnehmer 
daran mit ihr mehr bekannt zu machen.“ | 

3) Korff zeichnete die Ergebniſſe der erſten Unterredung in einem Reſümee 
„Gedanken über die Aufhebung der Untertänigkeit“ auf. Hier findet ſich in der 
Kopfnote der Hinweis auf den friderizianiſchen Grundſatz (G. L. K. A 10, 5). 

4) Oeuvres de Frédéric le Grand, hrsg. von Preuß, T. IX. (Berlin 1848) 
S. 205f. 
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geltend, ſeine verhältnismäßig geringe Bevölkerung, die durch das Klima 
bedingte kurze Zeit für die Ackerbeſtellung, die Gefahr des Entlaufens 
der Untertanen in die fruchtbare Niederung und die neuen Provinzen. 
Um bei Aufhebung der Untertänigkeit die Möglichkeit des größeren 
Zuzugs aus den anderen Pronvinzen zu haben, ſtellten ſie die Vorbe⸗ 
dingung, daß mit der Reform der bisherigen Einrichtung zugleich in 
allen Provinzen, auch in den neuen, verfahren werde. Über einige Punkte 
war man ſich von vornherein einig. So ſollten alle ſeit dem Huldigungs⸗ 
tag geborenen Kinder erbuntertäniger Eltern frei ſein. Für die Erbunter⸗ 
tanen wurde eine Wartezeit (6 oder 9 Jahre) vorgeſehen, danach ſukzeſſive 
Loslaſſung in der Art, daß in 12 Jahren alle die Freiheit erlangt haben 
würden. Bei der ein Jahr vor der Loslaſſung erfolgenden Aufkündigung 
ſollte der Erbuntertan das geſetzmäßige Loskaufsfeld und ſeine Schulden 
bezahlen, beim Abzug den Beſatz vollzählig zurückgeben. Auch dem Herrn 
geſtand man das Aufkündigungsrecht zu, nur wäre in ſolchem Fall das 
Loskaufsgeld in Wegfall gekommen. Der gleichzeitige Erlaß einer Ge⸗ 
ſindeordnung war von Anfang an ins Auge gefaßt. Den urſprünglichen 
Plan, die allgemeine Aufhebung der Erbuntertänigkeit ſogleich zu prokla⸗ 
mieren, wobei aber der Untertan etwa noch 21 Jahre in ſeinen alten Ver⸗ 
pflichtungen bleiben ſollte, behielt man entgegen der Stimme Stäge⸗ 
manns nicht bei. Die größten Schwierigkeiten bereitete es, einen Modus 
für die ſukzeſſive Loslaſſung zu finden. Dem Gutsherrn wollte man die 
Auswahl nicht laſſen. Man ging davon aus, die Familien möglichſt nicht 
zu trennen, und wollte doch wiederum dem Herrn nicht auf einmal die 
brauchbarſten jüngeren Untertanen nehmen. Von den untertänigen Sol⸗ 
daten, die zuerſt mit ihren Familien zu entlaſſen waren, abgeſehen, 
ſollte das Alter des Hausvaters ausſchlaggebend für das Recht der Auf⸗ 
kündigung ſein. Das Ergebnis der Verhandlungen von 1799 war ſchließlich 
eine ſehr verwickelte Feſtſetzung. Nach Ablauf des 8. Jahres ſollte in 
jedem Gut eine Zählung der Erbuntertanen, die Soldaten und die mit 
Erlaubnisſchein auswärtsdienenden eingerechnet, von den Ortsgerichten 
vorgenommen werden. Ein Zwölftel der Vorhandenen ſollte zur Auf⸗ 
kündigung berechtigt, und die ſo für das erſte Jahr ermittelte Anzahl ſollte 
für die Kündigung in allen kommenden Jahren als Norm beibehalten 
werden. Da auf verſtorbene Perſonen bei der jeweiligen Abzählung der 
zur Freilaſſung Berechtigten keine Rückſicht genommen war, blieb die 
Möglichkeit, daß alle Untertanen eines Guts ſchon vor Ablauf der vor⸗ 
geſehenen 12 Jahre frei wurden. Mit den Eltern ſollten ſämtliche noch 
nicht anſäſſigen Kinder ohne Rückſicht auf ihr Alter, aber ausgenommen 
die im herrſchaftlichen Geſindedienſt ſtehenden, frei werden. Die als 
3% 


36 | Marie Rumler 


Knechte und Mägde dienenden ſollten den fünfjährigen Geſindedienſt 
vollenden. Zu eingehenden Erörterungen kam es auch über den Schulden ⸗ 
punkt. Hier beſtand die Gefahr, daß manche Untertanen die Freiheit 
überhaupt nicht erlangen würden. Anderſeits war zu befürchten, daß die 
Ausſicht auf Schuldenerlaß die Betriebſamkeit der Untertanen mindern, 
daß gerade der Faule und Liederliche ſich das eingeräumte Recht zum 
Schaden des Gutsherrn zunutze machen werde. So wurde der allgemeinen 
Feſtſetzung, daß ein Untertan, der ſich mit ſeinem Herrn wegen der Schulden 
nicht abfinden könne, das Recht der Aufkündigung ſolange verliere, bis 
er die Herrſchaft befriedigt habe, noch eine Reihe von Einzelbeſtimmungen 
beigefügt. Dieſe machten Unterſchiede hinſichtlich des Alters, des Gegen⸗ 
ſtandes und der Entſtehungsart der Schuld!). Eine reſtloſe Löſung der 
Frage war dies nicht. — Man rechnete immer nur damit, daß der Frei⸗ 
gelaſſene aus dem Gut fortgehen werde. Die Möglichkeit, daß der Unter⸗ 
tan auch nach der Freilaſſung ſeinem alten Herrn dienen könne, wurde 
außer Betracht gelaſſen. Ja man war ſo befangen in dieſem Gedanken, 
daß der Wegzug geradezu als Bedingung hingeſtellt wurde, indem man 
für die Kinder der Erbpächter und Erbzinſer, deren Eltern ja voraus⸗ 
ſichtlich im Gut blieben, die Befreiung bis ins letzte Entlaſſungsjahr 
hinausſchieben wollte. Man ſah die Loslaſſung als den vollſtändigen Ab⸗ 
bruch aller aus dem bisherigen Verhältnis entſpringenden wechſelſeitigen 
Verpflichtungen an. Von einer Verſorgungspflicht des Herrn, wie ſie 
Stägemann für unheilbar Kranke und Alte gewünſcht hatte, war nicht 
die Rede. Um der Landwirtſchaft alle Kräfte zu erhalten, wurde ſchließ⸗ 
lich noch eine Klauſel eingefügt, die dem Geiſte der bisherigen Geſetz⸗ 
gebung entſprach?). Der mit dem Aufkündigungsſchein verſehene Unter⸗ 
tan ſollte gehalten ſein, binnen drei Monaten den Nachweis zu erbringen, 
daß er künftig an einem andern Ort in der Landwirtſchaft tätig fein werde. 
Abgeſehen von mehreren Einzelbeſtimmungen, ſo z. B. für entwichene 
Untertanen, für diejenigen, die auf Koſten des Herrn eine Profeſſion 
gelernt hatten, war dies das Ergebnis der Beratungen im J. 1799. 
Schroetters Urteil ging ſpäter dahin, daß die Vorſchläge viel zu kompliziert 
ſeien ). Aber bei allen ihnen anhaftenden Mängeln war doch das Streben 
nach einer möglichſt gerechten Löſung der Frage nicht zu verkennen. 
Dabei waren die Verfaſſer, Stägemann ausgenommen, keine Freunde 
der Reform. Brandt, der bei der Abfaſſung dieſes Entwurfes neben 


1) Entgültiger Entwurf (G. L. K. A 10,5) $ III, 14. 
2) A. L. R. T. II Tit. 7, 3 2. Allgemein befolgt wurde N Vorſchrift nicht. 
3) Siehe oben S. 34, Anm. 2. 
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Stägemann hauptſächlich beteiligt war, hatte als Mitglied der oſtpreußi⸗ 
ſchen Regierung im vorhergehenden Jahr ein ſehr ablehnendes Votum 
abgegeben. Die Beratenden ſelbſt faßten ihr Urteil über die Vorſchläge 
dahin zuſammen: „Ihre Ausführung iſt zwar keineswegs dazu ge⸗ 
eignet, die Landeigentümer gegen die Nachteile zu ſichern, welche be⸗ 
ſonders durch den Mangel der zum Landbau unentbehrlichen Anzahl 
Arbeiter, namentlich des Geſindes, in den erſten Jahren und in den 
weniger fruchtbaren Gegenden des Landes höchſtwahrſcheinlich entſtehen 
werden, gewährt ihnen jedoch die Beruhigung, daß bei der Aufhebung 
der bisherigen Verfaſſung mit höchſtmöglicher Vorſicht zu Werke gegangen 
werde.“ Schroetter ſandte den Entwurf, den Stägemann noch mit 
einigen begründenden Anmerkungen verſehen hatte, an ſeinen Bruder 
Karl Wilhelm, den weſtpreußiſchen Regierungspräſidenten. Dieſer hielt 
die Furcht vor der Auswanderung aus einer Provinz in die andere, 
aus den unfruchtbaren Kreiſen in fruchtbare Gegenden für ungegründet. 
Der gemeine Mann hänge an ſeinem Geburtsort; die unfruchtbaren 
Gegenden hätten meiſt wohlfeiles Holz; da das Herumziehen zu Martini 
für die mit Vorrat verſehenen Leute beſchwerlich ſei, fände nur zwiſchen 
benachbarten Dörfern ein Wechſel ſtatt; die fruchtbaren Gegenden 
brauchten in der Regel nicht mehr Untertanen. Da für den Regierungs⸗ 
präſidenten die beſtimmende Vorausſetzung in Wegfall kam, fo mißfiel 
ihm der ganze Plan. Er befürchtete allgemeines Mißvergnügen über eine 
Wohltat, die erſt in 21 Jahren ſicher zu erlangen ſein würde; er ſagte 
viele Beſchwerden der Bauern, ja unruhige Bewegungen in ganzen 
Dörfern voraus. Ihm ſchien es geraten, die Untertänigkeit gleich aufzu⸗ 
heben und nur feſtzuſetzen, daß bis zu einer beſtimmten Zeit bloß eine ge⸗ 
wiſſe Zahl der Einſaſſen nach dem Alter in jedem Jahre wegziehen könne. 
Während er in der Forderung des Loskaufsgeldes eine ſchwere Hemmung 
der Reform ſah, hielt er Bezahlung der Schulden für notwendig. 

Alle dieſe Schriftſtücke, die „Vorſchläge einiger preußiſcher großer 
Gutsbeſitzer“, die Bemerkungen Stägemanns und des weſtpreußiſchen 
Regierungspräſidenten, übermittelte Schroetter ſchließlich Ende Januar 
1800 Beyme !). Ob fie deſſen Beifall fanden, iſt aus den Akten nicht er⸗ 
ſichtlich. Offenbar ließ man in Berlin die Sache auf ſich beruhen. Am 
22. September d. J. ſchrieb Schroetter an Beyme: „In Weſtpreußen 
ſehnt man ſich nach der Aufhebung der Untertänigkeit, in Oſtpreußen iſt 
man in geſpannter Erwartung. Ich habe mich in den Sachen ganz 
leidend verhalten und nichts geäußert, weil Ew. Hochwohlgeboren mir 


1) 27. Januar 1800, Geh. St. A. Rep. 89, 20 B. 
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erſt einige neue Ideen über dieſen Gegenſtand mitzuteilen die Güte 
haben“ ). Schrötter rechnete auf allgemeine Beſtimmungen, Befreiungen 
auf einzelnen Gütern ſuchte er nach Möglichkeit hinauszuſchieben, immer 
in der Sorge vor Unruhen unter den minder Glücklichen). So ließ er 
auf ſeinen eigenen Gütern alles beim alten; er riet dem Geh. Kriegsrat 
Gervais, dem Oberbürgermeiſter von Königsberg, von einer Aufhebung 
der Erbuntertänigkeit auf Arnsberg bei Kreuzburg, dem einzigen unter 
den Königsberger Kämmereigütern, das noch Untertanen hatte, zunächſt 
abzuſehen :); fo mißbilligte er den Entſchluß des v. Fahrenheid, auf feinen 
zahlreichen Gütern in Oſtpreußen den Untertanen, ähnlich wie der Re⸗ 
gierungspräſident Schroetter es befürwortet hatte, die Freiheit zu geben. 
In der Tat war für Fahrenheid wohl weniger Begeiſterung für die gute 
Sache als die Beſorgnis, daß man ihm etwa das Ding über den Kopf 
wegnehmen möchte, das Motiv zu feinem Entſchluß“). Jedenfalls hatte 
dieſer noch im Sept. 1806 das Befreiungswerk nicht auf allen ſeinen Gütern 
durchgeführt). In der gnädigen Antwort, die der König Fahrenheid 
erteilte, war etwas von der Beſorgnis Schroetters zu ſpüren, es hieß 
darin: „Euer Verdienſt könnt Ihr dadurch vollkommen machen, daß Ihr in 
der Ausführung ſo allmählich und vorſichtig verfahren wollet, als es nicht 
nur Eure eigene, ſondern auch Eurer Mitſtände Verhältniſſe erfordern®).” 
Friedrich Wilhelm III. und Beyme teilten eigentlich Schroetters Be⸗ 
ſorgniſſe in bezug auf die Einzelbefreiungen nicht; denn zum öffentlichen 


1) Geh. St. A. Rep. 89, 118 C. 

2) Im Frühjahr und Sommer 1800 nahmen die Scharwerksverweigerungen 
in den oſtpreußiſchen Amtern ſolchen Umfang an, daß militäriſche Hilfe requiriert 
und die Schuldigen z. T. mit Gaſſenlaufen und Entſetzung vom Erbe beſtraft 
werden mußten. Geh. St. A. Generaldir. Oſtpr. u. Lit., Miniſterialregiſtratur 
Nr. 92. 

3) 9. März 1800 Gervais an Schroetter. 5. April 1800 Schroetter an 
Gervais (ebenda). 

4) 13. Jan. 1800 Immediateingabe Fahrenheids, 24. Januar 1800 Schroetter 
an Beyme, Geh. St. A. Rep. 89, 118 C. 23. Januar 1800 Beyme an . 
Geh. St. A. Rep. 89, 59. 

5) Vgl. F. Rühl, Briefe und Aktenſtücke zur Geſchichte Preußens unter 
Friedrich Wilhelm III., Bd. 1 (Leipzig 1899), S. 3f. — Wahrſcheinlich erlangten 
damals nur die Gnier Bauern, mit denen Fahrenheid den Anfang machen 
wollte, die Freiheit. Vgl. Georg Krueger, Beiträge zur Geſchichte der Familie 
Farenheid, Königsberg 1900, S. 25; Georg v. Below, Territorium und Stadt, 
München u. Leipzig 1900, S. 73, Anm. 3; Böhme, S. 14, Anm. 1. 

6) 27. Januar 1800 K. O an den Kriegsrat v. F., G. St. A. Rep. 89, 59. 
Gedr.: Stadelmann, T. IV, S. 251. 
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Beweiſe ſeiner Gnade erhob der König gerade in jenen Tagen die drei 
Brüder Hülſen auf Ahrensdorff bei Salfeld, auf Weſſelhöfen und Doeſen 
in den Grafenſtand, weil ſie ihre Untertanen unentgeltlich teils ſchon frei⸗ 
gelaſſen hatten, teils freilaſſen wollten!“). Allgemeine Beſtimmungen aber 
erließ der König damals ſo wenig für den Geſamtſtaat wie für Oſt⸗ 
preußen allein. 


Die Arbeit am oſtpreußiſchen Provinzialrecht brachte gegen Ende 
1800 die Frage der Bauernbefreiung wieder in Fluß. Der Großkanzler 
trat mit Schroetter darüber in Briefwechſel'). Goldbeck wünſchte nur 
einige Zuſätze zum Allgemeinen Landrecht, um einzelne gütliche Ver⸗ 
einbarungen zwiſchen Gutsherrſchaften und Untertanen zu erleichtern). 
Auf Grund des ihm dann von Schroetter mitgeteilten Entwurfs der oſt⸗ 
preußiſchen Gutsbeſitzer nahm er an, daß dort der Entſchluß zu einer 
allmählichen, vollkommenen Aufhebung der Erbuntertänigkeit bereits 
gefaßt ſei. Unter dieſer Vorausſetzung prüfte er mit der ihm eigenen 
Sorgfalt den Plan und machte „vereinfachende“ Vorjchläget). Der Groß⸗ 
kanzler vertrat das Intereſſe der Gutsbeſitzer. „Die beabſichtigte Ver⸗ 
änderung,“ ſo ſchloß er, „beruht auf einer freiwilligen Aufopferung 
wohlerworbener Gerechtſame, und es kann daher den Gutsherrſchaften 
nicht verarget werden, wenn ſie ſich hierbei alle nur mögliche Erleichterung 
verſchaffen. Dem Staat iſt es nur darum zu tun, daß in der beſtimmten 
Zeit die angegebene Zahl von Leibeigenen freigelaſſen werde. Welche 
Individua zuerſt dieſer Wohltat teilhaftig werden ſollen, iſt dem Staate 
gleichgültig, und den Untertanen muß keine Befugnis geſtattet werden, 
durch Widerſprüche die Sache zu erſchweren.“ Er ſchlug einen anderen 
Modus für die ſukzeſſive Loslaſſung der Erbuntertanen vor. Beſonders 
die Einzelbeſtimmungen hierzu zeigten, wie ſehr bei ihm die Rüdjicht 
auf die Gutsbeſitzer vorwaltete. Ein Jahr nach Publikation des Geſetzes 


1) K. O. vom 28. Januar 1800, Stadelmann, T. IV, S. 252. — 1791 
wurde die Erbuntertänigkeit in Doeſen aufgehoben. Siehe Annalen des König⸗ 
reichs Preußen, Ig. 1792, III, S. 132ff. Krug, Über Leibeigenſchaft, S. 57. 
Krauſe, Schroetter, S. 40 weiſt in dieſem Zuſammenhang darauf hin, daß 
die Hülſen Zöglinge Kants waren. 

2) 13. November 1800 Goldbeck an Schroetter, G. L. K. A 10,6. 

3) Die in dem Bericht an den König vom 31. Dezember 1799 gemachten ſechs 
Reformvorſchläge wiederholte Goldbeck in einem Reſkript an die oſtpreußiſche 
Regierung am 8. Oktober 1800 (Geh. St. A. Rep. 84, XIV XO Nr. 1, vol. I, 
fasc. 4). 

4) 15. Mai 1801, 10. April 1801 Goldbeck an Schroetter, J. M. Gutsherrlich⸗ 
bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 14. 
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wollte er ſchon mit der Freilaſſung beginnen — hierdurch hoffte er, den 
Plan dem König willkommener zu machen. In 20 Jahren follten alle 
Untertanen frei werden, und zwar von je 50 in den erſten 5 Jahren je 1, 
in den folgenden 5 je 2, in den nächſten 5 je 3 und in den letzten 5 je 4. 
Der im Entwurf von 1799 leitende Gedanke, die Familien nicht zu tren⸗ 
nen, blieb hier ganz außer Betracht. Auch wurde die Beſtimmung der 
Freizugebenden ganz der Willkür des Herrn überlaſſen und deſſen 
Intereſſe beſonders dadurch gewahrt, daß 1. die in jedem Jahr Verſtor⸗ 
benen und 2. die Entwichenen von der Pflichtzahl abgezogen werden 
ſollten, daß 3. die bei der Diviſion durch 50 überſchüſſigen Untertanen 
nicht auf die erſten, ſondern, ihrer Zahl entſprechend, mehr oder weniger 
auf die letzten Jahre verrechnet werden ſollten. Es ſtand dem Herrn 
natürlich auch frei, in den erſten Jahren die Soldaten oder diejenigen, 
die als freie Leute bei ihm bleiben wollten, zu berückſichtigen. Indem 
Goldbeck den Gutsherrn an keine Norm bei der Auswahl band, beſeitigte 
er zwar manchen Anlaß zur Beſchwerde des Untertanen; das ganze Ver⸗ 
fahren, nach dem das den Untertanen eingeräumte Recht möglicherweiſe 
jahrelang illuſoriſch geblieben wäre, hätte aber ſicher den Geiſt des Wider⸗ 
ſpruchs, der Auflehnung geſtärkt. Um doppelte Rechnung zu vermeiden, 
ſollten die Schulden, übrigens ohne Rückſicht auf ihr Alter und ihre Art, 
das Loskaufsgeld und die Entſchädigungsſumme für etwa fehlenden Be⸗ 
ſatz erſt beim Abzug bezahlt werden. Dabei blieb außer Betracht, daß bei 
Zahlungsunfähigkeit des zur Freilaſſung Vorbeſtimmten möglicherweiſe 
nicht gleich ein anderer Untertan fähig war, allen Anforderungen zu 
genügen, und daß fo den Untertanen eine Entlaſſungsmöglichkeit entgangen 
wäre. Auch in dieſem Punkt blieb Goldbeck alſo hinter dem urſprünglichen 
Entwurf zurück. Im übrigen erkannte er die Gefahr, die dem Fortgang 
der Reform von der geforderten Ausdehnung auf alle Provinzen drohte, 
und ſuchte dieſe Schwierigkeit dadurch zu umgehen, daß er dem Aufkün⸗ 
digenden den Nachweis über ſeine künftige Tätigkeit in Oſtpreußen als 
Bedingung ſtellte. Nun gab auch Schroetter ein eingehendes Urteil 
über den Entwurf ab. Wiederum beſtimmte die Furcht vor Gärungen 
unter dem Landvolk ſeine Entſchlüſſe. Bei den den beiden Plänen offen⸗ 
bar anhaftenden Mängeln glaubte er anläßlich deren Durchführung ſolche 
beſorgen zu müſſen. Den von den Gutsbeſitzern vorgeſchlagenen Weg 
fand er der Faſſungskraft des mangelhaft aufgeklärten gemeinen Mannes 
nicht angemeſſen, bei dem Goldbeckſchen Entwurf ſchienen ihm Miß⸗ 
deutungen, die Annahme gehäſſiger Nebenabſichten des Gutsherrn un⸗ 
vermeidlich. Schroetter wollte von der Verſorgungspflicht gegenüber den 
alten und gebrechlichen Leuten nicht abſehen; es ſchien ihm unbillig, 
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ſolchen Untertanen die Wohltat der Entlaſſung vollends gegen ein 
Loskaufsgeld gleichſam aufzudringen. Dieſer Punkt machte noch be⸗ 
ſonders beide Entwürfe für ihn unannehmbar. So ſteckte er ſich das Ziel 
kürzer. Er entſchloß ſich, von der allmählichen Entlaſſung aus der Unter⸗ 
tänigkeit ganz abzuſehen. Daß die Vermehrung der vorhandenen Unter⸗ 
tanen, ſei es durch Geburt, Heirat oder Vertrag auf jede Weiſe verhindert 
werde, das erſchien ihm als das ſicherſte und gelindeſte Mittel zur Errei⸗ 
chung des Zweckes. Abgeſehen von den Beſtimmungen des Edikts vom 
8. November 1773, ſollte die Entlaſſung nur in zwei Fällen als unentgelt⸗ 
liche Belohnung des Wohlverhaltens ſtattfinden, nämlich 1. für die aus 
den Kriegsdienſten verabſchiedeten Soldaten nebſt Frauen und Kindern, 
inſofern ſie durch Atteſt des Regiments nachwieſen, daß ſie während 
ihrer Dienſtzeit keine Regimentsſtrafe erlitten hatten, 2. für das bei der 
Herrſchaft dienende Geſinde, das ſich etwa 6 Jahre lang treu und ſittlich 
aufgeführt hatte, wobei der Führungsnachweis mit Hilfe des Gerichts⸗ 
halters und Predigers erbracht werden ſollte. — Der bevorſtehende Ab⸗ 
ſchluß des Provinzialgeſetzes machte eine Entſcheidung in der Angelegenheit 
notwendig. Weit mehr noch beſtimmte aber die allgemeine politiſche Lage 
Schroetter damals zum Vorgehen; wegen der Ausſicht auf einen baldigen, 
völligen Frieden ſchien ihm der augenblickliche Zeitpunkt der rechte zum 
Handeln. Er ſetzte ſich mit Korff in Verbindung!) und teilte ihm Goldbecks 
und den eigenen Plan mit. Auch Beyme ſetzte er in Kenntnis, beſprach auch 
mündlich mit ihm, wie die Sache zu beginnen fei?). Wenn Schroetter 
Beyme gegenüber äußerte, daß der Großkanzler wahrſcheinlich weiter⸗ 
gegangen wäre, falls er nicht dadurch das Ganze zu ſtören geglaubt hätte, 
ſo irrte er ſich ſehr. Als dieſer erfuhr, daß die allgemeine Aufhebung der 
Erbuntertänigkeit in Oſtpreußen noch nicht beſchloſſene Sache war, zog 
er ſeinen Vorſchlag zurück und ſchloß ſich dem Schroetterſchen Plan an’). 
Ja er wünſchte die 1773 angeordneten Fälle der Loslaſſungsverpflichtung 
zu beſchränken. Der Gutsherrſchaft allein wollte er zudem die Beur⸗ 
teilung darüber zugeſtehen, welches Geſinde ſich ihre Zufriedenheit zu 
erwerben gewußt habe, alſo die Wohltat der Freilaſſung erhalten ſollte. 

Inzwiſchen hatte die oſtpreußiſche Regierung dem Großkanzler den 
Entwurf des Provinzialrechts eingeſandt. Darin war die Aufhebung der 
Erbuntertänigkeit nicht feſtgeſetzt. Goldbeck übermittelte nun die dieſen 


1) 18. April 1801, 8 Tage nach Eingang des Goldbeckſchen Planes. G. L. K. 
À 10, 5. 

2) 24. April 1801, Geh. St. A. Rep. 89, 20 B. 
| 3) 15. Mai 1801 Goldbeck an Schroetter, J. M. Gutsherrlid-bauerlide 
Verhältniſſe, Nr. 14. 
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Gegenſtand betreffenden Akten!) Schroetter und ftellte es ihm anheim, 
bei ſeiner Anweſenheit in Preußen mit Finckenſtein darüber weiterzube⸗ 
raten. Noch vor der Ankunft des Miniſters hatte auf die Korff gegebene 
Anregung hin in Königsberg am 5. Mai 1801 eine Beratung in dem 
engeren Kreiſe ſtattgefunden)). Es war nur zu natürlich, daß die Vere 
ſammelten ihren eigenen Plan fallen ließen und den Goldbeckſchen, der 
für die Gutsbeſitzer ſoviel vorteilhafter war, annahmen, ja ſogar noch etwas 
mehr forderten, nämlich 1. allgemeine Verweigerung von Erlaubnis⸗ 
ſcheinen zur Auswanderung in eine andere Provinz für die Entlaſſenen, 
und zwar während der nächſten 20 Jahre, dazu Ermächtigung eines jeden 
oſtpreußiſchen Gutsbeſitzers, ſolche vormaligen Untertanen zu reklamieren 
und in ſeinem Gut anzuſtellen, 2. Beginn der Loslaſſung 2 Jahre, nicht 1 
Jahr nach Publikation des Geſetzes, 3. Verminderung der Pflichtzahl der 
Loszulaſſenden in den erſten 7 Jahren für die Güter mit mehr als 200 
Untertanen). Von dem Schroetterſchen Plane wollte man darum nichts 
wiſſen, weil man bei Nichtentlaſſung der vorhandenen untertänigen 
Leute von deren Unzufriedenheit Schädigungen befürchtete; außerdem 
war der Wegfall des Loskaufsgeldes nicht erwünſcht. Was nun den zweiten 
Beratungspunkt, die Einleitung der Sache, betraf, ſo ſahen die Verſam⸗ 
melten zwei Möglichkeiten vor ſich: entweder der Miniſter berate den vor⸗ 
handenen Entwurf bloß mit den ſchon bisher zugezogenen ſtändiſchen Mit⸗ 
gliedern weiter, bei der Vorlegung könne der Plan dann zwar nur als ein 
Werk des Miniſters, nicht als Vorſchlag der Stände gelten, aber alle 
Publizität werde ſo vermieden; oder man ſuche die Zuſtimmung der 
Stände zu erlangen, errege damit aber mehr oder weniger Aufſehen. 
Für den zweiten Fall machten ſie vier Vorſchläge: 1. Berufung der Stände 
per deputatos durch Schroetter, 2. Berufung von 2—3 Notabeln aus 
jedem Kreiſe durch Schroetter, ohne Wahl durch die Stände, dann aber 
Vorlegung des mit dieſen erwogenen Planes auf den Kreistagen, 3. Be⸗ 
rufung von 2—3 in den Kreiſen zu wählenden Deputierten durch die 
ſtändigen Abgeordneten, Korff und Brandt, mit der Begründung, daß 
in dieſer Angelegenheit ein öffentlicher Schritt getan werden müſſe, 


1) Von dieſen Akten fehlt der Band mit den 16 einzelnen Voten der Regierungs⸗ 
mitglieder. Aus einem Bericht der Regierung vom 28. April 1801 (Geh. St. A. 
Rep. 84, XIV VO Nr. 1, vol. I, fasc. 4) ergibt ſich, daß einige Mitglieder die 
Erbuntertänigkeit in dem Provinzialrechtsentwurf aufheben wollten, aber über⸗ 
ſtimmt wurden. 

2) Protokoll vom 5. Mai 1801, G. L. K. A 10,5. 

3) Von 100 Untertanen ſollten in den erſten 4 Jahren je 1, in den folgenden 
3 je 2, dagegen in den beiden letzten Jahren je 12 zu entlaſſen ſein. 
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wenn man nicht erwarten wolle, daß ohne Anfrage bei den Ständen 
höhern Ortes ein entſcheidender Entſchluß erfolge, 4. Einſammlung von 
Einzelvorſchlägen aus dem Kreiſe der in Betracht kommenden Gutsbe⸗ 
ſitzer durch die Landräte und ſtändigen Deputierten, Ausarbeitung eines 
Plans und Vorlegung desſelben auf den Kreistagen. Man befürchtete, 
daß das Landvolk namentlich beim Bekanntwerden der Teilnahme 
Schroetters in der noch immer verbreiteten irrigen Meinung beſtärkt 
werden könne, daß der König die Aufhebung der Untertänigkeit be⸗ 
fohlen habe. Obwohl für Schroetter, wenn er wirklich den feſten Willen 
zum Durchgreifen hatte, ſein längerer Aufenthalt in Oſtpreußen eine gün⸗ 
ſtige Gelegenheit bot, ſo unternahm er, nach den Akten zu urteilen, doch 
nichts in der Sache. Wohl beteiligte er ſich an einer Sitzung der oſt⸗ 
preußiſchen Kammer über die neue Geſindeordnung, deren Erlaß man 
von Anfang an als nötige Ergänzung der Bauernbefreiung gefordert hatte, 
aber auch hier kam man nicht zu endgültigen Bejchlüffen!). Im März 
des folgenden Jahres war der Bericht der Kammer über die Geſinde⸗ 
ordnung noch nicht erſtattet, und Schroetter befahl nun, dieſen bis zur 
Ankunft des neuen Präſidenten, Auerswalds, zurückzuhalten“). Die 
Beſtimmungen über die Erbuntertänigkeit in dem Entwurf zum Pro- 
vinzialrecht wurden nicht abgeändert, ſondern dieſer wurde dem König 
ſo vorgelegt. Deſſen Ausſtellungen an einzelnen Zuſätzen, z. B. an dem, 
der den Vater ermächtigte, ſeine Kinder unter 4 Jahren vertragsweiſe 
für untertänig zu erklären, wurden dann der Anlaß, daß Goldbeck dem 
König von weitergehenden Abſichten des oſtpreußiſchen Adels berichtete. 
Er ſtellte die Sache ſo dar, als ob die Stände ſchon in der Hauptſache 
einig ſeien, es nur noch der Beratung über die Beſtimmungen eines 
Reglements bedürfe, bis zu deren Beendigung der Abſchluß der Arbeiten 
am Provinzialrecht allerdings nicht hätte hinausgeſchoben werden 
können!) So wurde dann dieſer Teil des Provinzialrechts am 6. März 
1802 mit Beibehaltung der Erbuntertänigkeit veröffentlicht. 


1) 9. Juni 1801 Schroetter an die Kammer, Protokoll vom 28. Auguſt 1801, 
Geh. St. A. Generaldir. Oſtpr. u. Lit., Materien. Tit. 56, Nr. 4 vol. II. 

2) 18. März 1802 Schroetter an die Kammer ebenda. Die Königsberger 
Kammer hatte ſich überhaupt wegen der langſamen Erledigung der Geſchäfte 
Schroetters Unzufriedenheit zugezogen. (Immediatbericht Schroetters vom 
28. September 1801, Geh. St. A. Rep. 89, 118 A.) 

3) 4. u. 11. März 1802 K. O. an Goldbeck, Geh. St. A. Rep. 84, XIV X O 
Nr. 1, vol. I, fasc. 5. 6. März 1802 Immediatbericht Goldbecks, Geh. St. A. 
Rep. 89, 60 U. Vgl. Stadelmann, T. IV, S. 277f. 28. Oktober 1802 Beyme 
an Schroetter. 
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Auf der Reife, die Friedrich Wilhelm III. mit Gemahlin im Sommer 
1802 nach Oſtpreußen machte, vernahm er zu ſeiner Enttäuſchung nichts 
von dem geplanten patriotiſchen Opfer der Stände. Dieſe Reiſe gab den 
Anſtoß zu neuer Inangriffnahme des Befreiungswerkes durch den König. 
Beyme, der den Herrſcher begleitete, forderte in Jerutten Hans von 
Auerswald auf, ihm über wichtige, die Provinz Oſtpreußen betreffende 
Gegenſtände unmittelbar ſeine Ideen mitzuteilen. Dieſer glühende 
Anhänger der Reform!) machte bald von dem Anerbieten Gebrauch). Das 
„Promemoria über die Aufhebung der Privatuntertänigkeit in Oſt⸗ 
und Weſtpreußen,“ an deſſen Verfaſſerſchaft neben Auerswald Kraus 
teilhatte®), war ſicherlich neben dem perſönlichen Eindruck, den der König 
in Oſtpreußen empfangen hatte“), ein Antrieb zum Erlaß der Kabinetts⸗ 
order an Goldbeck vom 28. Auguſt 18025). Dieſem und Schroetter kam 
dieſelbe ganz überraſchende). Eine andere Staatsauffaſſung lag den Aus⸗ 
führungen von Auerswald und Kraus zugrunde als die im alten Preußen 
verkörperte. An Stelle der Gebundenheit und Bevormundung, der 
der einzelne im merkantiliſtiſchen Polizeiſtaat unterworfen war, for⸗ 
derten ſie Freiheit für das Individuum beſonders auf wirtſchaftlichem 
und ſozialem Gebiet. In der freien Arbeit, im freien Spiel der Kräfte 
ſahen ſie die Grundlage aller geſunden Entwicklung, alles Wohlſtandes 
ſowohl des einzelnen, des Arbeitnehmers wie des Arbeitgebers, wie der 
Geſamtheit. In ihrer Stellungnahme zur Geſindeordnung, in die ſonſt 
auch Freunde der Reform, ſolche, die vom Wert der freien Arbeit über⸗ 
zeugt waren wie z. B. Schroetter, gewiſſe Einſchränkungen als ein not⸗ 
wendiges Korrelat der Befreiung aufnehmen wollten, kam ihre Überzeu- 
gung deutlich zum Ausdruck. In dem Beyme eingefandten Schreiben 
hieß es: „Ja, ſchon dieſe Beſchränkung der hilfloſeſten Volksklaſſe, daß ſie 


1) Johannes Voigt, Beiträge zur Geſchichte der ie von Auerswald, 
Königsberg 1824, S. 62 u. 96. 

2) 12. Auguſt 1802, Geh. St. A. Rep 89, 20 C. 

3) Dieſes Promemoria ſtimmt bis auf einige Zuſätze und Auslaſſungen 
mit dem in den Krausſchen Schriften, T. I, S. 175ff. veröffentlichten „Gutachten 
über die Aufhebung der Privatuntertänigkeit in Oſt⸗ und Weſtpreußen“ wörtlich 
überein. 

4) Krollmann, Oberländiſche Geſchichtsblätter, H. XI, ©. 46f. 

5) J. M. Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 14. Stadelmann, 
T. IV, S. 67, Anm. 1, fälſchlich vom 28. Mai datiert. Nationalzeitung, 1803, 
Sp. 616. 

6) 30. Auguſt 1802 Schroetter an Finckenſtein, G. L. K. A 10,6. 31. Auguſt 
1802 Goldbeck an Beyme (Geh. St. A. Rep. 89, 60 C). 
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ſich nur auf dem platten Lande und nur durch Dienen ſoll ernähren dürfen, 
möchte wohl, nichts von der Härte zu ſagen, in ſtaatswirtſchaftlichem 
Betracht ſich weder als nötig noch als nützlich rechtfertigen laſſen; aber 
es ſei nun ſchon dies Opfer dem böſen Genius der Untertänigkeit ge⸗ 
bracht.“ Gewiſſermaßen nur ein Zugeſtändnis war alſo ihr Vorſchlag, 
eine oſtpreußiſche Geſindeordnung nach dem Muſter der Beſtimmungen, 
die bei der Geſetzkommiſſion für die weſtpreußiſche Ordnung beantragt 
waren, zu erlaſſen!). In ihrem Entwurf zu den Modalitäten griffen fie 
das Befreiungswerk in mancher Beziehung ähnlich an, wie man es 1799 
bei den vertraulichen Beratungen in Königsberg getan hatte, verein⸗ 
fachten die Sache aber z. T. Danach ſollten 1. alle feit dem Regierungs⸗ 
antritt, 16. November 1797, oder wenigſtens ſeit dem Huldigungstag, 
5. Juni 1798, Geborenen frei ſein; 2. ſollten die übrigen unfreien Perſonen 
von Martini 1805 bis Martini 1814 ſukzeſſive aufſagen und immer ein 
Jahr darauf fortziehen dürfen, und zwar von der in jeder einzelnen Ort⸗ 
ſchaft in jeder Klaſſe der Untertanen, wie Bauern, Morgener, Kätner, 
Einlieger, Knechte und Mägde, vorhandenen Zahl zunächſt /, dann /, ½ 
uſw; das Los ſollte in dem Fall entſcheiden, wo bei einem Termin mehr 
als die zuläſſige Zahl aufſagen würden; 3. ſollten auch die Untertanen, 
die nicht aufgekündigt hatten, mit dem Ablauf des letzten Aufkündigungs⸗ 
jahres ipso iure frei fein; 4. follte das Loskaufsgeld fortfallen, hinſichtlich 
des herrſchaftlichen Beſatzes und der etwaigen Schulden ſollte es mit den 
Befreiten wie mit freien Leuten gehalten werden; 5. ſollte unabhängig 
von den genannten Freilaſſungsbeſtimmungen der im Militärdienſt 
ſtehende Mann mit Frau und Kindern und die einen freien Mann heira- 
tende Unfreie unentgeltlich entlaſſen werden?). Bei dem von den beiden 
Freunden eingenommenen Standpunkt waren alle gegen die Reform 
vorgebrachten Bedenken hinfällig. Der auf vielen Gütern vorhandene 
große Menſchenmangel war für ſie kein Grund zur Beibehaltung der 
Untertänigkeit, ſondern fie ſahen vielmehr feine Urſache gerade in dem 
beſtehenden Syſtem, bei dem der Zuwachs von innen ſtocke und der 
Zulauf von außen wegfalle. Es werde ewig an ſolchen Menſchen mangeln, 
die um Spottlohn dienen und für ein Hungerleben arbeiten ſollten, nicht 
aber an ſolchen, denen man eine gerechte, d. h. durch freie Konkurrenz ſich 


1) Siehe unten S. 63f. Vgl. auch Kraus, Schriften, T. II, S. 163ff. 

2) Vgl. Voigt, Kraus, S. 315f. Nach einem Zuſatz in der Abſchrift des 
Promemoria, die ſich in den Akten G. L. K. A 10, 1 findet, wollte man auf dieſe 
beiden Beſtimmungen nicht beſtehen, wenn durch ſie das Ganze irgendwie gefährdet 
zu ſein ſchien. 
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beftimmende Vergeltung gäbe. Gegen die Befürchtung vom Wegziehen der 
Leute aus unfruchtbaren Gegenden wandten fie ein, daß das freie Geſinde 
ſeinen Dienſt nicht nach dem Reichtum der Herrſchaft, ſondern nach der 
Ausſicht auf eine beſſere Exiſtenz wähle, der freie Inſtmann nicht nach der 
Fruchtbarkeit des Bodens, ſondern nach den Bedingungen, die man ihm 
bewillige. Bei der dem Landvolk eigentümlichen Liebe zur Heimat 
und den Blutsfreunden werde der Freigelaſſene nur von einer wirklich 
böſen und geizigen Herrſchaft fortziehen; da der billig zahlende Herr aber 
nicht mehr aufnehmen könne, als er zu beſchäftigen imſtande ſei, ſo werde 
doch von ſelbſt ein gewiſſer Ausgleich ſtattfinden. Sie verwieſen auf die 
bereits von einigen Gutsbeſitzern bei Freilaſſung ihrer Untertanen trotz 
der gehemmten Zirkulation gemachten guten Erfahrungen!) und auf 
die immer wieder von Gutsbeſitzern gegebene Verſicherung, nichts 
gegen die Untertänigkeitsaufhebung zu haben, ſobald ſolche nur allgemein 
geſchehe?). Entgegen dem Einwand, daß die größern Koſten der freien 
Arbeiter den Reinertrag der Güter ſchmälern würden, machten ſie den 
größern Wert der freien Arbeit geltend, ſie brachten die durch „jene 
dämiſche Trägheit und jenen tückiſchen Mißmut“ des Untertanen, ſeine 
Unterſtützungsbedürftigkeit in Notfällen und im Alter verurſachten 
Einbußen in Anſchlag. Optimiſtiſch nahmen ſie an, daß das den Lohn 
beſtimmende Verhältnis von Nachfrage und Angebot ſich nie zum 
Schaden der Arbeiter verſchieben könne). Ein im Kaufpreiſe mitbe⸗ 
zahltes nutzbares Recht auf die Untertanen erkannten ſie natürlich ent⸗ 
ſprechend dem über den Reinertrag der Güter Geſagten auch nicht an; 
es werde in keinem Kaufanſchlag jemals zu Gelde angerechnet, weder 
komme es nach den Detaxationsprinzipien der Landſchaft noch bei ge⸗ 


1) Auerswald hatte ſelbſt als einer der erſten die Untertänigkeit auf ſeinen 
Gütern aufgehoben; vgl. E. v. Bardeleben, Ein Blick auf die einſtige Stellung der 
Oberpräſidenten Auerswald und Schön, Stuttgart 1844, S. 19f. In dem Beyme 
eingereichten Promemoria machte Auerswald den Baron v. Trenk in dieſem Zu⸗ 
ſammenhang noch beſonders namhaft. Ein Baron v. Trenk auf Schakuglack nahm 
als Mitglied des Landrates 1798 am Landtag teil. | 

2) Vgl. Schmalz, Über Erbuntertänigkeit, Berlin 1808, S. 41. 

3) „Der Lohn ſinkt, wenn jenes Verhältnis ſich der Gleichheit nähert, von ſelbſt 
auf das Minimum, nämlich auf den Punkt, wobei die Zahl der Leute ſich nur 
gerade in ihrem Beſtande erhält, ohne ſich vermehren zu können. Indeſſen ſelbſt 
dann würden dieſe Leute betriebſam und zufrieden ſein, erſteres, weil die Konkur⸗ 
renz ſie dazu nötigt und weil ſie ſich auf niemand als auf ſich ſelbſt zu verlaſſen 
haben, letzteres, weil jedermann das Leiden, welches die Natur der Dinge und nicht 
Willkür der Menſchen über ihn verhängt, willig erträgt.“ 
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richtlichen Veranſchlagungen jemals in Schätzung!). Gegen die Behaup⸗ 
tung, daß die Befreiung eine unbillige Neuerung ſei, führten ſie die Ver⸗ 
änderungen an, die beſonders in den letzten 15— 20 Jahren in dem Bue 
ſtande der unfreien Leute vor ſich gegangen waren, man fordere von ihnen 
mehr wegen der Erweiterungen und Verbeſſerungen in allen Wirt⸗ 
ſchaftszweigen, man gebe ihnen weniger ſchon infolge der gleichgebliebenen 
Lohnſätze. Beſonders in dem landſchaftlichen Kreditweſen ſahen Kraus 
und Auerswald eine Quelle, aus der viele neue Leiden der Untertanen 
ihren Urſprung nahmen. Es leiſte dem Verbeſſerungsgeiſte, dem Luxus der 
Gutseigner Vorſchub, es begünſtige vor allem ein häufiges Kaufen der 
Güter, wohl gar einen Güterhandel. Was nun ſchließlich die herge⸗ 
brachten Rechte des Gutsherrn betraf, ſo brandmarkten die beiden Reform⸗ 

freunde ſie als ein Recht, Unrecht zu tun. Da nun der Staat zwar alle 
Rechte ſchützen, aber auch allem Unrecht wehren ſolle, ſo könne nur die 

Frage ſein, welche von dieſen beiden in dem gegenwärtigen Fall unver⸗ 
einbaren Pflichten die dringendere und heiligere ſei, und darauf ſei die 
Antwort leicht. Kraus und Auerswald hielten es für angebracht, daß die 
Modalitäten der Aufhebung in Geſetzesform einfach publiziert würden, 
allenfalls könne man ſie unter Beifügung der Gründe den Ständen 
vorher mitteilen. Unter all den verſchiedenen Plänen zur Aufhebung 
der Erbuntertänigkeit war es dieſe Darlegung, die am klarſten und folge⸗ 

richtigſten den Ideen vom wirtſchaftlichen Individualismus Ausdruck 
verlieh. Für jemand, der wie Beyme den neuen Ideen huldigte, mochte 
ſie etwas Beſtechendes haben. Wie überhaupt bei den oſtpreußiſchen 

Verhältniſſen angepaßten Entwürfen war hier die Frage nach dem Be⸗ 
ſitzrecht, den Dienſten gar nicht angeſchnitten. Auch die Ablehnung von 

Verhandlungen mit den Ständen mußte bei Beyme für dieſes Projekt 

ſprechen. Er hatte von Anfang an nicht viel von ſolchen Konferenzen 
gehalten?). Zum Schaden der Sache geſtalteten ſich die Dinge in Oſt⸗ 

preußen weiterhin ſo, daß bei den mit den Gutsbeſitzern eingeleiteten 

Beſprechungen der unmittelbare Einfluß Auerswalds ausgeſchaltet war. 


Schroetter lag gerade an einem Zuſammenarbeiten mit den Ständen; 
er wandte ſich ſogleich perſönlich an Finckenſtein). Mit Stägemann, der 
zur Zeit, als die Kabinettsorder an Goldbeck erlaſſen wurde, in Berlin 
weilte, beſprachen beide Miniſter die Angelegenheit. Man plante, Guts⸗ 
beſitzer mit untertänigen Leuten perſönlich zu einer Beſprechung nach 


1) Vgl. Voigt, Kraus, S. 312f. 
2) Vgl. Stadelmann, T. IV, S. 223f. 
3) 30. Auguſt 1802, G. L. K. A 10,6. 
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Königsberg einzuladen, bei der Finckenſtein als Kommiſſar den Vorſitz 
übernehmen ſollte. Der Kanzler wollte keinesfalls die Gutsbefitzer über- 
gangen ſehen, verbat aber zunächſt wiederholt und inſtändig ſeine Ernen⸗ 
nung zum Kommiſſar!). Als dann Stägemann zurückkehrte, ließ er ſich 
von dieſem, Korff und Brandt umſtimmen. Sicherlich ſpielte bei ſeiner 
Sinnesänderung die Erwägung eine Rolle, daß ſo die Verwirklichung 
weitgehender Reformabſichten verhindert werden könne). Er mochte den 
Einfluß Auerswalds fürchten. Dieſer hatte ſich noch vor Stägemanns 
Eintreffen im Auftrage Schroetters an den Kanzler gewandt, jede 
Vernehmung der Stände, ſei es auf einzelnen Kreisverſammlungen, wie 
Finckenſtein wollte, oder auf einer Verſammlung in Königsberg, als 
überflüſſig und zwecklos widerraten. Er hatte ſich über die Ergebniſſe 
der früher im engen Kreis gehaltenen Privatberatſchlagung ausgezeichnet 
unterrichtet erwieſen und ſie ebenſo wie den Vorſchlag, alle ſeit dem Huldi⸗ 
gungstag Geborenen freizulaſſen, als den königlichen Abſichten wenig 
konform bezeichnete). Die Tatſache, daß Auerwald keine erbuntertänigen 
Leute mehr hatte, nahm der Kanzler zum Vorwand, dieſen Reformfreund 
von den weiteren Beratungen fernzuhalten. Finckenſtein und Schroetter 
einigten ſich über die zu ergreifenden Maßnahmen, und Goldbeck ſtimmte 
ihnen gu‘). In der Form eines Kommiſſoriums wurde am 11. Oktober 
1802 dem Kanzler der Auftrag in der verabredeten Art gegeben). Aus 
jedem der 12 landrätlichen Kreiſe ſollte ein von Finckenſtein auszuwählen⸗ 
der ritterſchaftlicher Deputierter zu einer Konferenz nach Königsberg 
berufen und hier die Sache unter Zuziehung der beiden vom letzten Land⸗ 
tage noch ſubſiſtierenden Deputierten Korff und Brandt erwogen werden. 
Auf beſonderen Kreisverſammlungen ſollten dann die Deputierten auf 
Grund des Konferenzprotokolls Vortrag halten und die Meinungen 
der Stände vernommen werden, und ſchließlich ſollten alle Protokolle mit 
einem Gutachten der 3 Kommiſſarien Goldbeck und Schroetter zugeſtellt 
werden. Um von dem Zweck der Beratſchlagung nichts ins Publikum 
dringen zu laſſen, ſollten die Landräte ihn jedem Gutsbeſitzer in verſie⸗ 
gelten, nur eigenhändig zu eröffnenden Schreiben mitteilen. Alle nötigen 


1) 6. u. 10. September 1802, G. L. K. A 10,6. . 


2) Dabei hoffte er auf Schroetters Unterſtützung. 27. September 1802 Fincken⸗ 
ſtein an Schroetter, G. L. K. A 10,6. | 


3) 10. September 1802 Finckenſtein an Schroetter, G. L. K. A 10,6. 


4) 2. Oktober 1802 Schroetter an Goldbeck, 11. Oktober 1802 Goldbeck an 
Schroetter, J. M. Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 14. 


5) G. L. K. A 10,8, eine Abſchrift auch Geh. St. A. Rep. 89, 20 C. 


Die Beſtrebungen zur Befreiung der Privatbauern in Preußen. 49 


Zirkularien!) wurden nach Finckenſteins Entwurf in der Berliner Hofe 
buchdruckerei gedruckt. Das zu erreichende Ziel wurde nach Schroetters 
Vorſchlag vorſichtig dahin beſtimmt: „In jedem Falle wird darauf Bedacht 
zu nehmen ſein, daß die Erbuntertänigkeit wenigſtens untergraben und 
in einer zu berechnenden Zeit vernichtet werde. Es wird wenn möglich 
als Grundſatz feſtzuſtellen ſein, daß 1. niemand ſich mit rechtlicher Wirkung 
aus dem Stande der Freiheit in den Stand der Erbuntertänigkeit begeben 
dürfe, 2. daß alle nach dem Huldigungstag geborenen Kinder ipso jure 
für frei erklärt werden. Dies würde wohl das wenigſte ſein, was zur 
Aufhebung der Untertänigkeitsverhältniſſe und notwendigen Erreichung 
der Allerhöchſten und menſchenfreundlichen Abſicht geſchehen könnte, 
wobei ſich indeſſen von ſelbſt verſteht, daß wenn die Stände noch mehr 
Begünſtigungen in Vorſchlag bringen und etwa diejenigen, welche 20 
Jahre als Soldaten gedient haben, ebenfalls ſofort für frei erklären oder 
andere für für die Untertanen vorteilhafte Beſtimmungen e 
wollen, ſolches bereitwillig anzunehmen iſt.“ 

Während Beyme die förmliche Zuſammenberufung aller Guts⸗ 
beſitzer geradezu mißbilligte, davon namentlich unruhige Auftritte unter 
den Bauern befürchtete), verſprach ſich Schroetter von dieſem Schritt 
ſehr viel’). Daß die 3 Kommiſſarien, die mit am meiſten gegen die Auf⸗ 
hebung der Erbuntertänigkeit eingenommen geweſen waren, freiwillig die 
Leitung der Angelegenheit übernommen und die Gedanken dazu größten⸗ 
teils angegeben hatten, das hielt er für beſonders wichtig. Der gute Wille, 
die freie Entſchließung der Gutsbeſitzer erſchien ihm als die weſentliche 
Vorbedingung für einen günſtigen Verlauf der Reform. „Bei der 
gegenwärtigen Verfahrungsart“, ſo ſetzte er Beyme auseinander, „läßt 
man den Gutsbeſitzern das Gefühl der Opinion, daß ſie es ſind, welche 
dem Erbuntertänigen Wohltat und Gnade widerfahren laſſen, und zwar 
aus freiem Willen, ſowie man alsdann dem Erbuntertänigen zu Befeſti⸗ 
gung des ſo edlen Hausfriedens oder des ſo ſchönen Bandes zwiſchen 
Herr und Diener in der zu erlaſſenden Deklaration begreiflich machen 
kann, daß er die Freiheit ſeiner Perſon und Kräfte jenem freien Willen 
allein zu verdanken habe.“ Bei dieſem erſten Schritt wollte der Miniſter 
nicht ſtehenbleiben, er hoffte, in wenigen Jahren weitergehen zu können. 
Zur Erreichung des zunächſt liegenden Zieles ſuchte er, durch ſeine 


1) Geh. St. A. Rep. 89, 20 C. 
2) 28. Oktober 1802 Beyme an Schroetter, Stadelmann, T. IV, S. 277. 


3) Für das Folgende kommen in Betracht: 14. September, 15. u. 26. Ok⸗ 
tober, 7. November 1802 Schroetter an Beyme, Geh. St. A. Rep. 89, 20 C. 


Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X X XVII. 1. 4 
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Freunde auf den Kreistagen Stimmen zu ſammeln. Er hatte die Genug⸗ 
tuung, daß „ein gegen die Sache ſonſt eifrigſter Antagoniſt“ ihm ſchrieb, 
„wie die im Kommiſſorio aufgeſtellte Grenzlinie ihm viel zu beſchränkt 
ſchiene und daß unter gewiſſen Modalitäten und geſichert des künftigen 
Beiſtandes der Regierung, um Geſinde und Tagelöhner zu erhalten, 
man immer weiter gehen könne und müſſe.“ Schien ſo wegen der im 
allgemeinen günſtigen Stimmung der oſtpreußiſchen Gutsbeſitzer ein 
Vorgehen ratſam, ſo ſprach die politiſche Lage noch mehr dafür. Aus 
dieſer Überzeugung heraus trat Schroetter damals aufs eifrigſte für die 
Durchführung der Reform ein. 


Er brachte wiederholt bei Beyme in Anregung, die Sache auch für Weſt⸗ 
preußen wieder einzuleiten. Er ſetzte ſich mit ſeinem Bruder in Verbindung. 
Goldbeck erließ ſchon vor der offiziellen Ermächtigung zur Aufnahme der 
ſeit dem September 1798 ruhenden Angelegenheit ein Reſkript an die 
weſtpreußiſche Regierung). Auf einen gemeinſamen Bericht Goldbecks 
und Schroetters?) über das bisher in Oſtpreußen Unternommene erging 
dann am 18. November 1802 in einer Kabinettsorder der erſehnte Befehl 
für Weftpreußen?). Hier hatte man die vom König am 13. September 

798 befohlenen Verhandlungen mit den Ständen deshalb unterlaſſen, 
weil man bei den damaligen Vorbereitungen zu einer allgemeinen Re⸗ 
gelung des bäuerlichen Untertänigkeitsverhältniſſes erſt nähere An⸗ 
weiſungen erhofft hatte. Die Konferenzen wegen des Provinzialrechts 
waren ſchon im November 1798 bis auf die Materie von der Erbuntertänig⸗ 
keit beendet worden. Von einer neuen Zuſammenberufung der Depu⸗ 
tierten, die ſeinerzeit den Beſchluß zur Befreiung gefaßt hatten, verſprach 
ſich die weſtpreußiſche Regierung keinen Nutzen, weil ſich dieſe ohne be⸗ 
ſondere Ermächtigung ihrer Kommittenten nicht berechtigt halten würden, 
etwas Entſcheidendes zu unternehmen. Sie ſchlug deshalb Kreisver⸗ 
ſammlungen vor und beantragte nur für den Fall, daß dieſe allzu ab⸗ 
weichende Ergebniſſe haben würden, eine Deputiertenverſammlung in 
Marienwerder. Da der König inzwiſchen, mit Beymes Anſicht überein⸗ 
ſtimmend, für Oſtpreußen befohlen hatte, daß vor der Zuſammen⸗ 
berufung aller Gutsbeſitzer erſt an ihn über die Königsberger Beratung 
berichtet und ein näherer Verhaltungsbefehl abgewartet werden follte®), 
ſo konnten die beiden Miniſter den Antrag der weſtpreußiſchen Regierung 


1) 21. Oktober 1802, Geh. St. A. Rep. 84, XIV VW Nr. 4, vol. I. fase. 1. 
2) 12. November 1802, Geh. St. A. Rep. 89, 20 C. | 
3) Stadelmann, T. IV, ©. 279. 
4) K. O. vom 18. November 1802. 
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nicht befürworten. Es wurde vielmehr für dieſe Provinz ein dem oſt⸗ 
preußiſchen Verfahren entſprechendes Vorgehen beſchloſſen ). Auch hier 
ſollte ein angeſehener und einſichtsvoller Gutsbeſitzer aus jedem Kreis 
nach Marienwerder berufen werden. Um eine wünſchenswerte Gleich⸗ 
förmigkeit in den Verfaſſungen der beiden Provinzen erzielen zu können, 
wurde für die Verhandlung ſelbſt erſt ein Zeitpunkt nach Eingang der 
oſtpreußiſchen Konferenzprotokolle in Ausſicht genommen. Ihre Ergeb⸗ 
niſſe follten den weſtpreußiſchen Kommiſſarien als Richtſchnur dienen“). 

Die großen Hoffnungen, die Schroetter auf die Königsberger Ver⸗ 
handlungen ſetzte, erfüllten ſich nicht. Finckenſteins Wahl zum Kom⸗ 
miſſar ſollte ſich als ein vollkommener Mißgriff erweiſen. Die Stimmung 
in Oſtpreußen war für die Reform?). Über die Abſicht des Königs konnte 
kein Zweifel ſein. So tat der Kanzler ſein Beſtes, um durch „eigene 
Vorſchläge die Gefahr bei der Sache zu mildern“, um mit ſo geringen 
Zugeſtändniſſen wie möglich dabei loszukommen“). Korff war dadurch, daß 
er im Sommer des Jahres beſonders viel Verdrießlichkeiten mit ſeinen 
Inſtleuten gehabt hatte5), ſicher nicht geneigter geworden, um der Unter⸗ 


1) 27. November 1802 K. O. an Goldbeck und Schroetter (Stadelmann, 
T. IV, S. 279). 30. November 1802 Reſkript beider an den Regierungspräſidenten 
Schroetter (J. M. Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 14). Beide Stücke 
ſind auch in der Nationalzeitung, 1803, Sp. 616 ff. abgedruckt. 

2) Die weſtpreußiſche Regierung ſelbſt hatte zur Leitung der Beratſchlagungen 
folgende Beſtimmungen aufgeſtellt: 1. Kein freier Menſch kann von jetzt ab ſich 
in die Erbuntertänigkeit begeben. 2. Jeder Untertane, der 20 Jahre Soldat geweſen 
oder auch in kürzerer Zeit zum Unteroffizier befördert iſt, jeder, der im königlichen 
Zivildienſte mit Gehalt oder als Schullehrer angenommen iſt, erlangt ohne Entlaſ⸗ 
fung von feiner Gutsherrſchaft (d. h. ohne Loskaufsgeld) nebſt Frau und Kindern die 
Befreiung. 3. Jeder untertänige bäuerliche Einſaſſe, der einen Bauernhof oder ein 
anderes Etabliſſement durch gerichtlichen Kontrakt mit ſeiner Gutsherrſchaft auf 
lange Zeit oder wenigſtens 12 Jahre annimmt, wird nebſt Frau und Kindern von 
der Untertänigkeit entlaſſen erachtet, wenn er feinen Verbindlichkeiten 12 Jahre 
hindurch genügt hat. 4. Alle ſeit dem Huldigungstag geborenen Kinder ſind frei. 

3) Promemoria von Korff vom 8. Dezember 1802: „Die ganze Sache abzu⸗ 
ſchlagen, iſt weder tunlich noch ratſam, und muß hierin mit Klugheit etwas geſchehen, 
nicht nur weil es der Wunſch des Monarchen iſt, ſondern weil der Geiſt der Zeit 
und die Stimmung des Volkes es erfordert.“ (G. L. K. A 10,5.) 

4) Hierbei wurde es der Sache verderblich, daß man in Berlin bei den Vor⸗ 
ſchlägen ſo ſehr zurückhaltend geweſen war. 

5) 7. November 1802 Schroetter an Beyme, Geh. St. A. Rep. 89, 20 C. 
28. Auguſt 1802 K. O. an die untertänigen Inſtleute der Bledauiſchen Güter, 
Geh. St. A. Rep. 89, 59. 
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tanen willen beſondere Aufopferungen vorzuſchlagen. Er und Brandt 
wollten die beiden im Kommiſſorium aufgeſtellten Bedingungen an⸗ 
nehmen und erwogen in ihren Promemorien und Aufzeichnungen!) 
eingehend, wie die ſukzeſſive Loslaſſung der übrigen Untertanen zu be⸗ 
werkſtelligen ſein werde, ob in 20, 30, 40 oder 50 Jahren. Im ganzen 
war aber bei ihnen ein gewiſſes Zurückweichen gegenüber den früheren 
Vorſchlägen zu bemerken, ſo ſollten die von 1798 bis zur Publikation des 
Geſetzes geborenen Kinder auf die Zahl der jährlich zu Entlaſſenden ange⸗ 
rechnet werden. — Auf die Einladung Finckenſteins erſchienen 10 Mit⸗ 
glieder der oſtpreußiſchen Ritterſchaft zu der Konferenz in Königsberg): 
1. aus dem brandenburgiſchen Kreiſe Landſchaftsrat Freiherr von der 
Goltz auf Domnau, 2, aus dem braunsbergiſchen Kreiſe Landſchaftsrat 
von Rautenberg auf Gratken, 3. aus dem heilsbergſchen Kreiſe Landſchafts⸗ 
rat von Creytz auf Galitten, 4. aus dem inſterburgſchen Kreiſe Kriegs⸗ 
und Domänenrat von Gerhardt auf Kieſelkehmen, 5, aus dem Marien⸗ 
werderſchen Kreiſe Land⸗ und Landſchaftsrat Freiherr von Schleinitz 
auf Falkenau, 6. aus dem neidenburgſchen Kreiſe Hauptmann von Fabeck 
auf Jablonken, 7 aus dem raſtenburgſchen Kreiſe von Bergfeld auf 
Schellenberg, 8. aus dem ſchaackenſchen Kreiſe Kammerherr Graf von 
Dohna auf Condehnen, 9. aus dem ſeheſtenſchen Kreiſe Landſchaftsrat 
von dem Berge auf Koslau, 10, aus dem tapiauſchen Kreiſe Erbamtsmann 
Graf von Schlieben auf Gerdauen. Der für den mohrungiſchen Kreis 
geladene Landſchaftsdirektor Baron Hoverbeck auf Mitteldorff hatte ſich 
mit Krankheit entſchuldigt. Aus dem olezkoſchen Kreiſe war kein Vertreter 
zugegen, wegen des weiten Weges hatten alle in Finckenſteins Namen 
durch den dortigen Landrat von Morſtein aufgeforderten Gutsbeſitzer 
abgelehnt. Mit den beiden ſtändigen Deputierten, von Korff und von 
Brandt, und Stägemann, dem zur Beratung zugezogenen Konſulenten 
der Stände, waren alſo 14 Herren beteiligt. Die Sitzungen fanden vom 
8. bis 11. Dezember ſtatt, am 11. wurden die Ergebniſſe der Beratung 
mit Übereinſtimmung ſämtlicher Mitglieder von Stägemann nieder⸗ 
geſchrieben. In der Eröffnungsſitzung wies Finckenſtein gleich darauf 
hin), daß bei ihrer Beratung nicht von einem förmlichen Beſchluß die 
Rede ſein könne, da es den Verſammelten dazu an Vollmacht fehle, 


1) In G. L. K. A 10,5; A 10,6; A 10,8 finden ſich auch aus dieſer Zeit eine 
ganze Reihe von Aktenſtücken. 

2) 11. Dezember 1802 Aktum Königsberg, Original G. L. K. A 10,8. 

3) Das von Finckenſtein eigenhändig korrigierte Konzept der Rede findet ſich 
G. L. K. A 10,6. 
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ſondern nur von einer Ausſprache ihrer eigenen Meinung und deſſen, 
was ſie von der Meinung der Mitſtände vermuten möchten. Er hob her⸗ 
vor, daß die noch beſtehenden gutsherrlichen Rechte keineswegs unbe⸗ 
deutend ſeine, ſchon das Loskaufsgeld nicht, ſtellte überhaupt die Sache 
von der unvorteilhaften Seite dar und gab der Beratſchlagung ſo gleich von 
Anfang an eine ſehr ungünſtige Wendung, was ihm um ſo leichter gelang, 
da er bei der Auswahl der Geladenen ſchon ſehr vorſichtig zu Werke ge⸗ 
gangen war!). Stägemann fuchte, einen weitergehenden Plan zur 
Annahme zu bringen, war aber nicht die Perſönlichkeit und nicht in der 
Stellung, um ſeine freiheitlichen Ideen entgegen den perſönlichen, 
namentlich den Geldintereſſen, der Adligen durchzuſetzen!); ſchließlich 
ſtellten ſie immer wieder die Rückſicht auf ihre Mitſtände ſeinen Argu⸗ 
menten entgegen). Auf die Präliminarfrage Finckenſteins, ob die Erb⸗ 
untertänigkeit aufgehoben werden ſolle, ſprachen ſich alle Anweſenden 
gegen die Reform aus. Aber die Reformſtimmung in Oſtpreußen war 
offenbar zu ſtark, der königliche Wille zu entſchieden ausgeſprochen, als 
daß man gewagt hätte, dem nicht Rechnung zu tragen und eine ſchroff 
ablehnende Haltung einzunehmen; ſo erklärten ſich denn die Anweſenden 
doch bereit, ihre Wünſche höheren Rückſichten des Königs unterzu⸗ 
ordnen. Sie einigten ſich über die den Kreisverſammlungen zu unter⸗ 
breitenden Vorſchläge: 1. Niemand ſollte nach Bekanntmachung des 
Plans untertänig werden, weder durch Geburt noch durch Heirat, durch 
Vertrag noch auf andere Art!). Mit Ausnahme der Soldaten, die 20 Jahre 
gedient hatten, denen man mit Frau und den ſich in elterlicher Koſt be⸗ 
findenden Kindern ſofortige, unentgeltliche Loslaſſung zugeſtehen wollte, 
ſollten die jetzigen Erbuntertanen innerhalb eines Zeitraums von 40 


1) 16. Dezember 1802 Auerswald an Beyme (Geh. St. A. Rep. 89, 20 C): 
Das Reſultat aber iſt ſo beſchaffen, „wie es ſich bei der Wahl der Glieder dieſer 
Verſammlung ſchon vorausſetzen ließ.“ 17. Auguſt 1803 Schroetter an Beyme, 
Geh. St. A. Rep. 89, 20 C. 2. Februar 1803 Schroetter an Goldbeck (J. M. 
Gutsherrlich-bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 14): „Mein Bruder ſchreibt mir, daß er 
ein paar Deputierte geſprochen, welche dem Königsberger Reichstage beigewohnt 
haben. Dieſe können das Benehmen von ein paar Herren nicht arg genug ſchildern, 
und im Grunde iſt die Verſammlung nur auf den Fleck, wohin man ſie gebracht, 
geleitet worden.“ 

2) 17. Auguſt 1803 Schroetter an Beyme: „Selbſt Stägemenn, der ſonſt ein 
großer Freiheitslehrer iſt, hat in dieſem Augenblick ſeiner inneren Neigung durch 
ein paar Männer eine andere Richtung geben laſſen.“ f 

3) 12. Dezember 1802 Stägemann an Beyme, Geh. St. A. Rep. 89, 20 C. 


4) Siehe Oſtpreußiſches Provinzialrecht, Zuſatz 108, $ 3. 
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Jahren von Martini 103 nach und nach entlaſſen werden, und zwar fo, 
daß der Gutsherr entweder jedes Jahr den entſprechenden Bruchteil der 
ganzen Zahl (/, / uſw. ) oder alle 5 Jahre den 8. Teil der 1803 vorhande⸗ 
nen Leute auswählte. Das Beſtimmungsrecht des Gutsherrn wollte 
man nur durch die Vorſchrift einſchränken, Kinder, die ſich in elterlicher 
Koſt befanden, mit den Eltern freizulaſſen. Durch Anrechnung der in 
jedem Jahr Geſtorbenen, der Entlaufenen, der nach Vorſchrift der Ge⸗ 
ſetze Entlaſſenen auf die Pflichtzahl wollte man ebenſo wie in früheren 
Entwürfen dem Gutsherrn die Sache erleichtern. Gerade die beigefügten 
Bedingungen ließen den Wert des zunächſt Zugeſtandenen zweifelhaft 
erſcheinen. Man forderte Zahlung des Loskaufsgeldes, der Schulden, des 
fehlenden herrſchaftlichen Beſatzes. Man wollte die freigeborenen Kinder 
eines Erbuntertanen, ſofern ſie nicht mit den Eltern freizulaſſen waren, 
noch bis zum 20. Jahr zum Zwangsgeſindedienſt verpflichten). Um der 
Leutenot überhaupt zu begegnen, wünſchte man, daß einige Sätze der Ge⸗ 
ſindeordnung in das Reglement über die Aufhebung der Erbuntertänigkeit 
aufgenommen würden. Man entnahm dieſe einem Entwurf zur Geſinde⸗ 
ordnung. Die alten Forderungen von der Dienſtpflicht aller zum Bauern⸗ 
ſtande gehörenden Perſonen, vom Kampf gegen die Losleute, von der 
Beſchränkung der im Elternhauſe bleibenden dienſtfähigen Kinder auf ein 
unbedingt notwendiges Maß kehrten darin wieder. Aber darüber hinaus 
ſuchte man die Intereſſen der Gutsherren dadurch zu wahren, daß feſt⸗ 
geſetzt wurde: 1. die Erlaubnis zur Überſiedelung in die Stadt ſoll einer 
Familie nur gegeben werden, wenn ſie nach der Verheiratung 10 Jahre 
auf dem Lande gewohnt hat, dem männlichen Geſinde nach dem 30., 
dem weiblichen nach dem 24. Lebensjahr. 2. Niemand darf ſich als Bauer, 
Inſtmann oder Gärtner niederlaſſen, der nicht nachweiſen kann, daß er 
als Junge und Knecht einige Jahre gedient hat. Schließlich ſtellte man 
den Antrag, über ſolches Land, das von den Zeitpächtern nicht hinreichend 
bewirtſchaftet werden könne und nach Befund der Landespolizeibehörde 
dieſen entbehrlich ſei, und über künftighin unbeſetzt bleibende Bauernerben 
anderweitig, jedoch ohne ſelbſtverſtändlich die Feuerſtellen eingehen zu 
laſſen, beſtimmen zu dürfen. Finckenſtein verfehlte nicht, bei Uberſendung 
des Konferenzprotokolls ſich noch einmal perſönlich gegen die geplante 
Reform auszuſprechen, auch gegen die „bedingt entworfenen, gemäßigten 
Vorſchläge“ ). | | | 


1) Auch Beyme dachte ja für die Übergangszeit an einen 3jäbrigen Zwangs⸗ 
dienſt dieſer freien Untertanenkinder, vgl. Stadelmann, T. IV, S. 278, 224. 
2) 13. Dezember 1802, J. M. Gutsherrlich⸗ bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 14. 
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Der Kammergerichtsvizepräſident von Kircheiſen, der als vortragender 
Rat bei Goldbeck an des verſtorbenen Baumgarten!) Stelle getreten war, 
und der Kammergerichtsrat Schweder hatten dieſe Sache zu bearbeiten“. 
Mit den neuen Perſonen war ein anderer Geiſt in das Goldbeckſche De⸗ 
partement gekommen. Beſonders Schweder trat für die neuen, freiheit⸗ 
lichen Ideen ein. An den Konferenzvorſchlägen übte er eine ſcharfe 
Kritik (26. Dez. 1802). „Nachteiliger könnte man die beabſichtigte neue 
Anordnung für die Untertanen nicht einrichten.“ Er ſah in dem Ganzen 
nur den Geiſt der Auflehnung, er ſah dieſen beſonders in den einzelnen 
Zuſätzen wirkſam. So beanſtandete er die für die Freilaſſung geſetzte 
lange Friſt, das hohe Loskaufsgeld, die Beibehaltung des Zwangsgeſinde⸗ 
dienſtes, „gerade dieſer drückendſten Folge der perſönlichen Untertänig⸗ 
keit“, die einzelnen Vorſchläge für die Geſindeordnung. Vollends erregte 
es ſein Mißfallen, daß man die zu den Bauernhöfen gehörenden Grund⸗ 
ſtücke vermindern oder gar bei Erledigung ganz einziehen wollte; das ſei 
„das ſicherſte Mittel, um die größte Laſt der Untertanen, nämlich den 
in der Regel ungemeſſenen Hofedienſt, bis zum Erdrücken zu erhöhen“. 
Von den eigentümlichen Verhältniſſen Oſtpreußens, der in einigen 
Gegenden offenbar vorhandenen Leutenot, die in einer Zeit des Über- 
gang zur intenſiveren Wirtſchaft beſonders empfunden werden mußte, 
dem Überwiegen der unangeſeſſenen Klaſſe der Landarbeiter, der Inſten, 
unter der ländlichen Bevölkerung, dem Vorherrſchen des Zeitpachtver⸗ 
hältniſſes beim bäuerlichen Beſitz, hatte Schweder keine genügende Kennt⸗ 
nis, um den in ihnen liegenden Schwierigkeiten vollkommen gerecht zu 
werden. Auf das entſchiedenſte riet er von den Kreisverſammlungen ab 
und befürwortete den Erlaß eines Geſetzes von oben herab ohne weitere 
Deliberation. Zur Begründung dieſes Antrags griff er auf das Gut⸗ 
achten der Geſetzkommiſſion zurück und bezog ſich auch hinſichtlich der vor⸗ 
zuſchlagenden Maßnahmen, z. T. allerdings kritiſch, auf dasſelbe. Durch 
den Wegfall der einſchränkenden Zuſätze, nicht etwa durch eine Erweiterung 
der Hauptbeſtimmungen unterſchieden ſich Schweders poſitive Vor⸗ 
ſchläge von denen der Deputierten; er wollte keine ſukzeſſive Freilaſſung 
der zur Zeit erbuntertänigen Generation. — Einen ganz anderen Eindruck 
empfing Schroetter von dem Bericht über die Königsberger Verhand⸗ 
lungen. Er wußte, daß man in Oſtpreußen für die Reform war, er durch⸗ 
ſchaute damals noch nicht die Machenſchaften Finckenſteins, ſo legte er 
dem Proteſt gegen alle Veränderungen am Eingang des Protokolls 


1) Baumgarten 2. November 1802 f (Geh. St. A. Rep. 89, 60 C). 
2) J. M. Gutsherrlich⸗bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 14. 
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keinen Wert bei und hielt fid nur an die pofitiven Vorſchläge. Voll Eifer 
machte er ſich perſönlich an die Ausarbeitung eines Gutachtens, forderte 
Goldbeck zur ſchleunigen Berichterſtattung an den König auf, „um das 
Eiſen zu ſchmieden, weil es warm ſei“ ). Gegen die jetzt auch von Schroetter 
befürwortete ſukzeſſive Entlaſſung der vorhandenen Erbuntertanen, 
bei der die Auswahl allerdings durch das Los getroffen und die womöglich 
in 20 Jahren durchgeführt werden ſollte, erhob Kircheiſen wegen der 
unüberſteiglichen Schwierigkeiten energiſchen Einſpruch (7. Januar 1803). 
Er brachte dagegen den urſprünglichen Plan des Königs, die Freilaſſung der 
zur Zeit der Veröffentlichung des Edikts noch nicht Vierzehnjährigen), wie⸗ 
der in Anregung. Von dieſer ausgedehnten Beſtimmung, „die gar zuviel 
Senſation, Gegenvorſtellungen und daneben anderweite Nachteile be⸗ 
wirken dürfte“, wollte aber Schroetter wiederum nichts wiſſen. Nicht 
allein das Intereſſe der Gutsbeſitzer, denen es an Händen zur Feld⸗ und 
Wirtſchaftsarbeit fehlen möchte, führte er dagegen ins Feld, ſondern, 
in ſeiner Beſorgnis allzu weit gehend, auch die Gefahr für die Bildung 
der Kinder und die bäuerliche Wirtſchaft. Dieſen Wink zur Moderation 
nahm Goldbeck mit Vergnügen auf. Es fand noch eine mündliche Beratung 
unter den 4 beteiligten Herren am 16. Januar 1803 ſtatt, und hier einigte 
man ſich auf den Tag der Huldigung als Loslaſſungstermin. Im übrigen 
drang Schweder mit ſeinem Widerſpruch gegen alle weitere Befragung 
der Stände durch. Aus ſeiner Feder ſtammte auch der Bericht an den 
König vom 6. Februar und der beigefügte Entwurf zu der Verordnung). 
Schroetter hätte in demſelben gern einiges geändert und zugeſetzt geſehen, 
ſo daß ein günſtigeres Licht auf die oſtpreußiſchen Gutsbeſitzer gefallen 
wäre. Seine Wünſche fanden nur zum geringen Teil Berückſichtigung. 
Man hatte nicht das gleiche Ziel im Auge in bezug auf die den Losgelaſſenen 
zu gewährende Freiheit, und ſo ging man auch in der Beurteilung der 
ſtändiſchen Anträge auseinander. Schroetter verwarf z. B. damals den 
Zwangsgeſindedienſt nicht ſo unbedingt“) — bei der von den Gutsbe⸗ 


1) Schroetter an Goldbeck präſ. 6. Januar 1803: „Ew. Exzellenz erhalten 
in der Beilage das verſprochene Opus, wovon jede Zeile von mir ſelbſt bearbeitet iſt. 
. . . Auch bitte ich den Aufſatz allenfalls nicht als offiziell anzuſehen, und wollen 
Sie mir ihn nach etwa davon gemachtem Gebrauch zurückgeben, ſo geſchieht mir 
ein Gefallen. Ich hätte ihn des Schluſſes wegen nicht gern bei den Akten.“ 

2) Die K. O. ſprach von 15jährigen Kindern. Die von Kircheiſen vorgeſchlagene 
Zahl paßte ſich beſtehenden Geſetzesbeſtimmungen beſſer an. 

3) Geh. St. A. Rep. 89, 20 C. 

4) Anders war ſeine Haltung im September 1807. Vgl. Knapp, Bauern- 
befreiung, T. I, S. 130 f.; T. II, S. 160 f. 
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ſitzern vorgeſchlagenen Form hätte es ſich übrigens nur um eine Über⸗ 
gangsbeſtimmung handeln können, nämlich um eine Feſtſetzung für frei⸗ 
geborene Untertanenkinder. — In dem Bericht war dieſer Punkt noch 
als unentſchieden ausgeſetzt, man hatte ſeine Reglung der baldigſt zu er⸗ 
laſſenden Geſindeordnung vorbehalten. Dies war um ſo leichter möglich, 
da die für die fraglichen Geſindedienſte in Betracht kommenden Kinder 
zur Zeit höchſtens 5 Jahre alt waren. Der Antrag der Stände auf Erlaub⸗ 
nis zur Verkleinerung oder Einziehung der Bauernhöfe, der Schweder 
am meiſten entrüftet hatte, wurde von Schroetter nicht als eine „drük⸗ 
kende Neuerung“ empfunden. Wohl hatte auch in Oſtpreußen das Geſetz, 
das Friedrich der Große am 12. Auguſt 17491) zum Schutze des Bauern⸗ 
landes erlaſſen hatte, Gültigkeit; es war keineswegs in Vergeſſenheit 
geraten:). Auf Grund feiner Beſtimmungen drang man auf Beſetzung 
der Bauernhöfe, ſchritt man mit fiskaliſchen Strafen gegen den ein, der 
die Zahl ſeiner Bauern vermindert hatte). Hier wie in anderen Pro⸗ 
vinzen erlangten die Kammern allerdings nicht immer von den Übertre- 
tungen Kunde, manchmal kam ihnen erſt nach Jahren etwas davon zu 
Ohren). Die Landräte ſahen ihren Standesgenoſſen offenbar nicht fo 
ſcharf auf die Finger, wie es zur völligen Durchführung des Geſetzes 
notwendig geweſen wäre®). Aber auch die Kammern und der Provinzial⸗ 
miniſter ſelbſt gingen in der letzten Zeit bei der Handhabung des Bauern⸗ 
ſchutzes nicht mehr ſo ſtreng vor wie früher. Sie billigten zwar nicht die 
Umwandlung von ganzen Bauernerben in Vorwerke, auf denen der Be⸗, 
trieb dann mit Inſtleuten aufrechtzuerhalten wars), wohl aber geſtatteten 


1) Mylius, Continuatio IV, Sp. 181ff. 

2) Knapp, Bauernbefreiung, T. 1, S. 55; T. II, S. 97. In dem Aktenſtück 
ſelbſt, auf das Knapp ſeine Anſicht ſtützt, finden ſich verſchiedene Reviſionsreſkripte, 
die ihr widerſprechen, 28. Februar 1801, 20. Dezember 1805 (Geh. St. A. General- 
direktorium Oſtpr. u. Lit., Mat. Tit. 34, Sekt. 1, Nr. 61). Vgl. auch die Voten der 
Mitglieder der oſtpreußiſchen Regierung (St. A. K. E 75), den Bericht der oftpreuß. 
Kammer vom 15. März 1793 (Geh. St. A. Rep. 84, XIV VO Nr. 1, vol. I, fase. 1). 

3) Geh. St. A. Generaldir. Oſtpr. u. Lit., Mat. Tit. 38, Sekt. 2, Nr. 14 
(1782); Sekt. 5, Nr. 15 (17931805); Sekt. 12, Nr. 16 (1802). 

4) Ebenda, Sekt. 8, Nr. 7 ([1792] 1794—1806); Sekt. 9, Nr. 23 ([1779] 1806). 

5) Vgl. Zie kurſch, S. 169ff. für Schleſien. Hermann Mauer, Das Schickſal 
der erledigten Bauernhöfe in den öſtlichen Provinzen Preußens zur Zeit der Bauern⸗ 
befreiung (in dieſer Zeitſchrift Bd. 24, S. 249 ff.). 

6) Nur ein Fall dieſer Art findet ſich bei den Akten, v. J. 1804 (Sekt. 11, 
Nr. 15); hier wurde aber die beſondere Erlaubnis des Königs eingeholt. Die ohne 
Wiſſen der Behörden vorgenommene Verminderung der bäuerlichen Nahrungen 
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fie die teilweiſe Einziehung des Bauernlandes, nämlich in dem Fall, daß 
der Gutsherr ſchlecht⸗ oder ungenutzte Stücke des Bauernackers als Vor⸗ 
werksland in beſſere Kultur bringen wollten), oder auch dann, wenn die 
Lage der Bauern anderweitig, durch Verleihung von Erbpachtskontrakten, 
Befreiung vom Scharwerk, verbeſſert wurde), ohne daß freilich hierfür 
feſte Regeln galten). Dieſer Handhabung des Bauernſchutzes war im 
106. Zuſatz des oſtpreußiſchen Provinzialrechts Rechnung getragen. 
In Übereinftimmung mit dieſem Zuſatz hieß es nun in dem Bericht an 
den König, daß im allgemeinen ſolchem Verlangen nach Umwandlung 
von Bauernacker in Vorwerksland nicht nachgegeben werden könne, daß 
aber in einzelnen Fällen ſolche Gutsbeſitzer an die Kammer und an 
Schroetter zu verweiſen ſeien. Schroetter hatte dem Bericht den eigen⸗ 
händigen Zuſatz eingefügt: „Vielleicht wird es angehen, einige allgemeine 
Grundſätze aufzuſtellen, nach welchen die Kammern die Zuläſſigkeit und 
Nützlichkeit dergleichen Zuſammenſchlagung oder Verkleinerung von 
Bauernhöfen beſtimmt zu beurteilen imſtande wären“). Da man alſo 


war anſcheinend beträchtlich, wenn auch die in einem Schreiben Hardenbergs an 
die Generalkommiſſion für Oſt⸗ und Weſtpreußen vom 7. Mai 1819 (nicht in dem 
Bericht des Miniſters von Schuckmann, wie Mauer, S. 250 angibt) mitgeteilte 
Statiſtik nicht ohne weiteres glaubwürdig iſt. Hiernach wurden vor 1806 im Königs⸗ 
berger Departement, den Kreuzburger und Raſtenburger Kreis ausgenommen, 
460, im Gumbinnenſchen Departement 176 Höfe eingezogen. Die Zahlen beruhen 
auf von mir nicht ermittelten Berichten der Landräte von 1818/19. Dieſen fehlten 
offenbar, wie zwei Beiſpiele, Geh. St. A. Rep. 87 B Regulierungen und Ablö⸗ 
ſungen, Regierungsbezirk Königsberg, Nr. 9, vol. III, zeigen, die ſicheren Grund⸗ 
lagen für die ältere Zeit. Auch die Tatſache, daß den Landräten an niedrigen Zahlen 
für ihre eigene Dienſtzeit liegen mußte, läßt ſchließen, daß die Angaben für die Zeit 
vor 1806 zu hoch gegriffen find. — Das Schreiben Hardenbergs L. M. Land⸗ 
ſchaftsſachen, Gener. Nr. 21, vol. II. 

1) Geh. St. A. Generaldir. Oſtpr. u. Lit., Mat. Tit. 78, Sekt. 6, Nr. 17 
(1795); Sekt. 6, Nr. 20 (1804); Sekt. 2, Nr. 26 (1797). 

2) Geh. St. A. Generaldir. Oſtpr. u. Lit., Mat. Tit. 78, Sekt. 12, Nr. 11 
(1800); Sekt. 12, Nr. 13 (1800 — 1801). (Es handelte ſich beide Male um Schroetters 
Bauern); Sekt. 9, Nr. 26 (1806). 

3) Geh. St. A. Generaldir. Oſtpr. u. Lit., Mat. Tit. 78, Sekt. 9, Nr. 19 zeigt, 
daß die Einziehung von überflüſſigem Bauernland zum Vorwerk auch verweigert, 
nur anderweite Austuung geſtattet wurde. — In Weſtpreußen hielt man ſtrenger 
auf Befolgung des Geſetzes; vgl. Geh. St. A. Generaldir. Weſtpr. Mat. Tit. 95, Sekt. 2, 
Kammin, Nr. 16. 

4) In der Verordnung vom 14. Febr. 1808 iſt dieſer Gedanke ſpäter verwirk⸗ 
licht. 
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in bezug auf den Bauernſchutz den Gutsbeſitzern entgegenkommen wollten), 
die Frage der Geſindeordnung noch unentſchieden ließ und andrerſeits 
auf die ſukzeſſive, allgemeine Freilaſſung der vor dem Huldigungstag Ge⸗ 
borenen ganz verzichtete, ſo beſtand der einzige Vorzug der dem König 
vorgelegten Verordnung gegenüber den Vorſchlägen der Stände darin, 
daß hier der Termin, von dem an die Erbuntertänigkeit durch Geburt nicht 
weiter fortgepflanzt werden ſollte, um etwa 5 Jahre weiter hinauf ge⸗ 
rückt war. Das Verbot des Eintritts in ein Erbuntertänigkeitsverhältnis 
und die Beſtimmung über die unentgeltliche Loslaſſung der Soldaten 
ſamt Frau und Kindern waren beiden gemeinſam. 

Der König hat die Verordnung nicht vollzogen. Sie ging zwar nicht 
ſo weit in der Freilaſſung der unmündigen Kinder, wie die Kabinetts⸗ 
order vom 25. Juli 1798 vorgeſchlagen hatte, entſprach in der Haupt⸗ 
ſache aber doch ſeinen Abſichten. Vielleicht gewann Friedrich Wilhelm III. 
aus dem Konferenzprotokoll und dem Bericht Finckenſteins einen ſehr 
ungünſtigen Eindruck von der Stimmung der oſtpreußiſchen Gutsbe⸗ 
ſitzer, der durch die Kritik in dem beigefügten Bericht noch verſtärkt werden 
mochte, und befürchtete daher, daß es durch den Erlaß der Verordnung 
zu einem Konflikt mit dem Adel kommen könnte. Anderſeits hatten aber 
gerade in jener Zeit mehrere Gutsbeſitzer freiwillig die Erbuntertänigkeit 
auf ihren Gütern aufgehoben oder ihre Bereitwilligkeit dazu dem König 
angezeigt). Auerswald konnte Beyme ſchon im Dezember von dreien 
berichten, die durch die Kabinettserinnerung veranlaßt worden ſeien, 
ihre Untertanen von ſelbſt freigugeben*). So hob der Freiherr von 
Hoverbeck im November 1802 die „anſehnliche Erbuntertänigkeit“ auf 
ſeinen Gütern Dombkau und Borchertswalde gänzlich auf und ſorgte 
durch Mitteilung und Aufruf zur Nachfolge im Königsberger Intelligenz⸗ 
zettel und in der Privilegierten Berliniſchen Zeitung für das Bekannt- 
werden feiner Tat“). Ebenfalls im November machte die Baroneſſe von 
Franckenberg mit der unentgeltlichen Freigebung von 4 leibeigenen 
Familien auf ihrem Gute Fuchshofen, unweit Königsberg, den Anfang; 
ſie beabſichtigte dieſe Wohltat nach Verlauf eines Jahres allen Einſaſſen 


1) Vgl. noch über das Verlangen nach Beſeitigung oder Einſchränkung des 
Geſetzes: Bach, Hippel, S. 56f. und die Außerung des Regierungspräſidenten 
Schroetter Korff gegenüber, 23. Januar 1803 (J. M. Gutsherrlich⸗bäuerliche 
Verhältniſſe, Nr. 14). 

2) Nationalzeitung, 14. Juli 1803, Sp. 618. 

3) 16. Dezember 1802, Geh. St. A. Rep. 89, 20 C. 

4) Berliniſche Monatsſchrift 1803, S. 26f. 
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auf allen ihren Gütern zuteil werden gu laſſen!). In ſeinem Neujahrs⸗ 
glückwunſche teilte Burggraf Friedrich Alexander zu Dohna⸗Schlobitten 
dem König die Abſicht mit, alle Erbuntertanen ſeiner Schlobittiſchen und 
Prökelwitziſchen Güter, die im Laufe der letzten 20 Jahre in ſeine Fincken⸗ 
ſteiner Begüterung übergeſiedelt waren, ohne Loskaufsgeld zu entlaffen?). 
Am 14. Januar 1803 baten die Häupter der preußiſchen Linien der Burg⸗ 
grafen zu Dohna von Schlobitten, Schlodien und Reichertswalde um die 
königliche Ermächtigung zur ſukzeſſiven Freilaſſung der Erbuntertanen in 
ihren Majoraten und Fideikommiſſen Schlobitten, Schlodien, Prökel⸗ 
witz und Reichertswalde ). Um keine Verlegenheiten für ihre Mitſtände 
und Nachbarn zu veranlaſſen, wünſchten ſie den Endtermin auf den 
3. Auguſt 1815 zu feben‘). Gleichzeitig erklärte fic) der Graf Dohna⸗ 
Schlodien hinſichtlich ſeines Allodialbeſitzes Raudnitz zur ſofortigen Auf⸗ 
löſung des Untertänigkeitsverhältniſſes, ſoweit es dort noch beſtand, bereit. 
Im März 1803 befreite der Graf Finckenſtein⸗Schoenberg ſeine ſämtlichen 
Untertanen, beinahe 300 Perſonen, unentgeltlich von der Erbuntertänig⸗ 
keit. Auch dieſe Tat gelangte ganz entgegen dem Willen ihres Urhebers 
durch die Preſſe zur Kenntnis des Publikums). Gleich nach der Königsberger 
Tagung hatten Auerswald und Stägemann, die mit den oſtpreußiſchen 
Verhältniſſen vertraut waren, Beyme verſichert, daß die Majorität 
des Adels wohldenkend und dem königlichen Wunſche entgegenkommend 
ſei, daß bei einer entſprechenden Außerung von oben auf den Kreistagen 
liberalere Geſinnungen obſiegen würdens). Dem König konnte die re⸗ 
formfreundliche Haltung vieler in Oſtpreußen eigentlich nicht verborgen 
bleiben, aber doch erging kein entſcheidendes Wort von oben herab. 
Es wäre denkbar, daß Friedrich Wilhelm III. die Regelung der Frage 


1) Berliniſche Monatsſchrift 1803, S. 25f. und 156 ff. 

2) Krollmann, Oberländiſche Geſchichtsblätter, H. XI, ©. 38f. 

3) Geh. St. A. Rep. 89, 20 C. 

4) Durch den Schritt wurden im ganzen 8000 Seelen betroffen. — Die Be⸗ 
ſtimmungen waren recht günſtig: den Regierungsantritt des Königs ſetzte man als 
Termin, von dem an das Verbot der Entſtehung jeder neuen Erbuntertänigkeit 
durch Heirat und Geburt nicht mehr gelten ſollte. Alle Soldaten ſollten ſogleich, 
3. Auguſt 1803, freigelaſſen, überhaupt kein Loskaufsgeld ſollte bezahlt werden; 
alles treu dienende Geſinde ſollte die nächſten Anſprüche auf Freilaſſung haben. 
— Vollkommene Freizügigkeit war auch für das freie Landvolk nicht vorgeſehen. 

5) K. O. vom 28. April 1803, Stadelmann, T. IV, S. 282f. Dem Grafen 
Dohna⸗Schlobitten übertrug der König daraufhin die Obermarſchallwürde. 

6) Hamburger Korreſpondent 1803, Nr. 53 u. 75. : 

7) Vgl. Berliniſche Monatsſchrift 1803, S. 295. 


Die Beſtrebungen zur Befreiung der Privatbauern in Preußen. 61 


allein von ſich aus nicht genehm war, daß man aber ſo, wie die Sache nun 
einmal eingeleitet war, bei der ſchroff ablehnenden Haltung des Kommiſſars 
nicht wußte, wie man eine Verſtändigung mit den Ständen ohne Auf⸗ 
ſehen erzielen ſollte. Die Publizität ſollte ja immer vermieden werden. 
Als Scheffner zu Beginn des Jahres mit der kleinen Druckſchrift „Über 
die Aufhebung der Erbuntertänigkeit in Preußen“, die zahlreiche Anklänge 
an jenes Beyme vorgelegte Promemoria enthielt, an die Offentlichkeit 
hatte treten wollen!), war dies durch das oſtpreußiſche Etatsminiſterium, 
deſſen Mitglieder v. Oſtau und Graf v. Dönhoff hierbei in Übereinſtim⸗ 
mung mit dem erkrankten Finckenſtein handelten, nicht allein verhindert 
worden, ſondern es hatte auch für die Königsberger und Berliner Zeitungen 
ein allgemeines Zenſurverbot, gelehrte und ungelehrte Aufſätze ähnlichen In⸗ 
halts betreffend, zur Folge gehabt:). Juli 1803 erſchien dann in der Gothaer 
Nationalzeitung ein Artikel, in dem ſehr viel gedrucktes Material über 
die Erbuntertänigkeit zuſammengetragen war, in dem auch die wichtigen 
Kabinettsordern von 1802 wörtlich zum Abdruck gebracht und die Druck⸗ 
verweigerung eingehend dargeſtellt wurde). So drang trotz allen Vor⸗ 
ſichtsmaßregeln die Kunde von den Dingen, die im Gange waren, unter 
das Landvolk. Alles war in banger Erwartung; mehr als vorher ſchenkten 
die adligen Untertanen dem irrigen Wahn Glauben, daß die Aufhebung 
der Erbuntertänigkeit vom König befohlen ſei, daß es ihnen nur von der 
Herrſchaft verheimlicht werde. Schroetter konnte ſich im Sommer 1803 
bei einem längeren Aufenthalt in ſeinen oſtpreußiſchen Gütern von der 
Unhaltbarkeit des Zuſtandes recht überzeugen“). Selbſt Erbuntertanen, 
denen es unter einem milden Herrn gut ging, wurden von dem Ver⸗ 
langen nach perſönlicher Freiheit erfaßt. Aus Rückſicht auf ſeine Nachbarn 
hatte der Miniſter bisher die ſchon lange geplante Befreiung ſeiner Erb⸗ 


1) Rudolf Reicke, Aus dem Leben Scheffners, Altpreußiſche Monatsſchrift, 
Bd. I (Königsberg 1864), S. 53, gibt an, daß Scheffner dieſe Schrift gemeinſchaft⸗ 
lich mit einem Freund verfaßt hat. Vgl. Warda, Scheffnerbriefe, S. 40: Auerswald 
teilte Scheffner am 31. (7) Januar 1803 mit, daß er ſich wegen der Drudvermweigerung 
an Schroetter gewandt habe; S. 167 Scheffners Entwurf zu einem Brief an 
Finckenſtein über dieſe Angelegenheit, 23. Februar 1803. 

2) 31. Juli 1803 erteilte Goldbeck der Sebaldſchen Schrift über die Aufhebung 
der Spanndienſte das Imprimatur mit der Einſchränkung, die darin aufge⸗ 
nommenen, auf die Erbuntertänigkeit ſich beziehenden Außerungen wegzulaſſen 
(J. M. Gutsherrlich-bäuerliche Verhältniſſe, Nr. 15, vol. III). 

3) Schroetter überſandte Beyme am 24. Auguſt 1803 entrüftet ein Exemplar 
der Zeitung (Geh. St. A. Rep. 89, 20 C). 

4) 17. Auguſt 1803 Schroetter an Beyme, Geh. St. A. Rep. 89, 20 C. 
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untertanen nicht durchgeführt. Als er nun mit den beſten Abſichten auf 
ſeinen Gütern erſchien, baten die Leute unter Hinweis auf die vermeint⸗ 
liche königliche Willensäußerung um ihre Entlaſſung. Dieſes Anſuchen 
kränkte Schroetter beſonders bei den Bewohnern von Wohnsdorf, des 
Gutes, auf dem er geboren und aufgewachſen war. Auf beiden Gütern 
gab er einen abſchlägigen Beſcheid; er hatte ja immer Wert darauf ge⸗ 
legt, daß die Freilaſſung als ein freier Entſchluß der Herren erſcheine, 
weder von oben befohlen, noch von unten ertrotzt. Als dann aber die 
Wohnsdorfer Leute baten, ſie doch wenigſtens für Geld freizulaſſen und 
zu erkennen gaben, daß ſie mit alter Treue am Herrn und Heimatboden 
hingen, gab er nach. Bald darauf entſchloß ſich Schroetter übrigens doch 
zur allmählichen unentgeltlichen Entlaſſung ſeiner Untertanen, um ſich 
von dem gegen ihn geäußerten Verdacht zu reinigen, daß er als die Spitze 
der Oppoſition die wohltätige Abſicht des Königs zu hintertreiben ſuche . 
Sein ganzes Verhalten in dieſer perſönlichen Angelegenheit war charak⸗ 
teriſtiſch dafür, wie ſeine allzu große Vorſicht ſeine guten Abſichten 
hemmte. — Die Stände des brandenburgiſchen Kreiſes wandten ſich 
im Juli an Schroetter mit der Bitte, daß den Untertanen höheren Orts 
auf irgendeine Weiſe bekanntgemacht werde, daß kein Geſetz vorhanden 
fei, das die Aufhebung der Erbuntertänigkeit befehle). Sie begründeten 
ihr Geſuch unter anderem damit, daß das Verhalten der Leute, die die 
Freiheit erzwingen wollten, manchen Gutsbeſitzer, der geneigt wäre, die 
Untertänigkeit freiwillig aufzuheben, davon abhalten). Schroetter wollte 
zunächſt das Schreiben der Stände dem König ſelbſt einreichen, den 
Antrag derſelben unterſtützen und dabei des Großkanzlers und ſeinen Be⸗ 
richt wieder in Erinnerung bringen. Er ſah dann aber von dem Gedanken 
ab und wandte ſich zunächſt an Beyme (17. Auguſt). Da inzwiſchen der 
Kanzler Finckenſtein geſtorben war“), fo ſtanden von dieſer Seite einer 
Fortführung der ſtändiſchen Verhandlungen keine Hinderniſſe mehr im 
Wege. Schroetter ſchlug nun ſeinen Bruder vor in der feſten Überzeu⸗ 
gung, daß durch dieſen Goldbecks und ſeine Pläne nicht übereilt, ſondern 


1) Vgl. das die Tatſachen verkennende Urteil Schöns (Papiere, T. II, S. 104). 

2) Eingabe vom 6. Juli 1803, Geh. St. A. Rep. 89, 20 C. 

3) Dafür, daß dies kein leeres Gerede war, ſpricht der Name des zuerſt Unter⸗ 
zeichneten, des Herzogs von Holſtein⸗Beck. Dieſer äußerte ſich in ſeiner Schrift 
„Über die Wechſelwirtſchaft“ (1803), S. 242 ff. dahin, daß die Erbuntertänigkeit 
für den adligen Beſitzer keineswegs notwendig fei. 

4) 28. Juni 1803 f nach 7 monatlicher Krankheit (Geh. St. A. Rep. 84, XV J M 
1103, Nr. 7). ö 
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glücklich und ehrenvoll ausgeführt werden würden. Auerswald wünſchte 
der Miniſter nicht mit der Aufgabe betraut zu ſehen: „Er befindet ſich 
nicht in der Kathegorie, um mit den Ständen verhandeln zu können, 
hat als Kameraliſt ſchon eine Art von Opinion gegen ſich und beurteilt 
dieſe Sache mit zu viel Vorliebe, Feuer und mehr theoretiſchen als Er- 
fahrungsſätzen. Ich ſchätze ihn gewiß, liebe aber den Mittelweg.“ Nun 
war Schrötter zwar die Kanzlerwürde übertragen worden, nicht aber das 
gewöhnlich damit verbundene Präſidium der oſtpreußiſchen Regierung, 
er behielt als weſtpreußiſcher Regierungspräſident ſeinen Sitz in Marien⸗ 
werder!) Vielleicht bewog dieſer Umſtand Beyme, dem Wunſche des 
Provinzialminiſters nicht näherzutreten. Die ganze geplante Reform 
verlief überhaupt im Sande). 

In dem Schriftwechſel der Behörden über die für Oſt⸗ und Weſt⸗ 
preußen zu erlaſſende Geſindeordnung wurde die Angelegenheit in den 
folgenden Jahren noch gelegentlich erwähnt. Der Verlauf dieſer Geſinde⸗ 
ordnungsreviſion war übrigens charakteriſtiſch dafür, wie ein Reformplan 
Jahre hindurch bis zum Zuſammenbruch des Staates verſchleppt wurde!). 
Bekanntlich hatten das Gravamen des oſtpreußiſchen Landtags und der 
Antrag der weſtpreußiſchen Deputierten zur Inangriffnahme der Neu⸗ 
regelung des Geſindeweſens angeregt“). Während man in Weſtpreußen 
unter Zuziehung einiger Ständemitglieder einen verhältnismäßig liberalen 


1) Georg Konrad, Geſchichte der Königsberger Obergerichte. Leipzig 1907 
S. 278 ff. 

2) Daß die Sache auch weiterhin unter den Gutsbeſitzern zur Diskuſſion 
ſtand, geht aus einem längeren Aufſatz hervor, „Fragmente über Sklaverei, Leib⸗ 
eigenſchaft, Erbuntertänigkeit und Hofedienſte“ betitelt, der nicht vor 1804 von 
einem Gutsbeſitzer niedergeſchrieben iſt. Dafür ſpricht auch ein im Dezember 1804 
von Stägemann verfaßtes Konzept zu einer Immediateingabe. Unterſchrieben 
iſt dies „die zur Beratſchlagung über die Aufhebung der Erbuntertänigkeit zuge⸗ 
zogenen Mitglieder der oſtpreußiſchen Ritterſchaft“, aber von keinem unterzeichnet 
(G. L. K. A 10, 1). 

3) Geh. St. A. Generaldir. Oſtpr. u. Lit., Mat. Tit. 56, Nr. 4, vol. II; Weſtpr. 
u. Netzediſtr., Mat. Tit. 46, Nr. 1. Rep. 84, IX 1804 Nr. 33. Rep. 77, Tit. 303 
(Gen.) 1, vol. I. Vgl. Ludwig v. Rönne, Heinrich Simon, Das Polizeiweſen 
des preuß. Staates, Bd. II (Breslau 1841), S. 405f. Lehmann, Stein, II, 
S. 340. Die Darſtellung, die Kern in dieſer Zeitſchrift Bd. XIV, S. 209 f. gibt, 
iſt unklar, auch ſind falſche Daten untergelaufen. 

4) 27. Auguſt 1798 Reſkript an den Kammerpräſidenten Wagner; 20. Oktober 
1798 K. O. an das Generaldirektorium; 13. November 1798 Reſkript an ſämtliche 
Kammern exkl. Schleſien, Oſtpreußen und Litauen. Vgl. Kap. 3, S. 23f. 
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Entwurf, den Entwurf einer Ordnung, die nur für freie Leute beſtimmt 
war, zuſtande brachte und am 22. April 1802 einreichen konnte, hatte die 
oſtpreußiſche Kammer mit ihren freiheitlichen Tendenzen einen ſchweren 
Stand gegenüber der Regierung und den ſtändiſchen Deputierten !). 
1801 einigte man ſich hier auf ein Projekt, das mit Beibehaltung des 
5jährigen Zwangsdienſtes der Untertanenkinder allgemein auf dem 
Lande eine 2jährige Dienſtpflicht der dienſtfähigen, in der elterlichen 
Wirtſchaft entbehrlichen Kinder einführte und Lohntaxen feftfebte*). 
Auerswald, dem der Plan bei ſeiner Ankunft in Königsberg vorgelegt 
wurde, hielt es für geratener, von einem weiteren Verſuch, liberale Grund⸗ 
ſätze gegenüber den Reformgegnern durchzuſetzen, ganz abzuſehen. 
Er beantragte (24. Mai 1802), den Erlaß der von ihm und dem Regierungs- 
präſidenten Schroetter vorgeſchlagenen Geſindeordnung auf die ihm jetzt 
unterſtellte Provinz auszudehnen. Das Gutachten der Geſetzkommiſſion 
darüber ſtand noch aus. Im Sommer 1803 wurden dann die Zuſtände 
im Geſindeweſen in Oſtpreußen immer unhaltbarer. Da hielt ſogar dieſer 
eifrige Reformfreund den ſchleunigen Erlaß eines vorläufigen, ſtrengen 
Publikandums nach Art des früher von ihm in Weſtpreußen eigenmächtig 
veröffentlichten für nötig). Erſt im folgenden Frühjahr (23. März) wurde 
er abſchlägig beſchieden. Auf die Anträge der weſtpreußiſchen Präſidenten 
und der Kammer (25. März, 4. Nov. 1803), endlich in dieſer Provinz die 
Behandlung des Geſindeweſens nach einheitlichen Regeln zu ermöglichen, 
erklärte jedenfalls Schroetter wie im April 1803 ſo noch im Januar 1804, 
daß man erſt die in Preußen beabſichtigte Aufhebung der Erbuntertänig⸗ 
keit abwarten müſſe, die Geſetzkommiſſion nicht an die Abſtattung ihres 
Gutachtens erinnern könne. Die beiden Kammern gaben aber nicht 
Ruhe). Bei feiner Anweſenheit in Königsberg im Sommer 1804 wurde 
Schroetter die Sache vorgetragen: durch Geſindeordnungen würden bloß 
die Rechte und Verbindlichkeiten des freien Geſindes beſtimmt, ein not⸗ 
wendiger Zuſammenhang mit der Aufhebung der Erbuntertänigkeit 
beſtehe alſo nicht, und es wäre um fo mißlicher, die Reviſion der Geſinde⸗ 
ordnung von dieſer Reform abhängig zu machen, da deren baldige Aus⸗ 
führung zweifelhaft ſei und ſie im beſten Falle immer Jahre in Anſpruch 


1) Beſonders Korff war für eine ſtrenge Geſindeordnung, für Maximalſätze. 

2) Nichts mehr, nichts weniger iſt zu geben, nur ausnahmsweiſe nach jährigem 
treuen Dienen Erhöhung des Lohns durch die Herrſchaft. 

3) 26. Auguſt 1803 Antrag der oſtpreußiſchen Kammer. Siehe Kap. 3, S. 9, 
Anm. 1. 

4) 24. Mai 1804 Bericht der weſtpreußſiſchen Kammer, 21. Juni 1804 Bericht 
der oſtpreußiſchen Kammer. 
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nehmen werde. Auerswald verlor beide Reformen nicht aus dem Auge, 
ſo empfahl er im November 1804, als alle Einleitungen in der Untertänig⸗ 
keitsfrage gänzlich abgebrochen ſchienen, noch einmal angelegentlich den 
Erlaß der vorgeſchlagenen Geſindeordnung als eine zugleich zweckmäßige 
Vorbereitung und Erleichterung des Befreiungswerkes. Endlich, am 
1. Februar 1805, nach wiederholten Erinnerungen, erledigte die Geſetz⸗ 
kommiſſion ihren Auftrag für Weſtpreußen. Das Ergebnis ihrer durch 
Jahre hingezogenen Überlegungen war, daß ſie im Gegenſatz zu der in 
dem Reſkript vom 13. November 1798 vertretenen Anſicht das Bedürfnis 
einer neuen Geſindeordnung als nicht vorliegend erklärte und nur emp⸗ 
fahl, eventuell einige Modifikationen zu der oſtpreußiſchen Geſindeord⸗ 
nung von 1767 für Weſtpreußen bekanntzumachen. Im beſonderen ver⸗ 
warf die Geſetzkommiſſion, hierin dem Schönſchen Votum folgend, die 
Beſtimmungen des Entwurfs über die allgemeine Verpflichtung der 
Landbewohner zum Arbeiten, über das Verziehen in die Städte als eine 
unangebrachte Bevormundung des freien Mannes, der ſein Intereſſe 
beſſer als die Polizeibehörde wahrzunehmen wiſſe. Hiermit war die Ge⸗ 
ſindeordnungsangelegenheit noch nicht erledigt, die weſtpreußiſche Kam⸗ 
mer beharrte auf ihrem Standpunkt und erſuchte immer wieder um die 
Publikation des Geſetzes !). Ihr damaliger Präſident, Freiherr von Bud⸗ 
denbrock, unterließ aber ebenſo wie Schroetter, ſein Urteil, wie erfordert, 
über das Gutachten der Geſetzkommiſſion abzugeben), ſo daß jetzt die 
Schuld an der Verzögerung nicht allein bei den Berliner Behörden lag. 
Auch Auerswald, der mit Schroetter ſeinerzeit den Antrag geſtellt hatte, 
daß man ſie bei abweichenden Anſichten der Zentralbehörden hören 
möge, ließ die Akten bei ſich ruhen, und zwar, wie er am 20. Auguſt 1806 
angab, darum, weil er immer noch gehofft habe, daß die Aufhebung der 
Erbuntertänigkeit, jenes Grundübels, doch wohl vielleicht nahe ſein könnte. 
Auf die Erfüllung dieſer Hoffnung war nun allerdings im Auguſt 1806, 
wo die Mobilmachung befohlen war, keine Ausſichts). Eine Gefindeord- 
nung für unfreie Menſchen aber erſchien Auerswald ein Unding, in der 
Grundidee unausführbar. Das Allgemeine Landrecht gründe das Ver⸗ 
hältnis zwiſchen Herrſchaft und Geſinde auf einen Vertrag, zu deſſen 
Schließung werde aber die Freiheit der kontrahierenden Perſonen er⸗ 


1) 28. Februar 1805, 27. Mai 1806. 
2) Erſt 4. Sept. 1806 erſtatteten Schroetter und Buddenbrock Bericht. 


3) Vgl. auch Randbemerkung Beymes auf einem Bericht Goldbecks und 
Angerns an den König vom 31. Auguſt 1806 (Geh. St. A. Rep. 89, 
60 X). 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XVII. 1. 5 
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fordert. So beantragte denn Auerswald, auch die Reform der e 
oe auf ſich beruhen zu laſſen. 


| Sechſtes Kapitel. 
Vereinzelte Reformverſuche in den übrigen Provinzen. 


War jo in Oſt⸗ und Weſtpreußen ein Verzicht das Ende aller Beſtre⸗ 
bungen für eine allgemeine Reform, ſo war es nur natürlich, daß man in 
den anderen Provinzen, in denen man dem Reformplan gleichgültig 
oder durchweg feindlich gegenüberſtand, noch weiter vom Ziel entfernt 
blieb. In vereinzelten Fällen kam es in Pommern und noch ſeltener in 
der Kurmark zur Befreiung von der perſönlichen Untertänigkeit. Der 
Graf zu Münſter⸗Meinhövel trat ſchon im Oktober 1798 an den König 
mit einem Plan heran zur Aufhebung der Erbuntertänigkeit verbunden 
mit Eigentumsverleihung und Frondienſtaufhebung auf ſeinen pommerſchen 
Gütern Schadenburg, Tauenzien und Maſſow ). Der Wunſch feines 
Herrſchers war für den Ritterſchaftsrat von Heyden auf Camnitz der 
Anlaß, die Untertanen ſeines pommerſchen Gutes Valm ſogleich freizu⸗ 

laſſen und ihnen Eigentumsverleihung in Ausſicht zu ſtellen:). Hier in 
Pommern war auch noch am eheſten etwas von einer ſyſtematiſchen 
Einwirkung der Behörden auf die Gutsbeſitzer im Sinne der vom König 
erſtrebten Reform zu ſpüren!). Die damals häufig eingeführte Schlag⸗ 
wirtſchaft, von deren Vorteilen ſich die Gutsbeſitzer an dem nahen 
mecklenburgiſchen Beiſpiel hatten überzeugen können, machte die Aufhe⸗ 
bung der Gemeinheiten, die Separation und Zuſammenlegung des 
Herren⸗ und Bauernlandes nötig. Mit dieſer großen Umwälzung des 
Wirtſchaftsbetriebes verband man nun vielfach die Abſchaffung oder Ein⸗ 
ſchränkung der Frondienſte. Da die Bauern damals oft mehr Land 
beſaßen, „als ſie mit ihren unvollkommenen Einſichten und Kräften be⸗ 
wirtſchaften konnten! )“, fo lag es nahe, das Aquivalent für die zu erlaſſenden 


1) Geh. St. A. Rep. 89, 117 H. 

2) 20. März 1799, Geh. St. A. Rep. 89, 117 H. Immediateingabe vom 
24. März 1799, Geh. St. A. Rep. 89, 118 C. K. O. vom 30. März 1799, Geh. St. 
A. Rep. 89, 59. Siehe auch Geh. St. A. Generaldir. Pommern, Mat. Anklamſche 
Kreisſachen, Nr. 15. 

3) Geh. St. A. Generaldir. Pommern, Materien. Kreisſachen: 1. Anklam, 
Nr. 14 u. 15; Greiffenberg, Nr. 10; Lauenburg⸗Lütow, Nr. 21; Randow, Nr. 2; 
Belgard und Poltzin, Nr. 10; Demmin, Nr. 9 und 10. 

4) Vgl. hierfür, zwar für die Neumark, Senfft v. Pilſach in dieſer Zeit⸗ 
ſchrift, Bd. 22, S. 466. 
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Dienſte in Bauernland zu ſuchen. Das Generaldirektorium ſtellte die 
Bedingung, daß der Herr ſich nur für die wegfallenden Dienſte durch 
Bauernland entſchädigen dürfe, und es hielt darauf, daß die Bauernhöfe 
von hinreichendem Umfange blieben, um dem Staat Dienſte und Präſta⸗ 
tionen fernerhin ſicher leiſten zu können!). Nach dem — ſpäterhin auch 
deutlich ausgeſprochenen — Willen der Zentralbehörde ſollte dem Bauer 
die ganze Laſt der öffentlichen Abgaben und Dienſte verbleiben, der 
Herr nicht, wie die Kammer es wünſchte, im Verhältnis des erworbenen 
Landes zu dieſen Leiſtungen herangezogen werden. Um ſo ſtärker mußte 
der Grundſatz betont werden, daß die Bauernhöfe von hinreichendem Um⸗ 
fang blieben, und ſo ſollte dieſe Beſtimmung vorhandenen weitgehenden 
Wünſchen der Gutsbeſitzer nach Vergrößerung ihres Dominialbeſitzes 
einen Riegel vorſchieben. Außerdem wurden aber derartige Abkommen 
nur unter der Bedingung genehmigt, daß den Untertanen perſönliche 
Freiheit“) und Eigentum der Höfe?) zugeftanden wurde. Auf dieſe Weiſe 
erhielten eine Reihe pommerſcher Bauern Freiheit und Eigentum. 
Zuweilen waren die Untertanen allerdings noch ſo wenig aufgeklärt, 
daß ihnen die mit dieſer Anderung verbundene Verpflichtung zur Unter⸗ 
haltung der Gebäude aus eigenen Mitteln und zum Verzicht auf die 
herrſchaftliche „Konſervation“ zu ſchwer erſchien. In ſolchen Fällen 
wurde es dem Herrn zur Pflicht gemacht, ſpäteren Anträgen der Bauern 
auf die oben genannten Vergünſtigungen gleich ſtattzugeben. Es handelte 
ſich aber in Pommern immer nur um vereinzelte Fälle der Befreiung. 
Die Verhandlungen über das Provinzialrecht zeigten hier wie in der Mark, 
daß die Stände gar nicht daran dachten, ſich ihrer gutsherrlichen Rechte 
zu begeben“), daß ſie ebenſo wie die an den Konferenzen beteiligten Be⸗ 
hörden noch ganz an den alten Verhältniſſen feſthielten. Ein möglicher 
Verzicht kam nicht zur Sprache. Hier hätte es eines Anſtoßes von oben 
bedurft. | 

In Schleſien war die Stimmung wie in den erften Regierungsjahren 
Friedrich Wilhelms III. auch weiterhin beim Adel und den Behörden aus⸗ 
geſprochen reformfeindlich. Goldbecks Bemühen, in gleicher Weiſe, 


1) Knapp, Bauernbefreiung, T. II, S. 142 ff. 

2) Gelegentlich wurde dem Gutsbeſitzer nachgelaſſen, ſich den Geſindezwangs⸗ 
dienſt ähnlich, wie es in den pommerſchen Ämtern damals geſchah, auf einige Jahre 
vorzubehalten (Belgard⸗Poltzinſche Kreisſachen, Nr. 10). 

3) Unter Eigentum iſt hier natürlich Erbzins oder Erbpacht zu verſtehen. 

4) Siehe auch die Ausführungen der Kur- und Neumärkiſchen Hauptritter⸗ 
ſchaftsdirektion vom 11. Januar 1800, Geh. St. A. Rep. 97, II, Nr. 23. 

5* 
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wie er und Schroetter es in der Februarverordnung für Oſtpreußen 
vorgeſchlagen hatten, auch in Schleſien die Erbuntertänigkeit allmählich 
zu beſeitigen, war daher von vornherein zur Unfruchtbarkeit verdammt !). 
Auf ſein Reſtript vom 11. März 18032) antwortete die Breslauer Ober⸗ 
amtsregierung, und zwar erſt am 24. Juli 1804, durchaus ablehnend. 
Bis dahin hatte ſie die verordneten Konferenzen mit den Deputierten des 
Adels eingenmächtig ausgeſetzt, da, wie ſie ſagte, ihre Bedenken noch 
durch die Stellungnahme der Breslauer Kammer?) vermehrt worden ſei. 
Der Kammergerichtsrat Schweder, der jenes Reſkript an die Oberamts⸗ 
regierung verfaßt hatte, war inzwiſchen geſtorben. Goldbeck verfolgte 
den von dieſem angeregten Plan nicht weiter, ſondern mit der Arbeit 
am Provinzialrecht blieb die Sache ruhen. — Hoym ſuchte nach wie vor, 
die Verbreitung freiheitlicher Ideen zu verhindern“). Wie er ſchon 1799 
den Generalfiskal Berger wegen einer Äußerung, die dieſer über die 
Aufhebung der Erbuntertänigkeit getan haben ſollte, ernſtlich zur Rede 
ftellte®), fo hatte er weiterhin ein wachſames Auge auf die Preſſe. Als im 
Februarheft der Minerva 1804 ein Aufſatz erſchiens), der eine ſcharfe 
Kritik einer Schrift des Grafen Magnis enthielt und in dem der Wunſch 
ausgeſprochen wurde, daß der gerechten preußiſchen Regierung recht bald 
die allgemeine Aufhebung der glebae adscriptio gefallen möge, wandte 
ſich der Miniſter an den Profeſſor Werdermann in Liegnitz mit der Bitte, 
eine Entgegnungsſchrift abgufafjen’). Im Maiheft der Minerva erſchienen 
dann außer dem Werdermannſchen Aufſatz noch 2 andere von ungenannten 
hohen ſchleſiſchen Staatsbeamten, die alle die Untertanenverhältniſſe 
dieſer Provinz keiner Reform bedürftig erklärten. Noch im Mai 1806 
machte ſich Hoym Beyme gegenüber zum Sprecher der ſchleſiſchen 
Gutsbeſitzer, die ſich durch die „Ausfälle mancher Journaliſten“ verletzt 
fühltens). 


1) Geh. St. A. Rep. 84, XIV VS Nr. 4, vol. II, fasc. 1. Vgl. Schleſiſche 
Provinzialblätter, Bd. 94 (Breslau 1831), S. 104 ff., Be 108 ff., 195 f. amps, 
Jahrbücher, Bd. 18 (1821), S. 172 ff. Ziekurſch, S. 273f. 

2) Preuß, Friedrich der Große, Bd. III, S. 4661. gibt dieſes Reſkript als 
eine für Oſtpreußen beſtimmte Kabinettsorder. Derſelbe Irrtum findet ſich in den 
Schriften von Friccius, S. 306. 

3) Schreiben vom 14. Juni 1803. 

4) Vgl. Philippſon, Geſchichte des preuß. Ei II, S. 39. 

5) St. A. Br. Rep. 199, M RV, Nr. 50, vol. III. 

6) „Zur Geſchichte der Erbuntertänigkeit in den preußiſchen Staaten.“ 

7) St. A. Br. Rep. 199, MR V, Nr. 45, vol. II. 

8) 24. Mai 1806, Geh. St. A. Rep. 89, 121 A. 
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Wie ſtark der reaktionäre Geiſt in Schleſien war, zeigte ſchließlich 
namentlich der Streit um das Dismembrationsrecht der Rittergüter und 
die damit verbundene Reluition der Spanndienſte zu Anfang des neuen 
Jahrhundert. Die Zerſchlagung der Rittergüter zu erleichtern, war ſchon 
ſeit Jahren ein Hauptpunkt der Hoymſchen Reformpläne n. Nicht zum 
wenigſten hatte er bei dieſer Veränderung den Vorteil des argverſchuldeten 
Adels im Auge; aber er hoffte, dabei auch das drückende Robotſyſtem 
erleichtern und beſonders dem Elend der überaus zahlreichen Einlieger⸗ 
familien ſteuern zu können?). Das Band der perſönlichen Untertänigkeit 
ſollte durch dieſe Anderung nicht gelöſt werden, es würde aber doch weſent⸗ 
lich gelockert worden ſein. Auf Grund der Deklaration des Edikts vom 
11. März 1787 von Zerteilung herrſchaftlicher Grundſtücke und Gerecht⸗ 
ſame, die Hoym und Goldbeck am 14. Auguſt 1799 erwirkten, nahm die 
Zahl der Güterdismembrationen und Spanndienſtablöſungen zunächſt 
beträchtlich zu. Während nämlich nach dem älteren Geſetz umſtändliche, 
genaue Unterſuchungen über den vorherigen und künftigen Wert des 
Gutes nötig waren, beſtimmte die Inſtruktion an die ſchleſiſchen Landeskol⸗ 
legia vom felben Datum, dem 14. Augujt?), daß der geſetzlich zur Erhaltung 
der Subſtanz des Gutes geforderte jährliche Geld⸗ oder Getreidezins, zu 
5 % kapitaliſiert, nur dem im Kataſter ſehr niedrig angenommenen Werte 
der Spanndienſte gleich zu ſein brauche, und ſo konnte die zugelaſſene ein⸗ 
malige Kapitalzahlung, entſprechend dem geringen Anſchlag der Dienſte, 
größer ſein als bei den früheren Berechnungen. Der Widerſtand des 
ſchleſiſchen Juſtizminiſters, des Freiherrn von der Reck, verhinderte die 
von Hoym erſtrebte Löſung der Agrarfrage. Die ſeiner Aufſicht unter⸗ 
ſtellte ſchleſiſche Landſchaft beſchloß im September 1800 und März 
1801, bei totaler oder partieller Dismembration den betreffenden Guts⸗ 
beſitzern den Kredit ganz oder zum Teil zu entziehen. Die Angelegenheit 
wurde in den folgenden Jahren auf das eifrigſte in der Preſſe erörtert“). 


1) Vgl. Ziekurſch, S. 220ff. u. 271 ff.; Knapp, Bauernbefreiung, T. II, 
S. 135ff. 

2) Siehe beſonders eine von Hoym verfaßte Druckſchrift, die er Beyme am 
12. Februar 1802 zuſandte (Geh. St. A. Rep. 89, 5 B). „Es iſt keine Übertreibung, 
ſondern gewiſſenhaft erforſchte Wahrheit, daß bald ſo viele Einliegerfamilien als 
Poſſeſſionen auf dem Lande ſein werden, wodurch die ee bäuerlichen 
Wohnungen ſehr beengt und ungeſund werden.“ 

3) Rabe, Sammlung preußiſcher Geſetze und Seer Bd. V (Halle und 
Berlin), 1817, S. 531 ff. S. auch Korns Neue Ediktenſammlung, Bd. VI, S. 358ff. 

4) Löwe, Apologie der Güterdismembration, wie ſie in der Allerhöchſten 
Deklaration von 1787 nachgegeben und empfohlen iſt, 1803. — Graf Magnis, 
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Am 1. Mai 1804 erging ſchließlich eine neue Deflaration!), durch die 
die Aufhebung der Spanndienſte und jetzt auch gelegentlich die der Hand⸗ 
dienſte empfohlen, totale Dismembration oder ganz verboten wurde. 
Dort aber, wo ſich früher beim ſchleſiſchen Adel eine Neigung zu Dismem⸗ 
brationen gezeigt hatte, war dieſe infolge der Stellungnahme der Land⸗ 
ſchaft wieder erſtickt. Weniger die Überzeugung von der Überlegenheit 
des Großbetriebes als politiſche Gründe beſtimmten Reck dazu, ſich hier 
und auch in der Kurmark gegen die Vererbpachtung der Rittergüter zu 
erklären). Die Erhaltung des Adels fab er als ein kräftiges, ſogar als ein 
notwendiges Mittel zur Erhaltung der monarchiſchen Verfaſſung an. 
In der Dismenbrationsfrage ging er ſogar weiter als Friedrich der Große, 
deſſen Staatsmaxime es geweſen war, daß die Konſervation der Be⸗ 
ſitzungen des Adels zu befördern fei?). Friedrich Wilhelm III. war nicht 
unbedingt gegen die Vererbpachtung und den Abbau“), die ja damals 


Beurteilung einer Schrift über die Zuläſſigkeit und den Nutzen der gänzlichen 
Dismenbration adliger Güter in Schleſien, 1803. — Friedrich Theodor Merkel, 
Beitrag zur Unterſuchung über die Zuläſſigkeit und den Nutzen der gänzlichen 
Dismenbration adliger Güter in Schleſien, Breslau 1803. — Major von Poſer, 
Die Schrift des Herrn Merkel über die Zuläſſigkeit der gänzlichen Dismenbration 
adliger Güter in Schleſien, Glogau 1803. — Leupert, Dismembration, wie ſie 
in Schleſien in Hinſicht auf Staat, Finanzen, Kreditſyſtem, Schafzucht möglich 
iſt, Breslau 1804. — Gedanken über die Schrift des Herrn Gr. M. über die Dis⸗ 
membrations, fo derſelbe an die Landſchaftskollegia verteilt hat, Breslau 1804. — 
Mein Gutachten über die Dismembrationen der Landgüter, veranlaßt durch die 
neulich erſchienenen Gedanken über die Schrift des Herrn Gr. M., Breslau 1804. 
— Merkel und Dismembration, Breslau 1804. Patriotiſch freimütige Gedanken 
über die gegenwärtigen Verhältniſſe der Gutsbeſitzer und des landſchaftlichen 
Kreditſyſtems, auf Veranlaſſung und in Beziehung desjenigen entworfen, was der 
Herr Major von Poſer in der von demſelben herausgegebenen Schrift über dieſen 
Gegenſtand dargeſtellt hat, Breslau 1804. — Über die Anwendbarkeit der Dismem⸗ 
bration bei adligen Gütern, Kämmereivorwerken und Domänen, Glogau 1804. 
Schleſiſche Provinzialblätter, Bd. 38 (1803), S. 101. 

1) Korns Neue Ediktenſammlung, Bd. IX, S. 69ff. 

2) Geh. St. A. Generaldir. Kurmark, Materien. Tit. CCXL, Nr. 20. Alta 
betr. das Geſuch des von Saldern auf Plattenberg wegen Erbverpachtung ſeiner 
Rittergüter Haverland und Abbendorf an ſeine Untertanen uſw. (vgl. für ähnliche 
Fälle in Schleſien, Zie kurſch, S. 63, Anm. 3). Siehe auch Generaldir. General- 
dep., Tit. XXIII, Nr. 3 Rep. 97, II, Nr. 67. Rep. 89, 10 B, 5. 


3) Ziekurſch, S. 221ff. 


4) 29. Auguſt 1804 K. O. an Red und Voß, z. T. bei Stadelmann, T. IV, S. 
S. 82, abgedruckt. 


Die Beſtrebungen zur Befreiung der Privatbauern in Preußen. 71 


auch auf Domänenvorwerken, beſonders in Oſtpreußen, durchgeführt 
wurden. Er wünſchte aber zu verhindern, daß der Adel ſich durch den Vor⸗ 
teil des Augenblicks zu ſeinem Ruin zu weit führen ließe. Die Verhand⸗ 
lungen über dieſe Sache kamen jedoch nicht zum Abſchluß, ſo daß eine 
entſprechende Verordnung nicht ergehen konnte. Weſentliche Bedeutung 
hätte übrigens eine derartige deutliche Verkündigung der königlichen 
Meinung für die allgemeine Bauernbefreiung nicht haben können. Von 
den bei den Beſtrebungen zur Löſung der Agrarfrage hervortretenden 
beiden Tendenzen, der nach Einziehung des Bauernlandes und der nach 
Verteilung des Herrenlandes unter die Bauern, war die erſtere zweifellos 
die ſtärkere. Für ſie ſprach die in jener Zeit entſchieden vorhandene Über⸗ 
legenheit des Großbetriebes. Die Rittergutsbeſitzer allein hatten teil an 
den Errungenſchaften der neuen landwirtſchaftlichen Technik, der wirt⸗ 
ſchaftlich und durch die lange Untertänigkeit auch geiſtig rückſtändige Bauer 
konnte mit ihnen den Wettbewerb nicht aufnehmen. 

Zwiſchen den Vorgängen in Oſtpreußen und den Reformverſuchen 
Schroetters und Goldbecks in Neuoſt⸗ und Südpreußen beſtand ein ge⸗ 
wiſſer Zuſammenhang!). Für die ihm unterſtellte Provinz brachte Schroet- 
ter im September 1802, zu der Zeit, wo er ſich auf das eifrigſte um die 
Reform in Oſt⸗ und Weſtpreußen bemühte, in Anregung, die gänzliche 
Aufhebung der Erbuntertänigkeit durch das Verbot der freiwilligen Be⸗ 
gebung in dieſelbe vorzubereiten. Er hoffte, durch dieſe Beſtimmungen 
die Einwanderung. aus dem angrenzenden Rußland und Oſterreich zu 
befördern. Goldbeck wollte von dieſem Plan nichts wiſſen, er ſprach davon, 
daß man die Gutsbeſitzer hören müſſe. Mit Voß hatte er für Südpreußen 
in Anlehnung an das Allgemeine Landrecht den Entwurf zu einem Publi⸗ 
kandum vereinbart und der Geſetzkommiſſion eingereicht“). Durch das⸗ 
ſelbe ſollten eigenmächtige Veränderungen in dem Zuſtand der Unter⸗ 
tanen verhindert, die Gründe der Loslaſſung und die Verpflichtung zum 
Zwangsdienſt näher beſtimmt werden. Als auch die Geſetzkommiſſion 
das Verbot des Eintritts in die Untertänigkeit für die freien Bauern 
forderte, gab Goldbeck nach. Das Publikandum ſtellte nun zwar nach 


1) Für dieſen Abſchnitt wurden benutzt: Geh. St. A. Generaldirektorium. 
Neuoſtpreußen, Tit. 128, Nr. 7, vol. I u. II. Rep. 84, IX, 1801, Nr. 17. 

2) Reſkript des Großkanzlers vom 3. März 1800 (Amelang, N. Archiv der 
preuß. Geſetzgebung u. Rechtsgelehrſamkeit I (Berlin 1800), S. 27ff.) war hier ſchon 
die Höhe des Loskaufsgeldes nach den ſchleſiſchen Sätzen beſtimmt, durch ein anderes 
vom 12. Dezember 1800 (ebenda, Bd. II, S. Off.) war willkürliche Entſetzung 
des Untertanen von ſeinem Hof verboten und dieſem die Unmöglichkeitsklage 
verſtattet. 
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Schroetters Meinung nicht das Höchſtmaß der möglichen Verbeſſerungen 
dar, beſonders da es ſich um Provinzen handelte, in denen den Gutsbe⸗ 
beſitzern nicht die entfernteſte Konkurrenz bei den legislativen Operationen 
eingeräumt war, aber der ungünſtige Verlauf der Königsberger Ver⸗ 
handlungen hatte inzwiſchen den Reformeifer des Miniſters erkalten laſſen, 
und fo wollte er ſich jetzt mit der Ausdehnung dieſes Geſetzes auf Neu⸗ 
oſtpreußen begnügen. Zu dem Erlaß des Publikandums ſollte es aber 
nicht kommen. Die 3 beteiligten Miniſter konnten ſich über einen Punkt, 
die Erbfolgebeſtimmungen, nicht einigen. Nach einem vergeblichen Ver⸗ 
ſuch Schroetters, zum Abſchluß zu kommen, verlor man die Angelegenheit 
offenbar aus den Augen!). 

Was ſchließlich die Befreiung der Eigenbehörigen in den weſtlichen 
Provinzen betraf, ſo kamen auch hier die verheißungsvollen Anſätze, 
z. T. noch aus der Regierungszeit des vorigen Königs, nicht zur Ausge⸗ 
ſtaltung und Vollendung). Die für die Verhandlungen mit den Ständen 
eingeſetzte Kommiſſion arbeitete im Frühjahr 1798 einen Entwurf zum 
Regulativ wegen Fixierung der ungewiſſen Gefälle der Eigenbehörigen 
der Privatgutsherren in Minden und Ravensberg aus; die Provinzial⸗ 
behörden prüften ihn und gaben ihn im folgenden Jahr an die Zentral⸗ 
behörden weiter“). Inzwiſchen war der Kriegsrat Hoffbauer auf die 
Schraderſchen Vorſchläge zurückgekommen; auch er forderte für die 
gutsherrlichen Eigenbehörigen Allodifikation der Höfe und völlige Auf⸗ 
hebung des Eigentumsnexus; er entwarf eine allgemeine die Eigenbe⸗ 
hörigen in allen 4 Provinzen des Departements betreffende Meier⸗ 
ordnung“). Stein, der damals Oberpräſident in Minden war und der 
fon wiederholt für die Eigenbehörigen geſprochen batteS), reichte dieſe 
Vorſchläge Hofbauers am 22. Februar 1799 ſeiner vorgeſetzten Behörde 
ein, damit dieſe ſich mit dem Juſtizdepartement über etwaige den Ständen 
vorzulegende Grundſätze einiges). Dieſen Reformplänen wurde es zum 


1) Eine gutachtliche Außerung der Plocker Kammer vom 10. März 1804 
über das einzuführende Erbrecht iſt das letzte dieſe Sache betreffende Stück in 
den Akten. | 

2) Folgende Akten kommen für dieſen Abſchnitt in Betracht. Geh. St. A. 
Generaldir. Minden⸗ Ravensberg. Tit. 64, Nr. 29 u. Nr. 39. Rep. 84, IX, 1804, 
Nr. 2. — St. A. M. Kriegs⸗ und Domänenkammer Minden V, Nr. 54, vol. III. 

3) 6. Februar 1799 Bericht der Mindenſchen Kammer. 

4) 29. Dezember 1798 Hoffbauers Vorſchläge (in den von mir benutzten Akten 
allerdings ohne Anlagen). 

5) Lehmann, Stein, T. I, S. 214f. Siehe aber Kap. 3, S. 22, Anm. 3. 

6) Votum Steins zum Bericht der Mindenſchen Kammer vom 16. Februar. 


Die Beſtrebungen zur Befreiung der Privatbauern in Preußen. 73 


Verderb, daß ſie zuſammen mit den Berichten zur Geſamtreform den 
Zentralbehörden vorlagen. So teilten ſie das Geſchick des allgemeinen 
Planes, bis auf beſſere Zeiten zu den Akten gelegt zu werden. Im Som⸗ 
mer 1802 kam auch dieſe Sache wieder zur Sprache, nur war es hier 
nicht das Kabinett, ſondern es waren die von der Reform Betroffenen, die 
Bauern ſelbſt, die daran erinnerten, allerdings ohne Erfolg!). Erſt eine 
abermalige untertänige Vorſtellung, die eine andere Gruppe von Eigen⸗ 
behörigen nach Verlauf eines weiteren Jahres einreichte?), wurde dann 
die Veranlaſſung, daß Goldbeck mit dem Miniſter Angern das Gutachten 
der Geſetzkommiſſion über jenen Regulativentwurf vom Jahre 1798/99 
einforderte?). Damit war die Angelegenheit nun vollends in das Stadium 
der Stagnation geraten. Erſt am 14. Juni 1805 gab die Geſetzkommiſſion 
das Gutachten ab, und zwar in dem Sinne, daß die Verwandlung der 
ungewiſſen Abgaben des Sterbfalls und des Weinkaufs in beſtimmte 
jährliche Entrichtungen zweifellos notwendig, daß aber für den Freikauf 
von der Entrichtung eines Fixums abzuſehen ſei, um den Kindern das Erb⸗ 
recht zu ſichern. Dies zuſtimmende Urteil erfolgte zu einer Zeit, wo der 
Staat vor anderen und wichtigeren Aufgaben ſtand, hinter denen man die 
Ausführung des Vorgeſchlagenen, zumal es ſich dabei nur um eine teil⸗ 
weiſe Löſung der Eigenbehörigkeitsfrage handelte, zurücktreten ließ. 


Siebentes Kapitel. 
Gründe für das Scheitern der Neform. 


Mit dem Sommer 1803 verſagte die Initiative des Kabinetts in der 
Sache der Bauern. Gerade auf den kräftigen Antrieb von oben kam es aber 
in einem ſo komplizierten Gebilde, wie das Preußen vor 1806 es war, an, 
um die Staatsmaſchine in Gang zu halten, Stockungen zu beſeitigen, 
um vollends eine ſo tief in das ſoziale und wirtſchaftliche Leben einſchnei⸗ 
dende Reform wie die Bauernbefreiung durchzuführen. Der preußiſche 
Staat war damals keine wirkliche Einheit, er trug noch deutlich die Spuren 
der Sonderbildungen, die ſeine Könige zu einem Ganzen zuſammengefaßt 
hatten. Gerade feine ſoziale Struktur, beſonders die gutsherrlich⸗bäuer⸗ 
lichen Verhältniſſe zeigten eine große Mannigfaltigkeit dieſer durch eine 
lange Sonderentwicklung bedingten provinziellen und lokalen Abwei⸗ 


1) 7. Auguſt 1802 Immediateingabe der Deputierten der privatgutsherrlichen 
Eigenbehörigen Binnewitt, Büderöwe, Deppermann und Winter. 

2) 5. September 1803 Immediateingabe des Franke, Werkmeiſter, Bade, 
Mayer, Danter, Prange, Schering, Fiſcher. 

3) 19. Dezember 1803. 
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chungen, die eine einheitliche Geſetzgebung erſchwerte, ja unmöglich zu 
machen ſchien. In der Perſon des Monarchen, im Kabinett lag die Einheit 
des Staates. In der Art, wie an dieſer leitenden Stelle die Geſchäfte 
erledigt wurden, war ſeit dem Tode Friedrichs des Großen eine wichtige 
Anderung eingetreten. Den Grundſatz der autokratiſchen Regierungsweiſe 
hatten die Nachfolger des großen Königs beibehalten, ohne doch wie dieſer 
der Größe der Arbeit allein gewachſen zu ſein. Unter Friedrich Wilhelm III. 
waren aus den ſubalternen Kabinettsräten Friedrichs II., die nur Hand⸗ 
langer und Schreiber geweſen waren, wirkliche Berater des Königs, 
vortragende Kabinettsräte, geworden. Die Regierung aus dem Kabinett 
hatte ſich in eine Regierung durch das Kabinett gewandelt. Geſetzt, daß 
dieſe Kabinettsräte ihren Einfluß auf den König nun auch in einer für den 
Staat noch ſo günſtigen Weiſe geltend machten — bei Beyme war dies 
für die in Frage ſtehende Angelegenheit der Fall — fo war dieſe Kabinetts⸗ 
regierung einer energiſchen Leitung des Ganzen, der Durchführung 
von Reformen doch nicht günſtig. Die Kabinettsräte waren ohne Zu⸗ 
ſammenhang mit den ausführenden Behörden. Die Miniſter wiederum 
hatten nur auszuführen, was ein anderer angeregt hatte; das mußte ihr 
Verantwortungsgefühl ſchwächen, ihre Tatkraft, ſoweit für dieſe bei der 
kollegialen Gebundenheit überhaupt Raum war, lähmen. Die Überzeu- 
gung von der Notwendigkeit der Reform der privatbäuerlichen Verhältniſſe 
wie auch anderer Reformen war bei dem König und im Kabinett zweifellos 
vorhanden, ſie paarte ſich aber nicht mit einem zu rückſichtloſem Durch⸗ 
greifen entſchloſſenen Willen, deſſen es unter den obwaltenden Ver⸗ 
hältniſſen doch bedurft hätte. Auf den Domänen kam man zum Ziel, auf 
den Rittergütern aber nicht. Der König war in dieſer Sache der Gelei⸗ 
tete. Eine allgemeine, durch feine humanen Ideen bedingte Reform- 
ſtimmung war bei ihm von Anfang an vorhanden, aber Beyme gab dieſen 
Tendenzen erſt die klarumriſſene Geſtalt, das beſtimmte Ziel). Beyme 
war auch weiterhin die treibende Kraft bei der Reform, in ſeiner Hand 
liefen die Fäden zuſammen. Das Wort des Kabinettsrates aus dem 
Frühjahr 17992): „Gott gebe dem König einige Jahre Frieden, jo wird 
die Nation die Entſchlüſſe ausführen ſehen, die jetzt zu ihrem Beſten ge⸗ 
faßt werden,“ berührt den Hauptgrund für das Scheitern der Reformen 
vor 1806. Trotz dem Moment der Schwäche, das in der Kabinettsregierung 


1) Siehe Max Lehmann, Ein Regierungsprogramm Friedrich Wilhelms III. 
Hiſtoriſche Zeitſchrift, Bd. 61, S. 441ff. und auch die Generalinſtruktion für die 
Kommiſſion der Finanzen. | 

2) Warda, Scheffnerbriefe, S. 55. 
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lag, hätte man der entgegenſtehenden Schwierigkeiten, wie ſie z. B. in 
der reaktionären Haltung Goldbecks, in dem teilweiſen Widerſtand des 
Adels, in der Unreife der Bauern gegeben waren, Herr werden können, 
wenn nicht die Ungunſt der äußeren Lage dazugekommen wäre. Zwar 
herrſchte zu der Zeit, wo die Regierung zuerſt mit ihrem Reformplan 
hervortrat, kein allgemeiner Friede, aber der Kampf zwiſchen Frankreich 
und England wurde auf dem entfernten ägyptiſchen Schauplatz ausge⸗ 
fochten. Bis in den November 1798 hinein wurde Friedrich Wilhelm III. 
nicht müde, immer wieder an den der Geſetzkommiſſion erteilten Auftrag 
zu erinnern, dann aber erging weiter keine Mahnung, obwohl ein ganzes 
Jahr verſtrich, ehe das gewünſchte Gutachten vorgelegt werden konnte. 
Im November 1798 nahm der zweite Koalitionskrieg ſeinen Anfang. 
Als im März 1800 die beiden Zentralbehörden ihre Berichte einreichten, 
war die allgemeine politiſche Lage noch derart kritiſch, daß man von der 
Fortführung der Reform abſah. Sobald aber 1802 der Friede zu Amiens 
zwiſchen Frankreich und England, den beiden nach dem Reichsfrieden 
von Luneville weiter kämpfenden Mächten, geſchloſſen war, griff das 
Kabinett mit neuem Eifer wenigſtens für Oſtpreußen auf die alten 
Pläne zurück. Der Verlauf der Dinge in dieſer Provinz entſprach wohl 
nicht ganz den gehegten Hoffnungen, aber war nicht derart ungünſtig, 
daß ein Zurücktreten der Regierung von ihren Abſichten daraus hinreichend 
erklärt werden könnte. Perſönliche Umſtände machten zunächſt ein Zögern 
nötig — es fehlte die geeignete Perſönlichkeit zur Leitung der Stände⸗ 
verhandlungen — in dieſer Zeit des Abwartens aber umwölkte ſich der 
politiſche Horizont mehr denn je. Die Beſetzung Hannovers durch die Fran⸗ 
zoſen Ende Mai 1803 durchbrach die ſeit dem Frieden von Baſel beſtehende 
Zone der norddeutſchen Neutralität, ſie brachte die Kriegführenden in 
die unmittelbare Nähe der preußiſchen Grenze. Von da an geſchah von 
ſeiten des Kabinetts nichts mehr für die Befreiung der Bauern. Die 
ſchweren äußeren Sorgen führten dazu, die Gefahren im Innern zu über⸗ 
ſchätzen. Die Furcht vor einer Revolution war, abgeſehen von Schleſien, 
wo die lange Mißwirtſchaft Hoyms das Ihre dazu getan hatte, die Dinge 
heillos zu verfahren, unberechtigt. Der Druck der äußeren Verhältniſſe 
war aber nicht allein die Urſache des ſchließlichen Scheiterns, er wirkte 
von Anfang an auf den ganzen Verlauf des Reformwerkes, beſonders in 
Oſtpreußen, hemmend ein, er lähmte die Entſchlußkraft des Provinzial⸗ 
miniſters. Schroetter glaubte, daß der Staat nur in Friedenszeiten über 
die nötigen Kräfte verfüge, um allen Eventualitäten begegnen zu können. 
Dieſe Beſorgnis ließ ihn allzu vorſichtig jeden Schritt dahin prüfen, ob er 
auch Aufſehen erregen könne, ſie ließ ihn Gelegenheiten verſäumen, ſie 
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führte ihn dazu, ſich der Mitarbeit gerade eines der ärgſten Reformfeinde 
zu bedienen. Schroetter war kein großer Reformer, dazu fehlte ihm das 
klare, ſtarke Wollen. Er ſah wohl das Ziel, aber er ſchwankte in der Wahl 
der Mittel. Das Alte hatte ſtarke Kraft in ihm, nur langſam gewannen die 
neuen Ideen mehr und mehr in ihm die Oberhand. Er war kein Doktrinär, 
dem die tatſächlichen Schwierigkeiten leicht wogen. So war ihm nicht ge⸗ 
geben, auszuführen, ſondern nur vorzubereiten. Das aber, was beſonders 
in der ihm unterſtellten Provinz vor 1806 für die Reform gewirkt wurde, 
das war die ſtarke Grundlage, auf die das Edikt vom 9. Oktober 1807 auf⸗ 
gebaut werden konnte. Gerade in dieſem Punkte zeigte es ſich, daß die 
große Reformzeit die Fortſetzung jener Beſtrebungen war, die ſeit dem 
Regierungsantritt Friedrich Wilhelms III. am Werke waren. Wohl be⸗ 
durfte es des mächtigen Anſtoßes von außen, um dieſe Reformideen fo 
ſchnell zur Tat werden zu laſſen. Die Tatſache ſchließlich, daß die Löſung, die 
das Edikt von 1807 gab, mancher Schwierigkeiten nicht Herr wurde und 
daß dieſe dann auch von den ſpäteren Reformen keineswegs in muſter⸗ 
gültiger Weiſe gelöſt wurden, wird bei einer Beurteilung der Verſuche zur 
Befreiung der Privatbauern vor 1806 für dieſe in die Wagſchale fallen. 


III 


Die deutſche Außenpolitik von 1890 bis 1898. 


Von 
Paul Haake. 


Im Dezember 1923 iſt die zweite Serie der monumentalen Publi⸗ 
kation der diplomatiſchen Akten des Auswärtigen Amtes unter dem Titel 
„Die große Politik der europäiſchen Kabinette von 1871— 1914, Bd. 7 
bis 12, erſte und zweite Hälfte“ von der deutſchen Verlagsgeſellſchaft 
für Politik und Geſchichte in Berlin herausgebracht worden. Sie führt 
den Leſer durch die acht Jahre vom Abgang bis zum Tode Bismarcks 
und ſtellt ihn vor die Frage der Unterſchiede des neuen Kurſes vom alten 
dem Weſen nach und in bezug auf die Erfolge. Gelegentliche Rückblicke 
in den Akten ſelbſt drängen immer wieder zu ſolchen Vergleichen. 

Im Vorwort zur 2. Serie machen ſich die Herausgeber von neuem 
anheiſchig, jedem ernſthaften Forſcher, vor allem des Auslandes, der 
über den Inhalt nicht gebrachter Textteile aufgeklärt zu werden wünſchen 
ſollte, genaue Auskunft zu geben. Das Auswärtige Amt hat nichts zu 
verſchweigen. Die Akten werden wieder mit der gleichen Offenherzigkeit, 
Ehrlichkeit und Sachlichkeit vorgelegt wie die der Bismarckzeit; Kür⸗ 
zungen wurden nur durch die überreiche Fülle des Materials erzwungen. 
Die Editionstechnik iſt dieſelbe ſaubere, muſtergültige geblieben. Fried⸗ 
rich Thimme ſchrieb im Januarheft des im gleichen Verlage erſcheinenden 
Archivs für Politik und Geſchichte, das ſich inzwiſchen dank ſeiner vorzüg⸗ 
lichen Redigierung zu einer Monatsſchrift ausgewachſen hat: „Wenn 
in manchen Beſprechungen meiner eigenen Tätigkeit als der des mit der 
abſchließenden Bearbeitung des ausgewählten Aktenmaterials betrauten 
Herausgebers beſonders gedacht wird, ſo möchte ich doch meine Fach⸗ 
genoſſen ausdrücklich bitten, nicht, wie es hier und da geſchehen iſt, von der 
Veröffentlichung als der Thimme ſchen Publikation zu ſprechen. Eine 
ſolche Bezeichnung würde nicht der Tatſache genug Rechnung tragen, 
daß meine beiden Mitherausgeber Profeſſor Dr. Albrecht Mendelsſohn 
und Dr. Johannes Lepſius von Anfang an und bis auf den heutigen 
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Tag mit mir gleichberechtigt und gleichverantwortlich waren. Von der 
2. Serie ab habe ich, um die volle Einheit der Publikation nach allen 
Richtungen hin zu ſichern, auch das geſamte Aktenmaterial der meinen 
Mitherausgebern zunächſt vorbehaltenen Gebiete ſelbſtändig durch⸗ und 
nachgearbeitet und die Auswahl überall nach ganz einheitlichen Geſichts⸗ 
punkten durchgeführt. Ebenſo rühren ſämtliche Fußnoten in der 2. Serie, 
was übrigens auch ſchon für die 1. Serie durchgehends zutraf, von mir 
her. Doch möchte ich ausdrücklich hervorheben, daß ſich namentlich Pro⸗ 
feſſor Mendelsſohn Bartholdy ein großes Verdienſt durch die ſorgſame 
Nachprüfung der von mir fertiggeſtellten Bände erworben hat, eine 
Nachprüfung, die ſich bis in das kleinſte Detail der Anmerkungen er⸗ 
ſtreckte.“ Und auch dem Stabe feiner jüngeren Mitarbeiter zollt Thimme 
Anerkennung und Lob: „jeder von ihnen hat ſeine Verdienſte bei den 
Editionsarbeiten, vor allem bei den unendlichen Kollationierungen, 
Korrekturen und Regiſterarbeiten.“ Heinz Trützſchler von Falkenſtein 
hat durch ſein von der philoſophiſchen Fakultät der Univerſität Halle 
mit einem Preiſe gekröntes Buch „Bismarck und die Kriegsgefahr des 
Jahres 1887“ die Aufmerkſamkeit der Fachgenoſſen noch beſonders 
auf ſich gezogen. 

Eröffnet wird die 2. Serie der Aktenpublikation durch zwei Schreiben 
des Grafen Herbert Bismarck an den Kaiſer vom 20. März 1890, Verſuche 
des Sohnes, den Vater durch Hinweis auf ruſſiſche Wünſche und Bedin⸗ 
gungen im Amte zu erhalten; es folgt dann eine vom 25. März datierte, 
drei Tage ſpäter von Caprivi zu den Akten gegebene Aufzeichnung des 
Unterſtaatsſekretärs im A. A., des Grafen Berchem, über die Erneuerung 
oder Nichterneuerung des deutſch⸗-ruſſiſchen Rückverſicherungsvertrages. 
Wie wir ſchon 1920 aus dem uns von Julius v. Eckardt mitgeteilten Ent⸗ 
wurf erfuhren, war Berchem ein ſcharfer Gegner der Erneuerung, 
aus der nur die Ruſſen Nutzen zögen: „ſie erhalten eine Urkunde, womit 
ſie jeden Augenblick unſere Beziehungen zu Oſterreich, Italien, England 
und der Pforte trüben können“; was aber wird aus Deutſchland, wenn 
Dreibund und Mittelmeerentente ſich auflöſen? Nach den vorliegenden 
Anzeichen ſei es nicht ganz unwahrſcheinlich, daß Rußland, gedeckt durch 
Deutſchland, ein Intereſſe habe, bald los zuſchlagen. Zudem ſtehe die 
Vereinbarung vom 18. Juni 1887 wenn nicht dem Buchſtaben, ſo jeden⸗ 
falls dem Geiſte der Tripleallianz direkt entgegen und werde uns, wenn 
die Ruſſen im Süden losbrechen, vorausſichtlich in Gegenſatz zu befreun⸗ 
deten Mächten bringen; der Vertrag ſei aber auch praktiſch undurchführ⸗ 
bar. Vorteile aus ihm zu ſichern, ſei ſelbſt Bismarck nicht gelungen; 
das Abkommen habe das Deutſche Reich nicht vor kritiſchen Situationen 
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Rußland gegenüber bewahrt, nicht vor Truppenkonzentrationen an der 
Grenze und nicht vor lebhaften Verſtimmungen des Zaren. „Eine ſo 
komplizierte Politik, deren Gelingen ohnedies jederzeit fraglich geweſen 
iſt, vermögen wir nicht weiterzuführen nach dem Ausſcheiden eines 
Staatsmannes, der bei feiner Tätigkeit auf 30 jährige Erfolge und 
einen geradezu magnetiſierenden Einfluß im Auslande ſich ſtützen konnte. 
Wir werden eine ruhige, klare und loyale Politik zu führen haben, um 
die Errungenſchaften der letzten 26 Jahre feſtzuhalten; auf dieſem Wege 
wird die Erhaltung und Förderung des Deutſchen Reiches wohl gelingen, 
nicht aber durch gefährliche diplomatiſche Wagniſſe.“ 

Graf Berchem empfahl, den Zaren ebenſo ſchonend wie früher, wenn 
möglich noch beſſer zu behandeln und Rußlands wohlbegründetes Recht, 
ſeinen Einfluß in Bulgarien geltend zu machen, nach wie vor anzuerkennen, 
— aber daran kann doch kein Zweifel beſtehen: was er vorſchlug, war 
ein bewußter Bruch mit der Politik Bismarcks, die er als illoyal und un⸗ 
nötig kompliziert verurteilte. Er iſt damit nicht im Recht geweſen; ich 
brauche hier wohl nicht zu wiederholen, was ich darüber des näheren 
im 14. Bande der Zeitſchrift für Politik ausgeführt habe!). Bismarcks 
Riidverficherung war, wie er ſelbſt betont hat, gegen keinen Verbündeten 
Deutſchlands unehrlich und falſch und ſeine Politik der freien Hand 
mußte kompliziert ſein; ſie paßte ſich den ſchwankenden, wandelbaren 
Verhältniſſen ſchmiegſam an, wahrte das Gleichgewicht der Mächte in 
Europa und ſchützte den Frieden; das Sichfeſtlegen des neuen Kurſes 
auf die Seite der Gegner Rußlands, die Vereinfachung, der Berchem 
das Wort redete, lief hinaus auf politiſche Simpelei, auf Schwächung 
des Vertrauens, auf Störung der Balance des Friedensſchiffes, auf 


1) Paul Haake, Der neue Kurs 1890. Der Aufſatz iſt ſchon vor einem 
Jahre nur auf Grund der Akten des 44., 49. und 51. Kapitels niedergeſchrieben 
worden und trägt daher dem doch auch im A. A. und bei Caprivi vorhandenen 
Mißtrauen gegen die Briten nicht genügend Rechnung. In den entgegengeſetzten 
Fehler, die Rückſichtnahme auf England im Frühjahr 1890 zu unterſchätzen, iſt 
wie Hans Rothfels auch Heinrich Otto Meisner in ſeinem Aufſatz, „Der neue Kurs“ 
(Preußiſche Jahrbücher 196. Band S. 41—70) verfallen. Die in dem Billet des 
Kaiſers vom 17. März fixierte Auffaſſung, die Ruſſen ſeien im vollſten ſtrategiſchen 
Aufmarſch, um zum Kriege zu ſchreiten, wurde von den Männern des neuen 
Kurſes zum mindeſten nicht ignoriert. Marſchall vor allem fürchtete, die öffentliche 
Meinung in Rußland könne den Zaren demnächſt zwingen, gegen Deutſchland 
und Oſterreich zu Felde zu ziehen. Dagegen bedürften dieſe der Hilfe der Italiener, 
der Rumänen und der Briten. Vgl. meinen Artikel „Der Wert des ruſſiſchen 
Drahtes 1890“ in der Deutſchen Allgemeinen Zeitung, 10. Auguſt 1924. 
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weiteres Auseinanderrücken und ſtärkeren Zuſammenſchluß feindlicher 
Gruppen. Das ruſſiſche Angebot der Erneuerung durfte nicht glatt 
abgelehnt werden, nachdem der Zar am 12. Oktober 1889 in Berlin 
Bismarck gegenüber unter Hinweis auf die kriegeriſchen Gelüſte und den 
Einfluß des Grafen Walderſee direkt und unverblümt die Beſorgnis 
ausgeſprochen hatte, daß Deutſchland bei der jüngſten Anweſenheit 
Wilhelms II. in Osborne ſich mit den Briten alliiert habe, daß ſich der 
Kaiſer zum Abſchluß eines gleichen Bündniſſes mit der Türkei nach Kon⸗ 
ſtantinopel begebe und daß der Geſamtzweck der unter Deutſchlands Agide 
geſchloſſenen Koalition der Mächte der Angriff gegen Rußland fet; es 
durfte erſt recht nicht abgelehnt werden, nachdem auch noch Wilhelms II. 
Dankbrief an Königin Victoria in Petersburg bekannt geworden war, 
in welchem der Kaiſer, von ſeiner Großmutter zum britiſchen Admiral 
ernannt, es ſich zur größten Ehre anrechnete, der erſten Marine der Welt 
anzugehören, die ſtark und mächtig genug ſei, eines Tages, wenn die 
politiſchen Verhältniſſe es erheiſchen, ſich den Durchgang durch die Dar⸗ 
danellen zu erzwingen. Die begreifliche Verſtimmung des Zaren hier⸗ 
über war in Berlin nicht unbekannt geblieben. | 

Schwer verſtändlich und unentſchuldbar ijt, daß derſelbe Frh. v. Mare 
ſchall, der am 16. Oktober 1889 als badiſcher Geſandter in Berlin die 
Beſorgniſſe Alexanders III. über eine antiruſſiſche Koalition nach Karls⸗ 
ruhe gemeldet hatte ), fie damals und ein halbes Jahr ſpäter als unbe⸗ 
rechtigt ganz außer acht laſſen zu können meinte: das eigene reine Ge⸗ 
wiſſen allein ließ dieſen Staatsmann ruhig ſchlafen. Deutſchland führte 
ja nichts Böſes im Schilde. Marſchall trug wie Bismarck Bedenken 
dem Sultan den formellen Beitritt zum Dreibund anzubieten, er miß⸗ 
traute den ſelbſtſüchtigen Briten und wollte die friedlichen Beziehungen 
zu dem Nachbarn im Oſten durch Unterſtützung Englands auf einem 
den deutſchen Intereſſen fernliegenden Punkt nicht kompromittieren 
(Nr. 2103); ließen die Ruſſen uns unbehelligt, ſo brauchten ſie uns auch 
nicht zu fürchten. Aber was führte der Panſlawismus gegen Deutſchland 
im Schilde? Als Holſtein dem zum Nachfolger Herbert Bismarcks Er⸗ 
korenen den Rückverſicherungsvertrag vorlegte, erklärte Frh. v. Marſchall 
nach einer ſpäteren Aufzeichnung vom 4. Dezember 1911 (Nr. 1369 
Anm.), das Amt des Staatsſekretärs nicht anzunehmen, wenn dieſer 
Vertrag verlängert werde, weil darin eine Untreue gegen Oſterreich⸗ 
Ungarn liege; werde er bekannt, ſo ſei er, Marſchall, als einfacher Menſch 


1) Otto Gradenwitz, Bismarcks letzter Kampf 1888 —1898, Berlin 1924, 
S. 66. 
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außerſtande, ihn den Verbündeten gegenüber zu rechtfertigen. Caprivi, 
dem Holſtein den Vertrag zuerſt gezeigt hatte, war derſelben Anſicht. 
Der am 21. März aus Petersburg in Berlin eingetroffene General 
v. Schweinitz mußte erſt durch ihn und Berchem von dem Wunſche der 
Erneuerung abgebracht und überzeugt werden, daß er ſich mit dem ru⸗ 
mäniſchen Bündnis von 1883 nicht vertrage. Am 27. März hielten Caprivi 
und Schweinitz dann dem Kaiſer Vortrag und beſtimmten den zur Er⸗ 
neuerung Bereiten von ihr Abſtand zu nehmen: „nun, dann geht es nicht, 
ſo leid es mir tut“, ſoll der Monarch nach einer Aufzeichnung Holſteins 
(Nr. 1392) geſagt haben. Wilhelm II. macht in dieſer Frage den Eindruck 
eines völlig unſelbſtändigen, hin und herſchwankenden Mannes. Die 
treibende Kraft bei der Nichterneuerung war nicht er, ſondern Holſtein 
und Berchem. Über die ben erſteren beſtimmenden Gründe — perſönliche 
ſpielten neben den ſachlichen ohne Frage mit!) — verrät die Aktenpubli⸗ 
kation uns nichts. | 
Seine Erklärung findet das deutſche „Nein“ wohl letzthin in der durch 
einen Radowitzſchen Bericht aus Konſtantinopel vom 12. März (Nr. 2073) 
hervorgerufenen oder befeſtigten Annahme einer dort bald zu erwartenden 
ruſſiſchen Offenſive; kam es aber zum Kampf zwiſchen Oſterreichern 
und Ruſſen, dann gedachten Wilhelm II. und feine Berater der Habs⸗ 
burger Monarchie die Treue zu halten, und auch in einem engliſch ruſſi⸗ 
ſchen Kriege ſcheint Caprivi nicht haben neutral bleiben zu wollen, wie 
es der Rückverſicherungsvertrag vorſchrieb (Nr. 1374). Vorſicht und Miß⸗ 
trauen — bemerkte Wilhelm II. am Rande einer Mitteilung des Prinzen 
Reuß aus Wien vom 3. April (Nr. 2075), daß Kaiſer Franz Joſeph und 
Kalnoky an einen ruſſiſchen Überfall nicht glauben möchten — feien hier 
entſchieden am Platz; in die Annahme des Chefs des öſterreichiſchen 
Generalſtabs, des Barons Beck, daß die Ruſſen ſich weniger mit der 
Abſicht trügen, ein Truppenkorps in Bulgarien zu landen als vielmehr 
ſich der Bosporusmündungen zu bemächtigen, ſtimmte er durch ein 
„richtig!“ ein (Nr. 2074); „hoffentlich“ — meinte auch er (Nr. 2073) — 
würden ruſſiſche Flottenmanöver im Schwarzen Meere, wenn ſie ſich 
bis nahe an den Bosporus erſtreckten, auch auf die Haltung der Engländer 
wirken, und die Außerung Becks, daß es endlich gelungen fei, fie für 
die Vorgänge dort etwas mehr zu intereſſieren, bekräftigte er durch 
ein „gut“ (Nr. 2074). Der Wunſch und die Hoffnung, die engliſche 
Flotte bei der erſten Annäherung der Ruſſen in Aktion treten und vor 


1) Siehe Holſteins Schreiben vom 28. März bei Vindex Scrutator Warum 
der ruſſiſche Draht zerriß („Der Tag“ Ausgabe B, 4. November 1920). 
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den Dardanellen erſcheinen zu ſehen, beherrſchte den Kaiſer völlig und 
bewog ihn zu heißem Werben um die früher ſo wenig geſchätzten Vettern; 
am 21. März toaſtete er beim Feſtmahl zu Ehren des Prinzen von Wales 
auf die Waffenbrüderſchaft von Waterloo; gegen Ende des Monats ließ 
er den deutſchen Botſchafter in Rom, den Grafen Solms, anweiſen, 
auf die fic) der engliſch⸗ägyptiſchen Intereſſenſphäre über Abeſſinien 
hinaus bedenklich nähernden Italiener beruhigend einzuwirken und ihnen 
zu weiterer guter Freundſchaft mit den Briten zu raten (Nr. 1972). 
Caprivi führte dieſen mit Bismarcks Auffaſſung ſich deckenden kaiſerlichen 
Befehl aus und empfahl Criſpi Anfang April, die engliſche Politik nicht 
durch Vorrücken nach dem Sudan zu durchkreuzen (Nr. 1973); an einem 
forſchen Vorgehen der Briten gegen die Ruſſen hegte er aber, ſtutzig ge⸗ 
macht durch ein Wort Salisburys: „Wenn der Sultan uns ruft, werden 
wir kommen, mehr können wir nicht tun“, um die Mitte des Mai noch 
ſtarke Zweifel und fürchtete Verſuche des Foreign Office, Oſterreich 
und Deutſchland in den Vordergrund zu ſchieben: „Wir haben kein In⸗ 
tereſſe“, — ſchrieb er am 11. d. M. wieder ganz bismarckiſch (Nr. 2087) 
— „die engliſchen Kaſtanien aus dem Feuer zu holen und unſere guten 
Beziehungen zu Rußland aufs Spiel zu ſetzen, um Englands maritime 
Wege (an den Dardanellen) von Hinderniſſen, die wahrſcheinlich nicht ſo 
bedeutend ſind, als fie ſcheinen, zu ſäubern; Krieg wollen wir nicht“). 

Da berichtete Graf Hatzfeldt am 14. Mai aus London (Nr. 1676), 
Salisbury wolle gegen Überlaſſung deutſchen oſtafrikaniſchen Beſitzes 
und des Protektorates über Sanſibar einen Parlamentsbeſchluß herbei⸗ 
führen, durch welchen Helgoland an Deutſchland abgetreten würde. 
Das war ein Zurückkommen auf einen im März 1889 von Chamberlain 
im Geſpräch mit Herbert Bismarck hingeworfenen Gedanken, vielleicht 
auch auf den damals in London diskutierten Plan eines deutſch⸗engliſchen 
Bündniſſes; entzündeten die Ruſſen einen Brand, was konnte uns dann 
lieber ſein als das ſofortige Erſcheinen der Briten an der Feuerſtätte 
und was zur Sicherung der Elbemündung und der Nordſeeküſte gegen 
franzöſiſche Angriffe willkommener als die Abtretung des roten Felſen⸗ 
eilandes? Am 27. März 1889 hatte Herbert dem Vater aus London 
geſchrieben: „Helgoland iſt nach Seiner Majeſtät und unſerer Marine 
Anſicht unbezahlbar für uns in der Nordſee für kriegeriſche Eventualitäten“ 


1) Auch mit einer engliſch⸗franzöſiſchen Annäherung wurde im April in Berlin 
gerechnet. „Es drängt ſich die von dem kaiſerlichen Generalkonſul in Kairo ange⸗ 
regte Frage auf, ob ſich darin ein politiſches Bedürfnis der Anlehnung an Frank⸗ 
reich ſeitens Englands ausdrückt“ (Frh. v. Marſchall an Graf Hatzfeldt, Berlin 
5. April 1890 Nr. 1777). 
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(Nr. 948) —, am 23. Mai 1890 ſetzte ſein Nachfolger, Frh. v. Marſchall, 
den Grafen Hatzfeldt von Deutſchlands Bereitſchaft, auf Salisburys 
Vorſchlag einzugehen, in Kenntnis (Nr. 1679); ein zwei Tage jüngeres 
Telegramm (Nr. 1690) begann mit den Worten: „Der Beſitz von Helgo⸗ 
land iſt für uns militäriſch wegen des Nordoſtſeekanals von größter 
Bedeutung“; ein drittes vom 29. Mai (Nr. 1681) beſagte u. a.: „S. M. 
teilt die Anſicht des Herrn Reichskanzlers, daß ohne Helgoland der Nord⸗ 
oſtſeekanal keine Bedeutung für unſere Flotte hat. Wir werden daher 
den Erwerb von Helgoland ſelbſt gegen erhebliche koloniale Konzeſſionen 
immer noch als Gewinn anſehen.“ Die ſehr weitgehenden britiſchen 
Forderungen hatten in Berlin eine volle Woche Beratungen benötigt; 
noch am 4. Juni ſprach Marſchall, um der öffentlichen Meinung in Deutſch⸗ 
land willen beſorgt, von engliſchen „Prätenſionen“ (Nr. 1685) und ließ 
Hatzfeldt zwei Tage ſpäter wiſſen, der Kaiſer betrachte ſeine Vereinbarungen 
mit Salisbury als die äußerſte Grenze deſſen, was Deutſchland gewähren 
könne (Nr. 1687); am 10. Juni akzeptierte aber der engliſche Miniſter⸗ 
rat die Vorſchläge des Premiers, 7 Tage ſpäter konnten ſie in beiden 
Ländern bekanntgegeben werden und am 1. Juli wurde das Abkommen 
unterzeichnet. Drei Wochen ſpäter vertraute Salisbury Hatzfeldt an, 
die Beſorgnis vor einer ſich bildenden Ruſſenpartei habe ihn vor allem 
dazu gebracht, eine Verſtändigung mit Deutſchland zu ſuchen (Nr. 1703); 
auch beklagte er ſich über die Franzoſen; alles was ſie täten, laufe darauf 
hinaus, die Briten vollſtändig in die Arme ihrer Vettern zu treiben 
(Nr. 1698). | 

Herzlich zugetan ſcheinen ihnen Caprivi und Marſchall auch damals 
nicht geweſen zu ſein, ſondern Enttäuſchungen durch die engliſche Selbſt⸗ 
ſucht auch weiterhin für möglich gehalten zu haben, — Salisburys Gleich⸗ 
gültigkeit gegenüber der Befeſtigung und Veräußerung des Hafens von 
Biſerta durch die Franzoſen glaubte der Staatsſekretär vielleicht aus der 
Hoffnung erklären zu müſſen, engliſche Intereſſen ohne engliſche Mit⸗ 
wirkung gewahrt zu ſehen (Nr. 1863), und ob die Briten mit den Italienern 
ins Feld ziehen würden, wenn es zwiſchen dieſen und den Franzoſen 
wegen Tunis zum Kriege komme, bezweifelte der Kanzler noch Mitte 
Juli (Nr. 1872), aber erwünſcht und willkommen war beiden die An⸗ 
näherung Englands an Italien und den Dreibund doch ungemein 
(Nr. 1886), und ſie gab nun auch ihnen den Mut zu erneuter kühler 
Ablehnung ruſſiſcher Anliegen. Die mit einer früheren Erklärung des 
Deutſchen Kaiſers, er ſei bereit, auf die Vertragspläne des Zaren ein⸗ 
zugehen, in diametralem Gegenſatz ſtehende Entſchließung Wilhelms II. 
hatte Alexander III. außerordentlich überraſcht und argwöhniſch gemacht; 
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er fragte den nach Petersburg zurückgekehrten General v. Schweinitz mit 
doch wohl nicht ſo wohlwollender Teilnahme, wie dieſer berichtete 
(Nr. 1371), nach dem neuen Reichskanzler und ſprach die Hoffnung aus, 
daß Caprivi nicht wie Graf Walderſee den Krieg wünſche und herbeizu⸗ 
führen ſuche; Giers bat am 14. Mai, damit das am 18. Juni ablaufende 
Abkommen nicht ganz „ins Leere falle“, es ohne das weitgehende Zu⸗ 
ſatzprotokoll, eventuell noch mehr abgeſchwächt durch Fortlaſſung der 
deutſchen Anerkennung des vorwiegenden und entſcheidenden ruſſiſchen 
Einfluſſes in Bulgarien und Rumelien zu erneuern oder, als Schweinitz 
abwinkte, wenigſtens irgend etwas anderes Schriftliches an ſeine 
Stelle zu ſetzen, ſei es durch einen Austauſch von Noten, ſei es durch einen 
Briefwechſel der Monarchen (Nr. 1372); am 1. Mai hatte er zu Schweinitz 
ſogar geſagt, Rußland würde, nachdem die Bulgaren den Koburger 
entfernt und eine Deputation nach Petersburg geſchickt hätten, gegen 
einen dem Wiener Kabinett erwünſchten Thronkandidaten, etwa einen 
deutſchen evangeliſchen Prinzen, nichts einwenden, ſich vielmehr freuen, 
die bulgariſche Gefahr durch ein Einverſtändnis beſeitigen und dann die 
feſte monarchiſche Verbindung der drei Kaiſer ſo, wie ſie früher beſtand, 
wiederherſtellen zu können (Nr. 2084). Die maßgebenden Perſönlich⸗ 
keiten in Petersburg dachten offenſichtlich zur Zeit nicht an eigenes aktives 
Vorgehen auf dem Balkan, ſondern nur an Verhütung einer ſich gegen 
Rußland richtenden Koalition und beſonders an Fernhaltung Deutſchlands 
davon, Schweinitz erkannte das und empfahl, die nochmals ausgeſtreckte 
Hand nicht zurückzuſtoßen; tue man es doch, ſo zwinge man Giers oder 
ſeinen Nachfolger, die Anlehnung, die er bei Deutſchland nicht finde, 
anderwärts zu ſuchen; zeige man Entgegenkommen, ſo ſichere man ſich 
die Neutralität Rußlands im Falle eines franzöſiſchen Angriffs mindeſtens 
für die erſten Wochen ohne Verbindlichkeiten zu erneuern, die mit Deutſch⸗ 
lands vertragsmäßigen Verpflichtungen gegen andere Mächte unverein⸗ 
bar ſeien. | 
Das war ein kluger Rat. Er wurde nicht befolgt. Denn kurz vorher 
hatte Hatzfeldt Salisburys Angebot Helgolands übermittelt, und nun 
hieß es in Berlin: Rückſicht nehmen auf die Wünſche der Briten! In 
einem Gutachten vom 20. Mai (Nr. 1376) wies der Vortragende Rat 
v. Kiderlen auf Salisburys jüngſte Mahnung an Hatzfeldt hin: „Zu den 
gegen uns gerichteten Befeſtigungen an den Dardanellen hat ſich der 
Sultan ſeinerzeit durch Ratſchläge aus Berlin beſtimmen laſſen. Das 
iſt aber der wichtigſte Punkt für die Entwicklung der Dinge. Wollen Sie 
unſerem gemeinſchaftlichen Intereſſe einem ruſſiſchen Vorgehen gegen⸗ 
über ernſtlich nützen, ſo würde dies dadurch geſchehen, daß Sie jene 
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Ratſchläge rückgängig machen und nach Möglichkeit dafür forgen, daß wir 
eventuell die Tür nicht verſchloſſen finden.“ „Das beweiſt klar“ — be⸗ 
merkte Kiderlen dazu, „wie in London eine ruſſiſche Indiskretion über 
eine vertragsmäßige deutſche Garantie der Unverletzlichkeit der Meer⸗ 
engen wirken würde“, — Artikel III des deutſch⸗ruſſiſchen Abkommens 
vom 18. Juni 1887, der nach Giers' Vorſchlag Geltung behalten follte, 
begann ja mit den Worten: Les deux Cours reconnaissent le caractère 
Européen et mutuellement obligatoire du principe de la fermeture 
des detroits du Bosphore et des Dardanelles! Auch Kiderlens Kollege 
v. Holſtein nahm daran Anſtoß und meinte (Nr. 1374): „Wenn wir die 
Meerengenklauſel jetzt verdrängen, ſo muten wir den Ruſſen zu, eine 
Tatſache geheimzuhalten, die, wenn vertraulich den Engländern mit⸗ 
geteilt, den Keil des Mißtrauens zwiſchen England und Deutſchland 
ſchieben, dagegen aber Moriers!) Gedanken einer engliſch⸗ruſſiſchen 
Verſtändigung der Verwirklichung näher bringen würde“; außerdem 
würde ein geheimer Vertrag zerſtörend auf unſere Vertragsbeziehungen 
zu Oſterreich, Rumänien und Italien wirken; eine Abmachung mit 
Rußland ſei für uns nur als ein öffentlicher Akt ſeinerzeit denkbar, 
müſſe alſo ganz unverfänglicher Art bleiben. Ahnlich, vor allem in letzterer 
Hinſicht, urteilte Raſchdau (Nr. 1377); er empfahl, die ruſſiſche Anregung 
nicht ohne weiteres abzuweiſen, ſondern die Offerten mit einem ge⸗ 
wiſſen platoniſchen Entgegenkommen anzuhören und Publikation des 
modifizierten Vertrages vorzuſchlagen, was Rußland ablehnen werde; 
jetzt ſei der Vertrag ein „leoniniſcher“, bei dem faſt der geſamte Vorteil 
auf ruſſiſcher Seite liege ſelbſt dann noch, wenn die additionellen Be⸗ 
ſtimmungen in Fortfall kämen. Marſchall, jedem geheimen Abkommen 
mit dem Nachbarn im Oſten abhold, erklärte ſich mit Holſteins Pro⸗ 
memoria völlig einverſtanden (Nr. 1375). Caprivi fügte das Marginal 
hinzu, Deutſchland übernehme in dem Vertrage doch auch die Verpflich⸗ 
tung zur Neutralität in einem ruſſiſch⸗engliſchen Kriege; davon wollte 
er alſo nichts wiſſen. In einer beſonderen eigenhändigen Skizze vom 
22. Mai (Nr. 1379) motivierte er ſelbſt die Ablehnung: man wolle in 
Petersburg den Dreibund ſprengen und mit Italien auch England uns 
entfremden; ein geheimer Vertrag, Notenaustauſch oder Briefwechſel 
der Monarchen lege eine Mine unter den Dreibund, die Rußland alle 
Tage zünden könne; es fühle ſich iſoliert, möchte aber doch einen Schritt 
weiter auf Konſtantinopel hin tun und deshalb vor allem den Englän⸗ 
dern die Meerengen verſchließen. „Wir haben unverändert den Wunſch, 


1) Engliſcher Borſchafter in Petersburg. 
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mit Rußland in guten Verhältniſſen zu leben, und wüßten nichts, was 
uns einen Anlaß geben könnte, ſie zu trüben. Aber wir müſſen ſo weit 
Rücksicht auf unſere Verbündeten nehmen, daß, wenn wir fie auch — fet 
es in Bulgarien oder in Biſerta — nicht unterſtützen können und wollen, 
wir ihnen doch mindeſtens dort keine Schwierigkeiten bereiten. Drängt 
uns aber Rußland durch wiederholte Verſuche einer intimeren Annähe⸗ 
rung aus dieſer Stellung heraus, ſo würde das nur die Folge haben können, 
daß wir diejenigen Bündniſſe und Beziehungen, die uns ſchon jetzt mit 
anderen Staaten verbinden, noch enger zu knüpfen ſuchen müßten.“ 
Wilhelm II. billigte dieſe Geſichtspunkte am 23. Mai, an demſelben 
Tage, an dem das erſte Helgoland akzeptierende Telegramm nach London 
abging, und beſtimmte, die ruſſiſchen Anerbietungen ſeien als definitiv 
erledigt anzuſehen. „Es ſoll in der Antwort an Schweinitz auf die Un⸗ 
möglichkeit, unſerer öffentlichen Meinung gegenüber ein kompliziertes 
Bündnisſyſtem auch nach dem Ausſcheiden des Fürſten Bismarck auf⸗ 
rechtzuerhalten, hingewieſen werden. Sekrete Bündniſſe abzuſchließen 
verbiete ſich jetzt um ſo mehr, als das Verhalten des früheren Reichskanzlers 
ohnehin Indiskretionen erleichtere, Unſicherheit und Mißverſtändniſſe 
fördere. Unſere Politik könne und ſolle nur eine einfache ſein“ (Nr. 1378). 

Die Rückſichtnahme auf die öffentliche Meinung war vielleicht nur 
eine Ausrede, die man nach ruſſiſchem Vorbilde wählte: im April 1887 
hatte der Zar die Erneuerung des Dreikaiſerabkommens verweigert 
mit der Begründung, daß er ſie vor ſeinem Volk und vor der Geſchichte 
nicht verantworten könne, wenn fie bekannt würde. Gier?’ Wunſch er⸗ 
neuter Sekretierung war kein Grund, ein Abkommen überhaupt abzu⸗ 
lehnen; Raſchdau zeigte den Weg zu richtiger Behandlung ſeines An⸗ 
liegens. Holſtein irrte, wenn er ſagte: Gilt der Vertrag vom 18. Juni 
1887 weiter, ſo ſind wir verpflichtet, in Konſtantinopel auf fortdauernden 
Schluß der Meerengen hinzuwirken. Taten die Ruſſen das Geringſte zu 
eigenmächtiger Anderung des Status quo auf dem Balkan, beſetzten 
ſie gar den Bosporus, ſo brachen ſie den Rückverſicherungsvertrag und 
gaben Deutſchland die Freiheit, den Briten die Okkupierung der Darda⸗ 
nellen zu geſtatten; mochten dann Ruſſen und Engländer ſich gütlich 
einigen oder bekämpfen, — Deutſchland konnte auch weiterhin in be⸗ 
obachtender Reſerve bleiben und tat gut daran, ein Eingreifen hinauszu⸗ 
ſchieben, bis die Briten ſich militäriſch engagiert hatten. Caprivi irrte 
mit ſeiner Annahme einer für die nächſte Zeit geplanten ruſſiſchen Offen⸗ 
ſive auf Konſtantinopel; er irrte wie Marſchall in dem Glauben, durch 
eine offene und klare, einfache und durchſichtige Politik das Vertrauen 
in die Kontinuität der bisherigen friedlichen Tendenzen Deutſchlands 
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zu befeſtigen. Die kühl ablehnende Haltung der deutſchen Regierung 
mußte nach der voraufgegangenen Erklärung des Kaiſers in Petersburg 
gerade das Gegenteil zur Folge haben, die Meinung, Walderſees Geiſt 
gehe in der Wilhelmſtraße um, ſtärken, das Bedürfnis nach Alliierten 
gegen die heraufziehende Gefahr vermehren; Caprivis Auftrag an Schwei⸗ 
nitz, die jüngſten Offerten des ruſſiſchen Miniſters höflich und freundſchaft⸗ 
lich, aber definitiv abzulehnen, ohne daß auf ruſſiſcher Seite eine Ver⸗ 
ſtimmung zurückblieb, war unausführbar, bei gleichzeitigem Ergreifen der 
engliſchen Hand eine echte Michelei. Man fühlte das wohl auch in der 
Wilhelmſtraße und bemühte ſich nach dem Helgolandabkommen ernſtlich, 
den Ruſſen keinen neuen Anlaß zu falſchen Vermutungen zu geben; 
als Salisbury anfangs Auguſt Hatzfeldt mitteilte, daß er in Konſtantinopel 
gegen die vom Sultan geſtattete Fahrt nicht armierter ruſſiſcher Kanonen⸗ 
boote durch die Dardanellen nach dem Schwarzen Meere proteſtieren 
und dabei die Unterſtützung von Italien, Oſterreich und Deutſchland 
nachſuchen wolle (Nr. 2098), lehnte Caprivi die Beteiligung an einem 
ſolchen Proteſt ab (Nr. 2100), und Marſchall erklärte es 3 Wochen ſpäter 
nochmals für untunlich, in der Meerengenfrage in offenkundig anti⸗ 
ruſſiſchem Sinne Stellung zu nehmen (Nr. 2103). Aber unmittelbar 
darauf beging der Kanzler wiederum eine Torheit; er weigerte ſich dem 
ruſſiſchen Borſchafter gegenüber, ſchriftlich zu fixieren, was er dem Zaren 
und Giers Mitte Auguſt perſönlich verſichert hatte, reſp. die Richtigkeit 
des Murawiewſchen Textes anzuerkennen: „obſchon ich letzteres mit 
gutem Gewiſſen gekonnt hätte“, — ſo ſchließt eine eigenhändige Auf⸗ 
zeichnung Caprivis vom 6. September 1890 (Nr. 1612) —, „habe ich 
es mit dem Bemerken, Herr von Giers werde ſich auch mit einer münd⸗ 
lichen Außerung meinerſeits begnügen, abgelehnt, um nichts Schrift⸗ 
liches zu geben“. Mußte das nicht den Glauben an den Wert der münd⸗ 
lichen Zuſicherungen erheblich ſchwächen? Mußte der dreimalige Refüs 
in Berlin die Ruſſen nicht ſtutzig und nervös machen? Mußte er 
im Verein mit dem Helgolandabkommen nicht wie eine Option für Eng⸗ 
land aufgefaßt werden und den Zaren in dem Wahn eines von Weſten 
gegen ſein Land heraufziehenden Unwetters beſtärken? Wie Schweinitz 
vorausgeſehen, fühlte ſich Alexander III. jetzt iſoliert, ſuchte anderswo 
Rückhalt und Anſchluß und fand ihn bei Frankreich. Immer mehr — 
berichtete der deutſche Konſul Raffauf Ende März 1891 aus Kiew 
Kr. 1617) — gewinne wieder die Auffaſſung Boden, Wilhelm II. fei 
wohl imſtande, ſich eines Tages zu einem Kriege gegen Rußland fort⸗ 
reißen zu laſſen. Bald darauf bemerkte Giers, man ſage ihm immer, 
Oſterreich wolle den Kampf mit Rußland, natürlich mit deutſcher Hilfe 
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(Nr. 1618). Eine öffentliche Außerung des Kaiſers über die Erneuerung 
des Dreibundes, dem Zaren weit übertrieben als Provokation geſchildert 
und als Umwandlung einer Defenſiv⸗ in eine Offenſivallianz gedeutet 
(Nr. 1502, 1504, 1514, 1525, 1526, 1528, 1621, 1622, 1623, 1726), ſchlug 
dem Faß den Boden aus. Alexander III. antwortete darauf mit dem 
demonſtrativen Empfang der franzöſiſchen Flotte in Kronſtadt, und Giers 
trat an den Botſchafter de Laboulaye mit Eröffnungen heran, die die 
Verſtärkung des franzöſiſch⸗ruſſiſchen Einvernehmens bezweckten. „Wenn 
Deutſchland mit Frankreich Händel bekommt, ſchlagen wir ſofort los, 
und zwar gegen die Deutſchen mit Paſſion“, ſagte im November 1891 
der ruſſiſche Oberſt von Zujew in Wien zu dem Chef des k. k. General⸗ 
ſtabes (Nr. 1511), und in Paris erklärte General Gallifet dem General 
von Loe ſchon ein halbes Jahr früher, beginne Rußland Krieg gegen 
Deutſchland, ſo ſei keine Regierung imſtande, die Franzoſen zurückzu⸗ 
halten; eines Vertrages zwiſchen Frankreich und Rußland bedürfe es 
nicht; der Vertrag liege in der Intereſſengemeinſchaft (Nr. 1495). Republik 
und Autokratie hatten ſich gefunden; der deutſch⸗ruſſiſche Draht war zer⸗ 
riſſen. 

„Leute, die zu Pferde ſteigen, ohne reiten zu können“, — ſchrieb 
Graf Münſter am 28. Februar 1891 mit Bezug auf die Machthaber in 
Paris (Nr. 1551) — „ſind gefährlich für ſich, das Pferd und andere“, 
— dies Wort dürfte auch für die Leiter der Außenpolitik in Berlin nach 
Bismarcks Sturz gelten. „Politik“ — ſagt Bismarck im 3. Bande der 
Gedanken und Erinnerungen (S. 115) — „iſt die ſachkuͤndige Behandlung 
der Frage, ob und wann Krieg notwendig ſein wird und wie er ſich mit 
Ehren verhüten läßt“, — den Willen dazu hatte ſein Nachfolger wohl, 
der erforderlichen Sachkunde entbehrte er, „politiſch ein Analphabet“, 
zunächſt völlig; die Kunſt des Staatsmannes, möglichſt richtig voraus⸗ 
zuſehen, was andere Leute unter gegebenen Umſtänden tun werden, 
und dementſprechende zweckdienliche Maßnahmen zu treffen, mußten 
er und Marſchall erſt langſam lernen. Am Kaiſer hatten ſie keinen des 
Weges ſicheren Führer, an Berchem und Holſtein keine weiſen unvor⸗ 
eingenommenen Berater. Weshalb letztere und andere Hüter der Tra⸗ 
dition im A. A. im Frühjahr 1890 verſagten, muß dahingeſtellt bleiben;“) 
jedenfalls fehlte uns eine alles ſtraff zuſammenhaltende Hand; Caprivi 
und Marſchall hörten, auch als zunehmende Orientierung ſie ſelbſtändiger 
machte, noch gern auf andere, erbaten ſich Aufſchlüſſe und Vorſchläge, 


1) Johannes Haller, Aus dem Leben des Fürſten Philipp zu Eulenburg⸗ 
Hertefeld (Berlin 1924) bietet darüber nichts. 
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beſonders gern von dem klugen, in London auf eine Annäherung Eng⸗ 
lands an den Dreibund hinwirkenden Grafen Hatzfeldt, und Holſtein 
entwickelte ſich mehr und mehr zum Staatsſekretär hinter der Gardine. 
Wie ſich die Schuld am Einſchlagen des neuen Kurſes auf die einzelnen 
verteilt, bleibt noch ungeklärt — eins iſt gewiß: es war leichtſinniger 
Dilettantismus, die Politik auf einer „nicht ganz unwahrſcheinlichen 
Annahme“ — um Berchems Worte zu wiederholen — aufzubauen, in den 
Ruſſen mutmaßliche Feinde der nächſten Zukunft, in den Oſterreichern 
Waffenbrüder um jeden Preis, in den Briten ſo gut wie ſichere Helfers⸗ 
helfer des Dreibundes zu ſehen und ihnen darum ſo weitgehende Zu⸗ 
geſtändniſſe zu machen in Oſtafrika und durch Nichterneuerung des Rück⸗ 
verſicherungsvertrages auch in der Meerengenfrage; die Proklamierung 
der einfachen, ſich mit dem Dreibund und England gegen einen ruſſiſchen 
Überfall ſolidariſch erklärenden Politik an Stelle der komplizierten 
Bismarcks war eine Tölpelei, ein Bekenntnis der eigenen Unfähigkeit. 
Bismarck wollte das Deutſche Reich nicht von England oder Oſterreich 
als Hetzhund gegen ruſſiſche Bosporusgelüſte ausbeuten laſſen, ſondern 
dieſe und die weitere Entwicklung der Dinge in Ruhe abwarten, bei 
einem ruſſiſch⸗öſterreichiſchen Kriege zunächſt „den Toten ſpielen“ !); 
er wäre ſogar, wie er wiederholt zum Grafen Hatzfeldt ſagte (Nr. 2315), 
bereit geweſen, um einem Zweifrontenkrieg zu entgehen, die ruſſiſche 
Neutralität bei einem Konflikt zwiſchen Deutſchland und Frankreich 
noch im letzten Augenblick dadurch zu erkaufen, daß er Oſterreich fallen 
ließ und den Moskowitern den Orient überlieferte); gebot die Not 
der Stunde ein Abrücken von den Oſterreichern, fo mußte es gewagt 
werden und brauchte wie das italieniſche zu Beginn des Weltkrieges 
noch kein formaler Treubruch zu ſein. Die Erneuerung des Rückverſiche⸗ 
rungsvertrages war ſicherlich keine Illoyalität, ihre Unterlaſſung ein ſchwe⸗ 
rer Fehler. Kalnoky mochte etwas ahnen von der überlegen verſchlagenen 
Kunſt des den Frieden hütenden, genialen Staatsmanns, als er im De⸗ 
zember 1893 zu Philipp Eulenburg ſagte: „Fürſt Bismarck hat vielleicht 
doch nicht unrecht, wenn er einſt die Anſicht aussprach, daß die Möglichkeit 
einen Krieg zu vermeiden, nicht völlig ausgeſchloſſen iſt, trotz des kom⸗ 
plizierteſten politiſchen Bildes“ (Nr. 2138), — ſeine mit allen Chancen 


1) So äußerte er ſich z. B. im Kronrat am 23. März 1888 (Lucius von 
Ballhauſen Bismarck⸗Erinnerungen S. 442). 

2) Dazu ſtimmt, was Bismarck im 3. Bande der Gedanken und Erinne⸗ 
rungen S. 1587/6 über ein beklagenswertes, aber vielleicht notwendiges Aufgeben 
des Bündniſſes mit Oſterreich und über eventuelle Rückkehr zur Politik der freien 
Hand ſagte. 5 a 
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rechnende, ſich nie überſtürzende Politik konnte jeder Lage gewachſen 
bleiben. Salisbury — ſchrieb Hatzfeldt am 24. November 1892 aus Lon⸗ 
don (Nr. 2128) — habe bis zur Entlaſſung des erſten Kanzlers die deutſche 
Politik nicht ohne Mißtrauen verfolgt und den Eindruck gehabt, daß Bis⸗ 
marcks Beſtreben dahin ging, England in den Fragen, die zu einer euro⸗ 
päiſchen Kriſis führen könnten, allein vorzuſchieben und dem Deutſchen 
Reiche eine eventuelle Verſtändigung mit Rußland vorzubehalten; 
dieſes Mißtrauen ſei erſt nach Caprivis Ernennung geſchwunden, — daß 
letzteren ſolche Anerkennung ſeiner einfachen und klaren Politik beſonders 
ſtolz gemacht habe, darf wohl bezweifelt werden. 

Das Endziel des erſten und zweiten Kanzlers war, wie wir ſchon 
hörten, dasſelbe: möglichſt lange Erhaltung des Friedens auf dem Kon⸗ 
tinent insbeſondere für Deutſchland; zu dem Gelübde vom 11. Mai 1890 
Krieg wollen wir nicht“ treten noch einige andere damit harmonierende 
Sätze Caprivis. Als im Sommer 1890 Italien gegen ein franzöſiſches 
Abkommen mit dem Bey von Tunis aufbäumte und, wenn es zum 
Außerſten komme, Deutſchlands Anerkennung verlangte, daß dann 
casus foederis vorliege, wies Caprivi das zurück mit der Begründung: 
„Einmal würde es, wenn es nicht gelänge einen völlig anderen casus 
belli ſtatt Tunis zu finden, unmöglich ſein, in Deutſchland diejenige 
Stimmung hervorzurufen, die ihre Kraft aus dem Bewußtſein nimmt, 
daß der Krieg unvermeidlich iſt, daß er ein nationales Ziel hat, und die 
wir für einen Zukunftskrieg, der Millionen unter die Waffen ruft, gar 
nicht entbehren können. Jeder Zukunftskrieg muß populär ſein. Das 
2. Moment, welches zurzeit Deutſchland einen Krieg nicht rätlich er⸗ 
ſcheinen läßt iſt, daß wir uns mitten in der Umbewaffnung unſerer In⸗ 
fanterie befinden“ (Nr. 1872). Drei Jahre ſpäter, beim Ausbruch des 
fiameſiſchen Konflikts zwiſchen England und Frankreich machte der Kanz⸗ 
ler zu einem Bericht Hatzfeldts vom 31. Juli 1893 folgende Randbe⸗ 
merkungen: „Vom Standpunkt der inneren Politik würde ein Krieg 
nicht unerwünſcht ſein, wenn er ein ſehr populäres Motiv bekäme. Mili⸗ 
täriſch iſt er uns jetzt fo recht wie ſpäter. Nach Formierung der durch 
das Militärgeſetz gegebenen Kadres — alſo Ende Oktober — gewinnt 
unſere Mobilmachung, nach Ausbildung der erſten großen Rekruten⸗ 
quote — alſo im nächſten Frühjahr — unſere Kriegsformation etwas. 
Von Jahr zu Jahr nimmt unſer Beurlaubtenſtand zu, der der Franzoſen 
und Ruſſen aber auch. Bewaffnungsfragen ſind zur Zeit nicht ſchwer⸗ 
wiegend.“ „Für uns iſt der wünſchenswerteſte Beginn des nächſten 
großen Krieges, wenn der erſte Schuß von Bord eines engliſchen Schiffes 
fällt. Wir haben dann die Sicherheit, die Triple- zu einer Quadrupel⸗ 
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Allianz erweitern zu können. Wir müſſen es vermeiden, Italien allein 
vorzuſchicken; das holt ſich Schläge, und nachher haben wir es um ſo 
ſchwerer. Alſo: erſt England unwiderruflich engagieren, dann aber 
auch — je nachdem Rußland mitſpielt oder nicht — alle Dreibundmächte 
oder Italien und Deutſchland auftreten laſſen. Das iſt das militäriſch 
Richtige, und danach muß diplomatiſch agiert werden (Nr. 1753)“. 
Am 8. März 1894 ſchrieb Caprivi: „Jedenfalls iſt ein Krieg mit 2 Fronten, 
bei dem wir gar nichts zu gewinnen haben, für uns eine zu ernſte Sache, 
um ihn wegen der Meerengenfrage zu provozieren“ (Nr. 2152). Als ſich 
der italieniſche Außenminiſter Brin laut Bericht des Grafen Solms 
vom 11. Juli 1892 (Anm. zu Nr. 1739) über die in Berlin empfangenen 
Eindrücke dahin äußerte: „Ganz wunderbar müſſe es erſcheinen, und die 
Welt könne nicht dankbar genug dafür ſein, daß ein junger, tatkräftiger 
Monarch, der durch und durch Soldat ſei und ſich an der Spitze des 
prächtigſten, ſchlagfertigſten Heeres der Welt ſehe, der Verſuchung wider⸗ 
ſtehe, von ſeiner Macht Gebrauch zu machen und Lorbeeren zu pflücken, 
und ſtatt deſſen ſeine Aufgabe und ſeinen Ruhm darin ſuche, der Welt 
den Frieden zu erhalten“, bemerkte Wilhelm II. dazu am Rande: „Dann 
wäre ich ja bloß ein Kondottiere, aber kein Kaiſer aus dem Hauſe Hohen⸗ 
zollern“. Auch unter Caprivis Kanzlerſchaft ſollte der deutſche Militaris⸗ 
mus die Ruhe des Kontinents nicht ſtören, ſondern wahren. 

Wie der Grundton, auf den das alles geſtimmt iſt, ſo mutet einzelnes 
in den zitierten Sätzen wie die Betonung der Zweckloſigkeit eines deutſch⸗ 
ruſſiſchen Kampfes oder der Wunſch, zuerſt die britiſchen Geſchütze los⸗ 
gehen zu ſehen, ganz bismarckiſch an, — man merkt: der Nachfolger ging 
bei dem trotz perſönlicher Befehdung als Meiſter anerkannten Vorgänger 
doch in die Schule. Auch ſonſt fehlt es in den Akten der 2. Serie nicht 
an Beweiſen, daß man den Geſtürzten nicht zum alten Eiſen warf, daß 
man ſich vielmeht ſeiner Ausſprüche und Weiſungen immer wieder er⸗ 
innerte und ſie beherzigte; völlig unberechtigt iſt das Wort: „Der Kurs 
bleibt der alte“ wenigſtens als kaiſerliches Deſiderat doch nicht geweſen. 
Wie hatte ſich Bismarck im Winter 1887/88 ärgern müſſen über Verſuche 
von Wien aus, das deutſch⸗öſterreichiſche Bündnis in offenſiver Richtung 
zu verſchieben! Im Auguſt 1891 bekam Walderſees Nachfolger, Graf 
Schlieffen, vom Oberſt v. Deines einen Brief, es beſtehe öſterreichiſcherſeits 
die Abſicht, während der Manöver einen Sonntag zu einem Kriegsrat 
über einen etwaigen künftigen Feldzug gegen Rußland zu benutzen 
und dazu den Erzherzog Albrecht, F. Z. M. Beck, König Albert von 
Sachſen, Graf Schlieffen und beide Kaiſer zu vereinigen; Schlieffen 
und Caprivi waren dagegen; letzterer meinte ganz im Sinne ſeines Vor⸗ 
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gängers, die Freiheit des Handelns, die Deutſchland unter Umſtänden 
vertragsmäßig beſitze, z. B. wenn Oſterreich den Krieg vom Zaune bräche, 
könnte durch ſolche Beſprechungen beeinträchtigt werden (Nr. 1433). 
Gleichfalls im Geiſte des weitblickenden deutſchen Förderers der Ferry ⸗ 
ſchen Expanſionspolitik ijt ein von Holſtein konzipiertes Schreiben Ma r- 
ſchalls vom 15. Dezember 1890 (Nr. 1914) gedacht: „Im ausſchließlich 
deutſchen Intereſſe würde eine Vermehrung des franzöſiſchen Einfluſſes 
in Marokko eher erwünſcht ſein, ſowie alles was die Aufmerkſamkeit 
und die Kräfte Frankreichs fern von unſern Grenzen beſchäftigt hält“; 
die von Bismarck angeſtrebte Verſtändigung über die Intereſſenſphären 
von Deutſch⸗Kamerun und Franzöſiſch⸗Kongo nahm Caprivi im Juli 1893 
(Nr. 1594) wieder auf und brachte ſie durch das Abkommen vom 15. März 
1894 zum Abſchluß; ein gemeinſchaftliches Vorgehen der Deutſchen und 
Briten gegen Frankreich in Innerafrika ſchlug er der engliſchen Regierung, 
der kontinental verankerten Politik des erſten Kanzlers getreu, ab. Bid 
marck war dem Fußfaſſen der Italiener am Roten Meer ſtets mit der 
Beſorgnis gefolgt, ſie könnten durch Maſſaua in ernſte politiſche und mili⸗ 
täriſche Schwierigkeiten verwickelt werden; gegen ihr Vordringen weſt⸗ 
wärts bis Kaſſala hatte man in Berlin im Herbſt 1890 politiſche und finan⸗ 
zielle Bedenken (Nr. 1980); zu einer Außerung des Grafen Solms aus 
Rom, in Deputiertenkreiſen werde die Anſicht laut, Italien ſolle auf 
Maſſaua zurückgehen und alles übrige aufgeben, bemerkte Wilhelm II.: 
„wäre das Beſte“ (Nr. 1982). Noch im Mai 1894 zeigte Caprivi ſich ab⸗ 
geneigt, „unſere allgemeine auf die Annäherung Englands an Italien 
gerichtete Politik zu ändern“ (Nr. 2035); er bewegte ſich damit ganz 
in den Bahnen der 7 Jahre zuvor geſchaffenen Mittelmeerentente; 
die Holſteinſche Auffaſſung: „mir ſcheint angezeigt, daß wir bei der Tunis 
frage wie bei allen Mittelmeer⸗ und Orientfragen womöglich nicht ins 
Vordertreffen kommen“ (Nr. 1889), war auch die ſeine und von der 
Bismarcks nur inſofern verſchieden, als dieſer unter allen Umſtänden bei 
ſolchen Konflikten in der Hinterhand bleiben wollte. Die Einbeziehung 
der Türkei in das Mittelmeerabkommen von 1887 hatte Bismarck ange⸗ 
ſtrebt, ihre Aufnahme in den Dreibund aber abgelehnt; Prinz Reuß 
war am 20. April d. J. von ihm angewieſen worden, Kalnoky gegenüber 
zu betonen, daß „wir in dem dreiſeitigen Bündnis mit Oſterreich und 
Italien weder die Türkei noch England brauchen könnten. Wir können 
die Ergebniſſe von Verabredungen mit Oſterreich und Italien überſehen 
und nehmen dieſelben auf uns; von der Türkei und England können 
wir unſere Entſchließungen über Krieg und Frieden mit Rußland aber 
nicht abhängig machen. Unſere Aufgabe bleibt darauf beſchränkt, ſo⸗ 
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lange nicht etwa Oſterreich direkt von Rußland angegriffen wird, Frank⸗ 
reich in Schach zu halten. Eine Liga nicht nur mit Oſterreich und Italien 
ſondern auch mit England und der Türkei dahin zu bilden, daß wir eine 
direkte und moraliſche Pflicht übernehmen, gegen Rußland auch dann 
feindlich vorzugehen, wenn es mit England und der Türkei in Krieg 
geriete, liegt nicht in unſerer Abſicht, denn nur aus öſterreichiſchen und 
italieniſchen Kriegen, nicht aber aus türkiſchen oder engliſchen können 
Reſultate hervorgehen, welche unſere eigenen Intereſſen gefährden 
und ſchwer genug von Gewicht wären, um die Laſt eines deutſch⸗ruſſiſchen 
Krieges für uns aufzuwiegen. Wenn wir England gegen franzöſiſche 
Angriffe ſicherſtellen, fo ift das alles, was wir im Sinne der Oſterreich 
und England gemeinſamen Intereſſen tun können. Durch Frankreich 
kann England lebensgefährlich geſchädigt werden, wenn wir es nicht 
hindern, durch Rußland aber in Europa nicht, und im Orient liegen 
überhaupt für uns keine Intereſſen, deren Wahrnehmung die Übernahme 
eines ruſſiſchen Krieges für die deutſche Politik rechtfertigen könnte“ 
(Nr. 2117 Anm.). Als der türkiſche Geſandte in London dem deutſchen 
gegenüber im Mai 1890 den Wunſch ausſprach, dem Sultan möchte der 
formelle Beitritt zur Tripleallianz oder wenigſtens der Abſchluß von 
Verträgen mit den einzelnen Mächten angeboten werden als eine ſichere 
Garantie gegen ruſſiſche Vergewaltigung, lehnte Marſchall ab mit den 
Worten: „können wir meines Erachtens nicht“ (Nr. 2083); die Knochen 
des pommerſchen Grenadiers ſeien ein geflügeltes Wort bei uns geworden 
— ſagte er im Juli 1891 zu Salisbury —, mit dieſer Richtung unſerer 
öffentlichen Meinung müßten wir rechnen (Nr. 2111), und ſie reſpektierte er 
und Caprivi auch fernerhin (Nr. 2152), — waren ſie in der Einſchätzung 
der Briten als Verbündete etwa anderer Meinung als Bismarck? 
Eines gewiſſen Mißtrauens hatten ſie ſich auch in den Tagen des 
Abrückens von Rußland nicht erwehren können; wenn England — meinte 
Caprivi am 11. Mai 1890 (Nr. 2087) — ſeine Aktion einer ruſſiſchen Lan⸗ 
dung gegenüber von der Haltung Oſterreichs abhängig machen wolle, 
komme es ſicher zu ſpät, und ſchon damals wird Marſchall wie im Oktober 
1891 (Nr. 1924) empfohlen haben, jede günſtige Gelegenheit zu benutzen, 
wo den Briten — Regierung und Volk — klargemacht werden könne, 
daß ſie ſich ſelber mit anſtrengen müßten, wenn es ſich um Vertretung 
engliſcher Intereſſen handle. Dennoch kamen die Männer des neuen 
Kurſes den für den Fall einer ruſſiſchen Offenſive heißbegehrten Waffen⸗ 
brüdern im Helgoland⸗Sanſibar⸗Abkommen weit entgegen, nach Bis⸗ 
marcks Anſicht viel zu weit; noch war ja das Deutſchland freundlich ge⸗ 
ſinnte Miniſterium Salisbury am Ruder, und mit Hatzfeldt hoffte man 
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in Berlin, die Engländer würden, ſobald die Pforte ihre Hilfe anrufe, 
gegen die Ruſſen klar zum Gefecht machen, ja wohl auch gegen den Willen 
des Sultans die von jenen bedrohten oder bereits beſetzten Dardanellen 
forcieren. Im Juli 1892 ſiegten nun aber die Liberalen, und Mitte Auguſt 
übernahm im Kabinett Gladſtone Roſebery das Auswärtige; die Aktions⸗ 
luſt der Briten — meinte Raſchdau ſofort (Nr. 1733) — werde jetzt 
ſinken, und in der Tat bewahrheitete ſich Bismarcks Auffaſſung, daß 
man Opfer deutſchen Beſitzes in Oſtafrika gebracht hatte für den Gewinn 
eines Wohlwollens, das die Dauer des Tory⸗Kabinetts nicht über⸗ 
lebte: „England gehört eben zu des Geſchickes Mächten, mit denen nicht 
nur kein ewiger Bund, ſondern auch keine Sicherheit zu flechten iſt, weil 
daſelbſt die Grundlage aller politiſchen Beziehungen wandelbarer iſt 
als in allen andern Staaten, das Erzeugnis von Wahlen und daraus 
hervorgehenden Majoritäten“ (Gedanken und Erinnerungen III. S. 149). 
Roſebery weigerte ſich ſofort, den Italienern engliſche Hilfe gegen Frank⸗ 
reich im Falle eines Angriffs beſtimmt zuzuſichern (Nr. 1740), und der 
britiſche Geſandte in Rom erklärte, wenn Italien den Deutſchen gegen 
die Franzoſen aſſiſtiere, ſei es fraglich, ob die öffentliche Meinung in 
England den Italienern beizuſtehen geſtatte (Nr. 1742); über eine Aktion 
der britiſchen Flotte an den Meerengen gegen die Ruſſen ſagte Rofebery 
unter Bezugnahme auf Salisburys Verſicherung, daß er die Flotte ſtets 
am Telegraphendraht habe und ihr jeden Augenblick die gerade erforder⸗ 
lichen Bewegungen vorſchreiben könne, dieſe Inſtruktionen ſeien auch 
nach Salisburys Sturz nicht abgeändert worden, wenigſtens glaube er, 
Roſebery, nicht, daß dies ohne ſein Mitwiſſen geſchehen ſein könne, — 
immerhin gab er die Möglichkeit einer Intervention des Premierminiſters 
zu (Nr. 2128), und die Außerung des Herzogs von Koburg⸗Gotha, des 
2. Sohnes der Königin Victoria, England könne einer ruſſiſchen Beſetzung 
Konſtantinopels ruhig zuſehen, mußte die Hoffnungen der Berliner Kreiſe 
auf ſein raſches Eingreifen bei einem Balkankonflikt noch mehr dämpfen 
(Nr. 2135). Nach den deutſchen Bemühungen, eine Verſtändigung 
zwiſchen dem Sultan und England über Agypten herbeizuführen, ver⸗ 
ſtimmte „die offenſivfeindliche Haltung der engliſchen Botſchaft in Kon⸗ 
ſtantinopel, die in allen kleinaſiatiſchen Eiſenbahnbaufragen ſogar fran⸗ 
zöſiſche Intereſſen zum Nachteile der Deutſchen verteidigte“, in der Wil⸗ 
helmſtraße um ſo mehr; das ſtehe — ſchrieb Marſchall am 7. Januar 
1893 an Hatzfeldt (Nr. 1816) — in keinem Verhältnis zu der Berück⸗ 
ſichtigung, welche engliſche Intereſſen ſeit Jahren von deutſcher Seite 
fanden, ſogar manchmal da, wo ſie wie beim oſtaſiatiſchen Vertrage 
mit deutſchen Intereſſen konkurrierten; die ſchon erteilte deutſche Zu⸗ 
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ſtimmung zu der von der ägyptiſchen Regierung gewünſchten Heeres⸗ 
verſtärkung wurde daher wieder zurückgenommen. Roſebery erklärte 
darauf dem Grafen Hatzfeldt, er könne ſich der Beſorgnis nicht erwehren, 
daß Deutſchlands veränderte Haltung in Agypten, die er nicht habe er⸗ 
warten können und die von den Franzoſen gewiß ausgebeutet werden 
würde, ihm die weitere Anlehnung Englands an den Dreibund außer- 
ordentlich erſchweren werde (Nr. 1818); in welche Lage würde denn Eng⸗ 
land geraten, wenn die Tripleallianz etwa geſprengt würde und die 
Deutſchen ſich dann der Gruppe Rußland⸗Frankreich allein gegenüber 
befänden (Nr. 1823)? Es war ein unverkennbares Abrücken von Berlin, 
das noch offenkundiger wurde, als im Juni die Kapbehörden ſich der Aus⸗ 
ſchiffung der zur Bekämpfung Hendrik Witbois unerläßlichen Kanonen 
in der Walfiſchbai hartnäckig widerſetzten und die Londoner Regierung 
durch Entſendung eines Kriegsſchiffes den Aufſtändiſchen den Rücken 
zu ſtärken drohte, als die Briten der Anwerbung von chineſiſchen Kulis 
in Singapore für die Pflanzungsunternehmungen der Neu⸗Guinea⸗ 
Kompagnie Schwierigkeiten in den Weg legten, als ſie bei der Regulie⸗ 
rung der Intereſſenſphären im Hinterlande von Kamerun unbillige For⸗ 
derungen ſtellten, über die man ſich erſt am 15. November einigen konnte; 
das deutſch⸗franzöſiſche Abkommen über das Hinterland von Kamerun 
vom 15. März 1894 verſtimmte die Engländer wieder wegen eines nun 
zu erwartenden Vorgehens der Franzoſen in der Gegend des Tſchadſees, 
veranlaßte ſie am 12. Mai d. J. einen wohlerworbene deutſche Rechte 
verletzenden Vertrag mit dem Kongoſtaat abzuſchließen, und machte 
ſie taub gegen Deutſchlands Wunſch, in den Alleinbeſitz von Samoa zu 
gelangen. Caprivi und Marſchall waren nun ſtark ernüchtert und erwogen 
in der Kolonialpolitik eine ſtärkere Abwendung von England und Annähe⸗ 
rung an Frankreich (Nr. 2035/6), die allgemeine, auf feſtere Bande zwiſchen 
England und Italien gerichtete Politik ſollte dieſelbe bleiben, — wäre das 
dann noch eine einfache, klare und offene geweſen und vor allem verſprach 
ſie Erfolge? Den Briten war jedenfalls eine ſolche Scheidung ihrer 
allgemeinen von der Kolonialpolitik nicht möglich, beide vielmehr ein 
geſchloſſenes, unteilbares Ganze. Der deutſche Einſpruch gegen das Ab⸗ 
kommen mit dem Kongoſtaat reizte Roſebery, da ein franzöſiſcher vor⸗ 
aufging, außerordentlich; er gab zwar nach und ging auf den öſterreichi⸗ 
ſchen Vorſchlag ein, daß König Leopold von Belgien die engliſche Re⸗ 
gierung erſuche, den Vertrag unter Weglaſſung des Deutſchland ver⸗ 
letzenden Artikels III zu ratifizieren, aber er geriet doch bei dem Geſpräch 
mit dem öſterreichiſchen Botſchafter in eine ſo große Aufregung, daß er 
die deutſche Note als einen unerhörten Angriff auf ſein Kabinett und auf 
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England bezeichnete und ſich gleichſam gezwungen vermeinte, ſeine 
bisherige Politik zu ändern (Nr. 2068). Der Draht von London nach 
Berlin begann Riſſe zu zeigen. Marſchall bemerkte am 4. Februar 
1895 über das Abkommen Englands mit dem Kongoſtaate: „Wenn 
die engliſche Regierung zu einem derartigen Vertrage die Hand geboten 
hat, ſo zeigte ein ſolches Vorgehen wenig Rückſicht gegen Deutſchland 
und hätte eine dauernde Trübung des Verhältniſſes zwiſchen Deutſchland 
und England zur Folge haben können, welche dann auch in den großen 
Fragen der europäiſchen Politik ſich fühlbar gemacht haben würde“ 
(Nr. 2072). Am 12. Juni 1894 hatte er an Hatzfeldt telegraphiert: 
„Wenn Deutſchland jedesmal wegen Unfreundlichkeiten Englands in 
Kolonialſachen hätte Einſpruch einlegen wollen, ſo wäre der Proteſt zu 
einem dauernden Inſtitut in dem Verkehr beider Kabinette geworden. 
Unſer Einſpruch gründet ſich auf eine Rechtsverletzung“ (Nr. 2045). 
Roſebery hat ſie anerkannt (Nr. 2071), und ſo wird man gegen die 
ſachliche Begründung des deutſchen Proteſtes nichts einzuwenden haben. 
Etwas anderes iſt es, ob er ſich politiſch rechtfertigen ließ und ob die 
Form, in der er erhoben wurde, klug war; muten auch die eben zitierten 
Sätze faſt wie Leſefrüchte der „Gedanken und Erinnerungen“ an!), — 
würde Bismarck das Verhalten der Leiter der deutſchen Politik England 
gegenüber vollkommen gebilligt haben? Dem öſterreichiſchen Botſchafter 
in London, dem Grafen Deym, erſchien die deutſche Note „kühl und etwas 
ſtreng“ (Nr. 2068); Caprivi hatte zu ihrem Entwurf vermerkt: „ich möchte 
die Note etwas höflicher in der Form haben und habe an ein paar Stellen 
Bleimilderungen angedeutet; bei der Wichtigkeit der Sache würde ich 
für rätlich halten, vor Abgang der Note die Zuſtimmung Seiner Majeſtät 
einzuholen“ (Nr. 2043); Wilhelm II. billigte ſie nicht nur, ſondern nahm 


1) Vgl. auch Nr. 1851: „Aus dem Gegenſatze zwiſchen Frankreich und Eng⸗ 
land ergeben ſich Situationen, in welchen es für uns vorteilhaft iſt, die Entſcheidung 
in der Hand zu halten. Im allgemeinen wird es genügen, wenn England aus 
unſerer ſchweigenden Paſſivität mehr als durch poſitive Außerungen die Über⸗ 
zeugung gewinnt, daß es von Deutſchland politiſche Frondienſte weder in Agypten 
noch anderswo zu erwarten hat. Andererſeits können wir uns, abgeſehen von 
einer akuten Veranlaſſung, wie ſie etwa der Kongozwiſchenfall darbot, füglich 
nicht in einen fortgeſetzten, klaren Antagonismus zu England ſetzen, welcher ebenſo 
wenig den traditionellen und verwandtſchaftlichen Beziehungen der beiden Völker 
wie den Gefühlen unſerer Dreibundfreunde entſprechen würde“ (Unterſtaatsſekretär 
im A. A. Frh. v. Rotenhan an den Generalkonſul in Kairo, Frh. v. Heyking, Berlin 
5. Juli 1894, Konzept von der Hand des és Hilfsarbeiters Mumm von — 
Schwarzenſtein). 
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ſich, nachdem Marſchall den engliſchen Botſchafter in Berlin bereits 
„ausgezankt“ hatte, Sir Edward Malet gleichfalls vor und ſagte ihm fo 
offen ſeine Meinung, daß, wie der Kaiſer Caprivi mitteilte (Nr. 2047), 
er „ein außerordentlich betroffenes Geſicht machte, einen dunkelroten 
Kopf bekam und, ſichtlich überraſcht, keine Antwort zu geben vermochte“. 
Hier ſcheinen mir Fehler begangen worden zu ſein, die Bismarck ſich 
nicht hätte zu ſchulden kommen laſſen; es war das Rechtsgefühl Mar⸗ 
ſchalls und das Temperament Wilhelms II., die überſchäumten; Caprivi, 
der auch leicht die Ruhe zu kühler Überlegung verlor, wenn er die Würde 
des Reiches gefährdet glaubte ), dürfte da nicht genügend gebremſt haben. 
Aber wie weit lag hier perſönliche Schuld vor, wie weit Zwang des Schick⸗ 
ſals? Es liegt nicht in der Natur aufſtrebender Kräfte, ſich ſelbſt zu be⸗ 
ſchränken, die Grenzen müſſen ihnen geſetzt werden; ſie mußten es auch 
dem britiſchen Imperialismus, und das erzeugte dann leicht Verſtimmung, 
im Wiederholungsfalle Groll und Zorn: ſchon die Gewährung eines Zu⸗ 


1) Im Mai 1892 vor dem Feſt der franzöſiſchen Turner in Nancy verlangte er 
(Nr. 1584) die Ausarbeitung einer Denkſchrift, welche Mittel dem Reiche zur Ver⸗ 
fügung ſtünden, um, falls in Nancy Ausſchreitungen ſtattfänden, die Deutſchland 
nicht ruhig hinnehmen könne, Frankreich ſein Mißfallen zum Bewußtſein zu 
bringen, ohne den Krieg zu erklären; Caprivi dachte an Abberufung des Geſandten. 
Dem ruſſiſchen Flottenbeſuch in Toulon ſah er am 24. September 1893 „mit 
Spannung entgegen. Es gehört nicht viel dazu, um die ernſteſten Folgen herauf⸗ 
zu beſchwören. Wir ſind in einer andern Lage als Fürſt Bismarck im Schnaebele⸗ 
Fall; wir können uns nicht ſo viel bieten laſſen“ (Nr. 1530). Die Empfindlichkeiten 
des Zaren Alexander III. meinte Caprivi genügend geſchont zu haben und Ruß⸗ 
land, wo es nur immer mit unſerer Würde vereinbar war, entgegengekommen zu 
ſein. Als der deutſche Botſchafter in Petersburg, General v. Werder, im Februar 
1893 über ihm nicht ganz unberechtigt erſcheinende Verſtimmungen berichtete, 
erwiderte Caprivi, weiterzugehen würde er mit der Würde Seiner Majeſtät und 
des Deutſchen Reiches nicht für vereinbar halten, und fügte ſehr ſpitz hinzu: „Wenn 
aber in der Tat die augenblickliche Verſtimmung über einige hier gefallene Auße⸗ 
rungen genügen könnte, um alle Beweiſe des Entgegenkommens und der ver⸗ 
ſöhnlichen Geſinnungen unſeres allergnädigſten Herrn umzuſtoßen, dann würde 
ich allerdings zu der Erkenntnis gelangen, daß es nur ein Mittel geben würde, 
das Wohlwollen Rußlands und des Kaiſers Alexander dauernd zu gewinnen, 
nämlich unſere Politik, wie dies in den 50er Jahren dieſes Jahrhunderts geſchah, 
gänzlich in den Dienſt der ruſſiſchen zu ſtellen und jeden unſerer Schritte von dem 
einzigen Geſichtspunkte abhängig zu machen, welchen Eindruck derſelbe in Peters⸗ 
burg macht. Zu einer ſolchen Politik werde ich aber S. M. dem Kaiſer niemals 
raten können.“ Man darf hiernach wohl zweifeln, ob das Gefühl für die Würde 
des Monarchen und des Reiches Caprivis Verhalten den Ruſſen und Franzoſen 
gegenüber immer ſo beſtimmte, wie es im deutſchen Intereſſe lag. 
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gangs zum Benud- und Nigergebiet an Frankreich wurde, wie Malet 
im Juni 1894 zu Marſchall ſagte (Nr. 2042), in England als eine wenig 
freundliche Handlung deutſcherſeits angeſehen. Und auch unſer Volk 
hatte ein gutes Recht in die Welt hinauszuſtreben. Die kontinentale Baſis, 
auf der Bismarck ſeine Außenpolitik aufgebaut hatte, war zu ſchmal 
geworden, ihre Verbreiterung eine Notwendigkeit; darauf allein konnte 
und mußte geſehen werden, daß wir uns feſtſetzten, wo geringer Kon⸗ 
fliktſtoff vorhanden oder zu erwarten war, daß wir nur an möglichſt 
wenigen Stellen mit gefährlichen Konkurrenten zuſammenſtießen, daß 
wir nicht immer wieder neue mißgünſtige Nachbarn bekamen. Ob die 
kleinaſiatiſchen Eiſenbahnfragen ſchwer genug wogen, um ſich vielleicht 
mit den Briten zu überwerfen, mag zweifelhaft erſcheinen; daß es klug 
geweſen ſei, ihnen ein Hand in Handgehen mit Frankreich in der ägyp⸗ 
tiſchen Frage anzudrohen und die bereits gegebene Zuſtimmung zurück⸗ 
zunehmen, wird man wohl mit Recht beſtreiten; daß Deutſchland nach 
der Preisgabe des reichen oſtafrikaniſchen Beſitzes nicht auch noch im 
Weſten des ſchwarzen Erdteils auf koloniale Expanſion verzichten konnte, 
ſcheint mir einleuchtend zu ſein und die Zunahme von Reibungen der 
deutſchen mit den engliſchen Intereſſen eine in den Verhältniſſen ſelbſt 
gelegene unumgängliche Notwendigkeit. Von einer direkt feindſeligen 
Haltung des Londoner Kabinetts zu ſprechen, wie es der Dirigent der 
Kolonialabteilung des A. A., Kayſer, am 11. Juni 1894 (Nr. 1993) 
tat, den Briten mit Marſchall und Holſtein den feſten Willen einer Ver⸗ 
nichtung der Lebensbedingungen der deutſchen Beſitzungen unterzu⸗ 
ſchieben (Nr. 1994) ging vielleicht zu weit; jedenfalls war einem ſo mächtigen 
Nebenbuhler gegenüber Vorſicht geboten und Berufung auf rechtsgültige 
Abkommen allein ebenſowenig am Platze wie 4 Jahre früher bei der Nicht⸗ 
erneuerung des Rückverſicherungsvertrages mit Rußland. Der Meiſterſchaft 
in der Menſchenbehandlung bedarf der Staatsmann ebenſoſehr oder noch 
mehr wie des juriſtiſchen Scharfſinnes und umfaſſender Sachkenntnis. 
Der neue Kurs ſtrebte nicht dauernd hinaus aus den Bismarckſchen 
Bahnen. Er ſtreckte einem nicht feindlich geſinnten Rußland, z. B. bei 
dem Beſuch des Großfürſten Thronfolgers in Berlin und bei den Ver⸗ 
handlungen über einen Handelsvertrag die Verſöhnungshand entgegen); 


1) Daß die 1891 einſetzende polenfreundliche Haltung der Regierung eine 
antiruſſiſche Spitze hatte, wie die Hamburger Nachrichten und andere Bismarcks⸗ 
blätter behaupteten, wird durch die Akten des A. A. nicht erwieſen. Nach einer 
Aufzeichnung Caprivis vom 17. Oktober 1891 (Nr. 1624 Anm.) wurde Stablewski 
zum Erzbiſchof von Poſen und Gneſen ernannt, weil man in Berlin der römiſchen 
Kirche nicht auch noch den 4. Kandidaten abſchlagen wollte. 2 
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er ſträubte ſich entſchieden gegen die Umbildung des Dreibundes zu einer 
Deutſchlands Ruhe gefährdenden Erwerbsgenoſſenſchaft für Oſterreicher 

und Italiener; er ſuchte die Gefühle der Franzoſen zu ſchonen und konnte 
ſich auch bei dem Zuſammengehen mit ihnen gegen England auf Bis⸗ 
marckſche Weiſungen berufen; noch am 5. März 1895 erklärten die Ham⸗ 
burger Nachrichten eine Kooperation beider Mächte in Afrika gegen den 
gemeinſamen Widerſacher ihrer dortigen kolonialen Beſtrebungen für 
ratſam. Aber ob Bismarck die antibritiſchen Aktionen der Wilhelmſtraße 
im Jahre 1894 ſamt und ſonders gebilligt hätte, wenn ſie ihm bekannt 
geweſen wären, iſt doch fraglich; ſo wenig er das Reich von England 
ins Schlepptau nehmen laſſen wollte, ſo gern hätte er letzteres im Kriegs⸗ 
falle zu ſeinen und ſeiner Alliierten Helfershelfern gezählt, und daß 
Caprivi und Marſchall, nachdem ſie Roſebery zum Nachgeben gezwungen 
hatten, ſich für die franzöſiſchen Anſprüche in Bahr⸗el⸗Ghaſal nicht weiter 
einſetzten, wird auch nicht nach ſeinem Sinne geweſen ſein: unſere 
Nachbarn im Weſten, hierdurch enttäuſcht, verſtändigten ſich nun auch 
mit den Briten und rückten wieder ab von dem unzuverläſſigen Erb⸗ 
feind. Bismarck hätte Deutſchland nicht ſo raſch feſtgelegt, keine ſo voll⸗ 
kommene Klärung der Lage durch uns ſelbſt, keine ſo reinliche Scheidung 
der Parteien angeſtrebt wie ſein und ſeines Sohnes Nachfolger; der 
offenen, oft brüsken, einfachen Politik hätte er eine ſolche des ſchwer zu 
durchſchauenden, liſtenreichen, ruhig abwartenden Opportunismus vor⸗ 
gezogen, der ſich der öffentlichen Meinung nicht unterwarf, ſondern ſie 
lenkte“), und wäre auch unter feiner Hand der Draht nach Petersburg 
zerriſſen, ſo hätte er ſich darin nicht als in ein vielleicht unabänderliches 
Schickſal mit gleicher Seelenruhe gefügt wie Marſchall, der am 30. Januar 
1892 ſchrieb: „Inwieweit die vom Fürſten Bismarck ſtets betonte Mög⸗ 
lichkeit einer Verſtändigung mit Rußland für uns noch jetzt vorhanden 
iſt, mag dahingeſtellt bleiben; jedenfalls haben wir ſeit Jahren keinerlei 
Anlaß zu dem Glauben gegeben, als ſtrebten wir eine derartige Verſtändi⸗ 
gung heimlich und auf Koſten auch nur eines unſerer Freunde an“ 
(Nr. 2122). Bismarck hätte immer wieder die Maſchen des großen Netzes 


1) Als Botſchafter in Konſtantinopel ſchrieb Marſchall am 26. Mai 1899 
mit Bezug auf Deutſchland im Gegenſatz zu Rußland (Nr. 3334): „Wir verlangen 
von einer Regierung, daß ſie ſelbſt von ſtarken Volksſtrömungen ſich nicht leiten und 
lenken laſſe, ſondern daß ſie umgekehrt dieſelben beherrſche und in geordnete 
Bahnen führe.“ Wilhelm II. ſetzte zu „Wir“ ein Ausrufungszeichen und fügte 
hinzu: „Das iſt mir, als M. noch in Berlin war, nie als ſein Prinzip aufgefallen.“ 
In der Tat hat Marſchall als Staatsſekretär wie Caprivi Harmonie der Regierungs⸗ 
politik mit der öffentlichen Meinung als wünſchenswert hingeſtellt. 

| - 
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auszubeſſern und zu verſtärken geſucht, mit dem der Hauptfriedens⸗ 
ſtörer, Frankreich, umſtellt und unſchädlich gemacht werden ſollte: 1894 . 
war Deutſchlands Nachbar im Weſten mit dem im Oſten alliiert, der 
Dreibund zwar drei Jahre vorher erneuert, aber innerlich nicht kon⸗ 
ſolidiert, England abgerückt von ihm und der Mittelmeerentente, im 
Stillen ſchmunzelnd über die ſich mehr und mehr verſchärfenden Gegen⸗ 
ſätze auf dem Kontinent, die ihm vorausſichtlich wieder erlaubten, den 
tertius gaudens zu ſpielen, jederzeit bereit mitzuzugreifen und, wenn 
ihm ſelbſt zu nahe getreten wurde, Gleiches mit Gleichem oder Schlimme⸗ 
rem zu vergelten. | 

Ende Oktober 1894 verließ Caprivi das Palais in der Wilhelmſtraße, 
und am 1. November ſtarb in Livadia Zar Alexander III.; jener erhielt 
einen im politiſchen Leben ergrauten Greis, dieſer einen 26 jährigen 
unerfahrenen Schwächling zum Nachfolger. Schon am 9. November 
ſprach ſich Roſebery ſehr optimiſtiſch über das Verhältnis Englands zu 
Rußland und Frankreich aus und ſchien eine Verſtändigung mit dem ge⸗ 
fährlichen Rivalen in Aſien anſtreben zu wollen. Wie ſtellte ſich nun 
Fürſt Hohenlohe zu den außenpolitiſchen Fragen und wie weit ua ſich 
der neue Kurs unter ihm gewandelt? 

Hohenlohe gehörte zu den treuen Verehrern Bismarcks. Eine Reife 
nach Varzin war ihm im Moment der Übernahme der Reichskanzler⸗ 
geſchäfte nicht möglich; am 21. November aus Straßburg nach Berlin 
zurückgekehrt, meldete er ſeinen Beſuch in Friedrichsruh wenige Tage 
ſpäter an, konnte ihn aber wegen des Todes der Fürſtin Bismarck erſt 
Mitte Januar ausführen. Was die 2. Serie der Aktenpublikation aus 
dieſer Zeit von Hohenlohe bringt, mutet ganz bismarckiſch an. Am 24. No⸗ 
vember 1894 eine Information an Bernhard v. Bülow nach Rom: 
„Den gegenwärtigen anſcheinend im Gange befindlichen Beſtrebungen 
Englands zur Herbeiführung einer Verſtändigung zu Zweien mit Ruß⸗ 
land können Deutſchland, Italien und ſelbſt Oſterreich mit Ruhe zu⸗ 
ſehen. Wenn wir auch nicht hoffen, daß Rußland durch irgendein An⸗ 
gebot der engliſchen Regierung veranlaßt werden könnte, ſich in direkten 
Gegenſatz zur Politik Frankreichs zu bringen, ſo würde doch ſchon jede 
durch eine engliſche Konzeſſion in Zentralaſien oder anderswo herbei⸗ 
geführte zeitweilige Milderung der engliſch⸗ruſſiſchen Beziehungen dazu 
beitragen, für Rußland den Nutzen eines eventuellen Zuſammengehens 
mit Frankreich herabzumindern.“ „Im Dreibunde möchte England, 
namentlich das England des Kabinetts Roſebery lediglich die Rolle des 
Fahnenträgers ſpielen, welcher, ſelber wehrlos, von allen verteidigt 
wird“ (Nr. 1769). Am 13. Dezember die programmatiſche Antwort 
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an den Grafen Eulenburg in Wien (Nr. 2169): „England treibt Augen⸗ 
blickspolitik. Sie ändert ihren Charakter je nach der Perſönlichkeit des 
jeweilig leitenden engliſchen Staatsmannes. Während z. B. heute Eng⸗ 
land ſich in allen europäiſchen Fragen gleichgültig, in den kolonialen 
Fragen antideutſch bis zum verſuchten Vertragsbruch wiederholt ge⸗ 
zeigt hat, haben wir es in dankbarer Erinnerung, daß, als im Jahre 1890 
die Tripolisfrage plötzlich akut wurde und Graf Kalnoky erklärte, daß 
Oſterreich durch die Balkanwacht ganz in Anſpruch genommen und daher 
außerſtande ſei, zu Mittelmeerfragen materiell Stellung zu nehmen, 
es die ſtille aber wirkungsvolle Tätigkeit Lord Salisburys war, welche die 
Gefahr einer Sprengung des Dreibundes beſeitigte. Dieſe verſchieden⸗ 
artigen Erfahrungen bringen uns naturgemäß dahin, daß wir, während 
wir einerſeits ein negotium claudicans ablehnen, bei dem der Dreibund 
allein gebunden iſt, während England loſe nebenher läuft, wir uns 
andererſeits die Möglichkeit offenhalten, daß England einſtmals wieder 
unter vernünftiger politiſcher Leitung die Übereinſtimmung ſeiner 
Intereſſen mit denen des Dreibundes in gewichtiger Weiſe betätigt. 
Dieſem Grundgedanken getreu haben wir, während wir genötigt waren, 
in Kolonialfragen uns unſerer Haut gegen England zu wehren, niemals 
aufgehört, der italieniſchen Regierung die politiſche Gemeinſamkeit mit 
England anzuraten.“ Am 4. März 1895 ging dem Generalkonsul in 
Kairo, Frh. v. Heyking, folgende Warnung vor offenkundiger philokhedi⸗ 
vialer Haltung zu (Nr. 1860): „Deutſchland hat heute ebenſowenig An⸗ 
laß wie im Jahre 1882 ſich zum Vorteil des Vizekönigs und ſeiner Paſchas 
mit einer europäiſchen Macht zu verfeinden.“ Bismarck hatte am 9. Juli 
1882 ſtreng anbefohlen, alle Schritte und Außerungen zu vermeiden, 
die als eine Kritik oder Oppoſition gegen England oder eine andere Macht 
gedeutet werden könnten: „Wir müſſen die Möglichkeit im Auge behalten, 
mit England auf befreundetem Fuß zu ſtehen, ſobald dort wieder eine 
politiſch umgängliche Regierung ſein wird.“ 

Alſo Annäherung Englands an Italien und den Dreibund war das 
vornehmſte Ziel der Hohenloheſchen Politik wie es das Bismarcks ge⸗ 
weſen war. Frankreich galt auch dem 3. Kanzler als der gefährlichſte 
Feind des Reiches, der möglichſt iſoliert werden mußte. Die Entente 
zwiſchen Rußland und Frankreich ſcheint er ohne größere Sorge hin⸗ 
genommen zu haben. „Der Gedanke einer ruſſiſch⸗franzöſiſch⸗engliſchen 
Verſtändigung“ — ſchrieb er dem Grafen Eulenburg am 13. Dezember 
1894 (Nr. 2169) — „ſteht ſeiner Verwirklichung wohl recht fern. Der aus 
der Gleichartigkeit der Wünſche in Mittelmeerfragen ſich ergebende Ge⸗ 
genſatz der Intereſſen unter den genannten drei Großmächten iſt ein ſol⸗ 
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cher, daß eine Einigung kaum denkbar ijt, wenn nicht eine von den dreien 
einen Grad von Nachgiebigkeit zeigt, wie er ſonſt nur die Folge eines 
entſcheidenden Krieges zu ſein pflegt. Die Eventualität, daß jene drei 
Mächte ſich zuſammentun ſollten, um die übrige Menſchheit innerhalb und 
außerhalb Europas zu tyranniſieren, braucht uns alſo m. E. jetzt noch 
nicht zu beſchäftigen.“ In Oſtaſien feſten Fuß zu faſſen zögerte Hohen⸗ 
lohe wie Bismarck; ein kaiſerliches Telegramm vom 17. November 1894 
(Nr. 2219), Engländer, Ruſſen und Franzoſen wollten wichtige Punkte 
in China beſetzen, Deutſchland dürfe nicht zu kurz kommen und nehme 
ſich wohl am beſten Formoſa, beantwortete er vorſichtig mit offenbarer 
Scheu vor dem „Sprung ins Dunkle“: „Der von E. M. mir mitgeteilte 
Plan iſt von ſo außerordentlicher Wichtigkeit und Tragweite, daß ich 
um die Erlaubnis bitten muß, mich genauer informieren zu dürfen, um 
E. M. in allernächſter Zeit Vortrag zu halten und entſprechende Vorſchläge 
zu unterbreiten“, und erſt am 19. März 1895 — nach dem Beſuch in 
Friedrichsruh — empfahl er als Richtſchnur für die deutſche Politik 
bei der Beilegung des Konflikts zwiſchen Japan und China, „daß wir es 
einerſeits vermeiden müſſen, uns in eine in erſter Linie fremden Inter⸗ 
eſſen dienende Aktion vorzeitig hineinziehen zu laſſen, daß wir aber 
andererſeits uns die Beteiligung an ſolchen Unternehmungen offenhalten 
müſſen, die zu Verſchiebungen in den Machtverhältniſſen der europäiſchen 
Großmächte in Oſtaſien führen können.“ Von der Okkupation Formoſas 
riet Hohenlohe, ſich auf ein älteres Gutachten des Frh. v. Richthofen 
ſtützend, ab; auch auf die Inſel Tſchuſan glaubte er verzichten zu müſſen, 
da England Rechte darauf erworben zu haben ſchien. Am 23. November 
1894 hatte der deutſche Geſandte in Peking den Blick auf die Kiautſchou⸗ 
bucht und die Peskadoren gelenkt (Nr. 2221); eine Stellungnahme des 
A. A. dazu wollte Hohenlohe erſt abwarten, ehe er ſeinem kaiſerlichen 
Herrn Vorſchläge machte, vielleicht auch die Sache mit dem Alten im 
Sachſenwalde noch gründlich durchſprechen, — einem Verwandten 
gegenüber, der es mir jüngſt mitteilte, hatte er kurz vor ſeinem Tode be⸗ 
tont, daß er nichts Wichtiges unternommen habe, ohne vorher Bismarcks 
Rat zu hören!). . 

Dieſe zu der bewährten Taktik ruhigen Abwartens und beobachtenden 
Imhintergrundbleibens zurücklenkende Politik mochte dem Frh. v. Mar⸗ 


1) Wichtige Aufſchlüſſe darüber könnte wohl ſein Nachlaß geben. Auf meine 
etwaige Aufzeichnungen über die Entſtehung der Krügerdepeſche betreffende 
Anfrage antwortete mir der jetzige Fürſt zu Hohenlohe, daß die noch ungedruckten 
Teile der Denkwürdigkeiten ſeines Vaters ſich unter Schloß und Riegel in ſeinem 
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ſchall und ſeinen in der Bismarckſchen Schule aufgewachſenen Mitarbei⸗ 
tern allenfalls zuſagen. Ein von Holſtein konzipiertes, vom Staats⸗ 
ſekretär des A. A. an Bülow nach Rom geſandtes Telegramm vom 
3. Januar 1895 (Nr. 2000) empfahl mit Rückſicht auf die Briten von 
einer Ausdehnung der italieniſchen Operationsbaſis in Erythräa Abſtand 
zu nehmen, verwarf Beſorgniſſe über Konſolidierung einer engliſch⸗ 
ruſſiſch⸗franzöſiſchen Entente und erklärte in Erwartung gewiß nicht aus⸗ 
bleibender Abkühlungen und eines baldigen engliſchen Kabinettswechſels 
es den Regeln einer geſunden Politik entſprechend, daß die andern Mächte 
ſich ruhig verhielten; ſelbſt Roſebery — meinte Marſchall am 16. Novem⸗ 
ber 1894 (Nr. 2162) — würde aus engliſchem Leder nicht Riemen genug 
ſchneiden wollen oder können, um Rußland und Frankreich zu befriedigen. 
Aber ſeiner Animoſität gegen die Briten war er, wie ſchon dieſe Worte 
erkennen laſſen, noch nicht Herr geworden, — noch deutlicher zeigt das 
der bitterſarkaſtiſche Schlußpaſſus dieſes feines Schreibens an Hatzfeldt, 
die deutſche Politik Roſeberys laſſe ſich ſo zuſammenfaſſen: „S. M. der 
Deutſche Kaiſer macht ſich verbindlich, für Englands Intereſſen z. B. in 
der Meerengenfrage einzutreten. England als ſolches verpflichtet ſich 
zu nichts, aber der geſunde Sinn des engliſchen Volkes wird den Augen⸗ 
blick richtig erkennen, welcher geeignet iſt, um dem für Englands Intereſſen 
kämpfenden Deutſchland beizuſpringen. Solange Deutſchland ſich zu 
dieſem pactum elaudicans nicht entſchließt, wird es in großen und kleinen 
Fragen ſchikaniert und ſchlecht behandelt, um ihm das Fehlerhafte ſeiner 
Politik zu Gemüte zu führen.“ Am 4. Februar 1895 hatte er wieder Grund 
zu klagen über die antideutſche Kolonialpolitik der Briten und die daher 
in unſerm Volke wachſende Erregung, auf die er Rückſicht nehmen müſſe 
(Nr. 2072): „Die Mißſtimmung gegenüber England, welche der eng⸗ 
liſch⸗kongoleſiſche Vertrag von 1894 in Deutſchland hervorgerufen hat, 
iſt auch jetzt noch nicht beſeitigt und erhält neue Nahrung durch die 
wenig entgegenkommende Haltung Englands in der Frage des Hinter⸗ 
landes unſeres Schutzgebietes von Togo. Das Beſtreben Englands geht 
hier offenbar dahin, Deutſchland jeden Zugang zu dem ſchiffbaren Teile 
des Niger abzuſchneiden, trotzdem die in Betracht kommenden Gebiete 
ſo umfangreich ſind, daß genügender Raum für die Ausbreitung beider 
Mächte vorhanden wäre.“ Marſchall und Holſtein hegten ungefähr die 
gleichen Geſinnungen gegen die Briten wie im Frühjahr 1890 gegen 


Archiv befinden und er nicht geſtatte, daß an denſelben etwas angerührt werde; 
ein Geſuch an ſeinen Bruder ſei auch vollkommen ausſichtslos. Letzterer, Prinz 
Alexander, iſt inzwiſchen geſtorben. | 
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die Ruſſen; man betrachtete fie in der Wilhelmſtraße nahezu als Feinde). 
Und im Kaiſerſchloſſe? Wilhelm II. war nicht der Mann des beſonnenen 
Ausgleichens und Abwartens. Wie wurde er in dieſen Wochen und 
Monaten von Gefühlen und Stimmungen hin und hergeſchleudert und 
wie erſchwerte er dem Kanzler ſeine Aufgabe! 

Zunächſt ſetzte er die größten Hoffnungen auf den ruſſiſchen Thron⸗ 
folger. Schon am 24. Januar 1893 hatte er ihm in Berlin die gemein⸗ 
ſame Bekämpfung Frankreichs ans Herz gelegt und geſagt, Zweck des 
Dreibunds ſei „gegenſeitige Garantierung des territorialen Beſitzſtandes, 
Wahrung der monarchiſchen Intereſſen gegenüber dem Radikalismus, 
Sozialismus, Nihilismus u. dgl., Schaffung gemeinſamer materieller 
Intereſſen durch handelspolitiſche Annäherung, um das Intereſſe an 
der Friedenserhaltung mehr und mehr allgemein zu geſtalten“; auf die 
Frage des damaligen Großfürſten Nikolaus, ob dem Dreibund keine 
Rußland feindliche Tendenz zugrunde liege, hatte der Kaiſer erwidert, 
dies ſei abſolut nicht der Fall, denn wir hätten von einem Kriege mit 
Rußland keinerlei Vorteile zu erwarten; im Gegenteil: was der Dreibund 
anſtrebe, decke ſich mit dem Intereſſe Rußlands, indem derſelbe die Soli⸗ 
darität der europäiſchen Monarchen zum Ausdruck bringe, um die über⸗ 
ſtürzenden Tendenzen, für die von Frankreich Propaganda gemacht 
werde, zu bekämpfen, — dies ſei der politiſche Zweck des Dreibundes, 
ſeine wirtſchaftliche Tendenz gehe dahin, die europäiſchen Staaten durch 
Handelsverträge ſich zu nähern, um gemeinſam die panamerikaniſchen 
Beſtrebungen der Vereinigten Staaten zu bekämpfen, welche wichtige 
europäiſche Abſatzgebiete bedrohten (Nr. 1526). Als es mit Alexander III. 
zu Ende ging, faßte der Kaiſer den Plan, zur Beiſetzung nach Petersburg 
zu reiſen und Nikolaus II. ſofort perſönlich zu bearbeiten; auf dringenden 
Rat des dortigen deutſchen Botſchafters v. Werder und ſeines Vorgängers 
v. Schweinitz, den erſten Schritt auf dem Wege wünſchenswerter An⸗ 
näherung dem neuen Zaren zu überlaſſen (Nr. 1660), nahm er wohl 
nicht leichten Herzens davon Abſtand; dafür begann am 8. November 1894 
die lange Reihe der von Walter Goetz herausgegebenen Nickybriefe, 
die, wie die Herausgeber der Aktenpublikation bemerken, zu einem nicht 
geringen Teil ohne Wiſſen des A. A. abgeſandt worden ſind. Das Heran⸗ 

rücken Englands an Rußland machte Wilhelm II. nervös und bedenklich; 


1) Fürſt Hohenlohe hat, wie mir geſagt wurde, mit Marſchall nicht in unge⸗ 
trübter Harmonie zuſammengearbeitet und ſeine Verſetzung nach Konſtantinopel 
nicht ungern geſehen; ſie werden auch in der Frage der Behandlung der Engländer 
ſchwerlich immer ganz gleicher Meinung geweſen ſein. 
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Roſeberys Loblied beim Lordmayorsbankett auf ihr zentralaſiatiſches 
Abkommen am 9. November nahm er ein paar Tage ſpäter zum Anlaß 
eines Geſprächs mit dem Oberſten Swaine, dem engliſchen Militärbevoll⸗ 
mächtigten in Berlin; er fragte ihn, ob das Verſtändigen mit Rußland 
außer Indien auch die Dardanellen betreffe: „Die Antwort ließ unſchwer 
erkennen, daß im weſentlichen dem ſo ſei und man ſich mit der Offnungs⸗ 
frage [don recht ernſt beſchäftigt.“ „Beim Beendigen der Unterhaltung 
bemerkte ich en passant, daß, wenn England wirklich allen Ernſtes durch 
Freigabe der Dardanellen ſich Ruhe und gute Nachbarſchaft Rußlands 
in Alien zu ſichern ſuchen wolle, es die andern Mächte hoffentlich recht- 
zeitig davon informieren werde, und nicht mit einer surprise à la Congo- 
treaty Europa aufwarte; das würde John Bull doch übel bekommen. 
Der Oberſt war völlig derſelben Anſicht und verſprach, falls er je etwas 
Näheres über die Frage höre, dieſen Wink dabei zu verwerten“ (Nr. 2161), 
— in London wird der unliebenswürdige Wink ſchwerlich freundliche 
Gefühle ausgelöſt haben. Den Ruſſen gegenüber meinte ſich der Kaiſer 
nun vorerſt paſſiv verhalten zu müſſen; komme die Dardanellenfrage 
in Fluß, ſo würden ſich die dabei zunächſt Beteiligten notgedrungen an 
Deutſchland als eine der Signatarmächte des Berliner Vertrages und 
als wichtigen Machtfaktor, ohne den die übrigen nicht auskommen könnten, 
zu wenden haben (Nr. 2172) —, offenbar ſchwebte Wilhelm II. eine Art 
europäiſches Konzert mit ihm als Dirigenten vor, vielleicht ein neuer 
Kongreß wie der von 1878; jedenfalls fühlte er ſich als berufenen Schirm⸗ 
herrn der Beſchlüſſe des letzteren, Recht und Macht ſtanden ihm dabei 
zu Gebote und zur Seite. Einen ſchulmeiſterlichen Denkzettel glaubte 
er nebenher dem Petersburger Kabinett ebenſo erteilen zu können 
wie dem Londoner: als nach dem Tode von Giers der als Geſandter 
von Wien nach Berlin verſetzte Fürſt Lobanow ruſſiſcher Außenminiſter 
wurde, ohne den Poſten an der Spree anzutreten und ohne daß der 
deutſchen Regierung vorher eine Mitteilung über ſeine Ernennung zu⸗ 
gegangen wäre, berief Wilhelm II. ſofort Werder aus Petersburg ab; 
zu einem Bericht v. Tſchirſchkys vom 21. März 1895, daß allen Kreiſen 
der Petersburger Geſellſchaft ein heftiger Schrecken in die Glieder ge⸗ 
fahren ſei, bemerkte er triumphierend: „Dann iſt die Abſicht voll erreicht“ 
(Nr. 2311). Lobanow war klug genug, ſich nichts merken zu laſſen; der 
an ſeiner Stelle nach Berlin geſandte Graf Oſten⸗Sacken ſagte am 
6. April zu Philipp Eulenburg in Wien, Rußland verfolge den von Kaiſer 
Wilhelm gegen die deſtruktiven Elemente in Deutſchland geführten 
Kampf mit außerordentlichem Intereſſe; halte er ſeine dominierende 
Stellung aufrecht zugleich als Hort des Friedens, ſo garantiere Rußland 
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dieſen an Deutſchlands Oſtgrenze, — Wilhelm IL ſchrieb dazu „ſehr gut“ 
an den Rand, er wolle den Frieden hüten, ſoweit ihm Gott helfe. Er 
war nun bereit, mit den andern europäiſchen Mächten „eventuell auch ohne 
England“ (Nr. 2237) gegen die Annexion von Port Arthur durch Japan 
Einſpruch zu erheben, und faßte die Oſten⸗Sackenſchen Eröffnungen dahin 
zuſammen (Nr. 2313): „Es geht hieraus hervor, daß die Anfrage Lo⸗ 
banows bezüglich China ehrlich gemeint iſt, daß wir ein Intereſſe haben, 
mit der gewaltigſten Macht Aſiens vor China und Japan vereint zu ſtehen. 
Rußland wird, wenn offen von uns unterſtützt, auch unſern Wünſchen 
gerecht werden, England ſelbſt im günſtigſten Falle nur auszunutzen 
ſuchen und uns im richtigen Augenblick ſitzen laſſen. Das ſo beſtimmte 
Verſprechen bezüglich der Garantie an unſerer Oſtgrenze, wenn wir Frieden 
halten, iſt von hohem Wert und unſer Dank dafür äußert ſich am beſten 
in einheitlichem Auftreten im Orient. So zeigt ſich der Welt das ſo 
erwünſchte Bild von Dreibund + Rußland!“ Am 30. Juli äußerte er 
zum Unterſtaatsſekretär Frh. v. Rotenhan (Nr. 2318), man müſſe ver⸗ 
ſuchen, Rußland in Oſtaſien feſtzunageln, damit es ſich weniger mit 
Europa und dem europäiſchen Orient beſchäftige, müſſe es als Vorkämpfer 
des orthodoxen Chriſtentums und des Kreuzes, als Hort der Ziviliſation 
gegen die drohende Gefahr eines durch Japan mobiliſierten chineſiſchen 
Anſturms vorſchieben; ſei es im Oſten engagiert, ſo werde Deutſchland 
ihm in Europa den Rücken decken; letzteres ſei jetzt in der glücklichen Lage, 
ruhig zuſchauen und abwarten zu können, da niemand in Europa etwas 
zu erreichen vermöge, „ohne Deutſchlands Mithilfe.“ Das Reich überall 
das Zünglein an der Wage — gut — das mochte hingehen. Aber kein 
übereiltes Sichvor⸗ und aufdrängen! Das konnte, mußte nur ſchaden. 
Den andern, wo es ſich nicht um Deutſchlands Sein und Werden handelte, 
das prae laſſen und nicht das Spiel verderben! Der Anſpruch, als primus 
inter pares zu gelten, barg große Gefahren in ſich. 

Daß Deutſchland im Verein mit Frankreich und Rußland dem ſieg⸗ 
reich vorſtürmenden Japan in den Zaum fiel, war ein Fehler. Wie Bis⸗ 
marck am 7. Mai 1895 in den Hamburger Nachrichten ſchrieb, nötigten es 
ſeine eigenen außenpolitiſchen oder Handelsintereſſen nicht, ſich an den 
Vorſtellungen in Tokio überhaupt ſchon im erſten Stadium der Angelegen⸗ 
heit zu beteiligen. Die Schuld daran trug nach der Aktenpublikation 
wohl vornehmlich der Kaiſer, wenn auch Hohenlohe ihm am 19. März 
geraten hat, aus der bisherigen ſtrengen Neutralität herauszutreten 
und ſich auf Chinas Bitte der Aktion der Großmächte zur Beilegung des 
Streites um der dann zu erhoffenden Erwerbungen chineſiſcher Küſten⸗ 
plätze willen anzuſchließen (Nr. 2227). Daß England den ruſſiſchen 
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durch Japan ablehnte, verſtimmte Wilhelm II. ſehr: „ändert an meinen 


Direktiven erſt recht nichts“ — dekretierte er auf einem Telegramm am 
10. April 1895 (Nr. 2241) — „die britiſche Kurzſichtigkeit wird ihnen 
teuer zu ſtehen kommen“. Noch beträchtlich vermehrt aber wurde der 
berechtigte Groll der Japaner durch das brüske Ungeſchick des deutſchen 
Geſandten in Tokio, Frh. v. Gutſchmid, der die mündlichen Proteſte 


Rußlands und Frankreichs eigenmächtig durch eine ſchroffe ſchriftliche 


Erklärung übertrumpfte; er wurde von Marſchall getadelt (Nr. 2257) und 
noch 1907 von Bülow deSavouiert; Vicomte Hayaſhi hatte es dem 
„ſehr heftigen Baron“ nach 12 Jahren noch nicht vergeſſen, daß er, 
und zwar er allein, mit Krieg gedroht habe (Nr. 2307). Rußlands Ver⸗ 
langen, Japan ſolle ſeine Entſchädigungsforderung an China für Liaotung 
herabſchrauben, billigte man dann nicht in Berlin, zugleich lebhaft ver⸗ 
ſtimmt durch die egoiſtiſche Haltung der Ruſſen, die in der chineſiſchen 
Anleihefrage zuſammen mit den Franzoſen die leitende Rolle beanſpruch⸗ 
ten, — Japans Freundſchaft gewann man dadurch nicht zurück, und der 
oſtaſiatiſche Dreibund ging darüber raſch in die Brüche. Lobanow be⸗ 
ſchwerte ſich am 8. Auguſt beim Fürſten Radolin darüber, daß Wilhelms II. 
dem Zaren ſchriftlich gegebener Zuſage, die ruſſiſche Politik in Oſtaſien 
unbedingt mitzumachen, Taten nicht folgten (Nr. 2290); er habe die 
Empfindung, daß die kaiſerliche Regierung, von bureaukratiſcher Peinlich⸗ 
keit geleitet, nicht ſo unbedingt wie der Kaiſer ſelbſt Rußland unterſtützen 
zu wollen ſcheine: il y a des contrecourants dans votre Ministère et 
Vous devriez les combattre — er meinte in erſter Linie, wie aus Hohen⸗ 
lobes Denkwürdigkeiten (II 520) hervorgeht, Marſchall. In denſelben 
Tagen hielt ſich Wilhelm II. in England auf, wo Lord Salisbury ſeit 
Ende Juni wieder die Geſchäfte leitete; Marſchall und Kiderlen be⸗ 
gleiteten ihn; Hohenlohe war in Deutſchland geblieben und anfangs 
Auguſt unglücklicherweiſe auf Urlaub in Alt⸗Auſſee. Schon 2 Wochen 
nach der Übernahme des Außenminiſteriums hatte der engliſche Premier⸗ 
miniſter im Geſpräch mit Hatzfeldt den Gedanken einer Aufteilung der 
Türkei hingeworfen (Nr. 2396) und am 30. Juli ihn von neuem zur Dis⸗ 


kuſſion geſtellt, aber wenig Gegenliebe gefunden (Nr. 2371— 2373), — 


Holſtein und der Unterſtaatsſekretär Frh. v. Rotenhan witterten dahinter 
ein Balkanbrandprojekt und britiſche Hoffnungen auf kontinentale Ver⸗ 
wicklungen, denen England fernbleiben und bei denen es im Trüben 
fiſchen könne; für Deutſchland ſei Vorſicht und Zurückhaltung geboten, 
ſolange die Ziele und Mittel der engliſchen Politik noch im Nebel blieben. 
Das traf gewiß zu, aber über die letzteren mußte man doch nun deutſcher⸗ 


* 
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ſeits ins Klare zu kommen ſuchen; die Engländer einfach abzuweiſen 
war voreilig und unkkug. Hatzfeldt warnte am 5. Auguſt telegraphiſch 
davor, hielt eine Verſtändigung zwiſchen Oſterreich und Italien über 
einen ſolchen Teilungsplan, an der Holſtein und Rotenhan zweifelten, 
für möglich und meinte, der Geprellte ſolle ſchließlich doch wohl nur 
Frankreich fein (Nr. 2381), — das machte Holſtein unſicher und ließ es ihm 
nützlich erſcheinen, daß Hatzfeldt zunächſt perſönlich, ſpäter je nach Sachlage 
auch amtlich in Gedankenaustauſch mit Salisbury trete, — Hohenlohe 
gab dazu tags darauf von Alt⸗Auſſee aus ſeine Zuſtimmung (Nr. 2382 
und 2384) — leider zu {pat —: als Salisbury dem Deutſchen Kaiſer am 
5. Auguſt in Cowes ſein Projekt vortrug, verhielt ſich der Monarch, durch 
Kiderlen in Holſteins urſprünglichem Sinne bearbeitet (Nr. 2380) und 
wahrſcheinlich auch von Marſchall gegen den Plan aufgehetzt, den er als 
„echt engliſch“ bezeichnete, ſo kühl ablehnend, daß der Premierminiſter 
verdroſſen einer zweiten Unterredung mit Wilhelm II. auswich und es 
vorzog, am 15. Auguſt öffentlich ſeiner Meinung über die Unheilbarkeit 
des kranken Mannes durch eine Rede im Oberhauſe Ausdruck zu geben. 
Der Kaiſer, ſchon am 6. Auguſt durch Hatzfeldt von der Richtigkeit der 
neuen Auffaſſung Holſteins überzeugt (Nr. 2385), erklärte, nach Berlin 
zurückgekehrt, Salisbury habe mit ſeiner Idee, der jetzigen türkiſchen Re⸗ 
gierung ein Ende zu machen, nicht unrecht (Nr. 2416), und befreundete 
ſich mit dem Gedanken der Aufteilung, die doch nicht mehr zu verhindern 
ſei: „Oſterreich könnte unmittelbar und der Dreibund mittelbar einen 
Vorteil daraus ziehen, wenn ſtatt die Knochen pommerſcher Grenadiere 
und magyariſcher Honveds für Stambuls Erhaltung einzuſetzen, die 
Reiche das Letztere an Rußland gegen Kompenſation (Saloniki, Zurück⸗ 
ziehung der Übermaſſe der Truppen an unſerer Oſtgrenze uſw.) anböten 
oder Geneigtheit dazu erkennen laſſen. Damit wird vermieden, daß der 
Brite den Ruſſen allein die Dardanellen ſchenkt“ (Nr. 2391) — Hohen⸗ 
lohe erklärte ſich damit einverſtanden. Aber Salisbury kam auf ſein Pro⸗ 
jekt vorerſt nicht wieder zurück, und in Wien zeigte man ſich jeder Anderung 
des Status quo auf dem Balkan abgeneigt. Kaiſer Franz Joſef wollte 
weder Bulgarien noch Konſtantinopel den Ruſſen laſſen (Nr. 2488, 
2500, 3114). Goluchowski erklärte ſogar dem Grafen Eulenburg, der 
Orient gehe Deutſchland ebenſo an wie Oſterreich⸗Ungarn. Wilhelm II. 
lehnte das ab mit den Worten: „Die Knochen des pommerſchen Grena⸗ 
diers werden ſo wenig für London als für Stambul eingeſetzt werden“ 
(Nr. 2491) und Marſchall desgleichen im Sinne Bismarcks: „Ein öſter⸗ 
reichiſch⸗ruſſiſcher Krieg wegen des Orients mit England als Zuſchauer 
würde nichts ſein als die Ausführung des alten engliſchen Programms, 
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daß England ſeine Kriege durch andere Staaten führen laſſe. Hierfür ſind 
wir nicht zu haben. Tritt Oſterreich⸗Ungarn trotzdem aktiv auf, ſo wird 
es lediglich auf eigenes Riſiko handeln“ (Nr. 2494). 

Die letzten September⸗ und erſten Oktobertage 1895 brachten neue 
Demonſtrationen und Verfolgungen der Armenier. Wilhelm II. urteilte 
darüber: „Der Urgrund zu all dem Unheil iſt lediglich in England mit der 
verwünſchten Kampagne Weſtminſters, Argylls und Gladſtones zugunſten 
der Armenier zu ſuchen. Deren Blut liegt auf Englands Haupt“ (Nr. 2429). 
„England hat Angſt vor Rußland im Orient (Indien, China), vor Frank⸗ 
reich ebenſo (Siam, Agypten) und drittens vor ſeinen mohammedaniſchen 
Untertanen. Es kalkuliert daher folgendermaßen: Rußland durch Ent⸗ 
gegenkommen nach Stambul hineinzulocken. Frankreich durch eventuell 
größere Konzeſſionen in Agypten zu beſänftigen. Die moslemitiſche 
Bewegung gegen den Sultan anzufachen, daß derſelbe gezwungen iſt, 
Rußland (den Chriſten) um Schutz und Hilfe gegen feine eigenen Unter⸗ 
tanen anzurufen, dadurch Rußland mit der moslemitiſchen Bewegung 
in Gegnerſchaft zu ſetzen, und wenn dasſelbe dann in offenen Kampf 
mit dem durch die Beſetzung Konſtantinopels durch Chriſten empörten 
Mohammedanismus getreten iſt, dann offiziell ſeinen (Englands) mo⸗ 
hammedaniſchen Untertanen zuliebe als Schützer des bedrängten Moslems 
aufzutreten und zum Beweis und Pfand davon die Dardanellen zu be⸗ 
ſetzen. Auf die Manier würde England ſeine beiden Gegner los werden 
und ſie miteinander auch noch brouillieren, ohne dabei die Dardanellen 
preiszugeben, um deren Beſitz zu fechten Rußland nicht mit voller Kraft 
eintreten könnte, da es eben in einen Kampf auf Tod und Leben mit der 
mohammedaniſchen Welt verwickelt ſein würde. Nach reiflicher Über⸗ 
legung ſcheint mir dies der ungefähre Gang der geheimſten Gedanken 
Englands zu fein” (Nr. 2437). Eine Außerung feiner Mutter am 18. Of- 
tober über die zunehmende Gärung in der Türkei und über ein Einrücken 
der Ruſſen in Konſtantinopel beſtärkte den Monarchen in dieſer Meinung. 
Hohenlohe wagte nicht zu widerſprechen. „In den Außerungen J. M. 
der Kaiſerin Friedrich“ — antwortete er — „ſcheint in der Tat der 
Schlüſſel zu den Plänen Lord Salisburys gegeben. Ich glaube aber, 
daß Rußland zu klug iſt, um auf die engliſche Leimrute zu gehen. Wenn 
es den Sultan, ohne Konſtantinopel zu beſetzen, unter ſein Protektorat 
nimmt und deſſen Selbſtändigkeit ſchützt, ſo würde es den Kampf mit 
der mohammedaniſchen Welt vermeiden und den engliſchen Plan durch⸗ 
kreuzen“ — er glaubte doch wohl ſelbſt nicht recht an ihn. Noch viel weni⸗ 
ger ging er auf die Leimrute der Briten. Als Kaiſerin Friedrich am 21. No⸗ 
vember 1895, offenbar als Sprachrohr der Londoner Regierung, in Rum⸗ 
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penheim ihren älteſten Sohn zur Einberufung eines Kongreſſes nach 
Berlin aufforderte zwecks Aufteilung der Türkei (Nr. 2463), erwiderte 
Hohenlohe, davon ſei dringend abzuraten, „denn ein Kongreß, indem er 
die ſchweigende Zurückhaltung unmöglich macht, kennt weder Vorhut 
noch Reſerve, ſondern ſtellt alle Beteiligten, gleichviel wie groß oder 
klein der eigene Anteil, in zwei einfachen Reihen gegenüber. Deutſch⸗ 
land käme durch die bloße Tatſache ſeiner Teilnahme an einem Kongreß 
über die Meerengenfragen aus ſeiner jetzigen Reſerveſtellung in die erſte 
Linie. England iſt entſchloſſen, nicht nur Agypten zu behalten, ſondern 
auch nach unſern neueſten Nachrichten durch Anlegung einer ſtrategiſchen 
Bahn von Port Said nach dem Perſiſchen Meerbuſen die zwiſchen 
dieſen beiden Endpunkten gelegenen weiten Gebiete in ſeine Intereſſen⸗ 
ſphäre allmählich hineinzuziehen. Die engliſchen Anſprüche, in dieſer 
Ausdehnung gedacht, laſſen ſich nach menſchlicher Berechnung mit dem 
frankoruſſiſchen Machtgefühl und den hieraus ſich ergebenden Konſe⸗ 
quenzen nicht verſöhnen. England ſieht den Konflikt herannahen, und 
ſeine ganzen Beſtrebungen ſind darauf gerichtet, ihn hinauszuſchieben, 
in der Hoffnung, daß interea aliquid fit, d. h. daß inzwiſchen bei irgend⸗ 
einem Anlaß die Kontinentalmächte aufeinanderplatzen“ (Nr. 2464). 
Wilhelm II. akzeptierte dieſe Deutung und geriet erſt recht in Zorn auf 
die engliſche Regierung, als die Italiener von ihr gegen den Sultan 
mobil gemacht wurden: „ſie will, daß wir über die Pflaumen, welche ſie 
vom türkiſchen Baum auf uns andre herabſchüttelt, uns in die Haare 
kommen ſollen“ (Nr. 2472). „Donnerwetter, das iſt ja die reine Kon⸗ 
ſpiration“! brauſte er auf, als er von den Verſuchen Italien vorzu⸗ 
ſchicken!), hörte (Nr. 2476). „Wenn das fo weitergeht, werden die Kon⸗ 
tinentalmächte nächſtens Schritte beraten müſſen zur Wahrung ihrer 
gemeinſamen Intereſſen gegen England“ (Nr. 2478). 


1) „Alſo war mein Verdacht voll gerechtfertigt. England hat ſchon Italien 
bearbeitet und tut es noch, um es und damit den Dreibund zu engagieren und 
dies dann Rußland gegenüber zu exploitieren. Unter keinen Umſtänden dürfen 
italieniſche Schiffe eher an den Dardanellen erſcheinen, als bis England fich felbft - 
feſt engagiert und Feuer gegeben hat [das war ganz die Politik des Fürſten Bis⸗ 
mard]. Italiener an den Dardanellen find wie ein brennend Licht am Pulverfaß 
und würden Rußlands Argwohn bezüglich unſrer Aufrichtigkeit wachrufen. Das 
darf nicht ſein. England ſoll die Suppe, die es eingebrockt, allein aufeſſen und 
ſeine Schiffe zuerſt allein einſetzen. Bülow ſoll Tag und Nacht über Blane [den 
italieniſchen Außenminiſter]! wachen, vor allem aber Schiffsſendung verhindern.“ 
(Randbemerkung des Kaiſers zu einem Bericht Bülows aus Rom 9. November 
1895 Nr. 2502). | ‘ 
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Aus dieſer Stimmung heraus, die den Impulſiven am 20. November 
zu dem Ruf „Salisbury ſpielt falſch“ (Nr. 2525) und Marſchall zu der 
biſſigen Bemerkung über „altengliſche Art ſich zurückzuziehen, ſobald 
andere Mächte ſich kampfluſtig zeigen“ (Nr. 2547) veranlaßte, iſt das Tele⸗ 
gramm an den Präſidenten Krüger entſtanden. Sie war noch verſchärft 
worden durch eine Mitte Dezember von dem ruſſiſchen Botſchafter in 
Berlin, Grafen Oſten⸗Sacken, dem deutſchen Staatsſekretär des A. A. 
gemachte Mitteilung, England habe in Petersburg vorgeſchlagen, Kon⸗ 
ſtantinopel zu einem ruſſiſch⸗engliſchen Kondominium zu machen, — 
Wilhelm II. hatte darauf den engliſchen Militärbevollmächtigten, Oberſt 
Swaine, wegen des Bruchs des Berliner Vertrages, der darin liege, per⸗ 
ſönlich geſtellt und das Vaterland des Briten ſchwer beleidigt: „England 
habe ſeit der letzten radikalen Regierung in allen Teilen der Welt ſo 
gekniffen, daß man anfange daran zu zweifeln, ob es überhaupt noch 
Fähigkeit und kriegeriſchen Sinn genug beſitze, um ſeinem Worte Gel⸗ 
tung zu verſchaffen, denn Preſtige werde nur durch ſchneidige Tätigkeit 
und Handeln aufrechterhalten, nicht aber durch diplomatiſches Finaſſieren 
und Ausweichen“ (Nr. 2572). In ähnlicher Weiſe war dieſer amtliche 
Vertreter Englands ſchon am 24. Oktober von dem ſchulmeiſternden 
Kraftmeier wegen der verdächtigen, alle Signatarmächte auf den Plan 
rufenden Politik Salisburys abgekanzelt worden, ſo daß er nach der 
Aufzeichnung des Kaiſers ſichtlich zuſammenzuckte (Nr. 2579). Wilhelm II. 
hatte bei dieſer Gelegenheit auch über den von Berlin abberufenen 
Botſchafter Malet Klage geführt, der Marſchall jüngſt mit den erſtaun⸗ 
lichſten Vorwürfen über Deutſchlands niederträchtiges Verhalten Eng⸗ 
land gegenüber förmlich überſchüttet, ja ſogar das unglaubliche Wort 
war in den Mund genommen habe: „wegen ein paar Quadratmeilen 
voll Neger und Palmbäume habe England ſeinem einzigen wirklichen 
Freund mit Krieg gedroht“. Das ſcheint ſtark übertrieben worden zu 
ſein — ebenſoſehr wohl vom Kaiſer dem Oberſten Swaine wie von 
Marſchall dem Monarchen gegenüber —, Malet leugnete und Salisbury 
erklärte, daß er die Transvaalfrage auch nicht wie Malet als einen 
„ſchwarzen Punkt“ in den deutſch⸗engliſchen Beziehungen betrachte; 
er ſprach ſein lebhaftes Bedauern über das Mißverſtändnis aus; Wil⸗ 
helm II. quittierte dafür mit dem Jubelruf: „Der britiſche Premier hat 
in aller Form peccavi geſagt, und das genügt, die grobe Antwort hat ihren 
Zweck völlig erreicht“ (Nr. 2584). In der Downingſtreet kam ſie gewiß 
auf die ſchwarze Liſte. | 

Die Krügerdepeſche fällt wohl in erſter Linie Marſchall zur Lait. 
Er hatte noch am 19. Dezember geſchrieben: „Für den Ausbreitungstrieb 
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von England einerſeits, Rußland und Frankreich andererſeits iſt die Welt 
und iſt ſpeziell Aſien zu klein. Der Gang der Ereigniſſe drängt auf den 
Konflikt hin, weniger unmittelbar wegen europäiſcher als wegen außer⸗ 
europäiſcher, insbeſondere aſiatiſcher Fragen; die Reibungsfläche er⸗ 
ſtreckt ſich von Byzanz und Syrien, dem Boden der franzöſiſchen Kreuz⸗ 
fahrer, bis Port Arthur“ (Nr. 2565). Kurz vor Weihnachten erklärte 
Marſchall unter ſcharfen Ausfällen gegen die unaufrichtige Politik Eng⸗ 
lands ſeinen Beitritt zum Dreibund für keine praktiſch durchführbare 
Idee (Nr. 2569). Unmittelbar nach dem Feſt ließ er, mit einem engliſch⸗ 
amerikaniſchen Konflikt wegen Venezuela rechnend und durch einen 
Bericht des Grafen Münſter aus Paris (Nr. 2368) in bezug auf die 
Haltung des Präſidenten Felix Faure optimiſtiſch geſtimmt, wiederum 
auf Holſteins, des Geſchäftigen, Rat den Franzoſen den Plan einer 
Kontinentalliga unterbreiten (Nr. 2640/1). Jameſons Flibuſtierzug 
brachte ſein Blut vollends in Wallung. Er wollte eine amtliche Note 
nach London ſchicken, Deutſchland dulde keine Vergewaltigung der Trans⸗ 
vaalrepublik, und befahl ſogar Hatzfeldt noch nach der Gefangennahme 
der Freibeuter Salisbury zu ſagen, er freue ſich durch den Gang der 
Ereigniſſe eines peniblen Auftrags überhoben zu ſein, und ruhig über 
dieſen zu ſprechen. Am 6. Januar telegraphierte er an Habfeldt, in 
Rechtsfragen fet der Deutſche ſehr empfindlich (Nr. 2619); damit charak⸗ 
teriſierte er, der ehemalige Staatsanwalt, nicht zuletzt ſich ſelbſt; er 
dürfte der Hauptſchuldige ſein, an dem unklugen, auch formal von ihm 
verſchärften Glückwunſch an den Präſidenten Krüger. Ob Otto Hammanns 
nach dem Erſcheinen der Aktenpublikation wieder aufgeſtellte Behauptung, 
der erſte, weſentlich ſchärfere Entwurf der Depeſche ſtamme vom Kaiſer 
her, richtig ijt, muß vorläufig dahingeſtellt bleiben!), — Hohenlohes Pa⸗ 
piere, die darüber wohl Aufſchluß geben könnten, ſind zurzeit noch nicht 
zugänglich, — ſehr aufgebracht gegen England waren die am 3. Januar 
1896 im A. A. Verſammelten offenbar ohne Ausnahme, und auch der 
Kanzler ſcheint den Dingen in der Hoffnung auf Annäherung an Frank⸗ 
reich freien Lauf gelaſſen zu haben, wenn er auch nicht wie Marſchall 
und Kayſer feine Paraphe unter das von letzterem konzipierte Tele⸗ 
gramm ſetzte. Als Wilhelm II. am 6. d. M. dem Staatsſekretär von 
Transvaal Dr. Leyds ſagte, die Beſetzung von Lorenzo Marquez durch 
die Briten werde er nie dulden, und als er den Kommandanten der dort 
liegenden deutſchen Kreuzer anzuweiſen befahl, beim erſten Anzeichen 


1) Otto Hammann, Die Entſtehung der Krügerdepeſche 1924 im Maͤrz⸗ 
heft des Archivs für Politik und Geſchichte, S. 203—208. 
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einer Abficht der Engländer auf Lorenzo Marquez dort umgehend zu 
landen, glaubte freilich Hohenlohe Waſſer in den allzu feurigen Wein 
ſchütten und von einer Beſetzung der Delagoabai wie von weiteren 
Schritten zum Schutze Transvaals dringend abraten zu müſſen, — der 
Kaiſer bemerkte dazu: „Bin anderer Anſicht, aber füge mich. Der Verluſt 
oder Nichterwerb von Delagoa wird ſich dereinſt ſchwer rächen und von 
uns einſt ſehr bedauert werden“ (Nr. 2618). Das Schlimmſte — denn 
auch Holſtein rechnete mit Krieg gegen die Briten an der Seite der Ruſſen 
und Franzoſen !) — hat alſo Hohenlohe zum Glück noch verhüten können. 
Salisbury ließ Hatzfeldt keine Verſtimmung merken?), fondern blieb 
konziliant. Aber nicht nur ihn und ſeine Kollegen hatte die deutſche 
Regierung diesmal vor den Kopf geſtoßen, ſondern das ganze engliſche 
Volk, und dieſes vergaß die Brüskierung nicht. Hatzfeldt berichtete am 
21. Januar von einer maßloſen Erbitterung gegen die Deutſchen in 
London; er ſelbſt habe zahlloſe anonyme Schmäh⸗ und Drohbriefe er⸗ 
halten (Nr. 2636). 

Marianne ging auf Michels Werbung nicht ein und ſchloß mit John 
Bull am 15. Januar ein Abkommen über die Grenzregulierung in Me⸗ 
kong. „Die Großmächte des europäiſchen Kontinents“ — ſchrieb Mar⸗ 
ſchall am 19. Januar reſigniert (Nr. 2651) — „ſind zu ſehr mit ihren 
eigenen Familienfehden beſchäftigt, um acht auf das zu geben, was 
England in der übrigen Welt treibt; Deutſchland bleibt nichts weiter 
übrig als entſprechend dem altpreußiſchen Wahlſpruche toujours en 
vedette ſich vorſichtig auf der Defenſive zu halten.“ Hohenlohe erklärte 
am 20. Mai noch mehr ernüchtert: „Innerhalb 10 Jahren haben zwei ver⸗ 
ſchiedene deutſche Regierungen zweimal verſucht, ein politiſches Zu⸗ 
ſammenwirken mit Frankreich herbeizuführen in ſolchen Fragen, welche 
außer Verbindung mit dem Frankfurter Frieden ſtehen. Die Erfahrungen, 


1) Am 10. Januar telegraphierte er an Hatzfeldt (Nr. 2629): „Unzweifelhaft 
würden wir im äußerſten Augenblick, wenn die Totalität des engliſchen Beſitzes 
nur noch als Kompenſationsobjekt in Betracht kommt, den Ruſſen für ſich und 
Frankreich einen genügenden Arbeitslohn bieten können. Aber wir beiden ſind 
wohl darin einig, daß die Zertrümmerung von Englands Machtſtellung für Deutſch⸗ 
land ein zweifelhafter Erfolg ſein würde.“ Wilhelm II. rechnete noch am 6. Januar 
mit der wegen Transvaal ſtattfindenden Fühlungnahme in Paris (Nr. 2623). 
2) Ex ſchrieb nur an Lascelles im März: „Nach den emphatiſchen Behaup⸗ 
tungen, welche S. M. dem Colonel Swaine zu wiederholten Malen gemacht, 
habe ihn das Telegramm an Präſident Krüger nicht mehr erſtaunt, wenn er ſich 
auch die Sinnesänderung gegen früher nicht zu erklären vermöchte (Nr. 2779). 
Lascelles las dieſen Brief Marſchall vor. 
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welche wir jedesmal gemacht haben, ſind nicht geeignet, uns, wie die 
Dinge einmal liegen, zu einem dritten Verſuch zu ermutigen. Wir 
müſſen aus dem Erlebten den Schluß ziehen, daß Frankreich alle Fragen 
der einen Revancheidee unterordnet“ (Nr. 2735). Das Ziel der Politik 
des 3. Kanzlers blieb daher Feſtigung des Dreibundes und Anbahnung 
beſſerer Beziehungen zu England. 

Letzteres ſchien möglich zu ſein, als nach der ſchweren Niederlage der 
Italiener bei Adua die Briten Mitte März von Agypten aus eine Diviſion 
nach Dongola vorſchoben, was Wilhelm II. mit einem „Hurra“ begrüßte, 
und als Lascelles Marſchall erklärte, England wolle ſich an die Triple⸗ 
alliance anlehnen, werde aber nie ein Verſprechen geben, welches für 
irgendeine zukünftige Eventualität die Verpflichtung zum Kriege ent⸗ 
halte (Nr. 2779), — franzöſiſche Annäherungsverſuche blieben deutſcher⸗ 
ſeits unerwidert, und auch gegen Rußland konnte man ſich, ſolange 
Fürſt Lobanow, ein überzeugter Anhänger der frankoruſſiſchen Entente, 
dort die Außenpolitik leitete, in Berlin eines immer wieder aufſteigenden 
Mißtrauens nicht erwehren. Ein halbes Jahr nach der Krügerdepeſche 
ſchien in der Wilhelmſtraße und in der Downingſtreet über das Ver⸗ 
gangene Gras gewachſen zu ſein. Am Todestage Lobanows, am 30. Auguſt 
1896, warnte Wilhelm II. Lascelles vor dieſem gefährlichen Manne in 
Petersburg, der offenbar einen Coup bezüglich Agyptens vorhabe, auf 
den England ſich beizeiten vorbereiten müſſe (Nr. 2920); er erbot ſich 
ferner, da eine Zuſammenkunft mit dem Zaren bevorſtand, von dem 
engliſchen Botſchafter Auskunft, wie Salisbury jetzt über eine Aufteilung 
der Türkei denke, und faßte am 4. September im Geſpräch mit König 
Albert von Sachſen ſeine Meinung dahin zuſammen: ſei der Status 
quo auf dem Balkan nicht aufrechtzuerhalten, dann empfehle er wo⸗ 
möglich internationale Offnung der Durchfahrt durch die Meerengen; 
ſei eine Teilung der Türkei vorausſichtlich nicht zu umgehen, dann müſſe 
Rußland Konſtantinopel nicht von England und Frankreich als Aquivalent 
für Agypten, ſondern durch die Dreibundmächte bekommen (Nr. 2924). 
Aber Ruſſen und Oſterreicher, aufeinander eiferſüchtig, waren beide gegen 
eine Anſage des Konkurſes. Der Zar, Wilhelm II., Schiſchkin und Hohen⸗ 
lohe einigten ſich in Breslau und Görlitz anfangs September auf folgen⸗ 
des Programm: Erhaltung des vertragsmäßig fixierten Status quo 
im Orient und der Autorität des Sultans; wenn nötig, kräftiger diplo⸗ 
matiſcher Druck auf Abdul Aziz, um Ruhe und Ordnung in ſeinem Lande 
zu erhalten (Nr. 2868). Ein paar Wochen ſpäter, bei der Rückreiſe aus 
Frankreich, ſagte Nikolaus II. in Wiesbaden zum Kaiſer, ein Notenaus⸗ 
tauſch über den zwiſchen ihnen ſchon diskutierten Zuſammenſchluß Europas 
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mit oder ohne England zu einem Mac Kinley und Amerika gemeinſam 
abwehrenden Zollbunde ſei ihm recht, um zu einem greifbaren Reſultat 
zu gelangen (Nr. 2868) — rechtes Vertrauen hatte man aber jetzt in 
Berlin nach des Zaren Beſuch in Frankreich und England weder zu den 
Ruſſen noch zu den Briten. Vom Großfürſten Sergius, dem Oheim 
Nikolaus II., ſagte der Kaiſer: „Serge iſt des Zaren böſer Dämon und 
unſer energiſchſter Feind, jedenfalls auch Vermittler für Kopenhagen“ 
(Nr. 2868), und daß der willensſchwache Selbſtherrſcher von einer natio⸗ 
nalen antideutſchen Bewegung mit fortgeriſſen werden könne, hielt auch 
er für nicht unmöglich (Nr. 2871 und 2882); Salisburys Verſuche, 
die türkiſche Reformfrage erſt mit Hilfe der Ruſſen, dann mit der des 
Dreibundes, endlich durch ein europäiſches Konzept in Fluß zu bringen, 
verſtimmten Wilhelm II. ſehr und entlockten ſeiner Feder anfangs No- 
vember das unwillige Marginal: „Eine Konferenz über die Orientfrage 
vor einem Kriege iſt ein Unſinn, auf den ich nicht mich einlaſſen werde“ 
(Nr. 3070) ). Deutſchland verharrte in abwartender Reſerve, denn es 
hatte, wie Marſchall am 16. Dezember Hatzfeldt wiſſen ließ (Nr. 3076), 
zurzeit keinen Grund, das Riſiko zu übernehmen, welches der Anſchluß 
an eine von zwei antagoniſtiſchen Gruppen mit ſich bringen würde. 

Als Salisbury zu Beginn des neuen Jahres Hatzfeldt gegenüber 
äußerte, wenn die Botſchafterverhandlungen in Konſtantinopel ſcheiterten 
und die Ruſſen vorgingen, ſei es eventuell Sache des zunächſt beteiligten 
Oſterreich dagegen einzuſchreiten, ſprühte das Temperament S. M. 
wieder Funken: „Alſo richtig, wie ich es gedacht; in Ermangelung einer 
Armee muß Oſterreich für Englands Intereſſen Landsknechtsdienſte 
tun, und iſt das engagiert, dann muß der Dreibund nach und dann hetzt 
Salisbury uns Gallien auf die Hacken! Dann vogue la galère und 
adieu Afrika für uns?!“ (Nr. 3100). Hohenlohe begütigte wieder: 
Beſetze Rußland die Meerengen, ſo werde Frankreich nicht an ſeiner Seite 
bleiben (Nr. 2933). England ſei gewiß ſelbſtſüchtig und hoffe ſeine 
Intereſſen am letzten Ende durch andere Mächte ohne ſeine Beteiligung 
verfochten zu ſehen. Deutſchland habe deshalb keinen Grund zur Feind⸗ 
ſchaft, ſondern nur zur allergrößten Vorſicht. „Es wäre Blindheit zu 
verkennen, daß England ganz unabhängig von ſeinem Wollen und Wün⸗ 
ſchen durch fein bloßes Vorhandenſein einen wertvollen Faktor des euros 
päiſchen Gleichgewichts, ja in mancher Hinſicht einen Blitzableiter bildet. 


1) Unter einen Bericht Hatzfeldts vom 10. Dezember 1896 (Nr. 2929) ſchrieb 
Wilhelm II.: „The British Government is too stupid, ſagte mir mal ein Brite, 
ich glaube er hat Recht.“ 
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Ohne uns auch nur annähernd mit dem Beſtande des britiſchen Reiches 
ſowie mit dem der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie zu identifizieren, 
halten wir dasſelbe gleichwohl für ein nützliches politiſches Element und 
bedauern, daß die Maßloſigkeit und andere Charakterfehler der engliſchen 
Politik geeignet ſind, die feindſelige Geſinnung gegen England zu ver⸗ 
allgemeinern“ (Nr. 2938). Man glaubt, wenn man das lieſt, die Stimme 
des großen Meiſters der Politik aus dem Sachſenwalde zu vernehmen. 

Im Frühjahr 1897 begann die offene Wunde am Körper Europas 
wieder zu ſchwären. Auf Kreta brachen neue Aufſtände aus, die den Pan⸗ 
hellenismus in Griechenland noch ſtärker als 1896 entfachten. Die Groß⸗ 
mächte verſtärkten ihre maritimen Streitkräfte in den kretenſiſchen Ge⸗ 
wäſſern; auch Deutſchland, die einzige, die im Mittelmeer keine unmittel⸗ 
baren Intereſſen zu wahren hatte, — auf Kreta wohnten zudem faſt 
gar keine Deutſchen —, ſchickte am 8. Februar, lediglich um die Einigkeit 
der Mächte in dem Beſtreben für die Erhaltung des Friedens zum Aus⸗ 
druck zu bringen, die „Kaiſerin Auguſta“ von Wilhelmshaven dorthin. 
Aufs höchſte erregten die Landungspläne der Griechen Kaiſer und Kanz⸗ 
ler: „Das iſt der Krieg“ — wetterte Wilhelm II. am 14. Februar (Nr. 3148) 
— „hfſchnell die Flotten vor den Piräus, ehe es zu ſpät ijt”, und Hohen⸗ 
lohe befahl dem Kommandanten der „Kaiſerin Auguſta“, nach Ver⸗ 
ſtändigung mit den Befehlshabern der andern Streitkräfte jedem ag⸗ 
greſſiven Akt der griechiſchen Schiffe entgegenzutreten oder vorzubeugen 
(Nr. 3151); nach der beiſpielloſen Abfertigung, welche die Vorſtellungen 
der vereinigten Großmächte erfuhren, erachte er es ſelbſtverſtändlich 
als unter Deutſchlands Würde, für jetzt noch weitere diplomatiſche Schritte 
in Athen zu tun, außer etwa in unmittelbarer Verbindung mit dem 
materiellen Eingreifen unſerer Seeſtreitkräfte (vgl. auch Nr. 3164). 
Das völkerrechtswidrige Vorgehen der Griechen brachte das Blut der 
deutſchen Staatsmänner ebenſo in Wallung wie ein Jahr zuvor das der 
Chartered Company gegen die Buren; man fühlte ſich wieder als das 
Weltgewiſſen. Der Kaiſer wünſchte durch ein ſcharfes Gefecht der grie⸗ 
chiſchen Flotte ein jähes Ende zu bereiten; Hohenlohe hielt wenige Kano⸗ 
nenſchüſſe für vielleicht ausreichend, um die Griechen zur Vernunft zu 
bringen; vorher auf eine Blockade zu dringen, ſchien ihm nicht ratſam 
(Nr. 3152). In der Tat „kniffen“ die Engländer und Franzoſen. Anfangs 
März übergaben dann auf Salisburys Vorſchlag die Mächte Kollektiv⸗ 
noten in Athen und Konſtantinopel, worin ſie Autonomie für Kreta 
und Zurückziehung der griechiſchen Truppen verlangten; die Pforte 
gab nach, Griechenland nicht. So wurde die Frage der Blockierung, 
von den Admiralen und von Wilhelm II. warm befürwortet, wieder 


Die deutſche Außenpolitik von 1890 bis 1898. 117 


akut und das Beſchloſſene nur, weil der Krieg zwiſchen Türken und Griechen 
ausbrach, kurz vor der Ausführung hinfällig. Das Schickſal der Hellenen 
vollzog ſich raſch. Die vernichtenden Niederlagen, die ſie erlitten, machten 
ſie nachgiebig. Am 20. September konnte der Hohenzoller dem Habs⸗ 
burger zum Abſchluß des Präliminarfriedens gratulieren und danken: 
„Unſer Bund hat ſich in vollſter Stärke bewährt und haben die Groß⸗ 
mächte des Kontinents Europa zum 1. Male der Welt das Bild des 
geſchloſſenen Eintretens für ihre Intereſſen und die des Friedens gezeigt“ 
(Nr. 3253). | 

Der Wunſch, daß es immer fo bleiben möge, erfüllte fich nicht. 
Die englifch-ruffifche Unterſtützung der Kandidatur des Prinzen Georg 
von Griechenland als Gouverneurs von Kreta verſtimmte in Wien 
und Berlin und führte im März 1898 zur Abberufung des deutſchen 
Schiffes. Wilhelm II. ſchalt, als Murawiew, Lobanows Nachfolger, 
das Verbleiben der Engländer in Kreta mit andern zuſammen als un⸗ 
verfänglich hinſtellte: „Der Zar wird es bitter bereuen, Unterrockspolitik 
gemacht zu haben und an meine Warnungen denken, wenn erſt mit 
ſeiner Hilfe die Briten feſt in Kreta ſitzen“ (Nr. 3304). Wenige Tage 
ſpäter führte er ſeinen ſchon Ende Auguſt 1897 aufgetauchten Plan 
einer Jeruſalemreiſe aus und weilte vom 18. bis 22. Oktober 1898 in 
Konſtantinopel, in den letzten Tagen dieſes Monats im heiligen Lande; 
v. Bülow, der ihn begleitete, ſeit dem Juni 1897 an Marſchalls Stelle 
Staatsſekretär des A. A., bezeichnete auf der Rückfahrt die Orientreiſe 
als einen großen ideellen und materiellen Erfolg (Nr. 3347). Am 26. März 
1899 ſchrieb er über den letzteren an den Oberhofmarſchall v. Mirbach: 
„Als ſchon erzielte wirtſchaftliche Erfolge der Kaiſerreiſe ſind zu betrachten 
die Erteilung einer Konzeſſion zum Bau eines Hafens in Haidar Paſcha, 
die Konzeſſion eines deutſchen Kabels zwiſchen Konſtanza und Konſtan⸗ 
tinopel, die Befeſtigung der zwiſchen der türkiſchen Regierung und großen 
deutſchen Firmen beſtehenden geſchäftlichen Beziehungen. Durch die 
Kabelkonzeſſion gelangen wir in Beſitz einer direkten telegraphiſchen 
Verbindung mit Konſtantinopel, die vorausſichtlich den Anfang zu einer 
neuen Weltlinie bilden wird. Hier iſt auch zu verzeichnen der Plan einer 
Weiterführung der anatoliſchen Bahnen nach Bagdad, wodurch 
hoffentlich die Grundlage gelegt werden wird zu weiterer wirtſchaft⸗ 
licher Erſchließung Kleinaſiens. Zu betonen iſt, daß alle dieſe Konzeſſionen 
nicht bloß dem deutſchen Handel und Gewerbefleiß, ſondern mehr noch 
der türkiſchen Bevölkerung ſelbſt zum Segen gereichen“ (Nr. 3347). 
Erſt recht ſchwelgte der Kaiſer in Hochgefühlen. War es nicht Wahrheit, 
was er zu einem Bericht aus Paris vom 7. September 1898 (Nr. 3370), 
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die Franzoſen beſorgten das Anſehen ihres Landes im Orient durch 
Beeinträchtigung ihres Protektoratsrecht verringert zu ſehen, bemerkt 
hatte: „Das wird es, ſo Gott will, von ſelbſt auf ganz natürlichen Wegen, 
wo die Republik vor der Monarchie zurückweichen muß, ſobald letztere 
in unmittelbare Berührung mit dem Zuſchauer kommt“? Der ſieghafte 
Zauber der Perſönlichkeit des Deutſchen Kaiſers hatte ſich auch im Orient 
bewährt, dem Sultan und den 300 Millionen Mohammedanern, die in 
ihm ihren Kalifen verehrten, die Überzeugung verſchafft, daß ſie auf 
ihn rechnen könnten, und das bisherige franzöſiſche Protektorat über die 
orientaliſchen Chriſten, wie Bülow ſagte, „über den Haufen geworfen“. 

Der den Urſachen ſeines Unglücks nachſinnende Deutſche wird heute 
anders denken. Zeugte es einmal von wenig Klugheit, 250 Millionen 
Mohammedaner, die ruſſiſche und engliſche Untertanen waren, zu allen 
Zeiten der deutſchen Freundſchaft zu verſichern, ſo dürfte überhaupt 
das Erſcheinen des Kaiſers im Orient kaum zu rechtfertigen und vornehm⸗ 
lich zu erklären ſein aus dem Wunſche des Monarchen, die Türkei, dieſes 
bisher von ihm ſo grenzenlos verachtete Land, nach den überraſchenden 
Siegen über die Griechen perſönlich kennen zu lernen, den franzöſiſchen 
Einfluß in dem vermutlich nun friſch aufblühenden Reiche des Sultans 
zurückzudrängen und den eigenen Landsleuten dort die Wege zu ebnen; 
wie der Kaiſer am 18. Auguſt 1898 dem Zaren ſchrieb, mögen ihn ferner 
Gefühle wahrer Gläubigkeit zu der Pilgerfahrt ſehr ſtark mitbeſtimmt 
haben. Aber politiſche Wirkungen ließen ſich doch dabei nicht vermeiden, 
und zwar Folgen recht gefährlicher Natur: Deutſchland tauchte mit 
einem „Ich bin auch da“ an einer Stelle auf, wo ſchärfſte Konkurrenz 
von verſchiedenen Seiten her zu befürchten war, wo die Gegenſätze be⸗ 
ſonders ſcharf aufeinanderplatzten; das Deutſche Reich, das bisher, um 
einen im A. A. geläufigen Ausdruck zu gebrauchen, keinen Giebel nach 
dem Mittelmeer hin hatte, erhielt nun nach dieſer Seite hin einen Anbau; 
Bismarcks Wort, wir ſind am Orient völlig unintereſſiert, wurde in den 
Wind geſchlagen, der Sprung ins Dunkle hier wie bei der Beſetzung 
von Kiautſchou gewagt, die Knochen von Millionen deutſcher Grenadiere, 
ohne daß man es wollte und ahnte, — denn Hüter des Friedens wollte 
man bleiben — doch tatſächlich riskiert. Im Frühjahr 1896 hatte man 
in Berlin gefagt, übernähmen Oſterreich⸗Ungarn und Deutſchland die 
Verteidigung der Meerengen, ſo würden ſie ſich als Puffer zwiſchen 
England und Rußland ſchieben (Nr. 2676) — taten ſie es denn durch ihre 
wirtſchaftliche Expanſion in der Türkei und durch das Verſprechen, ihre 
Integrität zu ſchützen, nicht auch? Störten ſie Englands Kreiſe nicht 
auf das empfindlichſte, indem ſie ſeinen Plan einer ſtrategiſchen Bahn von 


A 


Die deutſche Außenpolitik von 1890 bis 1898. 119 


Kairo nach dem perſiſchen Meerbuſen durch das Bagdadbahnprojekt 
durchkreuzten? War es nicht Verblendung des jetzt als Botſchafter in 
Konſtantinopel wirkenden Frh. v. Marſchall am 5. März 1898 mit Bezug 
auf des Sultans Wunſch einer Verlängerung der Anatoliſchen Bahn bis 
Bagdad zu ſchreiben: „eine Frage der Gegenwart iſt es, zumal nach den 
jüngſten Vorgängen in Oſtaſien, daß uns hier kein anderer dazwiſchen⸗ 
kommt“ (Nr. 3339)? War es nicht mehr als naiver Optimismus, daß er 
am 24. Mai hinzufügte (Nr. 3340): „Wir werden mit unſeren wirtſchaft⸗ 
lichen Beſtrebungen ſamt den politiſchen Zielen, die heutzutage untrenn⸗ 
bar mit jenen verbunden ſind, um ſo ſicherer vorwärts kommen, als die 
heutige Weltlage dem nahen Orient nach menſchlicher Berechnung 
ernſtere Komplikationen erſparen wird“? Beging nicht auch diesmal 
Hohenlohe eine Unterlaſſungsſünde? Er hatte Marſchalls Scheiden 
aus der Wilhelmſtraße nicht bedauert und am 7. November 1897 über 
Wilhelm II. geſchrieben: „Daß der Kaiſer durch ſein impulſives Weſen 
beunruhigt, iſt nicht zu leugnen. Etwas mehr Phlegma wäre ihm zu 
wünſchen“ (Denkwürdigkeiten II 532). Hätte er nicht zurückhalten können 
und müſſen? Hat er mit Bismarck über die geplante neue Einſtellung 
Deutſchlands im Orient nicht mehr geſprochen? 

In der Jeruſalemfahrt des Kaiſers und in der ſich daran anſchließen⸗ 
den deutſchen Durchdringung der Türkei ſcheint mir ein Grundfehler 
der wilhelminiſchen Politik zu liegen, nicht in der Verſtärkung der deut⸗ 
ſchen Flotte. Die letztere war unbedingt notwendig!). Kaiſer Wilhelm 
hatte ein gutes Recht, Ende März 1897 bei den Blockadeverhandlungen 
der vor Kreta vertretenen Mächte über die Schwäche unſerer Seeſtreit⸗ 
kräfte zu jammern: „Man ſieht hieraus wieder, wie ſchwer Deutſchland 
den Mangel einer ſtarken Flotte empfindet, da es ſich im Konzert nicht 
durchſchlagend fühlbar machen kann. Hätten wir ſtatt eines Schiffes 
eine ſtarke Kreuzerdiviſion mit Panzerkreuzern bei Kreta gehabt, ſo 
hätte Deutſchland ungeſäumt auf eigne Fauſt im Februar allein gleich 


1) Das „Wie“ war eine Frage für ſich. Hat nur ihr Umfang und ihr Tempo 
Bismarck beunruhigt oder verwarf er ſie ganz und gar? Wilhelm Schüßler ſagt: 
„Noch zu allerletzt warnt der Greis vor der kaiſerlichen Flottenpolitik; ſie entſpringe 
keiner Notwendigkeit, ſondern undeutſcher Preſtigeſucht und treibe notwendig 
England in Rußlands und Frankreichs Arme“ (Kämpfer, Großes Menſchentum 
aller Zeiten, 3. Band, S. 462). Nach den Erinnerungen von Alfred v. Tirpitz 
(S. 90) ſagte Bismarck im Sommer 1897 zu dem neuen Leiter des Reichsmarine⸗ 
amts nach Außerung ſeiner Bedenken: „Sie brauchen mich gar nicht davon zu 
überzeugen, daß wir mehr Marine nötig haben.“ Er hat ſpäter Tirpitz die Zu⸗ 
ſtimmung zu ſeinem Vorgehen auch noch ſchriftlich beſtätigt. 
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Athen blockieren können und dadurch die andern Mächte nolens volens 
zum Mittun fortgeriſſen und gezwungen. So iſt ſchließlich nichts geſchehen, 
und derjenige, der alle Pläne durchkreuzt, alle Tatkraft lähmt und auf 
den ſchließlich darum Rückſicht genommen wird, iſt England! Und warum? 
Weil es die ſtärkſte Flotte hat! Uns helfen unſere 1000000 Grenadiere 
dabei nichts!“ (Nr. 3125). Die Notwendigkeit, hier Remedur zu ſchaffen, 
hatte der Kaiſer ſchon früher empfunden, ſchon vor der Zuſpitzung des 
deutſch-engliſchen Konflikts durch Jameſons Unternehmen; als im No» 
vember 1895 der Botſchafter in Konſtantinopel, Frh. v. Saurma, Mar- 
ſchall und Hohenlohe die Entſendung eines zweiten Schiffes in das 
Mittelländiſche Meer befürworteten, ſchlug Wilhelm II. das ab: einmal 
machten zwei Schiffe nicht mehr Eindruck als eines, andererſeits ſei durch 
die Abkommandierung der Diviſion in Oſtaſien teils die Mobilmachung 
zu Haufe ernſtlich erſchwert, teils der Indienſthaltungsfonds, vom Bare 
lament ſtets zu knapp bemeſſen, ſo ſtark in Anſpruch genommen, daß 
vorläufig eine weitere Indienſtſtellung untunlich ſei, — „wir haben 
eben keine Flotte mehr“ (Nr. 2513, val. auch Nr. 2523). „Ich bedaure, 
daß bei den geradezu himmelſchreienden Zuſtänden in unſerer Marine 
und ihrer völligen Unzulänglichkeit in jeder Hinſicht dieſes [die Rück⸗ 
berufung S. M. S. Kaiſer aus Oſtaſien und ſeine Stationierung in 
Port Said] die einzige Art iſt, in welcher ich den Wünſchen Euerer Durch⸗ 
laucht betreffs unſerer Flagge im Mittelländiſchen Meer entgegenkommen 
kann“ (Nr. 2530). Antiengliſch war die Vermehrung der Flotte gewiß 
von Anfang an gedacht, aber keineswegs offenſiv. Als Salisbury im 
Oktober 1895 Hatzfeldt gegenüber erklärte, Malet habe zu ſeinen Auße⸗ 
rungen in Berlin keinen Auftrag gehabt und ihm, Salisbury, erſchienen 
die deutſch⸗engliſchen Beziehungen nicht verdunkelt, bemerkte der Kaiſer 
zu Hatzfeldts Bericht (Nr. 2580): „Iſt einerlei, aus dieſer Geſchichte 
müſſen wir tüchtig Kapital ſchlagen auch für eventuelle Marineforderungen 
zum Schutze des zunehmenden Handels.“ Dazu hatte die deutſche Re⸗ 
gierung das Recht und die Pflicht. Sie konnte es bei kluger Schonung der 
engliſchen Gefühle auch wagen. Von einem Wunſch und Willen, dem 
Beherrſcher der Meere den Dreizack zu entwinden, durfte freilich nicht 
geſprochen werden. 

Der Ton macht die Muſik auch im politiſchen Konzert der Groß⸗ 
mächte. Wilhelm II. hat nicht immer den richtigen getroffen, Marſchall 
und der ihn zumeiſt beratende Holſtein ebenſowenig, Hohenlohe im ganzen 
doch wohl öfter als Caprivi. Den guten Willen, durch eine kluge Real⸗ 
politik den Frieden Europas zu wahren, wird man auch den Nachfolgern 
des erſten Kanzlers, dem Kaiſer und ihren Helfershelfern nicht abſprechen 
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dürfen — „wir handeln nicht nach Stimmung und Laune“, beruhigte 
Holſtein den Grafen Hatzfeldt unmittelbar nach Abſendung der Krüger⸗ 
depeſche (Nr. 2612) — keiner europäiſchen Nation hat man auch nach 1890 
in Berlin zu nahe treten und nur wie Bismarck bis zum griechiſch⸗türkiſchen 
Kriege keine Hand rühren wollen für den Sultan und ſeine Untertanen. 
Aber das ſcharfe Auge und die ſichere Hand jenes in unverzeihlicher Ver⸗ 
blendung vom Steuer verdrängten politiſchen Genius, ſein zwiſchen 
geduldigem Harren und entſchloſſenem Handeln ſtets richtig wählender 
Inſtinkt, ſeine Vorſicht in der Erprobung der Tragfähigkeit des Balkens, 
auf den er zu treten gedachte, ſeine beim Zupacken faſt nie fehlgreifende 
Energie beſaßen die nach Bismarcks Sturz für die deutſche Außenpolitik 
verantwortlichen Männer nicht oder wenigſtens nicht in gleichem Maße, 
Marſchall auch damals nicht, als er am 24. Februar 1898 ſchrieb: „Ein 
Diplomat handelt immer noch beſſer, wenn er zu langſam, als wenn er 
zu raſch vorgeht“ (Nr. 3356). Vorgefaßte Meinungen, Triebe und Wallungen, 
Preſtigebedürfnis, verletztes Rechtsgefühl, perſönliche Empfindlichkeit ſtör⸗ 
ten ihnen nicht felten die beſonnene Überlegung, zumeiſt auch wenn er an 
der Krügerdepeſche nicht vornehmlich ſchuldig ſein ſollte, dem ſich gar zu 
gern indie vorderſte Linie der Innen⸗ !) und Außenpolitik vordrängenden 
Monarchen, der den Reſpekt vor Deutſchland andauernd mehren, immer 
alle an Anſehen überragen und — um feine eigenen Worte zu gebrauchen 
(Nr. 2853) — die andern Onkels am liebſten zu ſeinen Füßen herum⸗ 
krabbeln ſehen wollte. Die einfache, klare, durchſichtige Politik, die man 
bei der Nichterneuerung des Rückverſicherungsvertrages proklamierte, 
bewährte ſich nicht; ſie war Quackſalberei, wurde notgedrungen zum 
Zickzackkurs, nicht nur durch Wilhelms II. Eingreifen oft ſchroff und brüsk, 
hatte wachſende Verſtimmung auf allen Seiten zur Folge. Wie ſich im 
Herbſt 1897 durch die Beſitznahme von Kiautſchou, auf das die Ruſſen 
ein Auge geworfen hatten, die guten Beziehungen zu Petersburg wieder 
lockerten, erſehen wir aus der 2. Serie der Aktenpublikation noch nicht; 
erſt die dritte wird uns darüber Näheres bringen; ſie wird uns auch auf⸗ 
klären über das Scheitern der engliſchen Werbungen um ein Bündnis 
mit Deutſchland. In den demnächſt zu erwartenden Bänden tritt Hohen⸗ 
lohe vorausſichtlich zurück, Bernhard v. Bülow mehr und mehr in den 
Vordergrund. Man wartet geſpannt auf die Argumentationen des 
Mannes, der am Tage der Abſendung des Krügertelegramms ſeiner 


1) Über einen Zuſammenſtoß zwiſchen Wilhelm II. und Hohenlohes anläß- 
lich Marſchalls außenpolitiſcher Erklärungen im Reichstage am 22. Februar 1897 
ſiehe Nr. 3169 und 3170. 
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Freude Ausdruck gab über das endlich „zur Vernunft gebrachte Albion“ 
(Nr. 2642). Freilich der ſubtilen, das verſchlungene Geflecht von Freiheit 
und Notwendigkeit, von Individuellem und Allgemeinem auflöſenden 
Jorſchung wird die dritte Serie wohl noch ebenſo viele Rätſel zu raten 
aufgeben wie die zweite. 


Nachtrag. In den Hamburger Monatsheften für auswärtige Politik 
Europäiſche Geſpräche 1924 (Mai⸗Juniheft S. 201 — 244) behandelt 
Friedrich Thimme die Krügerdepeſche, ihre Geneſis und ihre hiſtoriſche 
Bedeutung unter Heranziehung von Aufzeichnungen Marſchalls und des 
Admirals Frh. v. Senden und Bibran; Prinz Alexander zu Hohenlohe 
ſtellte auch Thimme nichts zur Verfügung und konnte ſich nur auf eine 
Außerung ſeines Vaters beſinnen, wonach der Kanzler der Abſendung 
der Depeſche ſchließlich zuſtimmte, „um Schlimmeres zu verhüten“ (vgl. 
ſeinen Artikel in der Frankfurter Zeitung vom 21. März 1924). Marſchall 
bemerkte in ſeinem Tagebuch zum 3. Januar 1896: „Um 10 Uhr Kon⸗ 
ferenz mit S. M., der noch Reichskanzler, Hollmann, Knorr und Senden 
beiwohnen. S. M. entwickelt etwas wunderbare Pläne. Protektorat 
über Transvaal, was ich ihm ſofort ausrede. Mobilmachung der Marine⸗ 
infanterie. Sendung von Truppen nach Transvaal. Und auf den Ein⸗ 
wand des Reichskanzlers: „Das wäre der Krieg mit England, ſagt S. M.: 
Sa, aber nur zu Land.“ Dann wird beſchloſſen, Scheele zur Rekognos⸗ 
zierung nach Transvaal zu ſchicken. Auch ein unglücklicher Gedanke. 
Endlich richtet S. M. auf meinen Vorſchlag ein Beglückwünſchungs⸗ 
telegramm an Präſident Krüger.. Senden⸗Bibrans Eintragung 
vom 3. Januar ſtimmt damit überein; zum 8. Januar verzeichnete er: 
„Neues Palais — Berlin. Um 1 Uhr großer Vortrag in Marineangelegen⸗ 
heiten mit Hohenlohe, Kayſer, Knorr, Hollmann. Es bleibt dabei, wir 
wollen fordern etwa 100 Millionen für 3 Panzerſchiffe 2. Klaſſe und 
4 Panzerkreuzer.“ Der Kaiſer wollte alſo die Vorgänge in Südafrika 
für die geplante Marinevorlage fruktifizieren. Senden fuhr am 10. Ja⸗ 
nuar nach Friedrichsruh um Bismarck zu fragen: „Fürſt iſt für Marine⸗ 
erweiterung, wir müßten wie Rußland vorgehen,“ vermutlich ſollte das 
heißen: wie Rußland kleine Kreuzer bauen. Bismarck warnte überhaupt, 
die Briten zu ſehr vor den Kopf zu ſtoßen: „Sprachen viel über Transvaal; 
die engliſche Schweinerei ift nicht gegen uns, ſondern gegen Transvaal 


gerichtet. Depeſche hätte er etwas anders gefaßt, der Paſſus wegen der 


befreundeten Nation hätte wegbleiben ſollen.“ 

Die geiſtigen Urheber der Depeſche an Präſident Krüger waren 
Marſchall und Kayſer. Holſtein, der erſt gegen 1 Uhr durch Marſchall 
das Telegramm kennen lernte, nachdem er ſich vorzeitig entfernt hatte, 
beſchwor den Staatsſekretär es nicht abzuſenden; dieſer ſchlug das ab 
mit der Erklärung, nur durch ſeine Vorlegung ſei es gelungen, S. M. von 
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weit bedenklicheren Maßnahmen zurückzuhalten, vor allem von Landung 
deutſcher Truppen in der Delagoabai. Admiral v. Knorr gelang es 
in einem Vortrag nach der Beratung über die Krügerdepeſche den Kaiſer 
zu überzeugen, daß die Abſendung im Hinblick auf die vorausſichtliche 
Wirkung in England ſiſtiert werden müſſe; das Telegramm war aber 
ſchon abgegangen. 

Hohenlohe hatte der Abſendung cchließlich zugeſtimmt, „um 
Schlimmeres zu verhüten“. Dies laſſen Aufzeichnungen des dem 
Fürſten Radolin naheſtehenden damaligen Hauptmanns v. Mesmer⸗ 
Saldern erkennen, die A. O. Meyer im Juni⸗Juliheft des Archivs für 
Politik und Geſchichte veröffentlicht (Fürſt Hohenlohe und die Krüger⸗ 
depeſche S. 591— 596). Der Kaiſer eröffnete dem am Abend des 
2. Januar ins Opernhaus befohlenen Radolin, er habe dem Kanzler 
das Konzept einer Depeſche an Krüger vorgeleſen, Hohenlohe aber 
die Verantwortung für ihre Abſendung abgelehnt und um ſeine Ent⸗ 
laſſung gebeten. Am Vormittag des 3. Januar erzählte der Kanzler 
Radolin das Ergebnis der ſoeben beendeten Beratung; ſichtlich er⸗ 
leichtert, ſagte dann Radolin zu v. Mesmer: „Gott ſei Dank! Der 
Kaiſer hat nachgegeben. Es iſt eine andere Faſſung der Depeſche an 
Krüger aufgeſetzt worden; dieſe will der Kanzler auf ſich nehmen und 
hat ſeine Demiſſion beim Kaiſer zurückgezogen.“ 

Mein Aufſatz „Der Wert des ruſſiſchen Drahtes 1890“ erſchien 
in der D. A. Z. am 15. Auguſt 1924. 
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Zur Entſtehung des Kölner Stadtbuchs. 
| Bon Ernft Kaeber. 


Im Heft 52 der „Schriften des Vereins für die Geſchichte Berlins“ 
hat Paul Clauswitz „Das Stadtbuch des alten Köln an der Spree aus dem 
Jahre 1442“ veröffentlicht. Er hat damit eine bedeutende Quelle zur 
Geſchichte des mittelalterlichen Berlins, die noch nicht oder doch nur 
unvollkommen veröffentlicht war, der Wiſſenſchaft zugänglich gemacht. 
Eine ausführliche geſchichtliche Einleitung und wertvolle Erläuterungen 
umgeben den eigentlichen Text, der von den 84 Seiten des Heftes nur 
28 Seiten einnimmt. Schon daraus geht hervor, mit wie reichhaltigen 
kritiſchen Ausführungen, geſchöpft aus einer jahrzehntelangen eingehen⸗ 
den Beſchäftigung mit der älteren Berliner Geſchichte, Clauswitz den Ab⸗ 
druck des ſchmalen Textes begleitet hat. Die Wiſſenſchaft wird dem über 
Achtzigjährigen für dieſe Publikation daher zu beſonderem Danke ver⸗ 
pflichtet ſein!). 

Clauswitz ſelbſt hat auf die hiſtoriſche Einleitung und die Erläute⸗ 
rungen den Hauptnachdruck gelegt. Seine Bemerkungen über die äußere 
Geſtalt, in der das Stadtbuch überliefert iſt, und ſeine Ausführungen 
über den oder die mutmaßlichen Verfaſſer ſind dagegen ſehr knapp 
gehalten. Sie ſcheinen mir auch nicht überzeugend zu ſein. Bei der Wich⸗ 
tigkeit, die dieſe Quelle immerhin für ſich beanſpruchen darf, möchte 
ich daher auf dieſe Dinge etwas näher eingehen. N 

Claustvit äußert ſich über feine Vorlage auf S. 41 folgendermaßen: 
„Zwei Verfaſſer haben ſich bei der Herſtellung des Buches beteiligt. 
Der eine iſt nicht genannt, als der andere bekennt ſich ein Altariſt und 
ehemaliger?) Notar Nicolaus Molner . .. beide Verfaſſer ſchicken ihren 
Aufzeichnungen Vorbemerkungen voraus, worin ſie den Zweck ihrer 


1) Vgl. die Beſprechung durch Krabbo: „Forſchungen“, Bd. 35, S. 313f. 

2 So überſetzt Clauswitz „pro tune notarium. Es muß heißen „derzeitig“, 

was auch ſehr viel beſſer dazu paßt, daß M. das Stadtbuch ſchreibt. Vergl. 

er ihn Agathe Laſch: Geſchichte der Schriftſprache in Berlin. Dortmund 1910, 
. 346. | 
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Arbeit angeben. Die Pergamentblätter, deren fie ſich bedienten, waren 
wohl anfänglich geheftet, dem Städtiſchen Archiv ſind ſie loſe in den 
Deckeln überliefert, auch nicht mit Seitenzahlen verſehen. Da ſich die 
Handſchriften der beiden Verfaſſer ſehr ähneln, konnten die Blätter leicht 
aus der Reihe kommen, und es läßt ſich nun heute ſchwer unterſcheiden, 
was zuſammengehört, und welcher Schreiber den Anfang gemacht hat. 
Ein Teil der Blätter beginnt mit einem kunſtvoll ausgeführten Anfangs⸗ 
buchſtaben und zeigt auf den folgenden Seiten zahlreiche rote Initialien, 
wogegen bei der Bearbeitung, die unter Molners Namen beginnt, 
| dieſer Schmuck fehlt. Deshalb könnte die erſte die früher begonnene ſein, 
und in dem nachfolgenden Abdruck iſt auch dieſer Text, ſoweit er vermutlich 
zuſammengehört, vorangeſtellt.“ 

Gegen die Annahme, daß, abgeſehen von den deutlich erkennbaren 
ſpäteren Nachträgen, zwei Schreiber den urſprünglichen Text des Stadt⸗ 
buches hergeſtellt haben, ſprechen äußere wie innere Gründe. Claus witz 
hat anſcheinend vor der Niederſchrift ſeiner Bemerkungen über den 
Zuſtand des Manuſkripts dieſes nicht mehr einer erneuten Prüfung 
unterzogen. Denn es beſteht nicht aus loſen Blättern, ſondern die Mehr⸗ 

zahl der Blätter iſt noch heute feſt mit den Einbanddeckeln verbunden. 
Dieſe allerdings ſind auseinandergebrochen, die feſten Lederriemen, 
mit denen Vorder⸗ und Hinterdeckel verbunden waren, ſind geriſſen, 
und das Buch zerfällt dadurch in zwei Teile. Der erſte enthält drei mit 
dem Vorderdeckel durch den urſprünglichen Einband verbundene beſchrie⸗ 
bene Pergamentblätter, der zweite 16 ebenſo mit dem Rückdeckel 
zuſammenhängende Blätter. Dazu kommen ſechs aus dem Einband 
gelöſte Blätter, in denen Clauswitz das Werk des erſten, unbekannten 
Schreibers geſehen hat. Die Handſchrift umfaßt alſo im Ganzen 25 Per⸗ 
gamentblätter, von denen 18, teilweiſe mit Nachträgen, beſchrieben, 
die anderen leer geblieben ſind. Der Einband beſteht aus zwei ſtarken, 
außen mit Pergament überzogenen Holzdeckeln, von denen jeder mit 5 
jetzt zum Teil abgebrochenen Meſſingbuckeln verziert war. Ein Ver⸗ 
ſchluß dieſes Buches wurde durch zwei Lederſtreifen gebildet, von denen 
nur der eine noch erhalten iſt, und die, am Rückdeckel angenagelt, am vor⸗ 
deren Deckel durch eine abgebrochene Mechanik feſtgehalten wurden. 
Die Innenſeite der Einbanddeckel iſt mit je einem Pergamentblatt über⸗ 
zogen; und zwar bildeten dieſe Pergamentblätter urſprünglich das erſte 
und das letzte unbeſchrieben gebliebene Blatt der Handſchrift ſelbſt. 
Das auf die Innenſeite des Vorderdeckels geklebte Pergamentblatt iſt 
die erſte Hälfte von dem Pergamentbogen, auf deſſen anderer Hälfte 
die Eintragungen „de concivio“ beginnen (in der Clauswitz'ſchen Ausgabe 
S. 55). Das dem Rückdeckel angeklebte Blatt bildet den zweiten Teil 
des Bogens, auf deſſen erſter Hälfte der Nachtrag „Anno domini Moe CCCCo 
XL™° quinto“ ſteht (Clauswitz S. 67: hier ijt quinto verſehentlich mit 
quarto aufgelöſt). Dieſe beiden den Deckeln angeklebten Pergament⸗ 
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blätter befinden ſich noch heute in tadelloſem Zuſtande, ganz fo, wie 
wenn eben erſt die Blätter zugeſchnitten worden wären. Daraus folgt 
mit Sicherheit, daß die Handſchrift ſofort nach Fertigſtellung in den 
jetzigen Einband gebunden worden iſt, denn ſonſt hätten ſich ja die beiden 
äußerſten Pergamentblätter ſchon in wenigen Jahren vor allem an den 
Kanten ſtark abnützen müſſen, da das Stadtbuch zum regelmäßigen 
Gebrauch beſtimmt war. Man wird ſogar annehmen dürfen, daß bei 
der Anlegung des Buches der Schreiber mit alsbaldigem Einbinden 
gerechnet und eben deswegen das jetzt mit dem Vorderdeckel verbundene 
Blatt frei gelaſſen hat. Ebenſo hat er eine ganze Reihe von unbeſchrie⸗ 
benen Blättern gleich miteinbinden laſſen, damit auf ihnen Nachträge 
Platz finden könnten. Dies iſt denn auch auf mehreren Blättern ge⸗ 
ſchehen. | | 

Wohin gehören aber die ſechs von Clauswitz dem erſten Schreiber 
zugewieſenen loſen Blätter, von denen übrigens vier, = 2 Bogen, 
noch zuſammengeheftet ſind? Zweifellos hinter das erſte beſchriebene 
Blatt der Handſchrift, wie die von dem Heften herrührenden Einſchnitte 
in den Rand der Blätter zeigen. Die Einſchnitte paſſen genau in die Heft⸗ 
ſtellen des noch mit dem Vorderdeckel verbundenen Pergamentblattes. 
Es iſt auch deutlich zu erkennen, daß hier mehrere Blätter fehlen. Legt 
man die ſechs Blätter hier hinein, dann ſperrt der erſte Teil des Buches 
nicht, was er doch tun müßte, wenn man ſechs ſtarke Pergamentblatter, 
die urſprünglich nicht zu ihm gehörten, zwiſchen ſeine wenigen Seiten 
legen wollte. : 

Clauswitz iſt [bon die große Ahnlichkeit der Schrift feiner beiden Ver⸗ 
faſſer aufgefallen. Bei vorurteilsloſer Prüfung kann aber gar kein Zwei⸗ 
fel darüber beſtehen, daß es ſich nicht um zwei ſehr ähnliche Handſchriften, 
ſondern um ſtets die gleiche Schrift handelt. Man vergleiche nur die 
erſten deutſch geſchriebenen Eintragungen Molners — Clauswitz S. 52 — 
mit dem erſten Blatt des angeblich von einem andern Schreiber herrühren⸗ 
den, von Clauswitz an den Anfang ſeines Abdrucks geſtellten Teil des 
Stadtbuchs — Clauswitz S. 43. Ich mache etwa auf die Worte „dun, 
beiden steden, Colen, stad“, auf die großen B und 8, das A in den Ini⸗ 
tialen, die pp in „upp“, die k aufmerkſam. Im weiteren Verlauf der 
Handſchrift iſt vollends die Übereinſtimmung fo ſichtbar, daß eine Tren⸗ 
nung nach zwei Schreibern nirgends möglich iſt. Auch die Unterſcheidung, 
die Clauswitz zwiſchen dem einen Verfaſſer, der kunſtvoll ausgeführte 
Anfangsbuchſtaben malt, und dem anderen, der dies nicht tut, hat machen 
wollen, läßt ſich bei genauerer Durchſicht der Handſchrift nicht aufrecht⸗ 
erhalten. Denn die roten Initialen hören mitten in dem Einnahmever⸗ 
zeichnis auf, das Clauswitz ſeinem ungenannten Verfaſſer zuſchreibt. 
Auf der Vorderſeite von Blatt 5 ſind ſie noch reichlich vorhanden, auf der 
Rückſeite fehlen fie ſchon. Der Schreiber hat feine Abſicht, die Nieder⸗ 
ſchrift überall mit Initialen zu verzieren, während der Arbeit aufgegeben. 
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Mehrfach tft noch der Raum für den Anfangsbuchſtaben frei gelaſſen wor⸗ 
den, die Hinzufügung der Initialen aber ſpäter unterblieben. 

Der äußere Befund läßt alſo gar keinen Zweifel daran übrig, daß 
es ſich um ein von vornherein einheitlich angelegtes, von einer Hand ge⸗ 
ſchriebenes Werk handelt. Wir müſſen uns aber auch kurz mit den inneren 
Gründen beſchäftigen, die für oder gegen Clauswitz' Anſicht ſprechen. 
Cl. iſt auf ſeine Vermutung wohl vor allem durch die beiden „Vorbemer⸗ 
kungen“ gekommen, die er in der Handſchrift findet, und die nach feiner 
Auffaſſung nur von zwei verſchiedenen Verfaſſern herrühren können. 
Die eine, mit der er ſeinen Abdruck des Stadtbuchs beginnt, fängt auf 
der erſten Seite der jetzt aus dem Einband gelöſten Blätter des Manu⸗ 
ffript3 mit einer großen Initiale an. Sie erzählt zunächſt die Geſchichte 
der Vereinigung der Städte Berlin und Köln im Jahre 1432 und ihre 
Trennung im Jahre 1442. Der Verfaſſer, der dieſe Trennung beklagt, 
ſieht als eine ihrer Folgen das Hineinſtrömen mit der ſtädtiſchen Ver⸗ 
waltung nicht vertrauter Elemente in den Rat an, er hält deshalb für die 
Unterrichtung dieſer Leute die Anlegung eines Buches für nötig, das 
„dy regirunge desser stad met innement und uthgevent der tinsze und 
renthe aus den alten Regiſtern überſichtlich zuſammenfaßt. Kein Zweifel, 
daß wir es hier mit der Einleitung des Stadtbuches zu tun haben. Ihr fol⸗ 
gen die Einnahmen und Ausgaben in ganz gleichmäßiger Anordnung, ohne 
daß, wie ſchon bemerkt, irgendwo ein Wechſel der Handſchrift erkenntlich 
wäre. Nun ſtehen aber auf dem erſten der mit dem Vorderdeckel des 
Stadtbuches noch heut feſtverbundenen Pergamentblätter mehrere 
lateiniſche Notizen, in denen Cl. Vorbemerkungen geſehen hat, die nicht 
von dem Schreiber der ausführlichen Einleitung herrühren können, 
vielmehr eine ſelbſtändige andere Aufzeichnung ſtädtiſcher Einnahmen 
und Ausgaben einleiten, die Cl. als zweiten Teil ſeiner Ausgabe des 
Stadtbuches S. 51 ff. abgedruckt hat. Sie lauten: 

„Anno domini millesimo quadringentesimo tercio super festo 
purificationis Marie comparatus est presens liber pro utilitate hujus 
civitatis per proconsulem et consules subscriptos Jacob Tideken, 
Hans Langhen, Andreas Werbick, Claus Koste et Hans von Grymmen. 

In isto libro anno suprascripto inchoato inscribuntur omnia jura 
hujus civitatis Colen tam de perceptis quam expositis ex antiquis 
registris collecta. 

Infra seripta sunt pueriliter ex diversis registris pro hujus civitatis 
utilitate collecta per Nicolaum Molner altaristam pro tunc notarium.“ 

Es folgt auf dieſer Seite dann nur noch ein von anderer Hand 
herrührender Nachtrag aus dem Jahre 1447. Auf der Rückſeite des Blattes 
ſtehen, zweifellos von Molners Hand, Angaben über die Eide der Rats⸗ 
mannen, der Innungsmeiſter und der Stadtdiener. Ein zwingender 
Grund, mit Cl. in Molner nicht den Verfaſſer der ausführlichen Einleitung 
und des ganzen Stadtbuches zu ſehen, liegt aber nicht vor. Molner hat 
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eben mit der ausführlichen Einleitung, die Cl. feinem unbekannten Autor 
zuſchreibt, begonnen, darauf alle Einnahmen und Ausgaben der Stadt 
verzeichnet, und am Schluß auf das freigelaſſene erſte Blatt die eben 
zitierten kurzen lateiniſchen Bemerkungen über die Entſtehung des 
Buches, ſeinen Inhalt und über ſeine Autorſchaft geſetzt. Übrigens ſind 
die drei Sätze von einander durch größere Zwiſchenräume getrennt 
und nach dem Schriftbefund zweifellos nicht ganz gleichzeitig geſchrieben. 
Vielmehr hat Molner, nachdem er den erſten Satz gleichſam als Überjchrift 
geſchrieben hatte, ſpäter die kurze Inhaltsangabe und wieder etwas 
ſpäter die Zeile über ſich ſelbſt als Verfaſſer zugefügt. Auch dies ſpricht 
dafür, daß wir es hier nicht mit einer ſelbſtändigen Vorbemerkung zu 
tun haben. Die freie Rückſeite des Blattes hat er dann mit den Eides⸗ 
formularen ausgefüllt, die eigentlich nicht in das Buch gehörten. Wäre 
dem nicht ſo, und beſtände das Stadtbuch wirklich aus zwei ſelbſtändigen 
Arbeiten, ſo würde keine von ihnen auch nur entfernt den Ankündigungen 
entſprechen, die ihre Autoren über ihre Arbeit in ihren ſog. „Vorbemer⸗ 
kungen“ machen. „Omnia jura hujus civitatis Colen tam de perceptis 
quam expositis will Nicolaus Molner aufzeichnen; in der Clauswitz chen 
Ausgabe ſeines Werkes fehlen aber die wichtigſten Einnahmen, weil Cl. 
dieſe dem anderen Autor zuſchreibt. Dieſer will „dy regirunge desser 
stad mit innement und uthgevent“ aus vielen Regiſtern zuſammen⸗ 
tragen, aber in dem ihm von Cl. zugeſchriebenen Text fehlen ein Teil der 
Einnahmen und alle Ausgaben. Man ſieht, auch aus dieſen inneren Grün⸗ 
den folgt, daß das Stadtbuch von einem einzigen Autor herrühren muß, 
d. h. von dem Altariſten und Stadtſchreiber Molner. Cl. iſt durch ſeine 
Annahme, es handele ſich um zwei Verfaſſer, ſogar dazu geführt worden, 
das von ihm dem Molner zugeſchriebene Einnahmeverzeichnis mit dem 
Wort „item“ beginnen zu laſſen, das doch nicht gut am Anfang einer 
Aufzeichnung ſtehen kann. Aber auch, wenn man den Text eines zweiten 
Verfaſſers irgendwo anders beginnen laſſen wollte, man wird nirgends 
eine geeignete Anfangsſtelle für ihn finden. 

Das einzige Bedenken, das man mit einigem Recht dagegen geltend 
machen kann, die beiden „Vorbemerkungen“ demſelben Verfaſſer zuzu⸗ 
ſchreiben, liegt darin, daß die ausführliche Einleitung den Eindruck er⸗ 
weckt, als ſei ſie faſt unmittelbar nach der Trennung Berlins und Cölns 
geſchrieben. Dieſe erfolgte am 26. Februar nach der urkundlichen Über⸗ 
lieferung, am 4. März 1442 nach dem Stadtbuch. Molner aber gibt als 
Beginn ſeiner Aufzeichnungen den Anfang des Jahres 1443 an. Indeſſen 
die Worte der Einleitung: „So ys nu im yare und daghe hir nagheschreven 
na Christi unses heren bort virtheinhundert yar dar na im tweunde- 
virtigesten yare am daghe zo men in der hilighen kerken singhet Oculi 
mei dy selve gude eninghe und vordracht beyder stede weder 
afgegan und vorstort“ können auch zu Anfang 1443 geſchrieben fein. 
Das Datum bezieht ſich ja auf die Trennung der Städte, die auch anfangs 
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1443 noch fo neu war, daß der Schreiber der Einleitung fie wohl als „nu“ 
geſchehen bezeichnen konnte. Auch die Durchführung ihrer Beſtimmungen 
über die Neuwahl der Räte in Berlin und Cöln muß ja geraume Zeit ge⸗ 
währt haben. Für eine Abfaſſung der Einleitung nicht unmittelbar 
nach dem Frühjahr 1442 ſpricht vielmehr der Paſſus der Einleitung 
über die Schwierigkeiten des ſich Zurechtfindens in den ſtädtiſchen Re⸗ 
giſtern: „Eyn deyls registra synt hir ok, dy geschreven sint dy wile 
dy stede eynweren, unde nu desse registra na der voranderunghe.“ 
Danach ſind doch ſchon neue Regiſter nach der Trennung der Städte für 
Cöln allein angelegt worden. Es iſt alſo eine gewiſſe Zeit nach dieſem 
Ereignis vergangen. Jedenfalls kann gegenüber den zwingenden Grün⸗ 
den, die für die einheitliche Abfaſſung des Stadtbuches ſprechen, auf den 
angeführten Paſſus der Einleitung kein Beweis für eine gegenteilige 
Anſicht aufgebaut werden. Als Abfaſſungsjahr des Stadtbuchs muß das 
Jahr 1443 bezeichnet werden, während Cl. den erſten Teil dem Jahre 1442 
zugeſchrieben hatte. 


Kenitz und Königsberg. 


Von Hermann Gollub. 


Über das Verhältnis zwiſchen Kenitz (Chinz) und Königsberg iſt 
ausführlich gehandelt worden von Prof. Reiche (Bauſteine zur Geſchichte 
der Stadt Königsberg i. d. Neumark, Programm 1898; Schriften des 
Vereins für die Geſchichte der Neumark, Heft 12, 1901), von Prof. 
van Nießen (Forſchungen zur brandenb. u. preuß. Geſch. Bd. II 1890, 
Bd. IV. 1891; Schriften des Vereins f. d. Geſch. d. Neumark Heft 10, 
1900; Heft 13, 1902; Geſchichte der Neumark, 1905) und von Prof. 
Mucke (Schriften d. V. f. d. Geſch. d. Neumark Heft 7, 1898; Heft 13, 
1902). Reiche geht mit peinlicher Gründlichkeit, oft wohl zu minuziös, 
vor; van Nießen ſucht mehr nach zuſammenfaſſenden und erklärenden 
Geſichtspunkten, wobei natürlich mehr oder minder treffende Kombina⸗ 
tionen eine ziemliche Rolle ſpielen müſſen; Mucke beſchränkt ſich auf 
kurze ſprachliche Unterſuchungen. | 

Kenitz, auch als Kieniz, Chynitz, Kinsh, Ching, Chins erſcheinend, tft 
in der ſlawiſchen Beit der Neumark, d. h. bis etwa 1250, der Name ſowohl 
einer Burg daſelbſt, als auch eines dazu gehörigen Gebietes. Über die 
Lage dieſer Burg und die Grenzen der terra Chins gehen die Anſichten 
Reiches und van Nießens grundſätzlich auseinander. Sie ſind ſich allein 
darin einig, daß das Gebiet Chins von der Oder im Weſten, der Mietzel 
im Oſten und Süden und von der Röreke im Norden umfaßt wurde, und 
ferner darin, daß als älteſte Stadt dieſes Gebietes Königsberg anzuſehen 
iſt. Während aber Reiche annimmt, innerhalb dieſer Flußgrenzen habe 
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neben der terra Chinz mit dem Hauptorte Bärwalde noch ein zweites 
Gebiet Zehden mit Zehden und Königsberg beſtanden, tritt van Nießen 
ſehr überzeugend für die Gleichſetzung dieſer Gebiete ein, wenn ſie auch 
einmal als Zehden, das andre Mal als Chinz bezeichnet werden. | 

Gleichfalls verſchiedener Meinung find beide Forſcher hinſichtlich 
der Lage der alten Burg Chinz. Van Nießen ſucht ſie an der Stelle des 
heutigen Zehden. Er ſtützt ſich jedoch nur auf unwahrſcheinliche Ver⸗ 
mutungen. Reiche ſeinerſeits ſieht in Kenitz — welche Form er irrtüm⸗ 
licherweiſe ſcharf von „Chinz“ trennt — nicht allein in hiſtoriſcher, ſondern 
auch in ſprachlicher Hinſicht, die Keimzelle von Königsberg. Sind auch 
infolge Mangels an weiteren Quellen keine urkundlichen Belege für dieſe 
Anſicht heranzuziehen, ſo wird doch ſchon eine kurze hiſtoriſche und ſprach⸗ 
liche Betrachtung die größte Wahrſcheinlichkeit für die Richtigkeit derſelben 
dartun. 

Reiches Herleitung von „Königs⸗berg“ aus kingé (= wenden) iſt 
freilich ganz unmöglich, wie ſchon Mucke genügend dargelegt hat. Die Form 
„Kinz“ (Chins) ijt aus einer Stammform « chwojnica hervorgegangen. 
Chwojnica iſt eine Adjektivbildung zu chwojna Fichte, Kiefer. Das an⸗ 
lautende chw- ijt zu k- geworden und -oj- zu 6, jo entſtand die Form 
Form ,,Koniz unter Endvokalſchwund. Dieſe Form hat ſich dann weiter 
bei den Oderſlawen durch Umlaut des 5 zu & und i zu Keniz und Kieniz 
entwickelt — woraus wohl auch das deutſche „Kien“ ſtammt — und 
ift ſchließlich zur Kurzform „Kinz“ kontrahiert worden. Wahrſcheinlich 
find den deutſchen Einwanderern die Formen ,,Koniz und „Keniz“ 
begegnet, und ſie haben für dieſe das nr klingende deutſche „Konigis⸗ 
(berg“) (ſo 1244) eingeſetzt. Daß die Ahnlichkeit zwiſchen den deutſchen 
und ſlawiſchen Formen vielleicht noch größer in uns zufällig nicht über⸗ 
lieferten Entwicklungsſtufen geweſen iſt, könnte man bei Betrachtung der 
Entwicklung des Ortsnamens „Kiensheim“ (Elſaß) vermuten, zumal 
grade die oberdeutſchen und niederdeutſchen Sprachgebiete oft merk⸗ 
würdig gleiche Lautformen erzeugt haben. 679 heißt dieſer Ort Kuniges⸗ 
heim (Mon. Germ. 88. XXIII 439,4), 1152 Cuonigis⸗heim (ebenda 
fol. 446, 19), 1298 Kuengis⸗heym und Kungs⸗heim (88. XVII 224, 13), 
1310 Kons⸗heim. Dieſe Form iſt dann wohl durch nachwirkenden Um⸗ 
laut über Köns⸗heim, Kens⸗heim zum heutigen Kiens⸗heim geworden. 
In Norddeutſchland erſcheint übrigens auch Königsberg i. Pr. 1362 als 
Kongsberg, 1370 als Kons⸗berg und noch ſpäter als e und 
Kins⸗berg. 

Der zweite Wortteil ⸗berg in unſerm Königsberg iſt offenbar, da der 
bloße Genetiv nicht exiſtieren konnte, eine völlige Neuſchöpfung der 
deutſchen Koloniſten. Deſſen iſt ſich das Volksſprachgefühl noch lange 
bewußt geweſen. So läßt ſich erklären, daß er zuweilen fehlt, und wir 
noch nach über 150 Jahren Bezeichnungen wie „stad to konighen“, 
„ratmanne van konighen“ begegnen. Wahrſcheinlich ſind damals durch 
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die noch zahlreichen ſlawiſchen Bewohner die e Konitz, Kenitz, 
Kinz uſw. außerordentlich lebendig geweſen. 

Die Vermutung van Nießens, Königsberg habe keinen Namen durch 
Siedler aus dem Dorfe Königsberg bei Kyritz erhalten, iſt deshalb wenig 
wahrſcheinlich, weil letzteres bedeutend ſpäter erſcheint als unſre Stadt. 

Der lautliche Zuſammenhang zwiſchen dem jlawifchen Kenitz, Ching 
und dem deutſchen Königsberg iſt alſo nicht mehr zu bezweifeln. Ein 
kurzer Überblick über die Geſchichte unſres Gebietes genügt, um zu 
zeigen, daß Reiches weitere Annahme völlig zu Recht beſteht: die frühe 
Bedeutung des kleinen Königsberg ſei nur ſo zu erklären, daß es die 
Erbſchaft des wichtigſten Ortes dieſes Gebietes, und das war ja unbe⸗ 
ſtritten die Burg Kenitz (Ching), angetreten habe. Daraus folgt weiter, 
daß nur hier die alte Slavenburg und nicht an irgendeinem andern un⸗ 
bedeutenden Orte, wie etwa Zehden, zu ſuchen iſt, wie es van Nießen 
tut. N 

In der Zeit der erſten Zuſammenſtöße der Deutſchen mit den Polen, 

d. h. zur Zeit des Markgrafen Gero, hatte die Oder für die Polen natür⸗ 
lich die größte Bedeutung. Hier hatten ſie eine Burg angelegt, die 
zweifellos identiſch iſt mit dem alten Cideni in Thietmars Chronik (Mon. 
Germ. SS. III 753, 8— 16), bei welchem Cidebor [= Zehdenkämpfer( )], 
der Bruder des Polenherzogs Miesko I., den Markgrafen Hodo 972 
zurückſchlug, nachdem deſſen großer Vorgänger das Wendenland bis an 
die Oder unterworfen hatte. Die Nachfolger Mieskos aber verſuchten 
ihr Glück an einem ſchwächeren Gegner, als es das Deutſche Reich war, 
und begannen ihre Eroberungszüge gegen Pommern. Vielleicht ſchon 
von Boleslaw I. (992 — 1025), wahrſcheinlicher aber von Boleslaw III. 
(1002 — 38), dem Eroberer Stettins, ijt die Burg an der Röreke ausge⸗ 
baut worden, die den Weg längs der Oder nach und von Pommern 
decken ſollte. In den folgenden hin und herwogenden Kämpfen zwiſchen 
Polen und Pommern gewann dieſe Burg natürlich immer mehr an Be⸗ 
deutung, wie andrerſeits Zehden ſie immer mehr verlieren mußte. 
Von der Burg an der Röreke aus eroberten nach dem Tode des mäch⸗ 
tigen Boleslaw III. die Pommernherzöge wieder das Land bis an die 
Warthe, ja ſelbſt darüber hinaus. Bogislaw I. von Pommern ſoll hier 
in dieſer Burg, Kenitz genannt, nach alter Überlieferung reſidiert haben. 
Nach ihr iſt wahrſcheinlich auch damals das ganze Gebiet zwiſchen Oder 
und Mietzel benannt worden, welches unter polniſcher Herrſchaft wohl 
terra Cideni hieß. 

Trotz des Verluſtes hat jedoch Polen ſtets die Oberhoheit über dieſes 
Gebiet für ſich in Anſpruch genommen. Zuweilen, wie unter Heinrich dem 
Bärtigen (1234 — 38) und deſſen Sohne Heinrich dem Frommen (1238 
bis 1241) gelang es ihm, auch dieſen Anſpruch mit den Waffen wieder 
durchzuſetzen. Erſt Boleslaw der Kahle, Sohn des letzten Heinrich, 
hat das Hoheitsrecht zugleich mit dem Land Lebus an den Erzbiſchof 
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von Magdeburg im Vertrage zu Liegnitz (1249) abgetreten (vgl. Krabbo, 
Regeſten Nr. 724 a). Von dieſem iſt es dann auf die brandenburgiſchen 
Markgrafen übergegangen (ebenda, nr. 729). Tatſächlicher Beſitzer war 
aber damals nicht der Pole, ſondern der Herzog von Pommern. Vielleicht 
hat Barnim I. im Vertrage von Landin (1250) die Brandenburger als 
ſeine Oberherren für dieſes neumärkiſche Gebiet anerkannt, tatſächlich ver⸗ 
loren hat er es an die Markgrafen wahrſcheinlich erſt infolge lene un⸗ 
glücklichen Krieges 1255/6. 

Mi der askaniſchen Herrſchaft beginnt für das Land Ching eine neue 
Entwicklung. Während aber Zehden ſeine Rolle mit dem Ende der fla- 
wiſchen Zeit entgültig ausgeſpielt hat, tritt an die Stelle des ſlaviſchen 
Kenitz (Chinz) als Grenzhut gegen Pommern das deutſche Königsberg, 
dem ſeine Landesherren im Hinblick auf ſeine Aufgabe zu immer 
größerer Macht und Blüte verhalfen. 

Die Frage, wer Königsberg zur Stadt erhoben habe, iſt nach unſerer 
heutigen Quellenkenntnis nicht zu entſcheiden. Bis auf weiteres wird 
man jedoch Reiches Annahme folgen dürfen, daß der Pommernherzog 
Barnim I. (1220 — 78) als der Stadtgründer anzuſehen iſt. Dafür ſprechen 
nicht allein Reiches Ergebniſſe aus der Unterſuchung über das Stadt⸗ 
wappen und die Rechtsverhältniſſe, ſondern auch die Überzeugung, daß 
der Herzog nicht unterlaſſen haben wird, dieſen wichtigen Grenzort 
auszubauen und zu kräftigen. Dies konnte er aber gewiß nicht ſchneller 
und ſicherer erreichen, als durch Anſetzung deutſcher Bürger. Deshalb 
ſpielen ja auch bei ſeinen übrigen Städtegründungen deutſche Kolo⸗ 
niſten die Hauptrolle. Die dauernden Unruhen freilich haben ihn nicht 
über den Anfang hinauskommen laſſen, aber ſein Werk haben die Branden⸗ 
burger mit Macht und Eifer aufgenommen und vollendet. 


Die brandenburgiſchen Hilfstruppen Wilhelms von Dranien. 
Von Curt Jany. 


Im II. Bande der Forſchungen zur Brandenburgiſchen und Preußi⸗ 
ſchen Geſchichte habe ich die Legende, wonach brandenburgiſche Truppen 
im Jahre 1688 den Prinzen Wilhelm III. von Oranien bei ſeiner Unter⸗ 
nehmung nach England begleitet haben ſollen, als ſolche nachgewieſen. 
Die früher in dieſem Sinne gedeuteten Angaben der älteren Literatur 
ließen ſich im weſentlichen darauf zurückführen, daß ein holländiſches 
Regiment ſeit 1676 den Markgrafen Ludwig, ſeit 1687 den Markgrafen 
Albrecht Friedrich von Brandenburg zum Inhaber hatte und ſeinen 
Erſatz in Preußen anwerben durfte. Es hat jene Expedition mitgemacht 
und in der Schlacht am Boynefluß 1690 mit Auszeichnung gekämpft. 
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Dagegen ift von dem 6000 Mann ftarfen brandenburgiſchen Hilfstorp3, 

das auf Grund eines am 5./15. Auguſt 1688 zu Celle abgeſchloſſenen 

Vertrages in den Dienſt der Generalſtaaten der Vereinigten Niederlande 

trat, kein Mann nach England m.igegangen. 

| In einem Aufſatze der Preußiſchen Jahrbücher Bd. 187 (1922), 
S. 337ff. hat Frhr. v. Danckelman dieſe Angelegenheit von neuem 

aufgenommen und folgende Fragen aufgeworfen: 

1. In einem Reffript vom 4. 1. 1690 beſchwere ſich Kurfürſt Fried⸗ 

rich III. darüber, daß Markgraf Albrecht Friedrich, ſeitdem ſein Regiment 
in England ſei, „an dem ſolchem Regiment halber zu gebührenden 
Traktament nicht das geringſte bekommen“. D. fragt: „Welches Intereſſe 
hatte der Kurfürſt von Brandenburg daran, daß einem holländiſchen 
Regiment der Sold richtig ausgezahlt würde?“ Gar keines, wohl aber 
daran, daß ein Prinz ſeines Hauſes das ihm als Inhaber des Regiments 
zuſtehende Gehalt pünktlich erhielt, und nur davon iſt in dem Reffript die 
Rede. 
2. Im Januar 1689 entſandte der Kurfürſt den Generalfeldzeug⸗ 
meiſter Frhr. v. Spaen nach England, um die Zurückſendung eines Teiles 
der von dem Prinzen von Oranien nach England mitgenommenen 
Truppen nach dem Feſtlande zu betreiben. D. wundert ſich darüber, 
daß der Kurfürſt „ſich in militäriſche Angelegenheiten miſchte, die ihn 
nichts angingen? Wie kam er dazu, durch einen Sondergeſandten die 
Rückbeförderung holländiſcher oder engliſcher Truppen zu fordern, mit 
denen er nicht das geringſte zu tun hatte?“ In einem Koalitionskriege 
hat der eine Verbündete ſtets ein ſehr lebhaftes Intereſſe an der Ver⸗ 
wendung der Truppen des andern Verbündeten und wird ſich unter Um⸗ 
ſtänden ſehr energiſch „einmiſchen“. „Das Verhalten des Kurfürſten — 
fährt D. fort — wird erſt dann verſtändlich, wenn er perſönlich durch 
Überlaſſung brandenburgiſcher Truppen an den militäriſchen Operationen 
beteiligt war. Es kann ſich hierbei keineswegs um die 1678 (ſoll heißen 
1688) von Holland. . . übernommenen 6000 Mann Brandenburger 
handeln.“ Weiß D. nicht, daß der Kurfürſt von Brandenburg als 
der ſtärkſte „armierte Reichsſtand“ im Feldzuge von 1689 mit 27000 
Mann ſeiner Armee, ohne das Korps in holländiſchem Solde, an der 
Weſtfront ſtand? Das von Spaen überbrachte Anliegen hat auch, was 
D. gleichfalls überſieht, obwohl es im II. Bande der Forſchungen ausführ⸗ 
lich dargelegt iſt, prompte Erledigung gefunden. Schon im März 1689 
find 5 Regimenter zu Fuß, 6 Regimenter zu Pferde und 1 Dragoner- 
Regiment aus England nach den Niederlanden zurückgekehrt. Davon 
ſagt D. kein Wort. 

3. D. fährt fort: „Und man darf annehmen, daß dem Wunſche des 
Kurfürſten entſprochen wurde, daß dann allerdings zu Beginn des Jahres 
1690 (J), als Brandenburg in die große Allianz aufgenommen zu werden 
wünſchte, neue Verhandlungen wegen Überlaſſung brandenburgiſcher 
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Truppen für den irischen Feldzug ſtattfanden.“ Da der anfangs 1689 
durch Spaen überbrachte Wunſch des Kurfürſten gerade umgekehrt die 
Rücksendung von Truppen nach dem Feſtlande bezweckte und auch er- 
zielte, bleibt es völlig unverſtändlich, welcher Zuſammenhang zwiſchen 
der Sendung Spaens und der ein Jahr ſpäter angeknüpften Verhandlung 
wegen Abſendung brandenburgiſcher Truppen „für den iriſchen Feldzug“ 
beſtehen ſoll. 

| 4. Im Januar 1690 begannen die ſoeben erwähnten Verhandlungen, 
in denen Brandenburg ſich erbot, ein Korps „zu des Königs Dienſten 
jenſeit der See, auch gewiſſermaßen zu Dienſten in dem Königreich“ 
bereitzuhalten. G kam ein Bündnisvertrag zuſtande, aber es iſt weder 
ein brandenburgiſches Korps in engliſchen Dienſt getreten, noch hat eine 
engliſche Gegenleiſtung ſtattgefunden. D. hat auch gar nicht verſucht, 
einen Beweis dafür anzutreten, ſondern ſchließt ſeine Ausführung über 
dieſe Verhandlungen wie folgt: „Das holländiſche Regiment Brandenburg 
ſtand im Frühjahr 1690 wieder in der Nähe von London und ging dann 
mit nach Irland hinüber. Indem ich annehme, daß es ſich in der Haupt⸗ 
ſache aus Brandenburgern oder Preußen zuſammenſetzte, glaube ich dem 
noch in letzter Minute zuſtandegekommenen Allianztraktate einen Sinn 
zu geben.“ Dunkle Worte, denen ich nur den „Sinn zu geben“ vermag, 
daß D. ſelbſt nicht weiß, welcher Zuſammenhang zwiſchen den Verhand⸗ 
lungen von 1690 und jenem ſchon ſeit 1688 in England befindlichen 
Regiment beſtehen ſoll. 

Im folgenden ſtelle ich die wichtigſten Daten über dieſen Truppen⸗ 
teil, der niemals der brandenburgiſch⸗preußiſchen Armee angehört hat, 
zuſammen. 

Inm Jahre 1673 errichtete Oberſt Ahasverus v. Lehndorff für die 
Generalſtaaten ein Regiment zu Fuß, das er mit kurfürſtlicher Erlaubnis 
in Preußen anwerben durfte. 1674 Schlacht bei Seneffe. Mit Beſtallung 
vom 11. Juni 1676 (Königliches Hausarchiv) übertrugen die General⸗ 
ſtaaten das Regiment dem Markgrafen Ludwig von Branden⸗ 
burg als Oberſten!). Er bezog die Einkünfte dieſer Stellung, das Kom⸗ 
mando führte Oberſtleutnant Chriſtian v. Packmohr, der Erſatz an Offi⸗ 
zieren wie an Mannſchaft durfte weiterhin aus Preußen angeworben 
werden. 1677 Schlacht bei Mont Caſſel, 1678 Schlacht bei St. Denis. 

Als ſich das Verhältnis Brandenburgs zu den Generalſtaaten nach 
dem Frieden von Nymwegen verſchlechterte und die Niederlande ihre 
Untertanen 1680 mit deutlicher Abſicht aus fremden Dienſten abriefen, 
antwortete der Kurfürſt am 20. Oktober mit der gleichen Anordnung, 


1) Dem Oberſten v. Lehndorff, der das Regiment abtrat, erlaubte der 
Kurfürſt, für den König von Dänemark, ſeinen Verbündeten im Kriege gegen 
Schweden, ein neues Regiment wiederum in Preußen anzuwerben, das 1677 auf 
Rügen und vor Stettin zur Verwendung gekommen iſt. 
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indem er entrilftet darauf hinwies, es fei „aller Welt bekannt, daß Wir 
verſtattet und zugeſtanden, daß in Unſern Landen ganze Regimenter, 
auch zu der Zeit, da Wir des Volks ſelber höchſt benötigt, zu des Staats 
(d. h. der Generalſtaaten) Dienſte geworben worden, welche auch ihr 
Blut vor des Staats Conſervation vergoſſen.“ Darauf lenkten die Nieder⸗ 
lande ein, die Abberufung der kurfürſtlichen Untertanen unterblieb, 
und das Regiment „Prinz von Brandenburg“ beſtand in der bisherigen 
Weiſe mit einem großenteils aus preußiſchen Edelleuten zuſammengeſetz⸗ 
ten Offizierkorps und preußiſchem Mannſchaftserſatz fort. Es ſtand in 
den 1680er Jahren in Maaſtricht. Die Uniform war grau mit blauen 
Aufſchlägen. Die Offiziere trugen natürlich die holländiſchen Feldzeichen, 
in den Reſolutiebüchern der Generalſtaaten (Reichsarchiv im Haag) 
wird zum Dezember 1685 ausdrücklich die Lieferung 30 orangeſeidener 
Schärpen für „das Brandenburgiſche Regiment zu Maaſtricht“ er⸗ 
wähnt. 

Nach dem Tode des Markgrafen Ludwig erhielt die Oberſtenſtelle des 
Regiments ſein jüngerer Stiefbruder Albrecht Friedrich (Schreiben 
des Prinzen von Oranien an den Kurfürſten vom 6./ 16. Juni 1687, 
Hausarchiv). Ende 1688 ging das Regiment nach England, 1690 nach 
Irland (Schlacht am Boynefluß), Ende 1691 nach den Niederlanden zu⸗ 
rüd, 1692 in der Schlacht bei Steenkerke und ſeitdem dauernd auf dem 
niederländiſchen Kriegsſchauplatz, ebenſo im Spaniſchen Erbfolgekriege 
(1708 Schlacht bei Oudenaarde, 1709 Schlacht bei Malplaquet). | 

Nach dem Tode des Markgrafen Ludwig erhielt am 14. September 
1731 ſein Sohn Markgraf Friedrich das Regiment. Dieſes Soldverhält⸗ 
nis eines preußiſchen Prinzen zu den Niederlanden als unwürdig er⸗ 
kennend, löſte es Friedrich der Große 1741. Das Regiment erhielt der 
holländiſche General Baron Cronſtröm, 1751 Baron v. Holſten, 1752 wurde 
es als 2. Bataillon dem Regiment v. Leyden einverleibt. Daß der preußi⸗ 
ſche Erſatz des Offizierkorps mindeſtens teilweiſe bis 1741 fortgedauert 
hat, zeigen die Namen der Kommandeure: ſeit 1725 Johann Adam 
Küchmeiſter v. Sternberg, ſeit 1731 Johann Heinrich v. Scharowetz 
und Scharowen. Mannſchaftserſatz dürfte es dagegen in der Regierungs⸗ 
zeit Friedrich Wilhelms I. kaum noch aus Preußen bezogen haben. 

Schließlich ſei darauf hingewieſen, daß ſeit 1697 noch ein zweites 
Regiment des Namens Brandenburg in der holländiſchen Armee exi⸗ 
ſtierte. Als Ende dieſes Jahres das ſeit 1688 im Solde der General- 

ſtaaten befindliche brandenburgiſche Korps, das während des ganzen 
Krieges auf dem niederländiſchen Kriegsſchauplatz Verwendung gefunden 
hatte, wieder in den Verband der kurfürſtlichen Armee zurückkehrte, die 
gleichzeitig eine ſtarke Reduktion erfuhr, wurde aus Abgaben der 9 branden⸗ 
burgiſchen Bataillone ein holländiſches Regiment für den Kurprinzen 
von Brandenburg gebildet. Nach Schmettaus Bericht aus dem Haag 
vom 17. Dezember 1697 hatte der König von England vorgeſchlagen, 
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ein Bataillon in des Staats Dienſte zurückzubehalten. Nach ſeinem 
Bericht vom 31. Dezember ſollte dies „auf den Fuß wie J. Durchl. des 
Markgrafen Albrechts Regiment ſtehen.“ Am 30.11/10. 12. befahl der 
Kurfürſt dem General Frhrn. v. Heiden, „daß das Churprintzliche Branden⸗ 
burgiſche Holländiſche Regiment zu Fuß auf zwölf Compagnien jedwede 
ad 50 Gemeine beſtehen und aus denen 9 Bataillons, welche aus Hol⸗ 
ländiſchen Dienſten kommen, gezogen und daraus formiert werden ſoll.“ 
Die Formation ſollte in Weſel erfolgen und wurde im Januar 1698 be⸗ 
endigt. Kommandeur wurde Oberſt Graf Friedrich Wilhelm zu Solms. 
Dieſes Regiment hieß von 1701 bis 1740 Kronprinz von Preußen. 
In den Schlachtordnungen des Spaniſchen Erbfolgekrieges, in denen 
bekanntlich preußiſche und holländiſche Truppen ſehr oft Schulter an 
Schulter ſtanden, wird es von dem preußiſchen Regiment Kronprinz 
(1806 Grenadier⸗Garde⸗Bataillon Nr. 6) durch die Bezeichnung „Prince 
Royal hollandois“ unterſchieden, das preußiſche Regiment dagegen 
„Prince Royal de Prusse‘ genannt!). Friedrich der Große überließ 
1740 die Inhaberrechte dem Prinzen Friedrich Auguſt von Holſtein⸗ 
Gottorp, der dagegen 260 Rekruten für die preußiſche Armee ſtellte. Das 
Regiment wurde 1752 als 2. Bataillon dem Regiment des EURE 
einverleibt. 


Zur älteren Genealogie der Burggrafen von Nürnberg. 
Von Werner Spielberg. 


Für die Genealogie des Hauſes Zollern ſpielt eine gewichtige Rolle 
die im Stiftungsbuche des Ziſterzienſerkloſters Zwettl in Niederöſter⸗ 
reich enthaltene „Urkunde“ v. 1204, laut der Gräfin Sophia von Raabs 
(Ragze), die Tochter Konrads und Witwe des Burggrafen Friedrich 
von Nürnberg „longe post obitum mariti sui“ dem Kloſter einige Grund⸗ 
ſtücke ſchenkte. Tatſächlich läßt uns dieſe Aufzeichnung des Stiftungsbuchs 
erkennen — und darin iſt ſie eigentlich das vornehmſte Beweisſtück — 
daß die Geſchlechter Raabs und Zollern durch Heirat in Verbindung 
ſtanden und es alſo dieſe Heirat war, die die Zollern in den Beſitz der 
Burggrafſchaft zu Nürnberg brachte. 


1) Einer merkwürdigen Verballhornung iſt ein drittes angebliches Regiment 
„Kronprinz von Preußen“ zuzuſchreiben, das in Büchern über den Spaniſchen 
Erbfolgekrieg vorkommt. Erbprinz Friedrich von Heſſen⸗Kaſſel hatte ſeit 1703 ein 
preußiſches Infanterie⸗Regiment (1806 Nr. 10), aber auch ein heſſiſches. Sie 
werden als „Erbprinz, Preußen“ und „Erbprinz, Heſſen“ unterſchieden. Aus 
„Erbprinz, Preußen“ machten Ignoranten „Erbprinz von Preußen“ und andere 
„verbeſſerten“ dies in „Kronprinz von Preußen“. 
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Faßt man die Wichtigkeit der alten Notiz ins Auge, jo kann man wohl 
ſagen, daß ſie noch nicht nach allen Seiten hin genügend unterſucht 
worden iſt. Vor allem hat man die ſehr wichtige Datierung „Actum 
anno 1204“ meiſt unbeanſtandet hingenommen). 

Da verdienen die Bemerkungen von Alfons Dopſch, die er gelegent⸗ 
lich der Herausgabe babenbergiſcher Urbare, wo auch die redditus va- 
cantes de comitissa Ragz aufgeführt ſind, gemacht hat, einiges Intereſſe. 
Dopſch teilt mit, daß — nach einer Erklärung des Stiftsarchivars P. 
B. Hammerl in Zwettl — die Jahreszahl 1204 „nur ſpätere Zutat” 
iſt, und iſt der Anſicht, daß die gedachte „Urkunde“ in Wirklichkeit — bei 
Berückſichtigung der aufgeführten Zeugen — in die letzten Regierungs⸗ 
jahre Herzog Leopolds VI. von Oſterreich, der im Jahre 1230 ſtarb, zu 
ſetzen .fet*). 

Eine von mir an Herrn P. Hammerl gerichtete Anfrage über ſeine 
Auffaſſung führte zu dem Ergebnis, daß keineswegs etwa dem urſprüng⸗ 
lichen Texte des Stiftungsbuchs noch nachträglich ein Datierungs⸗ 
vermerk hinzugefügt worden ſei. Die Sachlage iſt vielmehr die, daß nach 
der ganzen Entſtehungsgeſchichte des Stiftungsbuches, das im Anfang 
des 14. Jahrhunderts auf Grund vorliegender datierter und undatierter 
Urkunden und Traditionsnotizen niedergeſchrieben wurde?), und bei der 
Unterſuchung des Verfahrens der Redaktoren in Einzelfällen manches 
dafür ſpricht, daß der urſprünglichen Vorlage das Datum 1204 nicht bei⸗ 
gefügt war. Zu berückſichtigen iſt dabei, daß, wie Hammerl bereits im 
Monatsblatt des Vereins für Landeskunde von Niederöſterreich vom Mai 
1907 angeführt hat, in einer Anzahl von Fällen, darunter bei den beiden 
Urkunden der Grafen von Tollenſtein⸗Hirſchberg von angeblich 1229 und 
1232, der Verfaſſer des Stiftungsbuchs die ihm vorliegenden undatierten 
Urkunden mit ſchätzungsweiſem Datum verſehen und dies Datum auch 
in das Kopialbuch mit herübergenommen hat“). Sind in dieſen beiden 
genannten Fällen die Urkunden, die dem Stiftungsbuche als Vorlage 
dienten, heute noch vorhanden, ſo gilt das gleiche leider nicht für die Schen⸗ 
kung der Sophie von Raabs, für die weder eine Urkunde noch eine Tradi⸗ 


1) Die von Chriſtian Meyer, Die Herkunft der Burggrafen von Nürnberg, 
Ansbach 1889, S. 33ff., geübte Kritik iſt nur teilweiſe zutreffend. Er bringt 
einen Abdruck der Urkunde, vgl. einen ſolchen auch in den Fontes rerum Aus- 
triacarum II, 3 S. 436. 

2) Vgl. Oſterreichiſche Urbare, herausg. v. d. Kaiſ. Akad. d. Wiſſ. 1. Abt. 
Landesfürſtl. Urbare 1. Band: die landesfürſtl. Urbare Nieder⸗ u. Oberöſter⸗ 
reichs ... Hrsg. A. Dopſch. Wien u. L. 1904, S. 39. Anm. 1291. 

3) Vgl. Tangl, M., Studien über das Stiftungsbuch des Kloſters Zwettl, 
im Archiv f. öſt. Geſch. Bd. 76 S. 263ff. Im ganzen war übrigens danach die 
Arbeit der Kompilatoren ziemlich ſorgfältig. 

4) Hammerl a. a. O. S. 257ff. Vgl. ferner das Zwettler Stiftungsbuch 
in den Fontes rerum Austriacarum II, 3 S. 111 u. 112. 
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tionsnotiz im Original vorliegt. Ob hier die weiteren Arbeiten am 
Zwettler Urkundenbuch noch Aufſchlüſſe bringen, iſt nach Hammerl 
zweifelhaft. Hinſichtlich der Datierung dieſer Schenkung kann nun aber 
wohl die Prüfung der Zeugen, auf die Dopſch hinwies, einige Auf⸗ 
klärung bringen. Bemerkenswert iſt hierbei, daß zwei der dort vorkom⸗ 
menden Zeugen ſich auch in der Hirſchberg⸗Tollenſteiniſchen Urkunde 
von angeblich 1229 vorfinden, was uns allein ſchon in die Notwendigkeit 
verſetzt, auch die beiden Hirſchberger Urkunden, zum mindeſten die ältere 
davon, zeitlich zu fixieren, ſoweit wir dazu imſtande ſind. Daß im übrigen 
dieſe beiden Urkunden auch ſonſt für die Geſchichte der „Grafſchaft Raabs“ 
von größter Bedeutung ſind, ſofern ſie uns die Grafen von Hirſchberg 
als Erben und Beſitzer eines Teiles der Grafſchaft Raabs, darunter der 
Burg und des Vorderhauſes zu Raabs, vorführen, wie Hammerl in den 
„Monatsblättern“ nachwies, iſt gleichzeitig zu berückſichtigen. Auf dieſen 
letzteren Punkt wird ſpäter noch zurückzukommen ſein. 

Hier intereſſiert uns von den beiden Hirſchberg⸗tollenſteiniſchen 
Urkunden die der Gräfin Agnes von Tollenſtein, der Witwe des ältern 
Gebhard, das privilegium domine Agnetis comitisse super iure pabuli in 
Zwetlern (Klein⸗Zwettl), nur inſoweit, als die Urkunde in zeitlicher Be⸗ 
ziehung die Grenze nach oben abgeben würde für die annähernde Be⸗ 
ſtimmung des wirklichen Datums der Urkunde des Grafen Gebhard von 
angeblich 1229, falls ſich ein Anhalt dafür finden ließe, in welches Jahr 
das pri vilegium Agnetis zu ſetzen iſt. Dies iſt aber leider nicht der Fall, 
da die Zeugen dieſer Urkunde faſt gar keinen Anhalt bieten und das 
Todesjahr des Grafen Gebhard ſich infolge des Vorkommens eines 
gleichnamigen Sohnes kaum feſtſtellen laſſen wird. 

Wichtiger für uns iſt die Urkunde des Grafen Gebhard von Hirſch⸗ 
berg, der im Stiftungsbuch das Datum 1229 beigefügt iſt, die aber ur⸗ 
ſprünglich mit 1239 nachdatiert war!). Die in ihr genannten Zeugen find 
folgende: Hademarus de Chunring, Gozwinus de Ankeringen, Albertus de 
Praitenprun, Perhtoldus de Mezzingen, Otto de Haidenrichstain, 
Albero de Rachze, Eberhardus et frater eius Chunradus de Pigarten, 
Chunradus de Stelcerdorf, Chunradus de Oberndorf, Liufridus de 
Brassuwe, Tiemo de Lindenvelde, Gebehardus de Rachze, Hugo 
et frater eius Albero et Chunradus de Ottenstein, Hadmarus de Sunnen- 
berch. Hadmar von Kunring ſtammt aus dem bekannten mächtigen 
Miniſterialengeſchlecht. Obwohl der Name Hadmar in der Familie häufig 
iſt, kommt, wie die übrigen Zeugen ergeben, doch nur der am 7. Oktober 
1219 zuletzt auftretende Hadmar von Kunring in Frage!). Die folgenden 
drei Zeugen gehören der Grafſchaft Hirſchberg an. Der Name Goswin 
von Ankeringen (Enkeringen) begegnet uns 1162 (2), 1166, 1189, 1204, 


1) Hammerl, S. 258. 
2) Meiller, Babenberg. Regeſt., S. 123 Nr. 155 u. Regiſter unter Chunring. 
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1206 und 1210, im letztern Falle zuſammen mit dem des Berthold von 
Mezzingen (Mazingen) ). Dieſer Berthold tritt außerdem zuſammen 
mit ſeinem Bruder Sigboto im Jahre 1188 auf?). Albert von Breitenbrunn 
finden wir in einer Urkunde des Jahres 11943). Otto von Haidenreichſtein 
iſt Zeuge in Urkunden von 1205, 1208 und 12124). Albert und Gebhard 
von Rachze (Raabs) finden wir ſonſt nicht. Konrad von Pigarten (Bei⸗ 
garten) iſt der einzige Zeuge, der ſich auch in der Urkunde der Gräfin 
Agnes findet. Sonſt wird er, hier auch zuſammen mit ſeinem Bruder 
Eberhard, in einer Urkunde Herzog Leopolds VI. vom 28. Dezember 1200 
für das Kloſter Zwettl erwähnt). Konrad von Stelzerdorf (Groß⸗ bzw. 
Kleinſtelzendorf bei Oberhollabrunn) konnte ich ſonſt nicht finden, ebenſo⸗ 
wenig Konrad von Oberndorf (nach Oberndorf bei Raabs genannt). 
Liutfrid von Braſſuwe (richtiger Graſſowe — Großau bei Raabs) und 
Timo von Lindenfelde treten noch bei der Schenkung der Gräfin Sophia 
von Raabs von angeblich 1204 auf. Hugo von Ottenſtein begegnet uns 
ſonſt von 1177— 1198, Konrad von Ottenſtein 1183 und 12095). Hadmar 
von Sonnberg endlich finden wir zwiſchen 1200 (vielleicht ſchon 1198) 
und 12407). 

Man ſieht, eine genaue geitbeftimmung läßt ſich durch die Unter⸗ 
ſuchung des Zeugenbeſtandes zwar nicht ermöglichen, doch iſt das eine 
ſicher, daß die Urkunde weit früher als 1229 anzuſetzen iſt, und es erſcheint 
wohl nicht als gewagt, wenn man unter Berückſichtigung des Umſtandes, 
daß die Grafen von Tollenſtein⸗Hirſchberg auch erſt mit Beginn des 
13. Jahrhunderts in babenbergiſchen Urkunden auftreten, die Verfügung 
des Grafen Gebhard in das erſte Jahrzehnt nach 1200 verlegt). 

Wir kommen zur Schenkung der Gräfin Sophia von Raabs von 
angeblich 1204. Es handelt ſich hier, worauf ſchon zuweilen hingewieſen 
iſt, nicht um eine Schenkungsurkunde der Gräfin, überhaupt um keine 
Urkunde im gewöhnlichen Sinne, ſondern um einen ſeitens des dotierten 
Kloſters gemachten Regiſtraturvermerk (Traditionsnotiz) über die Schen⸗ 
kung und zugleich über den Entſchluß des Kloſters, die geſchenkten Grund⸗ 
ſtücke der Gräfin auf ihre Lebenszeit noch gegen einen gewiſſen Zins zu 
überlaſſen. Daß eine eigentliche Schenkungsurkunde überhaupt nicht 


1) Lefflad, Michael, Regeſten der Biſchöfs von Eichſtätt, Eichſtätter 
ee von 1871 ff. Nr. 273, 277, 309, 350, 352, 363. 

2) Quellen u. Erörterungen z. baher. Geſch. Bd. 1 (1856) S. 344. 

3) Lefflad a. a. O. Nr. 323. 

4) Meiller a. a. O. S. 93 Nr. 53, Fontes rer. Austr. II, 3 S. 65 u. 94. 

5) Meiller, S. 85 Nr. 20. 

6) Meiller, Regiſter, unter „Ottenſtein“. 

7) Meiller, Regiſter unter „Sunnberg“. 

8) Ahnlich Hammerl, der den Zeitraum bis etwa 1215 erſtreckt. 1193 
erſcheint übrigens Graf Gebhard von Tollenſtein zuſammen mit dem Herzog 
Leopold V. in einer Urkunde Kaiſer Heinrichs als Zeuge. 
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ausgeſtellt war, vielmehr ein Vermerk in einem „alten Codex“ zugrunde 
liegt, ergibt ſich aus einem Vorvermerk der Redaktoren des Stiftungs⸗ 
buchs. Ob zwiſchen Schenkung und dem darüber gemachten Vermerk 
des Kloſters bzw. zwiſchen Schenkung und der klöſterlichen Erklärung, 
der Gräfin die Güter noch auf Lebenszeit zu überlaſſen, noch ein Zeitraum, 
der von Erheblichkeit wäre, verfloſſen iſt, iſt nicht klar erſichtlich, aber kaum 
anzunehmen, da ja in erſter Linie die Schenkung kundgegeben wird, als 
deren Zeugen denn auch wohl die am Ende angegebenen Miniſterialen 
und Diener der Gräfin zu gelten haben. Es ſind dies: Liutfridus de Gras- 
sowe, Rapot de Linda, Ulrieus de Speissendorf, Alber de Pircha, 
Chunradus de Chleubendorf, Chunrat et Merboto frater eius, filii 
Chunradi marschalci, Tyemo de Lindenvelde, Gotfridus et frater eius 
de Grassowe, Hainricus Scheuhe, hii omnes de Ragze cum plebano 
domino Wernhero, Chunradus scolaris, Chunradus cellerarius comi- 
tisse, Hadmarus iunior de Chunnring et Hainricus frater eius, Karl 
de Tal, Albero de Fukla, Chunradus de Chunring, Pertholdus Rebstok. 

Einzelne dieſer Zeugen könnten, wenn man ſie allein oder vor⸗ 
wiegend in Betracht zieht, zu der Anſicht führen, daß die bei der Schen⸗ 
kung der Sophia angegebene Jahreszahl 1204 der Wirklichkeit ent⸗ 
ſpreche, die Schenkung tatſächlich i. J. 1204 erfolgt ſei. Ich denke an 
Liutfrid von Graſſow und Timo von Lindenfelde, die auch bei der Verfü⸗ 
gung des Grafen Gebhard von Tollenſtein auftreten, an Karl von Tal, 
der uns für 1212, und an einen Albero von Fukla, der uns für das Jahr 
1198 bezeugt wird!). 

Betrachten wir hingegen verſchiedene andere Zeugen, ſo kommen 
wir zu einem ganz andern Reſultat. Gottfried von Graſſow oder Großau 
begegnet uns mit ſeinen Brüdern Hermann und Albero in einer Urkunde 
der Grafen Otto und Konrad von Plaien⸗Hardeck von 12542). Einen 
Heinricus agnomine Scheuhe (auch Hainricus Schuoho) treffen wir in 
einer Doppelurkunde Wichards von Tyrna aus dem Jahre 1251, und zwar 
hinter Ulricus scriba de Rakez. Ein Scheuho findet fic) in einer den 
Landſchreiber der Steiermark betreffenden Urkunde Herzog Friedrichs II. 
von Oſterreich vom 26. April 1244 als Zeuge (ob er in Betracht kommt, 
iſt allerdings fraglich). Daß der ſchon 1208 auftretende Wiener Bürger 
Heinricus Schoucho mit dem Raabſer Heinrich Scheuhe identiſch ſei, 
iſt nicht anzunehmen). Konrad von Kunring, der nicht zu der Miniſte⸗ 


1) F. R. A. II, 3 S. 94 und II, 4 S. 309. Fukla iſt Fugla bei Altenburg. 
Ein Adalbero von Pircha wird 1144 — 1164 genannt (vgl. Meiller, Salzburger 
Regeſten, Regiſter), iſt aber jedenfalls nicht identiſch mit dem Zeugen der 
Schenkung Alber de Pircha. 

2) F. R. A. II, 3 S. 114. 

3) Archiv f. Kunde öſterr. Geſchichtsquellen, 2. Ig. 1849, Bd. 1, Wien, S. 22 
u. 24, Meiller, Babenb. Reg., S. 177 Nr. 131, v. Trauttmanndorff, ee 
ö. niederöſterr. Landesgeſchichte, 1904, S. 94—95, | 
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rialenfamilie, ſondern zu einem weniger bedeutenden Geſchlecht gehört, 
findet ſich mit ſeinem Vater Ditmar 1232, als Sohn Ditmars 1240. 
Einzeln tritt Konrad noch 1249, Ditmar aber 1201 und 1205 auf:). 
Berthold Rebſtocks Name begegnet uns in öſterreichiſchen Urkunden noch 
zweimal, am 29. Dezember 1234 und am 21. Dezember 1268. Außer⸗ 
dem aber wird Berthold Rebſtock in Ulrich von Lichtenſteins „Frauen⸗ 
dienſt“ erwähnt, wo er an einem Turnier des We 1227 teilnimmt. 
Es heißt da: 

al zehant dô rand mich an 

min her Berhtolt der Rebestoc 

des helm schilt decke und wäpenroc 

was geschaechet blä unt golt. 

sin lip het éren vil geholt. 


Auch ein Siegfried Rebſtock tritt im „Frauendienſt“ auf. Der in 
einer Würzburger Urkunde ums Jahr 1206 genannte Bertholdus de 
Rebestok, der einen Weinberg im Gebiete der Stadt Würzburg ver⸗ 
kaufte, ſcheint mir ſchon deswegen nicht mit unſerem Berthold Rebſtock 
identiſch zu ſein, weil der Name Rebſtock auch ſonſt noch in Deutſchland 
begegnet). 

Ob der als Vater der Zeugen Konrad und Merboto genannte Mar⸗ 
ſchalk Konrad derſelbe iſt, dem wir in Urkunden der Jahre 1219, 1228 
und 1240 begegnen, iſt zweifelhaft, vielleicht handelt es ſich hier nur um 
einen Marſchall der Gräfin. Merboto iſt möglicherweiſe der in der Ur⸗ 
kunde der Gräfin Agnes auftretende Merboto von Rafcze?). 

Wichtig ſind für uns noch die beiden Angehörigen des berühmten 
Miniſterialengeſchlechts der Kunringe, Hadmar der jüngere und Hein⸗ 
rich. Zwei Brüderpaare können hier in Betracht kommen. Das erſte da⸗ 
von iſt in der Geſchichte ſehr bekannt. Von ihm erſcheint Heinrich zwiſchen 
1209 und 1233, ſein älterer Bruder Hadmar zwiſchen 1205 und 1231. 
Dabei tritt Heinrich bis zum Jahre 1219 nur zugleich mit ſeinem Vater 
Hadmar und ſeinem älteren Bruder auf. Beide Brüder waren an dem 
großen Aufſtande der öſterreichiſchen Miniſterialen beteiligt, der zu Beginn 
der Regierung des Herzogs Friedrich II. in den Jahren 1230 und 1231 
ſtattfand. Kurze Zeit nach der Niederſchlagung dieſer Erhebung, die 
in dem Zwieſpalt zwiſchen der einflußreichen Stellung der Miniſterialen 
und ihrer immer noch beſtehenden rechtlichen Ungleichheit und Uneben⸗ 


1) F. R. A. II, 4 S. 102 u. 109, Mon. boic. IV, S. 338. Frieß, G. E., 
Die Herren von Kuenring, Wien 1874, Nr. 139 u. 237 der Reg. 

2) Meiller a. a. O., S. 154 Nr. 27, F. R. A. II, 3 Nr. 369, Lachmanns 
Ausgabe des Ulrich v. Lichtenſtein (1841) S. 277, Z. 21, S. 315, Z. 2, S. 473, 
Z. 9, Lang, Reg. Boica II, S. 23. 

3) Meiller, S. 124 Nr. 159, S. 144 Nr. 239, S. 163 Nr. 65, F. R. A. II, 
3 S. 112. 
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bürtigkeit, als Folge alter Unfreiheit, ihre Wurzeln hatte, ftarb Hadmar. 
Sein Bruder Heinrich überlebte ihn, bekleidete noch die Marſchallswürde, 
iſt aber vermutlich 1233 geſtorben. 

Heinrichs Söhne hießen wiederum Hadmar und Heinrich. Sie wer⸗ 
den im September 1233 als oberſter Schenk und oberſter Marſchalk 
aufgeführt !). 

Welches von dieſen beiden Brüderpaaren hier in Frage kommt, 
iſt nicht ohne weiteres zu entſcheiden. Beachten muß man, daß Hadmar 
den Beinamen junior trägt, ein älterer Hadmar mußte alſo noch am 
Leben ſein. Dies konnte gegen 1219 oder 1220 ſein (1219 wird Hadmar, 
der Vater des erſten Brüderpaares, zuletzt erwähnt), konnte aber auch 
in der zweiten Hälfte der zwanziger Jahre ſein (hier wäre dann der 
1231 als verſtorben erwähnte Hadmar der senior, ſeinem Neffen Hadmar 
gegenüber). 

Über die ſonſt genannten Zeugen iſt uns nichts bekannt. 

Für die Beſtimmung der Zeit der Schenkung wird uns das Urteil 
des Herausgebers der Urbare Dopſch nicht gleichgültig ſein. Er verlegt 
die Abfaſſung des urſprünglichen Urbars, zum mindeſten ſoweit die hier 
intereſſierenden redditus vacantes der Gräfin Sophia i in Frage kommen, 
in die Jahre 1220—30, die Schenkung der Sophia in die zweite Hälfte 
der zwanziger Jahre, letztere wegen der in ihr genannten Zeugen). 
Man muß aber berückſichtigen, daß er jedenfalls beide Urkunden der 
Grafen von Tollenſtein noch nach ihrer Datierung im Stiftungsbuch 
würdigte, mithin auch die dort genannten Zeugen Timo von Lindenfelde 
und Liutfrid von Großau in das Jahr 1229 verlegen mußte). Bei der 
jetzigen Lage der Dinge bin ich eher geneigt anzunehmen, daß die Schen⸗ 
kung gegen oder um 1220 ſtattfand, wenn auch die Anſetzung an etwa 
1230 nicht gerade als ausgeſchloſſen gelten kann. 

Wir können übrigens bei unſerer Unterſuchung nicht vermeiden, 
auf einige ſchon oft berührte, aber ungelöſte Fragen einzugehen, zunächſt 
auf den in der Einleitung zu Enenkels Fürſtenbuch erwähnten Kauf der 
Grafſchaft Raabs ſeitens des Herzogs Leopold VI. Es heißt dort bekanntlich: 

der herczog leupolt chawft wider den purchgrauen von Nurenberch 
vnd sein muter die grafschaft zu Ragez vnd den marcht und das dar 
zu gehort vmb czway tausent march silber. 

Die Richtigkeit dieſer Nachricht iſt ganz zweifellos. Einmal ſpricht 
dafür die Nennung eines beſtimmten Preiſes, aber noch ein anderer Um⸗ 
ſtand. In der Nachricht von dem Kauf iſt von dem Markt zu Raabs die 
Rede. Unter den redditus vacantes de comitissa Ragz des Urbars iſt 


1) Über all dieſes vgl. Meiller a. a. O., Regiſter, unter Chunring, Frieß 
a. a. O., S. 63 ff., Huber, Geſchichte Oſterreichs, em 1885, ©. 404 ff. 

2) Dopſch, S. 39 Anm. 1291. 

3) Vgl. Dopſch, S. 44 Anm. 1481, 
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bei Raabs auch nur der Markt erwähnt, nicht das castrum, die Burg. 
Auf der andern Seite wiſſen wir jetzt, daß die Grafen von Tollenſtein 
ſich im 13. Jahrhundert im Beſitze der Burg und des Vorderhauſes zu 
Raabs befanden). Die Tollenſteiner und die Burggrafen hatten ſich 
in den Beſitz der Grafen von Raabs geteilt. Man kann wohl annehmen, 
daß die redditus vacantes des Urbars den Beſitz darſtellten, den Herzog 
Leopold von dem Burggrafen von Nürnberg und ſeiner Mutter erkaufte. 
Man kann vielleicht auch weiter annehmen, daß die Vergabung der Grä- 
fin von Raabs dem Verkaufe der „Grafſchaft“ — wie wir wiſſen, war es 
nur ein Teil des Beſitzes der Grafen — voraufging, obwohl dies nicht 
notwendig der Fall geweſen zu ſein braucht. Denn was ſie verſchenkte, 
hatte ſie teils ſelbſt erworben, teils hatte ſie ſich bei der Teilung unter ihre 
Söhne das Verfügungsrecht zu milden Zwecken darüber vorbehalten. 
Aber der Zeitpunkt des Verkaufs iſt nicht angegeben und die darüber 
angeſtellten Mutmaßungen ſind unſicher. Gewöhnlich wird das Jahr 1218 
als Verkaufsjahr angeſehen, ohne genügenden Grund. Wenn ferner 
angenommen wird, der Verkauf habe ca. 1220 ſtattgefunden, weil „der 
Sohn Sophias erſt um dieſe Zeit handelnd auftrete“, ſo iſt nicht recht 
erſichtlich, wie man zu dieſer Begründung kommt, da ja doch gewöhnlich 
der Graf Conrad von Zollern als der ältere Sohn Sophias angeſehen 
wird, der bereits ſeit 1207 handelnd auftritt:). 

Die Gräfin Sophia von Ernſtbrunn, die im Jahre 1221 dem Kloſter 
Zwettl eine Meierei (curia magerina) in Hafnerbach ſchenkte, iſt bei den 
Unterſuchungen über die Grafen von Raabs oft in die Debatte gezogen 
worden. Man hielt ſie früher meiſt für dieſelbe Perſon wie die Gräfin 
von Raabs. Neuerdings iſt man davon abgekommen. Dieſe Frage iſt 
indes noch ungelöſt und kann auch erſt entſchieden werden, wenn man 
ſich über die genealogiſche Zugehörigkeit der Grafen von Raabs, die bis 
jetzt noch in Dunkel gehüllt iſt, oder über die älteſten Beſitzer von Ernſt⸗ 
brunn klar geworden iſt. Die Urkunde der Gräfin von Ernſtbrunn iſt 
übrigens für unſere Unterſuchung nicht von ausſchlaggebender Bedeutung. 


Fragt man ſich, welche Schlüſſe aus der zeitlichen Verlegung der 
Schenkung von angeblich 1204 für die Genealogie der Zollern zu ziehen 
ſind, ſo iſt zunächſt zu ſagen, daß die herrſchende Annahme, der ſeit 1192 
als Burggraf auftretende Graf Friedrich von Zollern ſei im Jahre 1200 
oder 1201 (nicht 1218, welches Jahr der ältern Forſchung als Todesjahr 
galt) geſtorben, nicht mehr aufrechtzuerhalten iſts). Die Datierung der 
Schenkung von 1204 war doch ſchließlich das Hauptargument für den 


1) Hammerl im Monatsblatt des Ver. f. Landesk. v. Niederöſterreich von 
1907 S. 260. 
2) Vgl. Dopſch a. a. O., S. 39 Anm. 1291. 
3) Vgl. z. B. Genealogie des Geſamthauſes Hohenzollern v. Großmann 
u. a. Berl. 1905, S. 152—153, Berner in dieſer Zeitſchrift Bd. 6, S. 45. 
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Tod des erſten Friedrich von Nürnberg um etwa 1200, eben weil in der 
Traditionsnotiz der Gräfin „längſt verſtorbener Gatte Graf Friedrich“ 
erwähnt wird. In Verbindung hiermit brachte man die Tatſache, daß 
Burggraf Friedrich ſeit dem Oktober 1200 vom Hofe König Philipps 
verſchwindet (fo nahm man wenigſtens an), um das Jahr 1200 als Todes- 
jahr feſtzuſetzen!). Iſt aber die Schenkung nicht auf 1204, ſondern viel 
ſpäter zu ſetzen, ſo liegt kein Grund vor, in dem Grafen Friedrich von 
Zollern, der im Jahre 1203 in einer Urkunde Philipps für Kloſter Adelberg 
und im Jahre 1205 in einer Urkunde desſelben Königs für Kloſter Reichers⸗ 
berg als Zeuge erfcheint®), ſowie in dem 1210 und 1214 auftretenden 
Burggrafen Friedrich jemand anders zu ſehen als den 1192 bis 1200 
wechſelsweiſe als Burggraf von Nürnberg und Graf von Zollern erſchei⸗ 
nenden Friedrich. Ich vertrete dieſe Meinung um ſo mehr, als ſich der 
ältere Sohn Friedrichs und der Sophia, Konrad, mit Sicherheit erſt 1207 
nachweiſen läßt?) und das ſeltenere Auftreten Friedrichs I. am Königshofe 
ſeit 1200 in Alter, Krankheit oder dem zwiſchen Staufern und Welfen 
ſchwankendem Kriegsglück leicht feine Erklärung findet. Friedrichs J. 
zweiten Sohn Friedrich, den Stammvater der Fürſten von Hohenzollern, 
würde man dann am beften ganz aus der Lifte der Burggrafen ftreichen. - 
Ich weiſe auch auf die wichtigen Folgerungen hin, die ſich aus Ham⸗ 
merls Nachweis von der Erbſchaft der Tollenſteiner zu Raabs ergeben, 
vor allem, wenn man dazu noch die im Jahre 1910 veröffentlichte Urkunde 
vom 18. April 1175 berückſichtigt, wonach Cunradus Ragossensis et 
buregravius Nurenbergensis mit Genehmigung ſeiner Frau und ſeiner 
Töchter dem Johanniterorden Beſitzungen am Bache Feiſtritz verlieh“). 
Es galt bisher beinahe als unumſtößlich, daß Agnes, die Gemahlin 
Graf Gebhards von Tollenſtein, eine geborene Gräfin von Peilſtein 
geweſen ſei. Dieſe Annahme iſt nicht mehr haltbar. Sie war offenbar eine 
der Töchter des Grafen Konrad von Raabs. Ihre Schweſter war Sophia, 
Gemahlin Friedrichs von Zollern. Nach dem Tode des Burggrafen 
Konrad teilten ſich Graf Gebhard und Graf Friedrich in die raabſiſche Erb⸗ 
ſchaft, wobei Graf Gebhard, deſſen Frau vielleicht die ältere Tochter war, 
Burg und Vorderhaus zu Raabs, Litſchau, Theya, Feldsberg, Graf 
Friedrich und ſeine Gattin den Markt zu Raabs und andere Beſitzungen 
erhielten. Da nach Hammerl die Grafen von Plaien Mitbeſitzrechte an 
Raabs hatten, liegt die Vermutung nahe, daß auch die Grafen von Plaien 


1) Vgl. z. B. 3 des Geſamthauſes Hohenzollern v. nmel 
u. a. Berl. 1905 S. 152—153, Berner in dieſer Zeitſchrift Bd. 6. S. 4 

2) Vgl. Böhmer-Fider Nr. 76 und Winkelmann, A sen anaes 
©. 512. 

3) Die Urkunde vom 24, I. 1204 (Mon. Zoll. I. Nr. 71) iſt zweifelhafter 
Natur, vgl. Böhmer⸗Ficker Nr. 81. 

4) Mitteilungen des Inſtituts für öſterreichiſche Geſchichtsforſchung Bd. 31 
S. 112—114. 
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in die raabſiſche Familie hineingeheiratet haben. Schon früher hat 
Wendrinsky einmal die Hypotheſe aufgeſtellt, daß Bertha, die Gemahlin 
Konrads von Plaien und Mutter der beiden letzten Grafen von Plaien und 
Hardegg, dem raabſiſchen Haufe angehört hat). Ich möchte nun annehmen, 
daß jene Bertha eine Tochter Gebhards von Tollenſtein und der Agnes 
von Raabs war. Es würde hierzu am beſten paſſen, daß die Grafen 
von Plaien gerade Anſprüche auf die Vogtei von Zwettlarn erhoben, 
die zum Beſitze der Tollenſteiner gehörte). Auch kommt der Name 
Bertha im Geſchlecht der Grafen von Sulzbach vor, deren Beſitz die 
Tollenſteiner damals bereits erheiratet hatten. 


Gen ealogiſche Tabelle. 
Conrad v. Raabs der ältere 


Conrad v. Raabs der jüngere, 
Burggraf v. Nürnberg, x. Hildegard 


Sophia 
* a v. ollenfein * Friedrich v. Zollern 
Gerhard Gebhard de Bertha? Conrad Friedrich 


Conrad v. Waſſerburg X Conrad v. Plaien Burggraf Gr. v. Zollern 


Bgl. Witte im 5. Erg.⸗Bde. der Mitteil. des Inſtituts für öſterr. Geſchichts⸗ 
forſchung S. 405 u. 406, Wendrinsky in den Blättern des Vereins für Landes⸗ 
kunde von Niederöſterreich Bd. XIII S. 416—418, ©. 428 Reg. 494. 


1) Wendrinsky in den Blatt. d. Ver. f. Landesk. v. Niederöſterr. Bd. 13. 
Es würde hierzu ſtimmen, daß ſeit 1200 die Grafen von Plaien mehrfach in 
den Zeugenreihen neben den Grafen von Zollern erſcheinen, vgl. Mon. Zoll. I, 
Nr. 66, 73, 78, Urk.⸗Buch von Oſterr. ob der Enns II S. 500. 

2) F. R. A. II, 3 S. 113—114. 
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Neue Erſcheinungen. 


A. Zur allgemeinen preußiſchen und deutſchen Geſchichte. 


Die Morgen Stunden eines Königes an ſeinen Bruder Sohn, 
1766. Glaubensbekänntniß Seiner Königlichen Majeſtät von Preußen. 
Unveröffentlichte Handſchrift aus feinen Familienpapieren, herausge⸗ 
eben von Eugen Freiherrn von Maſſenbach. 70 S. München 1924, 

erlag für Kulturpolitik. 

Bei der obigen 1 aufgemachten Schrift haben wir es mit 
einer deutſchen Überſetzung des berüchtigten Pamphlets: „Les Matinées 
Royales du roi de Prusse“ zu tun, für die wir auf die gründliche Unter⸗ 
ſuchung von Lauſer („Die Matinées Royales und Friedrich der Große“, 
Stuttgart 1865) verweiſen. Die neue Ausgabe nebſt einer voraufgeſchick⸗ 
ten Charakteriſtik des Königs iſt das Werk eines Dilettanten. Der aes 
ah macht überhaupt nicht den Verſuch, ſich mit der Unterſuchung von 

auſer auseinanderzuſetzen. Wie Lauſer u. a. nachweiſt, waren die 
„Matinées Royales“ fon 1765 in Paris bekannt; Grimm ſchickte ſofort 
ein Exemplar derſelben nach Berlin. Wie iſt danach denkbar, daß die 
„Morgenſtunden“ — die Handſchrift trägt die Jahreszahl 1766 — ein 
Werk König Friedrichs ſei oder, wie es in der „Vorbemerkung des Ver⸗ 
lages“ heit „aus Friedrichs allernächſtem Kreiſe“ ſtammen follen? 
Ferner zieht der Herausgeber auch nicht einmal, wie es ſelbſtverſtändliche 
Pflicht geweſen wäre, das le he Teſtament“ des Königs von 1768, 
das gedruckt vorliegt, zum Vergleich heran. Er bringt nichts Neues. Damit 
dürften die Akten über den Fall „Morgenſtunden“ geſchloſſen ſein. Die 
Leſer unſerer Zeitſchrift ſeien noch auf die Ausführungen hingewieſen, 
die Otto Hintze im Anſchluß an den Abdruck eines Kapitels der „Morgen⸗ 
ſtunden“ in Hardens „Zukunft“ 1910 über dieſes „Machwerk“ gegeben 
hat, „das trotz der offenſichtlichen Unechtheit durch die Spekulation der 
Buchhändler und durch den Haß der Feinde des hohenzollernſchen Preu⸗ 
ßens immer wieder als echtes und ungedrucktes Werk des großen Königs 
auf den Markt gebracht wurde“ (vgl. Bd. 24, Sitzungsbericht vom 5. Ok⸗ 
tober 1910). — 
| Berlin⸗Lichterfelde. Guſtav Berthold Volz. 


Hermann Voges, Die Belagerung von Stralſund im Jahre 1715. 
Mit drei Plänen. VII u. 165 S. Stettin 1922, Kommiſſionsverlag: 
Léon Sauniers Buchhandlung. | 

Die Arbeit bildet eine wertvolle Ergänzung zu den in den Jahren 
1903 bis 1905 erſchienenen „Beiträgen zur Geſchichte des Feldzuges 
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von 1715 gegen Karl XII. von Schweden“ desſelben Verfaſſers in den 
von der Geſellſchaft für Pommerſche Geſchichte und Altertumskunde 
herausgegebenen „Baltiſchen Studien“ N. F. VII-IX. Langjährige 
und gründliche wiſſenſchaftliche Studien und praktiſche militäriſche 
Schulung haben hier zuſammengewirkt, ein lehrreiches und lebendiges 
Bild einer Belagerung vor 200 Jahren zu geben. Außerdem kommt der 
Eroberung Stralſunds im Jahre 1715 auf jeden Fall eine gewiſſe Be⸗ 
deutung in der Kriegsgeſchichte der damaligen Zeit zu, weil, wie der 
Verfaſſer am Saul bemerkt, die Löſung dieſer Aufgabe „auf feiten 
der Feinde der Verbündeten allgemein als nahezu unlösbar gegolten 
hatte“. Deshalb waren auch die verbündeten Könige Friedrich Wilhelm J. 
von ay 9 und Friedrich IV. von Dänemark während der Belagerung 
ſelbſt im Lager anweſend. Intereſſant iſt die Tatſache, daß nicht die Ar⸗ 
chive Stockholms, Kopenhagens und Berlins, ſondern das Dresdener 
Hauptſtaatsarchiv die meiſten Nachrichten geliefert hat. Den Grund dafür 
hat man darin zu ſuchen, daß eben die Herrſcher Schwedens, Dänemarks 
und Preußens an Ort und Stelle waren, während an den ſächſiſchen 
König Auguſt II. über die Vorgänge vor der Feſtung nach Dresden be⸗ 
richtet werden mußte. Zur Vervollſtändigung der Quellen ſind Karten 
und Pläne, vornehmlich aus dem Archiv des Großen Generalſtabes (jetzt 
in der Kartenſammlung der Preußiſchen Staatsbibliothek in Berlin), 
erangezogen worden, wovon auch drei ſorgfältig gezeichnete, das Ver⸗ 

ur is außerordentlich erleichternde Kartenſkizzen Zeucg oer ie 

. Weife. 


Brnno Renner, Die nationalen Einigungsbeſtrebungen Friedrich 
Carl von Moſers 1765—1767. 100 S. Königsberger Diſſertation 1919, 
Verlag nicht genannt. | 

ne höchſt reizvolle Aufgabe ſtellte ſich hier: der Kleinſtädter aus dem 
„Reich“ in der großen Politik, der Proteſtant in katholiſchen Dienſten 
der Sohn des Ständeſtaates als Verehrer eines Deſpoten, der Pieti 
von der Aufklärung ergriffen und wiederum der Freund der Aufklärung 
im Banne überlebter hiſtoriſcher Tradition, und dieſe vieldeutige und 
beziehungsreiche Perſönlichkeit, die oft ſo ſchwer verſtändlich ſcheint, doch 
auch wieder Vorläufer einer noch heute, gerade in Süddeutſchland mäch⸗ 
tigen Denkweiſe! Allerdings, die nationalen Beſtrebungen dieſes Mannes 
darzuſtellen, war eine höchſt reizvolle Aufgabe. Daß der Verfaſſer ſie 
zu einer letzten Löſung genet bat, wird man von einem Anfänger 
nicht erwarten und ihm für die klare und ſolide Bearbeitung des Stoff⸗ 
lichen Dank wiſſen, ohne überall ſein Urteil zu unterſchreiben. Dehio. 


Rheiniſches Archiv II: Chriſtian von Strambergs rig 

Herold. Ein Beitrag zur Geſchichte der Preſſe in den preußischen Rhein⸗ 

a Von Günther Wohlers. Bonn und Leipzig 1923, Kurt Schroeder, 
erlag. 

Das landeskundliche Inſtitut an der Univerſität Bonn, das Paten- 
Pei am „Rheiniſchen Archiv“ vertritt, hat alle Urſache, ſich mit der 
Perſon des Mannes zu beſchäftigen, dem das anzuzeigende Heft gewidmet 
iſt: iſt doch der „rheiniſche Antiquarius“ Stramberg ſo etwas wie ſein 
Ahnherr. Welche Gegenſätze zwar: hier eine modern⸗methodiſche Or⸗ 
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ganiſation der Arbeit vieler, ganz Sauberkeit und Gediegenheit, dort 
ein urbarockes, rheiniſches Original, ein ſchrullenhafter, abſtruſer, ja auch 
recht unbedenklicher Kompilator, deſſen geiſtiger Habitus mehr den beiden 
poe erie als dem 19. Jahrhundert anzugehören ſcheint — die 
Liebe zur Heimat aber gibt das verbindende tertium comparationis. 
Sie belebt auch in unſerem Hefte die Fülle des auseinanderſtrebenden 
Wiel indem das biographiſche Element — außer Strambergs wird auch 
Wilhelm Smets’ Porträt LE — ſtärker bervortritt, als es der Titel 
vermuten läßt. Beide Männer haben am „Rheiniſchen Herold“ zu⸗ 
ſammengearbeitet, einer „politiſch⸗literariſchen Zeitfchrift“, die 1819 in 
Koblenz erſchien, es aber nur auf wenige Monate Lebensdauer brachte 
und ſelbſt in dieſer kurzen Zeitſpanne vor der Aufmerkſamkeit der Zenſur 
ihr wahres Geſicht verbergen mußte: es hätte wohl ähnliche Züge getragen 
wie Görres Schrift „Teutſchland und die Revolution“. Dehio. 


S. M. Dubnow, Die neueſte Geſchichte des jüdiſchen Volkes. 
1789—1914. Bd. 3. Berlin 1923, Jüdiſcher Verlag. 

Die neueſte Geſchichte des jüdiſchen Volkes ſeit 1789 iſt zweimal in 
je drei umfangreichen Bänden 1 worden, zunächſt von Martin 
Philippſon 1907 u. ff., jetzt von Dubnow. Philippſon, Den Name 
Ps frühere Werke über allgemeine hiſtoriſche Fragen in wiſſenſchaftlichen 
Kreiſen einen guten Klang hat, bemüht ſich, mit möglichſter Objektivität 
den ungeheuren Stoff zu meiſtern. Da er ſelber deutſcher Jude iſt und 
dauernd in Mitteleuropa gelebt hat, ſo iſt es leicht verſtändlich, daß er 
das geiſtige Zentrum der Juden in Mitteleuropa erblickt. Anders Dub⸗ 
now. ijt Oſtjude, hat fein Werk in ruſſiſcher Sprache geſchrieben 
(die deutſche Überſetzung ſtammt von Alexander Eliasberg und Elias 
Hurwicz) und iſt vorwiegend öſtlich eingeſtellt. In Oſteuropa, wo i die 
letzten Reſte eines nationalifibijhen Eigenlebens erhalten haben, ſieht er 
das geiſtige Zentrum. Weſteuropa und Amerika liegen für ihn an der 
Peripherie. Philippſons Arbeit ijt ſachlich und vorausſetzungslos, Dub⸗ 
nows Werk eine Tendenzſchrift; vom Standpunkt des Nationaljuden be⸗ 
handelt ſie die jüdiſche Geſchichte. Er lebt ganz in den Ideen des 19. Jahr⸗ 
hunderts vom Recht jeder Nation, „die ſich als ſolche fühlt“, auf Erhaltun 
und Behauptung ihrer Eigenart inmitten der anderen Völker. wi 
un fremden Nationen dieſe Eigenart aufdrängen, ſondern die Farben⸗ 
bs a der Völkertypen durch die jüdiſche Farbe bereichern. In einem an- 

ern Werke (die Grundlagen des Nationaljudentums) erklärt er: „Die 
Menſchheit, in der der Vorrat an Originalität mit jedem Jahrhundert 
progreſſiv zuſammenſchrumpft, müßte viel verlieren, wenn aus ihrer 
Mitte dieſes originalſte Phänomen, das den Namen Judenheit trägt, 
verſchwinden würde.“ Meinecke ſagt einmal (Weltbürgertum und Natio⸗ 
nalſtaat S. 2): „Jede Nation hat eine ganz individuelle und eigene Seite“, 
es gibt alſo keine allgemeinen Geſetze für den Begriff Nation, die politiſche 
Selbſtändigkeit iſt nicht ihr typiſches Merkmal, wir können ſehr wohl 
auch die kulturelle und geiſtige Selbſtändigkeit, die gemeinſame Geſchichte, 
religiöſe und ſittliche Ideale als Merkmal einer Kulturnation anſehen. 
So können wir Dubnows Standpunkt verſtehen und nachfühlen, doch kann 
ſeine Einſeitigkeit in der Beurteilung des Stoffes nicht geleugnet werden. 
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Er ſieht alles durch die nationaliſtiſche Brille; wer nicht nationaljüdiſch 
eingeſtellt iſt, wird zu den Aſſimilanten getvorfen, anz gleich, ob er fit 
reſtlos in die europäiſche Kultur einfühlen und alles ſpezifiſch Jüdiſche 
abſtreifen will, oder ob er gewiſſenhaft an allen Formen der Überlieferung 
feſthält. Dieſe einſeitige A Let den Wert des Buches für 
die Betrachtung der deutſchen Verhältniſſe herab. Es kann gar nicht 
geleugnet werden, daß die deutſchen Juden im vergangenen Jahrhundert 
die Träger der jüdiſchen Kultur waren; jüdiſche Wiſſenſchaft, religiöſe Er⸗ 
neuerung, faſt alle neuen jüdiſchen Gedanken ſtrahlten von Deutſchland 
aus. Darum bekommen wir ein | 1 Bild, wenn wir dieſe deutſchen 
Verhältniſſe nur als nebenſächliche betrachten. Hier gerade iſt der Brenn⸗ 
punkt all der Beſtrebungen, die die Geſchichte des ganzen 19. Jahr⸗ 
hunderts wie ein roter Faden durchziehen. Hier werden durch Mendels⸗ 
ſohns Ideen die se eg für die Emanzipation geſchaffen, hier 
prallen die Gegenſätze zwiſchen alt und jung, Nationaljuden und Aſſimi⸗ 
lanten, Orthodoxen und Liberalen am ſchärfſten zuſammen, ſie alle ſind 
letzten Endes Reaktionen auf die von hier ausgehende Emanzipation. 
Es iſt ein dankbarer Verſuch, die deutſchen Verhältniſſe, in denen ſich all 
dieſe Probleme zuſammengeballt finden, ausführlich zu betrachten; ſtatt 
deſſen behandelt ſie Dubnow nur en passant und legt das Schwer⸗ 
gericht auf Rußland. Immerhin ijt das Wenige, was hier auf nur 
Seiten über den Antiſemitismus ſeit den 80er Jahren gejagt wird, 
über die Verhandlungen im Reichstag und Landtag, für den, der einen 
Teil dieſer Zeit miterlebt hat, von größtem Intereſſe, zumal die Dar⸗ 
ſtellung fließend und gewandt iſt. All die alten Geſtalten Treitſchke, 
Stöcker, Dühring, Rudolf Virchow, Eugen Richter, Paul Singer und 
mancher, der noch unter uns weilt, ziehen im Fluge an uns vorbei. 
Es iſt ein wertvolles Stück Zeit⸗ und Parlamentsgeſchichte, wenn auch 
unter einſeitigem Geſichtspunkt betrachtet. Der inneren deutſchen Juden⸗ 
eſchichte, den religiöfen Kämpfen, dem Erſtarken der jüdiſchen Organi⸗ 
one wird das Buch nicht gerecht. | 
Inſterburg. | Siegbert Neufeld. 


Preußiſcher Wille. Geſammelte Aufſätze von Paul Baillen. Heraus⸗ 
gegeben und mit einem Nachruf verſehen von Melle Klinkenborg. 
353 S. 1924, Hafenverlag, G. m. b. H., Berlin. 

Den Wunſch, ſeine vornehmlich in der Hiſtoriſchen Zeitſchrift, der 
deutſchen Rundſchau und in der Allgemeinen Deutſchen Biographie 
verſtreuten Aufſätze geſammelt herauszugeben, hat P. Bailleu noch in 
oe letzten Lebensjahren gehegt, und der Verein für Gel aioe der 
Mark Brandenburg hatte geplant, a. nd in feine Veröffent⸗ 
lichungen einzureihen. Die Geldverhältniſſe ließen dieſen Plan nicht zur 
Ausführung gelangen. Um ſo erfreulicher iſt es, daß der Verlag, welcher 
eine Neuausgabe von Bailleus Königin Luiſe veranſtaltet hat, ſich auch 
dieſer Aufgabe unterzogen hat. | 

Der vorliegende . ausgeſtattete Band enthält unter dem 
Titel „Preußiſcher Wille“ die Aufſätze zur allgemeinen preußiſchen 
Geſchichte: Zur Krönungsfeier. — Der Urſprung des Siebenjährigen 
Krieges. — Der Urſprung des deutſchen Fürſtenbundes. — Graf Hertz⸗ 
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berg. — König Friedrich Wilhelm II. und die Geneſis des Friedens von 
Baſel. — Johann Chriſtof Woellner. — Gräfin Wilhelmine Lichtenau. — 
Bismarcks Jugend. — Fritz Reuters Univerſitäts- und Feſtungszeit. — 
Laſalles Kampf um Berlin. — Heinrich von Sybel. — Hane von 
Treitſchke. Ein ie ce til in dem der Herausgeber Bailleus Be⸗ 
deutung für die Geſchichtswi 0 enſchaft würdigt, leitet den Band ein, 
dem noch ein weiterer folgen ſoll, welcher die Eſſays zur Geſchichte der 
nn Luiſe enthalten wird. | 

3 erübrigt ſich hier, den Wert der genannten ae noch beſon⸗ 
ders hervorzuheben. Als reife Früchte gründlichſter Forſchung, darge⸗ 
bracht in vollendeter äußerer Form, werden ſie dem Hiſtoriker ſtets vor⸗ 
bildlich ſein und auch weiteren Kreiſen Genuß und Belehrung Sch 


Martin Mandt, Ein deutſcher Arzt am Hofe Kaiſer Nikolaus! I. von 
Nußland. XII u. 402 S. München⸗Leipzig 1923, Duncker & Humblot. 
Das Buch iſt eine . der bereits 1912 erſchienenen und in 
dieſer Zeitſchrift (Bd. 33, S. 290) gewürdigten Lebenserinnerungen des 
bekannten Leibarztes des Kaiſers Nikolaus I. Sie bieten eine Schilderung 
der Perſönlichkeiten und des Lebens am Hofe Nikolaus’ I. von 1835, 
wo Mandt zunächſt als Leibarzt in den Dienſt der Großfürſtin Helene 
trat, bis 1845. 9 
Die Paulskirche. Eine Schriftenfolge. Friedrich Payer, Anno 48. 
54 S. 1923, Frankfurter Sozietätsdruckerei. 0,90 Mk. | 
Der Rückblick auf Tätigkeit und Bedeutung des erſten deutſchen 
Parlamentes, den der ge demokratiſche Parlamentarier hier gibt, 
iſt Au ſeine geſchichtliche Anſchauungsweiſe intereſſant. Wir erhalten ein 
Bild durch die Brille des ſüddeutſchen Parteimannes gejeben, der von 
ſeinem einſeitig orientierten Standpunkt aus die Dinge betrachtet. So 
erſcheint Payer die Abweiſung der von der Paulskirche angebotenen 
Kaiſerkrone durch Friedrich Wilhelm IV. als Quelle alles Unglücks; 
hätte er ſie angenommen, wäre der Krieg von 1866 „überhaupt nicht mehr 
in Frage gekommen“, und Frankreich hätte keine Möglichkeit gehabt, 
gegen ein ſchon 1848 unter preußiſcher Führung einig gewordenes 
Deutſchland kriegeriſch vorzugehen. Über den fo naiben Glauben an 
eine allgemeine Friedensmiſſion des von der Paulskirche nur mit ganz 
geringer 1 beſ 510 enen deutſchen Kaiſertums — das unend⸗ 
iche Schwierigkeiten gewiß nicht ohne Blutvergießen hätte überwinden 
müſſen — läßt ſich nicht diskutieren. Sch. 
Deutſcher Staat und deutſche Parteien. Beiträge zur deutſchen 
Partei- und Ideengeſchichte, Friedrich Meinecke zum 60. Geburtstag 
dargebracht. 384 S. München 1922, R. Oldenbourg. 
Der va er einer ſolchen Feſtſchrift ſieht ſich einem beſonderen geiftigen 
und literariſchen Problem gegenüber. Die Eigenart der einzelnen Bei⸗ 
träge und ihrer Verfaſſer feſtzuhalten, ohne aus dem Auge zu verlieren, 
was ſie an Frageſtellung und Methodik gemein haben mögen, das er⸗ 
fordert ſein doppelt geſpanntes Aufmerken; und er iſt daher in unſerem 
Falle dem Herausgeber, Paul Wentzke, verpflichtet, der ihm ſeine Auf⸗ 
gabe erleichterte und auch äußerlich das Element der Gemeinſamkeit zu 
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ſtärken verſtand, indem er als ſachliche Schranke die im Titel ange⸗ 
deutete, als zeitliche das 19. Jahrhundert vereinbarte. 

Nur Richard Rohdenüberſchreitet ſie. Er überträgt Ideen Diltheys 
und Simmels von der Geſchichte der Philoſophie auf die Entwicklung der 
1 Theorie aller Zeiten, und ſo ſind mit Fug ſeine „weltanſchau⸗ 

ichen Grundlagen der politiſchen Theorien“ als eine recht luftige Ein⸗ 
eee an die Spitze der übrigen Aufſätze gerückt worden. 

8 ſei geſtattet, deren Reihenfolge abzuändern. — Sie begleiten den 
konſervativen wie den 5 Gedankenſtrom des po⸗ 
litiſchen Lebens in ſeiner ganzen Ausdehnung durch das Jahrhundert. 
Dem erſten gelten Alfred von Martins und Siegfried Kaehlers Studien. 
— v. Martin zeigt in den Ideen der großen altkonſervativen Theoretiker 
zwei Auffaſſungen vom Staat lebendig, eine natürliche und eine religiöſe. 
Wie ſie unter verſchiedenen Formeln miteinander verſchmolzen werden, 
wird bei Adam Müller, L. von Haller, Stahl — er iſt am ausführlichſten 
behandelt —, Ludwig von Gerlach erörtert. Den Abſchluß bildet ein Blick 
auf den unbeſtrittenen Sieg des naturaliſtiſchen Elementes, das „politiſche 
Heidentum Bismarcks“. Der Verfaſſer wird uns demnächſt dieſe Entwick⸗ 
lung in einer . a umfaſſend ſchildern; in ihr werden 
auch die fehlenden Belege nachgeholt werden. — Skizziert v. Martin im 
Raum ſchwebende Gedanken ohne Andeutung des realen Bodens, dem 
fe entwachſen, fo hat es Siegfried Kaehlers Arbeit über „Stöckers 

erſuch, eine chriſtlich⸗ſoziale Arbeiterpartei in Berlin zu begründen“ 

mit einem Hergang der praktiſchen Politik zu tun, den man als einen Zu⸗ 
ſammenprall der natürlichen und der religiöſen ee bezeich⸗ 
nen mag. Er begnügt ſich freilich nicht zu erzählen — ſeine Quelle iſt 
weſentlich das Buch von D. v. Oertzen, noch nicht der im Geh. Staats⸗ 
Archiv beruhende Nachlaß Stöckers —, ſondern er beſtrebt ſich über das 
Zufällige und Perſönliche hinaus die tiefſten Gründe des Mißlingens 
jenes Verſuches aufzuſuchen. Hier eine mehr f e ch⸗kirchliche als 
politiſch⸗ſoziale Bewegung, ohne die Zugkraft einer lebhaften Oppoſition 
gegen den beſtehenden Staat, ohne die un an eine vom Staat 
unabhängige Kirche, wie fie das Zentrum beſitzt, der ausgeſprochene 
Wunſch daher nach Trennung von Kirche und Staat, um die Landeskirche 
durch die „freie Volkskirche der Reformation“ erſetzen zu können — auf 
der Gegenſeite die Proletariermaſſen der Hauptſtadt, die allem kirchlichen 
Weſen längſt entfremdet, einem ſehr diesſeitigen Chiliasmus anheim⸗ 
lige St ſind, auf der Gegenſeite aber auch der büreaukratiſche, eigengeſetz⸗ 
iche Staat mit den Traditionen Friedrichs des Großen — und denen Fried⸗ 
rich Wilhelms III. und Rochows! —: „der evangeliſche Prieſter ift, ſobald 
erkſich ſtark genug dazu fühlt, zur Theokratie ebenſo geneigt wie der 
katholiſche, und dabei 10 es ſchwerer mit ihm fertig zu werden, weil er 
. über ſich hat.“ (Bismarck an den Prinzen Wilhelm, 6. Ja⸗ 
nuar ) 


Die größere Anzahl der 12 Beiträge iſt den Ideen und Parteibildun⸗ 


gen des liberal⸗radikalen Lagers gewidmet. — Hatten wir es bisher mit 
der Wahlverwandtſchaft der religiöſen mit der konſervativen Stimmung 
Fi tun, fo begegnet uns in Dora Wegeles Studie über , Malvida von 
Meyſenbug und Theodor Althaus“ in der Perſon des letzteren das Bild 
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eines liberalen Theologen. So manche im Grund politiſch gerichtete 
Kraft ſuchte vor 1848 auf der Bühne des religiöſen Lebens eine Freiſtätte: 
Althaus aber war eine echt religiöſe Natur. Wie ſtößt ihn der gottloſe 
Radikalismus der Berliner „Freien“ ab! Radikal auch er, aber dem Geiſte 
der Liebe, Brüderlichkeit und Gleichheit des Evangeliums zugewandt, 
erfüllt von einem heißen human⸗republikaniſchen, ja kommuniſtiſchen 
Ideal. Wie fein früh vollendetes Schickſal ihn mit Malvida zuſammen⸗ 
führte, aber nicht vereinigte, das wird mit zarter Kontraſtierung beider zu - 
zeigen ich Si — Dieſelbe warme demokratiſche Atmoſphäre jener Jahre 
in der ſich Malvidas Weſen aufſchloß, hat auch Louiſe Otto⸗Peters ge⸗ 
atmet: ſie iſt die Gründerin der politiſchen an Frances 
Magnus⸗Hauſen zeichnet uns eine Skizze von deren Entwicklung, 
ihren äußeren und noch mehr inneren Hemmungen, endlich as sr 
innerhalb der allgemeinen Frauenbewegung zu Beginn unſeres Jahr⸗ 
hunderts, dicht vor ihrem Siege im Staate ſelbſt. — Der per ausgeber 
ſteuert zwei kleine Arbeiten bei, die ihm aus den Vorarbeiten zu zwei 
größeren erwachſen ſind: einer „Geſchichte der nationalliberalen Partei“ 
und einer groß angelegten „politiſchen Brieſſammlung“. Wir müſſen 
erfahren, daß an beider Erſcheinen zurzeit nicht zu denken iſt: das Hindernis 
iſt die Angſtlichkeit der Partei noch mehr als die des Buchhandels — ein 
vergnüglicher und lehrreicher kleiner Abſchnitt in dem Kapitel: Offnung 
der Archive — Der erſte jener beiden Beiträge beſteht weſentlich in einem 
politiſchen Selbſtzeugnis: Ludwig Agidi präziſiert in einem langen 
und intimen Familienbrief, Februar 1849, ſeinen Weg zwiſchen Demo⸗ 
kratie und Manteuffelſcher Regierung hindurch; der zweite trägt die 
Ergebniſſe einer mühſeligen, aber nicht jo ſehr ergiebigen Forſchung 
über die frühe politiſche Entwicklung Laskers (— 1856) zuſammen. — In 
ſeiner Entſtehung eng mit dem eben Beſprochenen verknüpft iſt der 
Aufſatz, den die Witwe des frühverſtorbenen Eduard Wilhelm Mayer 
dem Nachlaß ihres Mannes entnommen hat. Die Stimme gerade dieſes 
Schülers, auf den nicht nur ſein Lehrer große Hoffnungen ſetzte, durfte 
in dieſer Sammlung nicht fehlen. Es handelt ſich um ein Bruchſtück 
(1868— 71) aus jener geplanten Geſchichte der nationalliberalen Partei, 
über deren Vollendung nun einmal ein böſer Stern zu ſtehen ſcheint. 
Man wird die treffſichere und in ihrer Anſpruchsloſigkeit anmutige Er⸗ 
zählung nicht ohne Wehmut leſen. — Der große Feind des Liberalismus 
in ſeiner linken Flanke, der Marxismus, kommt zum Wort in einer Studie 
von Hans Rothfels über „Marxismus und Außenpolitik“, genauer: 
über die Stellung, die Marx und Engels in den Vewegungs ahren des 
Staatenſyſtems (1848 —70) einnahmen. Es wird damit an wichtigem 
Punkte die ſeit 1918 drängendſte Aufgabe der Parteigeſchichte Pr 8 
Aus dem allgemeineren Problem, Partei und Außenpolitik, wird das 
beſondere herausgeſchält, die Staatsauffaſſung der beiden Exilierten 
gerade im Zuſammenhang mit der deutſchen Gedankenwelt aufgezeigt; 
nicht nur zu Hegel ſondern auch zu Ranke werden Verbindungslinien 
gezogen, endlich die tatſächliche Stellungnahme jener in den einzelnen 
Abſchnitten der Entwicklung erörtert. Es bleibt dem Leſer der Eindruck, 
daß auch ſehr irrationelle, dämoniſche Perſönlichkeitskräfte hinter der 
Kuliſſe der vernünftigen Erwägungen ihr Weſen treiben, daß ohne ſie 
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das leidenſchaftliche Hin und Her der Wünſche nicht begriffen wird. — 
Ganz eingeſtellt auf das Perſönliche ſind die Beiträge von Hermann 
Bächtold und Otto Weſtphal. Verzichten wir darauf, Jakob Burckhardt 
und Treitſchke, von denen der eine abſeits der Parteimeinung, der andere 
über ſie . iſt, unter ſie rubrizieren zu wollen. Wer möchte 
das bei Burckhardt wagen! Vielmehr empfinden wir die leichte und 
beſcheidene Art, mit der Bächtold das Verhältnis ſeines Helden zum 
öffentlichen Weſen — mit Bedacht iſt nicht geſagt: Staat — in deſſen 
eigenen Worten zeichnet ohne viel reflektierende Seitenblicke, als die 
gemäße. Liegt doch der Wert eines von Burckhardt ausgeſprochenen 
Gedankens ebenſo in der Prägung wie im Metall. Sein Geiſt „dunſtet 
nicht ab“ in Theorie; vor dem konkreten Gegenſtand gewinnt er ſeine 
Kraft. Auch iſt die Richtung, die ſein Urteil geht, früh gefunden; er iſt 
ſpäter mehr bemüht es zu verbergen als es logiſch auszubreiten. So ge⸗ 
winnt denn ſeine Perſönlichkeit, die wir ſchon zu kennen meinten, mit 
jeder neuen Publikation intimer Zeugniſſe (Bächtold ſtand der Nachlaß 
zur Verfügung) ungeahnt neue Wirkungsmöglichkeiten unter den Zeit⸗ 
genoſſen Spenglers. Schopenhauer, Nietzſche, Stendhal, Taine, Lagarde, 
n — die Stimmen dieſer einſamen Ariſtokraten des Geiſtes klingen 
zu einem „Wehe“ über das demokratiſche Zeitalter zuſammen; wohl 
hat aber keine die ſalomoniſche Urkraft der 5 wie die Burckhardts. 
— Noch in. W. geben wir uns um ſo lieber den Gedankengängen eines 
Bejahers hin. Weſtphal unternimmt es, Treitſchkes Staatsbegriff vor 
uns zu entwickeln. Eine Antitheſe der Aufgabe, aber auch der Mittel, die 
zu ihrer Löſung aufzuwenden waren. Die Gedanken eines „Staats⸗ 
philoſophen“, als den Weſtphal im Grunde auch den Hiſtoriker und 
Publiziſten Treitſchke Bellon haben will, tragen überall das Syſtem 
in ſich: es will auf die Gefahr der Überzeichnung hin auch pieces 
Dargeftellt werden. Weſtphal tut es mit großer Kraft. Die einfache, 
klare Form, in die er ſeinen Stoff knetet, ſichert ſeinem Aufſatz ein langes 
Leben. — Aber auch die Sammlung als Ganzes wird ihren Wert behalten, 
ja ein neuer wird ihr mit der Zeit hinzuwachſen. Je mehr der Hiſtoriker 
der politiſchen Geiſtesgeſchichte, dem ſie gewidmet iſt, ſelbſt in die geſchicht⸗ 
liche Diſtanz rückt, um ſo aufmerkſamer wird man dies Denkmal ſeines 
Einfluſſes auf einen großen Schülerkreis betrachten und ſich dabei, an 
einem Auszug gleichſam, Rechenſchaft geben von der Einwirkung, die er 
in Wahrheit — ſchon heute — auf eine ganze Generation geübt hat. 
Jeb er ſie doch aus der Wüſte des Stoffes an den Urquell des hiſtoriſchen 
ebens — des deutſchen in beſonderem Sinne —, die Perſönlichkeit, 
gewieſen; zugleich aber auch durch neue Syntheſen der Zerſetzung des 
Geſchichtsbildes in Biographien getvebrt1). L. Dehio. 


1) Nur genannt ſei Wilh. Mommſens Unterſuchung über „Bismarcks 
Sturz und die Parteien“. Sie iſt ein Abſchnitt ſeines inzwiſchen (1924; in 
der politiſchen Bücherei der Deutſchen Verlags ⸗Anſtalt) erſchienenen Buches 
über denſelben Gegenſtand, das in dieſer Zeitſchrift rezenſiert werden wird. — 
Hans Fraenkels,deutſche und amerikaniſche Demokratie“ iſt mehr ein journa⸗ 
liſtiſches als n Erzeugnis. Es an dieſer Stelle zu finden, hat 
freilich ſein Intereſſe. | 
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Alfred Stern, Geſchichte Europas von 1848 bis 1871. 3. Band. 
100 S. Stuttgart u. Berlin 1923, J. G. Cottaſche Buchhandlung Nach⸗ 

olger. 

In dem vorliegenden Bande, dem neunten des Geſamtwerks ſeiner 
„Geſchichte Europas ſeit den Verträgen von 1815 bis zum Frankfurter 
Frieden von 1871“, behandelt der bekannte Züricher Hiſtoriker die fran⸗ 
zöſiſchen und italienischen Zuſtände von 1860-64, den Polenaufſtand 
von 1863, „Die Balkanhalbinſel und die türkiſchen Lehensſtaaten“ (Grie⸗ 
chenland, Serbien, Rumänien) während der 60er Jahre, England von 
1860—1871. Die zweite, größere Hälfte iſt den hier lichen Be intereſſieren⸗ 
den deutſchen Problemen gewidmet: vom 1 en Verfaſſungskon⸗ 
flikt und Frankfurter ten | über den Däniſchen Krieg und feine 
Folgen bis zum Prager Frieden vom 23. Auguſt 1866. | 

Die Vorzüge und Schwächen Sternſcher Geſchichtsſ nn find 
bekannt. Zu jenen gehört die erſtaunliche Bewältigung rieſiger Stoff- 
maſſen, die ruhige und klare Verarbeitung des in emſiger Forſchung 
durchmuſterten gedruckten und archivaliſchen Materials. Auf der anderen 
Seite iſt eine gewiſſe Nüchternheit, ja Schwungloſigkeit unleugbar. 
Stern, der lebendige Gegenſatz Treitſchkes, iſt jedes Pathos fremd, er 
vermeidet Kontraſte und Schärfen, wirkt darum aber auch mitunter 
ps und eintönig. Die kühle, unbewegte Sophroſyne ced Hiſtorikers 
äßt ihn kaum einmal eine Perſon in ſtärkeren Affekten er Bu- oder 
Abneigung dem Leſer vorführen, wie etwa Eſterhazy (416) oder Edwin 
Manteuffel (436). Es iſt eine Ausnahme, wenn im ruhigen Fluſſe der 
Darſtellung einmal eine Kataraktſtelle ſich zeigt, wenn z. B. die „Miß⸗ 
handlung Frankfurts“ durch die Preußen (550) des Verfaſſers Stimme an⸗ 
ſchwellen läßt. Jenen dramatiſ ee Moment, als der preußiſche Bundes⸗ 
tagsgeſandte v. Savigny im Namen ſeines Königs die Verträge für 
„gebrochen“ und „erloſchen“ erklärte, hat Stern mit Recht an den Schluß 
eines großen Kapitels gerückt. Aber wie ſchildert er uns den Vorgang? 
„Der Präſidialgeſandte erwiderte mit einem Hinweis auf die grund⸗ 

eſetzliche Unauflösbarkeit des Bundes und lud die Verſammlung ein, 
i ſeinem feierlichen Proteſt anzuſchließen. Dies geſchah ſeitens der 

ehrheit nach dem Vorgange Bayerns. ... Savigny hatte noch einen 
Teil dieſer Noten anzuhören, ehe er ſich entſchloß, den e zu 
verlaſſen. So waren denn die Würfel gefallen. Das Netz des durch die 
Verträge von 1815 geheiligten formalen Bundesrechtes war durch Preu⸗ 
ßen zerriſſen. Was an ſeine Stelle treten ſollte, mußte durch die a 
entſchieden werden.“ Mehr und anderes über die Löſung der deutſchen 
Frage, über die Liquidation von ſechzig Jahren deutſcher Geſchichte zu 
ſagen, ſchien dem Schweizer Gelehrten nicht geboten. Der archimediſche 
Punkt ſeiner Geſchichtsbetrachtung gewährt ihm ſicher eine erhabene 
A: oe den Herzſchlag deutschen Lebens zu hören wird ihm dabei 
erſchwer j | 
Dieſer Vorbehalt muß Stern gegenüber ehrlicherweiſe gemacht 
werden, er tee u va neh verkleinern. Die zurzeit etwas in 
den toten Winkel geratenen Ereigniſſe und Geſtalten der 60er Jahre 
erfahren hier nach Sybel, Friedjung und Brandenburg die vierte Beur⸗ 
teilung von autoritativer Seite und im großen Rahmen. Dabei iſt Stern 
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natürlich pute. in der sage, jeine Vorgänger zu ergänzen und zu be- 
richtigen. Als bisher unbekannte Quellen dienten ihm neben den diplo⸗ 
matiſchen Papieren ſeines Heimatſtaates vor allem reichhaltig die Be⸗ 
ſtände des Wiener Archivs, insbeſondere Richard Metternichs Berichte aus 
Paris, weniger das Politiſche Archiv des „ Amts, aus 
welchem man wohl in F. Thimmes bevorſtehender Publikation Bis⸗ 
marckiſcher „Politiſcher Schriften“ für die betreffende Zeit noch manche 
weiteren Aufſchlüſſe erwarten darf. London und Petersburg bleiben als 
bei den Ereigniſſen an der Peripherie befindlich im Dunklen, dagegen 
benutzt der Verfaſſer ausgiebig (an Stelle der Pariſer Archivalien ſelbſt) 
die Fortſetzung der „Origines diplomatiques de la guerre de 1870/71‘ 
(bis zum 12. Bande). Aus den „Origines“ in Verbindung mit Wiener 
Material gelingt ihm ſo z. B. die Aufhellung der Vorgeſchichte des 
öſterreichiſch⸗franzöſiſchen Geheimvertrages vom 12. Juni 1866 (482). 
Ob das von Stern auffallend häufig als gegenüber Bismarck, Sybel und 
der preußischen Lesart ausſchlaggebend ins Treffen gefünnte Zeugnis 
der „Origines“ wirklich dieſes Gewicht beſitzt, konnte gf nicht nach⸗ 
prüfen. Die ſich auf Philippſon ſtützende Darſtellung des Konflikts 
zwiſchen König Wilhelm und dem Kronprinzen pe der Danziger 
Anſprache des letzteren vom 5. Juni 1863 enthält verſchiedene Irrtümer 
und Ungenauigkeiten, wenn man die originalen Quellenzeugniſſe ver⸗ 
leicht. Überhaupt wird aus den Papieren Kaiſer Friedrichs noch manche 
ufklärung kommen, beiſpielsweiſe zu der Bemerkung S. 481, daß bei 
Beginn des Krieges von 1866 „einzig der Finanzminiſter Karl v. Bodel⸗ 
ſchwingh verſagt“ habe, die Tagebuchaufzeichnung des Kronprinzen, 
nach der Bismarck auf alle ſeine Kollegen ſchlecht zu ſprechen war. 
Sterns Literaturverarbeitung iſt, wie geſagt, in der Regel erſchöpfend, 
bisweilen wird allerdings Charakteriſtiſches nicht hervorgehoben, ſo 
S. 396 bei Schilderung der ſchwediſchen Verfaſſung von 1866 der „Dualis⸗ 
mus“, trotzdem Pontus Fahlbecks Schrift angezogen iſt. S. 502 ſähe 
man gern einen orientierenden Hinweis, daß Niemann am Hannover- 
ſchen bef eine Rolle ſpielte (Walderſee, Denkwürdigkeiten I, S. 41). 
genug der Einzelheiten, die überhaupt nur im Hinblick auf eine 
Neuauflage erwähnt wurden. Kein Zweifel, daß ſie dem Sternſchen 
Werk beſchieden iſt, in welchem wir ein unentbehrliches Hilfs⸗ und Orien⸗ 
tierungsmittel dankbar begrüßen. Möge dem greiſen Verfaſſer mit dem 
noch ausſtehenden Schlußbande der dritten Abteilung das krönende Ende 
ſeiner reichen Lebensarbeit beſchert werden! H. O. Meisner. 


Erich Brandenburg, Von Bismarck zum Weltkriege. Die . 
Politik in den Jahrzehnten vor dem Kriege. X u. 454 S. 1924, Deutſche 
Verlagsanſtalt für Politik und Geſchichte. | 
Noch bevor von der Aktenpublikation des Auswärtigen Amtes die 
erſte Reihe der nachbismarckiſchen Zeit ausgegeben wurde, hat Branden⸗ 
burg ſeine nach dem unmittelbaren Eindruck der Akten aufgebaute Dar⸗ 
ſtellung in Druck gegeben. In folgendem ſeien die großen Linien der 
a Politik, wie Brandenburg fie ſieht, nachſkizziert. 

| ach Bismarcks Abgang war es von vornherein ſehr fraglich, ob 
eine einheitliche und konſequente Politik möglich ſein würde. Der Kaiſer 
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hatte wohl einige ee aeg aber bei feiner impulſiven und ſtark 
unter dem Einfluß von Stimmungen ſtehenden Natur kein durchdachtes 
politiſches Syſtem; er ſchwankte ziemlich unvermittelt zwiſchen ganz 
verſchiedenartigen Extremen. Zur Zeit Bülows wurde er auch nicht 
vollſtändig informiert. Seine Randentſcheidungen wurden damals keines⸗ 
wegs immer beachtet. „Im ganzen hat Wilhelm II. weniger wirklich 
die dauernde Führung gehabt, als durch plötzliches impulſives Eingreifen 
verwirrend gewirkt.“ Da nun Caprivi ſich auf dem ihm ungewohnten 
Gebiet der großen Politik nur langſam und zögernd zurechtfand, da ferner 
eine Geſchäftsübergabe Bismarcks nicht ſtattfand, und auch der neue 
Staatsſekretär nicht aus der auswärtigen Politik kam, ſo ging die eigent⸗ 
liche Leitung der deutſchen Politik fit den einzigen Mann der Bismarcki⸗ 
ſchen Schule — wir ſetzen hinzu, wenigſtens in der Zentrale —, auf Herrn 
von Holſtein über. Mit der Nichterneuerung des Rückverſicherungsver⸗ 
trages und dem Helgolandvertrag und der Rückwendung zu Rußland 

(Schimonoſeki und oſtaſiatiſche Entente) beginnt die weltpolitiſche 
Orientierung als „Pendelpolitik“. Nach den erſten fünf Jahren hält 
Brandenburg die Lage noch für eine recht günſtige. Die koloniale Ent⸗ 
fremdung mit England erregt zwar bereits beiden übrigen Dreibundmächten 
Bedenken, doch iſt eine Vereinigung der Zweibundmächte mit England 
noch unwahrſcheinlich. Der Dreibund, an deſſen Spitze Deutſchland 
tebt, ift das Zünglein an der Wage des europäiſchen Gleichgewichts. 

ach Schimonoſeki ſieht Brandenburg aber ſchwarz. Nun hatten wir — 
ein Urteil, mit dem er freilich Widerſpruch erfahren wird — „alles auf 
eine Karte geſetzt, die wir nicht einmal ſelbſt in der Hand hatten.“ Wenn 
auch Rußland in Oſtaſien feſtgelegt war, und Deutſchland die „vage Aus⸗ 
ſicht“ auf einen Flottenſtützpunkt einheimſte, ſo war doch das franzöſiſch⸗ 
ruſſiſche Bündnis nicht gelockert und England war noch weiter entfremdet. 
Der Gedanke aber der e e der oſtaſiatiſchen Entente einen 
dauernden Charakter zu geben, erwies ſich als Traum. Und da die Richt⸗ 
linien von 1895 feſtgehalten wurden, bis die Niederlage Rußlands von 
1905 das ganze Gebäude umwarf, wurde damals bereits „der Knoten 
unſeres Schickſals geſchürzt“. 

Das Krügertelegramm vergrößert die wein mene Englands. Die 
weitere Annäherung Deutſchlands an den Zweibund iſt jedoch, wenigſtens 
für Marſchall, damals nur Mittel zum Zweck. Der ſchnelle Zugriff in 
Kiautſchou iſt ein momentaner Erfolg, der die Beziehungen mit Rußland 
nicht ſtörte, jedoch die Reibungsflächen vermehrte. Anſchaulich werden 
die deutſch⸗engliſchen Bündnisverhandlungen von 1898—1901 geſchildert. 
Daß ſie geſcheitert ſind, weil England die beiden Bedingungen Deutſch⸗ 
lands — Einbeziehung des Dreibundes und ſofortige Genehmigung durch 
das Parlament — nicht glaubte annehmen zu können, war bereits bekannt. 
Die deutſchen Diplomaten argwöhnten, daß England uns nur gegen bene 
Feinde vorſchicken und ſchließlich im Stich laſſen werde, ſobald ſeine 
Intereſſen gewahrt ſeien, und daß es feine maritime Überlegenheit 
in kolonialen Fragen rückſichtslos zur Geltung bringen könne, wenn 
Deutſchland der ruſſiſchen Rückendeckung beraubt ſei. Sie ſcheuten ſich 
ferner die günſtige lan zwiſchen beiden Mächtegruppen aufzugeben, 
ohne poſitive Vorteile dafür einzutauſchen. Gerade bei dem für Deutſch⸗ 
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Land wichtigsten Konfliktsfall war Deutſchland durch die von England ver- 
tretene Vertragsform nicht gedeckt. Wenn es durch einen ruf ch⸗öſter⸗ 
reichiſchen Krieg zur Kriegserklärung an Rußland genötigt wurde, ſo war 
es, auch wenn Frankreich nachher eingriff, nicht der Angegriffene; der 
casus foederis war alſo für England nicht gegeben. Ganz in der Tiefe, niemals 
klar el ay vielleicht nicht einmal deutlich empfunden, jo meint 
Brandenburg, hat noch das Motiv mitgewirkt, durch ein Bündnis mit 
England nicht mit den Zuſagen in Gegenſatz zu kommen, die der Kaiſer 
dem Zaren zur Deckung von deſſen oſtaſiatiſchen Plänen gemacht hatte. 
Wir verſtehen jetzt noch deutlicher, warum Brandenburg in 1895 das ent⸗ 
len Jahr jieht. „Unſere ganze Politik war ſeit 1895 auf Rußlands 
eſtlegung in Oſtaſien eingeſtellt, wir waren durch eine unſichtbare 
Feſſel an Rußland gekettet.“ So ſieht Brandenburg in dem Feſthalten 
an den beiden Bedingungen gegenüber dem zweiten engliſchen 1 
einen Fehler. Er wirft der deutſchen Politik vor, daß ſie beſtändig kleine 
Fragen zweiten und dritten Ranges in die große Debatte geworfen und 
ſich dem Welthaus Großbritannien damit wie ein kleiner Händler gezeigt 
habe. Wenigſtens die Entwicklung der Verhältniſſe gibt ihm das Recht zu dem 
weiteren Vorwurf, daß man Hatzfeldts Warnungen zum Trotz die Unmög⸗ 
lichkeit einer Verſtändigung Englands mit dem Zweibund vorausſetzte 
und glaubte gefahrlos warten zu können, bis England doch auf Deutſch⸗ 
land angewieſen ſei. Daß England ſich nicht zur Verteidigung Oſterreichs, 
mit deſſen Auflöſung es e und zur Deckung der öſterreichiſchen 
Orientpolitik hergeben wollte und ſich vor den Schwierigkeiten einer 
parlamentariſchen Genehmigung ſcheute, glaubt Brandenburg zu ver⸗ 
ſtehen. Und er meint, daß man in Berlin aus alter bureaukratiſcher 
Gewohnheit die Macht des geſchriebenen Wortes überſchätzt habe. Ein 
allgemeines Einvernehmen, wie Chamberlain es wünſchte, hätte ſich zu 
einem Lebenselement der Völker auswachſen können, wohingegen den 
Engländern unſere Forderung nach einem Vertragstext, der alle im 
Augenblick erdenkbaren Möglichkeiten mit juriſtiſcher Genauigkeit deckte, 
als 1 pedantiſch und unpraktiſch zugleich erſchien. So kam es 
u der engliſch⸗franzöſiſchen Entente, wie ſie Chamberlain bereits 1898 
r den Fall des Scheiterns der Verhandlungen mit Deutſchland ange⸗ 
kündigt hatte. Obwohl keinerlei Bündnis geſchloſſen wurde, wurde da⸗ 
mals eine gemeinſame Intereſſengrundlage geſchaffen, auf der ein Zu⸗ 
9 ee der Weſtmächte in den wichtigſten weltpolitiſchen Fragen 
möglich war. | Ä 
| Der Verſuch Deutſchlands, den Ruſſiſch⸗japaniſchen Krieg diplo- 
matiſch auszunutzen, ſchlägt ihm ſchließlich nur zum Schaden aus. Frank⸗ 
reich wird in Marokko ſchwer gereizt, 1 daß damit etwas anderes als 
Revancheſtimmung erreicht wird. Verſtändigungsverſuche Rouviers 
verheimlicht Bülow dem Kaiſer, den er in Tanger gegen al en Willen 
eingeſetzt hat. Die keineswegs nur vom Kaiſer perſönlich verfolgte Idee 
des Kontinentalbundes erweiſt ſich als eine Illuſion, ſobald Rußland 
nach dem Friedensſchluß mit Japan die deutſche Rückendeckung nicht mehr 
braucht. Es entledigt ſich des Björkovertrags mit der Forderung, daß er 
im Falle eines deutſch⸗franzöſiſchen Krieges, alſo auch bei einem franzöſi⸗ 
ſchen Angriff auf Deutſchland, keinerlei Anwendung finde und bis zur 
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di Franke einer Vereinbarung zu dreien die Verpflichtungen Rußlands 
u Frankreich nicht berühre. Die Folge iſt eine Abkühlung der deutſchen 
Beziehungen zu Rußland und Feſtigung des franzöſiſch⸗ruſſiſchen Bünd⸗ 
niſſes. Was Bülow und Holſtein eigentlich eabfichl t haben, verm 
uns Brandenburg nicht zu ſagen. Er läßt die Frage offen, ob ſie wirkli 
laubten, durch Rußland auch Frankreich zu gewinnen oder ob ſie im Grunde 
ßland von Frankreich abzuſprengen hofften. Als ſich Rußland nun 
wieder Europa zuwandte und damit den ſeit einem Jahrzehnt zurück⸗ 
etretenen Gegenſatz zu Oſterreich zuſpitzte, entfremdete es ſich auch 
utſchland, zur Freude der gedemütigten Franzoſen. Bei dieſen aber 
kommt jetzt ein Miniſterium n deſſen Seele der Führer der Re⸗ 
vanchepartei Clemenceau iſt. Algeciras kommt den Franzoſen für die 
Konſolidierung der Entente mit England zugute. — Die ruſſiſche Nieder⸗ 
lage ſchuf aber auch die Vorbedingung einer für unmöglich gehaltenen 
engliſch-ruſſiſchen Verſtändigung über die Abgrenzung der aſiatiſchen 
ntereſſenſphären. Auch Japan wird mit dem Zweibund ausgeſöhnt, 
eutſchland hat nun nicht nur die Vorteile der Mittelſtellung zwiſchen 
zwei einander feindlichen Gruppen eingebüßt: ſeit 1907 ſteht es der vor⸗ 
erſt noch loſen und gebrechlichen, aber von Jahr zu Jahr feſter werdenden 
Entente gegenüber. | 
Noch aber brauchte diefe, ſolange Deutſchland es vermied in die ab- 
ge eckten Intereſſengebiete einzugreifen, nicht notwendig deutſchfeind⸗ 
iche Wirkungen auslöſen. Die Engländer hatten kein Intereſſe, die Fran⸗ 
zoſen zur Wiedereroberung Elſaß⸗Lothringens und die Ruſſen zum 
Gewinn der Herrſchaft über die Meerengen und den Balkan zu unterſtützen. 
Da machten wir uns mit unſerer Flottenpolitik England zum Feinde. 
Die kolonialen Gegenſätze waren nicht von ſo pede Gewicht, und den 
maßgebenden Kreiſen der city waren die unabſehbaren Folgen eines 
europäiſchen Krieges für das engliſche Wirtſchaftsleben zu bewußt, als 
daß England wegen dieſer Gegenſätze eine n Deutſchlands 
ewünſcht hätte. Während der Kaiſer und Tirpitz durch unbeirrbare 
Botiepung der Flottenvermehrung die Engländer zur m. der 
Gleichberechtigung Deutſchlands und dann vielleicht zu einer wi cn 
Verſtändigung geneigt zu machen glaubten, während der Botſchafter 
Metternich zur Beſchränkung des Flottenbaus drängte, hielt Bülow die 
von Metternich empfohlene Politik im Grunde für die richtige, wollte 
aber mit Rückſicht auf die Stimmung des Kaiſers eine hinhaltende 
Taktik verfolgen. Der Kaiſer ſelbſt ſprach das entſcheidende Wort, als im 
Auguſt 1908 König Eduard mit den Miniſtern Hardinge und Lloyd 
George nach Deutſchland kam. Während Bülow einer Begegnung aus⸗ 
wich, erklärte der Kaiſer auf die — wenigſtens nach ſeinem Bericht — 
reichlich unverolümte Aufforderung Hardinges mit dem Flottenbau auf- 
u ören: „Dann werden wir kämpfen, denn es ift eine Frage der nationalen 
hre und Würde.“ Bemühungen Bülow? um eine Verlangſamung des 
Bautempos ſcheiterten an dem ebenſo geſchickten wie energiſchen Wider⸗ 
ſtand Tirpitzens. Noch während des Ringens in Berlin fiel in London 
die Entſcheidung. Lloyd George brachte im Unterhaus ein Budget mit 
gewaltiger Erhöhung der Steuerlaſten ein; damit nahm er den Kampf 
auf. Die Chance, England aus der noch lockeren Entente herauszulöſen, war 
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unbenutzt geblieben. Auch den britiſchen Intereſſen hätte es entſprochen, 
als Schiedsrichter zwiſchen den beiden Gruppen zu ſtehen, anſtatt an 
eine von ihnen dauernd gebunden zu ſein. Und ſchon zeigten ſich bei der 
bosniſchen Kriſe von 1908/09 die Gefahren des öſterreichiſchen Bünd⸗ 
niſſes unter den veränderten Verhältniſſen. Während Rußland in Reval 
ſeine Freundſchaft mit England konſolidierte, begann ſich der Schwerpunkt 
des Dreibundes nach Wien zu verſchieben. Der Kaiſer, in deſſen Hände 
Ahrenthals Ankündigung der Annexion erſt kam, als ſie bereits vollzogen 
war, mißbilligte dieſes Vorgehen. Im Gegenſatz zu Bülow, der für 
loyauté par phrase“ war, hatte der Kaiſer die richtige Empfindung, daß 
die öſterreichiſche Extratour einen gefährlichen Präzedenzfall ſchuf. Noch 
waren Rußland und Frankreich nicht kriegsbereit, noch hatte die Entente 
nicht ihre ſpätere Feſtigkeit. Die Frage iſt aber, ob der it og rel 
der Mittelmächte nicht mit feiner Kehrſeite, der der diplomatischen Nieder⸗ 
ne des bereits durch die Türkenpolitik gereizten Rußlands zu teuer er- 
auft war. 

Unter dem Druck des Kaiſers, dem daran lag, „endlich aus den Frik⸗ 
tionen mit Frankreich herauszukommen, jetzt, wo große Fragen auf dem 
Spiele ſtehen“, machte die deutſche Regierung in Marokko jetzt über⸗ 
1 Zugeſtändniſſe. Bülow ſelbſt ſuchte an England heranzukommen. 

er Herr v. Stumm, der mit genau formulierten Vertragsentwürfen 
zu einem allgemeinen Verteidigungs⸗ und Neutralitätsbündnis nach 
London ging, kam gar nicht dazu, dieſe vorzulegen. Grey wollte die Be⸗ 
gay a zu Frankreich und Rußland mindeſtens nicht vorzeitig gefähr⸗ 
den. Stumms Eindruck war, daß nur erhebliche Konzeſſionen in der 
Flottenfrage N Entgegenkommen haben würden. Dem aber 
widerſtand Tirpitz, der jede Aufklärung über ſeine weiteren Pläne ver⸗ 
weigerte oder ſich hinter unklaren Formulierungen verſchanzte. Trotzdem 
äußerte ſich Bülow in der Beſprechung über die Flottenfrage wenige 
Wochen vor ſeinem Abgang optimiſtiſch: Wir hätten ſeit 20 Jahren in der 
Welt nicht ſo geachtet und ge on dageſtanden wie jetzt. Ihm fehlte, 
ſo urteilt Brandenburg, der Blick für die großen Zuſammenhänge und 
großen Linien des Weltgeſchehens und ihm fehlte der tiefe Ernſt und das 
vollſtändige und Se tin aoe Aufgehen in den Intereſſen des Landes 
und Volkes, ohne die kein großer Staatsmann denkbar iſt. 
Bethmann Hollweg vermochte nicht zu bremſen. Kiderlen⸗Wächter 
gelang es, ihn und den Kaiſer zur Ausnutzung der neuen Marokkowirren 
zu gewinnen. Kiderlen wollte der deutſchen Marokkopolitik eine Wendung 

eben, die die früheren Mißerfolge Deutſchlands vergeſſen machen könnte. 

ber der bedeutſamſte Effekt war eine neue Feſtigung der Entente. Marokko 
war der einzige Punkt, an dem England zur Unterſtützung Frankreichs 
durch Vertrag verpflichtet war. Lloyd Georges Rede war ein ebenſo 
deutliches Warnungszeichen wie der Sturz Caillaux und Poincares 
Nachfolgerſchaft. Wo ms Vorſicht geboten war, urteilt Brandenburg, 
wurde ein leichtſinniger Huſarenſtreich unternommen, der uns weit mehr 
an Renommee koſtete, als er einbrachte. 

Das Scheitern der Verhandlungen mit Haldane brachte England 
nun definitiv zu der Überzeugung, daß eine vertragsmäßige Einſchränkung 
der Flottenrüſtung nicht zu erreichen war. Brandenburg wirft die Frage 
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auf, ob wir nicht, da nun einmal die Engländer auf die von uns für not⸗ 
wendig befundene Form des Neutralitätsabkommens nicht eingehen 
wollten, wenigſtens die unbeſtimmtere Formulierung Greys hätten 
annehmen ſollen. Er fragt, ob nicht die Tatſache eines Abſchluſſes und 
die Veröffentlichung auch in noch ſo dehnbarer Form eine große Wirkung 
auf die öffentliche Meinung beider Völker geübt haben würden und ſo 
die Anknüpfung eines engeren Verhältniſſes erleichtert hätten. — Als 
die Balkankriſe die Gefahr eines ne heraufbeſchwor, wehrte 
ſich der Kaiſer energiſch dagegen, „daß das deutſche Heer und Volk den 
Launen der auswärtigen Politik eines anderen Staates direkt dienſtbar 
gemacht und quasi dafür zur Verfügung gehalten werden muß.“ Beth⸗ 
mann aber war in Sorge um das öſterreichiſche Bündnis und ließ nach 
Wien mitteilen, wir würden „bei weiteren Ereigniſſen keinen Augenblick 
vor Erfüllung unſerer Bundespflichten zurückweichen.“ Noch einmal ſah 
es in jenen Monaten ſo aus, als ob England zu einer Annäherung bereit 
ſei. Grey ließ dem Botſchaftsrat v. Kühlmann im Oktober 1912 ſagen, 
er ſei des langen Haders herzlich müde, wolle die Hand zu einer ehrlichen 
dauernden Verſöhnung e Er ſei zum größten Entgegenkommen 
bereit und halte ein Zuſammengehen in China, Perſien, der Türkei und 
Afrika für ausſichtsreich. Es war dies kurz vor dem Briefwechſel zwiſchen 
Grey und Cambon, in dem ſich England und Frankreich agate 
ſofort miteinander in Verbindung zu treten, wenn eine der beiden Mächte 
ein den allgemeinen Frieden bedrohendes Ereignis erwarte. So nr 
zeigte ſich Grey über die deutſche Antwort, die freilich auch ein Zuſam⸗ 
mengehen auf anderen Gebieten für erforderlich hielt, erfreut, und bat 
um Fortſetzung der Konverſationen. Aus Brandenburgs Darſtellung 
geht freilich der doch ſicherlich beſtehende Zuſammenhang dieſer Beſpre⸗ 
chungen mit den kolonialen Ausgleichsverhandlungen von 1913/14 nicht 
hervor. Dieſe gaben Grund zu einer letzten Seien Am Tage 
nach der engliſchen Paraphierung des Bagdadbahnabkommens, am 
16. Juni 1914, meinte Bethmann, daß nun alles von Deutſchland und 
England abhinge. „Treten wir beide alsdann geſchloſſen als Garanten 
des europäiſchen Friedens auf, ſofern wir von vornherein dieſes Ziel 
nach einem gemeinſamen Plan verfolgen, weder die Dreibunds⸗ noch 
die Ententeverpflichtungen hindern, ſo wird ſich der Krieg vermeiden 
laſſen.“ Aber hüben und drüben beſtimmten die ſchwächeren Schiffe den 
Kurs. Und weder konnte nn feinen einzigen Bundesgenoſſen 
fallen laſſen, ie England Rußland und Frankreich preisgeben. Ein 
ſiegreiches Deutſchland, das über eine ſo große Flotte verfügte, war die 
lich fe 3 wie ein ruſſiſcher Sieg über Oſterreich für uns unerträg⸗ 
ich ſein mußte. 

Man kann ſich dem tiefen Eindruck der klaren und überſichtlichen 
Darſtellung Brandenburgs nicht entziehen, Al, peinlich er auch iſt. Und 
doch empfindet man von Anfang an eine Einſeitigkeit, zu der ihn ſein 
Material gebracht haben mag. Im Vorwort betont er die Pflicht des 
Hiſtorikers, den Gegnern keine Motive unterzulegen, für deren Vor⸗ 
handenſein ſich ein Beweis nicht anführen laſſe. Das Beſtreben, überall 
da etwas zu erhalten, wo andere etwas gewönnen, das Brandenburg 
auf Grund ſeiner Kenntnis der deutſchen Akten immer wieder bei den 
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deutſchen Staatsmännern feſtſtellt, iſt aber nur allzudeutlich eine Ten⸗ 
denz geweſen, die man auch ohne Aktenkenntnis bei den anderen Groß⸗ 
mächten feſtſtellen kann. Und ſo wenig wir an der Überlegenheit, nament⸗ 
lich der engliſchen Politik, zweifeln, ſo dürfte doch, wenn einmal die Archive 
der Feinde zur wiſſenſchaftlichen Benutzung freigegeben werden, mancher⸗ 
lei zutage treten, was uns vielleicht veranlaſſen könnte, über die Unge⸗ 
ſchicklichkeiten und Fehler der Führer unſeres Staates nicht ganz ſo hart 
zu urteilen, wie wir es nach der Lektüre von Brandenburgs Buch geneigt 
ſind. | Egmont Zechlin. 


Zwölf Jahre am deutſchen Kaiſerhof. Aufzeichnungen des Grafen 
Robert Zedlitz⸗Trützſchler, ehemaligen Hofmarſchalls Wilhelms II. 
250 S. Stuttgart, Berlin u. Leipzig 1923, Deutſche Verlagsanſtalt. 


Wie ich zu meinem Kaiſer ſtand. Perſönliche Erinnerungen an 
Kaiſer Wilhelm II. Von C. A. Graf Kospoth, Kgl. Preuß. Wirkl. 
Geh. Rat. 48 S. Breslau 1924, Verlagsbuchhandlung W. G. Korn. 

Das Zedlitzſche Buch, deſſen Inhalt angeſichts feiner ſenſationellen 
Auflagenziffer als bekannt vorausgeſetzt wer den darf, iſt leider ein Spiel⸗ 
ball der Parteien geworden, wobei, wie immer, die Sache notleidet. 
Vielleicht darf ſich demgegenüber ſchon jetzt die vorurteilsloſe Geſchichts⸗ 
betrachtung zum Wort melden. Gleichweit entfernt von denen, die mit 
Wonne wieder die Gelegenheit benutzen, einen „Kaiſer in Unterhoſen“ 
zu zeigen, wie von ſolchen, die in royaliſtiſcher Prüde rie ihre Augen 
krampfhaft ſolchem Bilde verſchließen, muß ſie, da nun einmal die Debatte 
über Perſon und Wirken Kaiſer Wilhelms II. zu ſeinen Lebzeiten unter 
ſeiner eigenen Mitwirkung eröffnet worden iſt, zu dem Problem Stel⸗ 
lung nehmen, ſo ſchwierig und undankbar dieſe Aufgabe ſein mag. 

Erſt noch ein Wort über den Autor und ſeine Motive: Im Vorwort zur 
5. Auflage ſagt Graf Zedlitz, als Erwiderung auf den Einwurf, daß der 
Zeitpunkt ſeiner Veröffentlichung verfrüht ſei, er habe urſprünglich das 
Manufkript verſiegelt mit der Aufſchrift „Nicht vor dem Jahre 1970 zu 
öffnen“ ſeinen Erben hinterlaſſen wollen und ſei erſt durch das Beiſpiel 
des Kaiſers und ſo vieler anderer Erinnerungsbücher veranlaßt worden, 
nunmehr mit den eigenen Beobachtungen nicht mehr zurückzuhalten; 
dabei ſei für ihn der Wunſch leitend geweſen, ſeinem „Vaterlande zu nützen 
und erziehlich auf diejenigen einzuwirken, die, ſei es in der Republik, 
ei es in einer ſpäteren Monarchie, vor die Alternative geſtellt werden, 
ihrer Überzeugung getreu zu ſprechen und zu handeln oder, um perſön⸗ 
licher Vorteile willen, dieſe zu verleugnen.“ Wenn ein deutſcher Edelmann 
ſolche Erklärung abgibt, hat man ihm bis zum Beweiſe des Gegenteils 
zu glauben. Mag auch hinſichtlich jener erzieheriſchen Wirkung der Kreis 
gelehriger Schüler ſehr eng gezogen werden dürfen, ſo iſt anderſeits 
unbeſtreitbar, daß eine Publikation anno 1970 lediglich antiquariſchen 
Wert beſeſſen hätte. Es wird dem Autor ferner zur Laſt gelegt, i er, 
ber in ſeinen heimlichen Aufzeichnungen am Kaiſer und deſſen Umgebung 
ſchärfſte Kritik übte, es mit ſeinem Gewiſſen vereinbar hielt, trotzdem im 
perſönlichen Dienſte Wilhelms II. zu bleiben, anſtatt die Konſequenzen 
ſeiner innerlichen Einſtellung zu ziehen. Da mancher Träger höherer 
Würden ähnlich gehandelt hat und Märtyrer der Überzeugung nun einmal 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XVII. 1. 11 
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ſelten ſind, wird Graf Zedlitz in dieſer Hinſicht mildernde Umſtände 
nie a Im übrigen bat er fich ſelbſt kritiſiert. Das Warum führt 
uns zur Sache. | 
Die Kritik an der Perſönlichkeit des letzten Monarchen, wie fie im 
3. Bande der Gedanken und Erinnerungen, bei Tirpitz, dem jüngeren 
Moltke, Walderſee, Eulenburg, ar im Buche des eigenen Sohnes 
und Zedlitz, in ſehr verſchiedener Tonart und Ausdehnung, aber doch 
gleicher Melodie vernehmbar wird, wäre ungerecht, wenn ſie ſich nicht mit 
einer anderen verbände, die den Horizont weiter abſteckt. Gerade das 
Zedlitzſche Buch mit ſeiner Fülle kaleidoſkopartig wechſelnder Einzelzüge 
iſt ein überzeugender Beweis für die Verantwortung, welche „die anderen“, 
die engere, weitere und weiteſte Umgebung des Monarchen, zu tragen 
haben. Wie entſtand denn das wiederholt (z. B. in der Außenpolitik, 
wie jetzt die 5 igen) überſchätzte „perſönliche 
„Regiment“? Doch wohl zu einem guten Teile auch dadurch, daß — man 
kann ruhig ſagen — alle), die mit dem Herrſcher zu tun hatten: die 
Kaiſerin, die deutſchen Fuürſten, Miniſter und Generale, die Größen in 
Kunſt, Wiſſenſchaft und Handel, aber auch der „Mann auf der Straße“, 
verſagten, wenn es galt, ſich und die Wahrheit „Ihm“ gegenüber durch⸗ 
zuſetzen. Inſofern war auch der Kaiſer ein Produkt ſeines Milieus. 
„Untertan“ und „Herrſcher“ ſind Korrelate. Der preußiſch⸗deutſche 
Untertan, wie ihn ven Mann im Zerrbild, aber doch zu nachdenk⸗ 
licher Betrachtung anregen score hat, ijt zweifellos in hohem Maße 
ein Ergebnis der Geſchichte, die eine Geſchichte ſeiner Könige war. Sie 
erklärt die Herausbildung eines on yſtems, das mit ſeiner Be⸗ 
tonung des „monarchiſchen Prinzips“, des Obrigkeitsgedankens überhaupt 
bei allen unleugbaren Vorzügen in einer fic) wandelnden Welt ſchließlich 
iſoliert daſtand. Daß dieſes Syſtem unter Wilhelm II. eigentlich erſt ſo 
recht in die Erſcheinung trat (Bismarcks Premierminiſtertum bedeutete 
ein Zugpflaſter gegen monarchiſche Entzündungsprozeſſe am Staats⸗ 
körper) war ein beſonderes Verhängnis. So geſehen it der letzte Kaiſer 
an der Größe ſeiner Ahnen zugrunde gegangen. Auch Graf Zedlitz neigt 
dazu, die Belaſtung durch unſere hitoriche ntwicklung mehr als einzelne 
Menſchen bei dem tragiſchen Ausgang verantwortlich zu machen. Die 
Wirkungen des Syſtems waren nach ſeiner Anſicht groangéläuri, die Ver⸗ 
hältniſſe ſtärker als die Menſchen (S. 200). Auch als der Hofmarſchall 
Graf Zedlitz ſelbſt. Sein Buch zeigt an unzähligen Beiſpielen, wie im 
pſychologiſchen Moment aus dem nach Bismarck in regierbaren 
deutſchen Ade. Also batt die zu eh | chnarrende Maſchine des „Unter⸗ 
tanen“ wurde. Alſo hätten „die Verhältniſſe“ geändert werden müſſen? 
Ob man dem rollenden Rade noch in die Speichen fallen konnte — 1908 
war es bekanntlich nahe daran — bleibt eine offene Frage. Hätte eine 
ſtatt 1917/18 zehn Jahre früher durchgeſetzte „Parlamentariſierung“ 
etwas an unſeren Geſchicken, die außenpolitiſch bedingt waren und 
N nach Abſchluß der Tripelentente — bereits feſtlagen, ändern 
önnen? 


1) Die wenigen Ausnahmen, die Z. notiert: Poſadowſky, Stubenrauch, 
Frl. v. Gersdorf, beſtätigen nur die Regel. 
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Damit kommen wir auf eine Außerung des Autors, der aufs fchärfite 
widerſprochen werden muß. Er ſagt (Vorwort S. 5), jene „Irrtümer“ 
des Syſtems hätten „in dieſe tiefe Erniedrigung und in unabſehbares 
Unglück geführt.“ Das iſt ſchief und einſeitig. Mag man den Scherben⸗ 
berg der i a bee Ara noch fo ho 5 75 (wer dieſes Geſchäft 
betreibt, ſollte aus Gerechtigkeitsgründen H. Delbrücks jetzt ins Engliſche 
überſetzte Schrift: Regierung und Volkswille leſen), deswegen ändert 
ſich kein Jota an der Verantwortlichkeit des Auslandes hinſichtlich der 
Entſtehung des Weltkrieges, der uns in „tiefe Erniedrigung“ und „un⸗ 
abſehbares Unglück“ geſtürzt hat. | 

In dergleichen nicht genügend abgewogenen Außerungen ſehen wir 
einen bedauerlichen Mangel des Zedlitzſchen Buches, denn ſie öffnen 
Tür und Tor der tendenziöſen Parteiphraſe, die dem Weſen des Autors 
doch fern liegt. Auch ſcheint es uns, als ob durch ſeine oder anderer 
Mitwirkung all zu Kleinliches Aufnahme in die Erinnerungen gefunden 
hat, die doch bei allem mikroſkopiſchen Sehen nicht mit Lakaienklatſch 
in einen Topf geworfen ſein wollen. Allerdings darf man eines nicht 
vergeſſen: Tagebücher ſind anders zu leſen als retroſpektive Darſtellungen. 
In jenen laſſen viele Einzelzüge gerade durch Wiederholung und gleiche 
Ciel das Geſamtbild erſtehen, ein Moſaik, aus dem man nicht einzelne 

Steinchen als repräſentativ für das Ganze herausgreifen darf. Im vor⸗ 
liegenden Falle kommt hinzu, daß auch anſcheinend unweſentliche Details 
in ihrer Tragweite anders zu bewerten ſind, da es ſich um einen der mäch⸗ 
tigſten Monarchen der Erde, nicht um eine Sereniſſimusfigur handelt. 

Derartige ee werden für alle feiner empfindenden 
Menſchen ſtets peinlich bleiben, ſolange die davon betroffenen Perſönlich⸗ 
keiten noch am Leben ſind. Aber höher als die Rückſicht auf Hochgeſtellte 
ſteht die Rückſicht auf die Wahrheit. Und die Generation des Weltkrieges, 
die fo viel Schweres erlebte, hat doch wohl das Recht, noch ſelber klar 
über ihre Vergangenheit zu ſehen. Daß aber die Aufzeichnungen des 
Grafen Zedlitz als eine wichtige Quelle zur Zeitgeſchichte dieſe Klarheit 
um einen weſentlichen Grad vermehren, darüber ſollte doch unter den 
wirklich um Erkenntnis Bemühten, die ſie als Ganzes betrachten 
und mit anderem vergleichen, ein Streit nicht ſein können. Unbekümmert 
um Entrüſtung auf der einen, hämiſche Schadenfreude auf der anderen 
Seite hat die objektive Geſchichtsforſchung (wir gebrauchen getroſt das 
anfechtbare Wort) ihren Spruch dahin abzugeben: Nur durch die lücken⸗ 
loſe Wahrheit über das Weſen unſeres bisherigen monarchiſchen Ge⸗ 
dankens (wie er ſich in ſeinem letzten Träger manifeſtierte und durch 
ihn beeinflußt wurde), wird die Bahn frei werden, die für Untertan und 

errſcher in Zukunft zu einer wertbeſtändigen Regeneration dieſes Ge⸗ 
dankens führen kann. Iſt er nur durch Verheimlichen und Verſchleierung 

u erhalten, dann wird er nie dauernd nahe werden. Übrigens 
no die Träger ber Krone und monarchiſcher Gedanke zweierlei. Trotz⸗ 

em das Zeblitzbuch, wie ein a ialdemokratiſcher Führer erzählte, 
Propagandamittel unter die aſſen geworfen wird, bebt der Boden 
von den Beifallsſtürmen einer indolenten Zuſchauermenge, wo immer 
man den Fridericus Rex filmt. Und England, das in feinen Annalen 
ſogar ein „Regiment der George“ verzeichnet, iſt heute noch Monarchie. 
11 
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Wirr haben alles Verſtändnis dafür, wenn jemand, dem es „fern von 
Madrid“ bei gelegentlichen Berührungen mit der Majeſtät gut gegangen 
iſt, wie der Graf Kospoth, für ſein Verhältnis zum Kaiſer eine Lanze 
bricht, aber die Probleme des Zedlitzbuches werden von ſolchen Privat⸗ 
angelegenheiten wirklich nicht berührt. H. O. Meisner. 


Hans Herzfeld, Die deutſche Rüſtungspolitik vor dem Weltkriege. 
VII u. 162 S. Bonn u. Leipzig, Verlag Kurt Schroeder. u 
Das auf gründlicher Durchforſchung der Akten des Kriegsminiſteriums 
und des Generalſtabes beruhende, mit Streben nach Unparteilichkeit 
und warmem patriotiſchem Gefühl geſchriebene Buch hinterläßt traurige 
Empfindungen. Es ſchildert die namentlich vor der Heeresvorlage von 
1913 zwiſchen den beteiligten Regierungsſtellen gepflogenen Verhand⸗ 
RE deren Ergebnis eine ſtarke en der bom Generaljtabe im 
80 lick auf die Weltlage als unabweisbar bezeichneten militäriſchen 
orderungen war, insbeſondere die Streichung der oft erwähnten 
3 Armeekorps, die Ludendorff gefordert hatte. Nun iſt der Krieg gewiß 
nicht durch das Fehlen dieſer drei Korps entſchieden worden, d 
dadurch, daß ein amerikaniſches 2 Millionen⸗Heer über den Ozean kam, 
mit Mile: Ein ae feine Partei vor dem Kriege gerechnet hatte. 
Dennoch iſt die Tatſache unbeſtreitbar, daß die deutſche Kriegführung von 
vornherein durch die ungeheure zahlenmäßige Überlegenheit der Feinde 
. war, und dies um ſo mehr, da die vorhandenen Kräfte des 
eutſchen Volkes für ſeine Wehrmacht nicht vollſtändig ausgenutzt worden 
waren. Die Frage, wer hieran die Schuld bt gliedert ſich natürlich nach 
der Verantwortlichkeit der einzelnen Dienſtſtellen und der an ihrer Spitze 
ſtehenden Männer. Herzfelds Unterſuchung gipfelt in einer politiſchen 
Anklage gegen den Reichskanzler v. Bethmann Hollweg, deſſen außen⸗ 
politiſche Illuſionen und innerpolitiſche Angſte gleichermaßen dazu bei⸗ 
trugen, ihn zu einer ablehnenden Haltung zu beſtimmen, und in einer 
militäriſchen Anklage gegen den Kriegsminiſter v. Heeringen, der ſich 
einer Reihe verſäumter Jahre und ungenügender Heeresvorlagen ſi 
1913 „aus den Feſſeln ſeiner Vergangenheit nicht mehr löſen“ konnte. 
Verweilen wir etwas bei dieſem Punkte. 

Faſt jeder Krieg der letzten hundert Jahre zeigt das Bild, daß die 
e mit dem Bedürfnis des Ernſtfalles, auch wenn dieſes 
klar vorherzuſehen war, nicht Schritt gehalten hatte, ſelbſt auf der ſieg⸗ 
reichen Seite. Wir waren z. B. 1866 in bezug auf die Artillerie, 1870 
in bezug auf das Infanteriegewehr im Rückſtande. Dieſe wiederkehrende 
Erſcheinung iſt zunächſt auf die moderne Regierungsform zurückzuführen, 
die es notwendig macht, alle militäriſchen Forderungen einem Parlament 
abzuringen, in dem die verſchiedenſten Talente mit Ausnahme der Sach⸗ 
kenntnis vertreten ſind. Iſt dieſes Hindernis überwunden, ſo dauert es 
noch lange, bis der angeſtrebte Fortſchritt praktiſch durchgeführt iſt. Eine 
Heeresverſtärkung wirkt ſich für die Kriegsformation, auf die es dabei 
doch ankommt, erſt in Jahren vollſtändig aus. Werden heute 100000 Mann 
bewilligt, ſo gibt dies erſt in drei Jahren eine Verſtärkung des Feldheeres 
um 300000, erſt in ſechs Jahren mit Berückſichtigung des natürlichen 
Abganges 500000 Mann uſw. Große Gefahren liegen ferner in der ruck⸗ 
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weiſen Entwicklung der Kriegstechnik. Ein heute noch unbeſtreitbar auf 
der Höhe der dich ſtehendes Gewehr oder Geſchütz wird durch eine Ver⸗ 
beſſerung, die ſich ein anderer Staat zu eigen macht, plötzlich zu einer 
minderwertigen Waffe. Neue Erfindungen tauchen auf, über deren mili⸗ 
täriſche Bedeutung erſt der Ernſtfall klare Anſchauungen ſchafft (Flugzeuge, 
Gaſe). Ob im Augenblick eines ausbrechenden Krieges die Organiſation 
und die Technik einen für den eigenen Staat günſtigen Standpunkt auf⸗ 
weiſen, iſt alſo oft von Glücksumſtänden abhängig, und die Männer, die 
in ſolchem Zeitpunkt die leitenden Stellen bekleiden, büßen dann mitunter 
für Mängel und Lücken, deren Wurzeln in weit zurückliegender Zeit zu 
finden ſind. Geht alles gut, ſo wird wenig daraus gemacht. Läuft die 
Sache ſchlecht ab, ſo iſt die Anklage da. Graf Walderſee erzählt in ſeinen 
Tagebuchblättern, daß ihm, als er kurz vor dem Deutſch⸗franzöſiſchen 
Kriege Militär⸗Attach6 in Paris wurde, der damalige Direktor des 
Allgemeinen Kriegs⸗Departements v. Podbielski geſagt habe, er möge 
nicht zuviel über das Chaſſepotgewehr berichten; denn dann mache der 
König dem Kriegsminiſterium die Hölle heiß, und man habe jetzt kein 
Geld. Man ſtelle ſich nun vor, daß die Schlacht bei St. Privat, in der 
die ſchweren deutſchen Verluſte bekanntlich vor allem durch die ungenügende 
Tragweite des Zündnadelgewehrs verurſacht wurden, mit einer Nieder⸗ 
lage geendigt hätte, das mit verwandter Front kämpfende deutſche Heer 
in weſtlicher Richtung zurückgeworfen, von ſeinen oberhalb Metz über die 
Moſel führenden Verbindungen abgedrängt und in eine Kataſtrophe ver⸗ 
wickelt worden wäre. Wie würde dann das „hiſtoriſche Urteil“ über das 
Roonſche Kriegsminiſterium lauten? | = 
Vor dem Wetterleuchten von 1911 . lebte man 
jahrelang in einem nicht unbegründeten Gefühl der Sicherheit, beſonders 
nach dem ſchweren Schlage, den Rußland in Oſtaſien erhalten hatte. 
Es war damals ſchwer, für neue bedeutende Militärforderungen plauſible 
Gründe beizubringen. Daraus entſtand die ſpätere Zwangslage, daß 
nur eine ſprunghafte Anſtrengung die in jenen Jahren — vor Heeringens 
eit — verſäumte Weiterentwicklung des Heeres nachholen konnte. 
ies iſt tatſächlich nicht in ausreichendem Maße geſchehen, und ſelbſt 
was geſchah, kam infolge der hervorgehobenen natürlichen Langſamkeit 
des nwachfens der Kriegsſtärke teilweiſe zu ſpät. Bei den Geſetzen von 
1911 und 1912 hat, wie Herzfeld ſagt, das Kriegsminiſterium „allerdings 
1 Erweiterungen erſt vor dem Widerſtande des Kanzlers und 
atzamtes aufgegeben, nach entſchloſſenem Widerſtande“. Daß es 1913 
nicht den Mut aufbrachte, außer den recht erheblichen Verſtärkungen, die 
erreicht wurden, auch noch jene 3 Korps durchzuſetzen, iſt tief zu be⸗ 
klagen. Aber den entſcheidenden Grund, den Kern der ganzen Sache, finde 
ich nicht mit ausreichender Klarheit hervorgehoben: den Widerſtand der 
Linken des Reichstages, insbeſondere der Sozialdemokratie. Der ſonſt 
ſehr gelungene Abſchnitt über „die öffentliche Meinung in Deutſchlan 
und die Rüſtungsfrage“, der jedem, der jene Zeit mitdenkend durchlebt 
leb als ein durchaus echtes Spiegelbild der Verhältniſſe erſcheinen wird, 
ebt „die ruhige Zurückhaltung der deutſchen Sozialdemokratie gegenüber 
der Wehrvorlage“ hervor. Am 10. Juni 1913 erklärte der Abgeordnete 
Noske im Reichstage: „Wir Sozialdemokraten ſind der Anſicht, daß die 
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von den are Parteien und der Regierung angenommene Gefahr 
für das Reich nicht beſteht und auch nicht beſtanden hat. 
ir behaupten, daß alle Vorausſetzungen, von denen die Regierung bei 
der Einbringung der Heeresvorlage ausging, teils von vornherein irrig 
waren, teils daß ſie mindeſtens jetzt nicht mehr als zutreffend erachtet 
werden können.“ Er ſah nur „Treibereien und Hetzereien von Rüſtungs⸗ 
intereſſenten“ uſw. Bei ſolchen Reden aber blieb es nicht, man kam mit 
Anträgen von kaum noch verhüllter revolutionärer Tendenz, wie Auflöſung 
des Gardekorps u. dgl. Asch die dritte Leſung wurde von der Linken 
in dieſem Sinne zu Abſchwächungen des nn age RUQEE 
und zur Abſchaffung des ſtrengen Arreſts als Diſziplinarſtrafe benutzt. 
Dies Verhalten als c Zurückhaltung e der Wehrvorlage“ 
zu bezeichnen, geht nicht an. Gewiß würde eine Regierung, wie ſie 
Preußen bei der Heeresreform von 1860 und wie ſie das Deuſſche Reich 
bei der Kriegsgefahr von 1887 hatte, mit dieſen Geiſtern fertig geworden 
ſein. War es aber die Schuld des Kriegsminiſters v. Heeringen, daß 
Deutſchland eine ſolche Regierung nicht beſaß? Die Schrift Herzfelds 
erweckt ſtellenweiſe faſt den Eindruck, als ob das Ganze ein Reſſort⸗ 
ſtreit zwiſchen Generalſtab und Kriegsminiſterium geweſen fei. Wenn 
auch für die Heeresverwaltung ſachliche Schwierigkeiten unzweifel⸗ 
alt beſtanden, jo handelte es ſich doch in der Hauptſache um das mut- 
th urückſcheuen der Bethmannſchen Regierung vor dem vorauszu⸗ 
ſehenden Widerſpruch der Linken mit ihren 110 ſozialdemokratiſchen 
Stimmen. Weil BethmannHollweg den im Intereſſe des Vaterlandes 
notwendigen Kampf nicht aufnahm, fühlte ſich der Kriegsminiſter außer⸗ 
tande, den Forderungen des Generalſtabes zu entſprechen. Weit ent⸗ 
ernt, hierin eine Rechtfertigung zu erblicken, halte ich doch eine klarere 
tufung der Verantwortungen für nötig. Das Gewicht der hiſtoriſchen 
Schuld hat die ſtaats⸗ und ortreffüchen e Sozialdemokratie zu tragen. 
Dies tritt in dem übrigens vortrefflichen Buche nicht ausreichend hervor. 
Sehr wahr ſagt der Verfaſſer: „Der Wille einer Nation, Exiſtenz und 
Machtbereich unter Einſatz aller verfügbaren Mittel, um den Preis 
größter Opfer ſchon im Frieden gegen künftige Bedrohung ſicherzuſtellen, 
iſt ſo eng verknüpft mit allen ethiſch⸗geiſtigen Grundlagen eines geſunden 
Volksdafeins, daß in der Stärke dieſes Willens ein Maßſtab für die po⸗ 
litiſche Geſundheit, die Feſtigkeit des ſtaatlichen Charakters eines Wilen 
Volkes notwendig liegen muß.“ Wer ſich jahrzehntelang dieſem Willen 
entgegengeſtemmt hat, kann die Schuld nicht von ſich abwälzen. 


any. 
Alexander Tanew, Ein Verteidiger Deutſchlands vor dem bulgariſchen 
Staatsgericht 1923. Überſetzt und herausgegeben von R. v. Mach. 
79 S. Berlin, E. S. Mittler & Sohn. 

Die Rede des bulgariſchen Generalleutnants Tanew als Verteidiger 
in dem Hochverratsprozeß, den das bulgariſche Bauernkabinett Stam⸗ 
boliiski gegen feine politiſchen Gegner, namentlich die Miniſter des 
Kabinetts Radoslawow in Szene ſetzte, iſt auch für deutſche Leſer von 

ohem Intereſſe. Sie ſtellt mit einer außerhalb Deutſchlands ganz ſeltenen 
reimütigen Anerkennung der großartigen Unterſtützung, die Bulgarien 
urch die deutſche Heeresleitung und Heeresverwaltung an Truppen 
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und vor allem an Kriegsmaterial erhalten hat, ein Ehrenzeugnis aus. Die 
mitabgedruckten Dokumente und die ſtatiſtiſchen Angaben über die deut⸗ 
ſchen Leiſtungen, die General Tanew beibringen konnte, verleihen der 
Publikation, für die dem Herausgeber Dank gebührt, hiſtoriſchen a 
wert. | and. | 


Graf Max Montgelad, Leitfaden zur Mriegsfduldfrage. 208 ©. 
Berlin u. Leipzig 1923, Walter de Gruyter. | 
Das Buch wird vielen, denen es nicht möglich ift das immer mehr 
anſchwellende Material durchzuarbeiten, ein willkommener Führer 
bar Aber auch wer fich aus eigenem Quellenſtudium um die Erkenntnis 
er Entſtehung des Weltkrieges bemüht, wird durch die präziſe und ſichere 
Darſtellung ein weſentliches Stück vorwärts gebracht. Ein ſchwieriges 
Problem iſt die Wahl des Ausgangspunktes. Montgelas gibt zunächſt 
in einem mit der Schilderung der Weltlage um 1907 einſetzenden Abſchnitt 
eine Überſchau über die diplomatiſchen Kämpfe in den kriſenreichen 
Jahren vor dem Kriegsausbruch. Die deutſche Flottenrüſtung bezeichnet 
er als politiſch unklug. Wenn er meint, daß das von Deutſchland angebo⸗ 
tene Verhältnis von 10:16 Großkampfſchiffen auch in London nicht als 
Bedrohung angeſehen fei, jo wird er hier freilich Widerſpruch erfahren. 
Der Schwerpunkt der Arbeit liegt in der mit dem Attentat von Sarajewo 
ann Darſtellung der Juliereigniſſe, die bis zur engliſchen oe 
erklärung durchgeführt wird. Dadurch, daß Einzelheiten, die in der En⸗ 
tentepropaganda eine größere Rolle geſpielt haben, als ihnen tatſächlich 
uzubilligen iſt, in einem beſonderen Teil gebracht werden, bleibt der ow 
fommendang der Darſtellung gewahrt. Bei der Schilderung, wie die 
eutſche Regierung tatfächfich an eine Lofalijierung des daß auch ber 
ſerbiſchen Krieges aan bat, erinnert Montgelas daran, daß auch der 
Burenkrieg, der Marokkokrieg, der Tripoliskrieg und die Balkankriege 
keine größeren Verwicklungen nach ſich gezogen hätten. Damit ent⸗ 
kräftet er freilich nicht den Vorwurf, den man gegen die deutſche Regierung 
erhebt, daß ſie die Veränderungen im gegneriſchen Lager nicht ſtark genug 
in Rechnung gezogen habe. Rußland hatte es eben in re glänzenden 
Bündnispoſition und mit ſeiner verhältnismäßig fortgeſchrittenen Rüſtung 
nicht mehr nötig, einen Preſtigeverluſt einzuſtecken, wie es noch zur Zeit 
der Annexion Bosniens und der Herzegowina getan hatte. Und auch 
Frankreichs Rüſtung war jetzt ſo weit, daß es ſeine Hilfe zuſichern konnte. 
Montgelas zeigt, wie ſich nach dem Bekanntwerden der Form chen Antwort 
Deutſchland für die auch von Grey angenommene Formel des „Halt 
in Belgrad“ einſetzte und wie dann die unter deutſchem Druck zuſtande⸗ 
gekommenen direkten Beſprechungen zwiſchen Wien und Petersburg 
durch die ruſſiſche Mobilmachung geſprengt wurden. Seiner Auffaſſung, 
daß dieſe Beſprechungen bereits einer Verſtändigung nahe geweſen wären, 
können wir nicht beipflichten. Oſterreichs Ziel, mit der ſerbiſchen Gefahr 
pots aufzuräumen, und Rußlands Wille, Serbien als die Macht, 
ie einer öſterreichiſchen Expanſion auf dem Balkan in erſter Linie im 
Wege ſtand, zu retten, waren kaum noch vereinbar. Man wundert ſich 
ohnehin, daß die und Deut ch⸗ruſſiſche Balkanrivalität, die fich, ſeit Oſter⸗ 
reich aus Italien und Deutſchland verdrängt und Rußland im fernen Oſten 
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beſiegt war, ſtetig verfchärfte, nicht ſchon früher zum Kriege geführt hat. 
Unſer Unglück war es, daß wir nur dieſen Bundesgenoſſen hatten, der 
uns politiſch mehr belaſtete, als er leiſtete. Man denkt etwa an Bismarcks 
Wort von dem wurmſtichigen 1 in deſſen Schlepptau die ſeefeſte 
Fregatte geraten ſei. Daß das ſtets au Rückeroberun Elſaß⸗Lothringens 
und ſeiner kontinentalen Vormachtſtellung lauernde Frankrecch eine ſolche 
Situation ausnutzen würde, war nur allzu gewiß; Montgelas hat recht, 
wenn er die deutſche Kriegserklärung an Frankreich einen rein formalen 
Akt nennt. Die frühzeitige deutſche Kriegserklärung an Rußland bezeichnet 
er als einen durch die ungeheure Gefahr des Zweifrontenkrieges erklär⸗ 
lichen Fehler. Jedenfalls iſt die ruſſiſche Mobilmachung das entſcheidende 
Ereignis geweſen, das auch einen gleichzeitigen energiſchen Druck Berlins 
auf Oſterreich paralyſierte. Deutſchland, das wahrlich von allen euro⸗ 
päiſchen Mächten das ſtärkſte Intereſſe an der Aufrechterhaltung des 
Friedens hatte, und auch tatſächlich, nachdem, etwa ſeit dem 25. Juli, 
bei den leitenden Männern in Paris und Fous der Kriegswille 
ſtieg — auf den Frieden hinarbeitete, wurde in den Strudel hineingeriſſen. 
Die belgiſche Frage bringt Montgelas nur kurz in dem Abſchnitt über die 
Einzelheiten der Kriſe, da ſie mit der Frage der Verantwortlichkeit am 
Kriege nicht zuſammenhängt. Daß der Einmarſch in Belgien dem eng⸗ 
liſchen Kabinett nur ein willkommener Anlaß war, die aus ſeiner Politik 
und der Lage folgenden Konſequenzen in Übereinſtimmung mit dem 
Parlament und der öffentlichen Meinung zu ziehen, wird man kaum 
beſtreiten. Egmont Zechlin. 


l Schriften zur un. und Weltanfdanuungslehre. 
9 0 ation und Weltanschauung. eipzig 1923, Der neue Geiſt⸗ 
erlag. | 

Die Weltmiſſionsideen der großen europäiſchen Nationen beſchreibt 
Scheler in den unter obigem Titel zuſammengefaßten Aufſätzen. Die 
tieffte Verſchiedenheit der Nationen, und insbeſondere Frankreichs, 
Englands und Rußlands uns gegenüber, ſieht er in der Stellung, die ſie 
zur Menſchheitsidee zu haben glauben. Das moderne Frankreich — 
ſo geſteht er in einer Auseinanderſetzung mit Boutroux — ordne die 
Nation der Menſchheit an Wert und Sein durchaus unter. Aber — 
und das eben iſt ſeine „nationale Miſſionsidee“ — es nimmt für ſich 
ſelbſt den Ruhm in Anſpruch, dieſe Prinzipien zuerſt gelehrt zu haben 
und ſie auch fernerhin als Führer, Lehrer und Erzieher der Menſch⸗ 
heit in der ganzen Welt — auch mit el — zu verbreiten. Und 
hier liegt das Aggreſſive gegenüber allen Völkern, die dieſe galliſche 
eh eb nicht anerkennen wollen. Der engliſche Miſſionsgedanke 
— ein Miſchprodukt des auf die Geſamtnation übertragenen calviniſtiſch⸗ 

puritaniſchen Gnadenwahlsgedankens mit dem engliſchen Weltreichs⸗ 
egoismus — iſt „heimlich“ von der ſchroff ariſtokratiſchen Idee der Aus⸗ 
erwähltheit getragen. Scheler glaubt an eine mehr oder weniger bewußte 
Übertra an der altjüdiſchen Idee der Volksauserwählung durch den 
ſo ſtark altteſtamentariſch gefärbten calviniſtiſchen Religionstypus, 
eine Idee, die dann durch Raſſenhochmut und durch die natürliche Vor⸗ 
zugsſtellung der Inſellage verſtärkt ſei. Vor Ideen, Sitten, Staats⸗ 
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einrichtungen anderer, auch feiner Dienſtvölker, zeigt England zwar die 
Achtung und Schonung des Vornehmen, die Frankreich am wenigſten 
von allen Völkern kennt. Dieſer Hochmut ijt aber begleitet von dem Be⸗ 
wußtſein feiner gottgewollten Überlegenheit. Nicht Führer, nicht Lehrer, 
ſondern Herr will England ſein. Dagegen iſt das Ziel der ruſſiſchen 
Nationalmiſſion eine gefühlsmäßige Brüderlichkeit in der Einheit eines 
religiös fundierten Weltſtaates, dem ſich das 7 Gotträger⸗Volk 
(um einen Ausdruck Doſtojewskis zu gebrauchen) nach Erfüllung ſeiner 
Miſſion opfern will. Darum ſpricht Scheler von der „meſſianiſchen 
. Rußlands. Die Grundlage dieſer ſtark ſozial betonten Brüder⸗ 
lichkeit iſt einmal die Slawenſeele überhaupt mit ihrer Tendenz zur Unter⸗ 
ordnung des Individuums unter die Gemeinſchaft und zur reſignierten 
Paſſivität und dann das griechiſch⸗orthodoxe Mißtrauen in den Wert 
irdiſcher Macht und Autorität und der religiöſe Gedanke der freiwilligen 
Dienſtſchaft. Scheler zeigt aber auch, wie gerade dieſes Ideal des psd 
gen Opferlamms der Menſchheit vielleicht die agareijio te Miſſionsidee 
enthält, die überhaupt exiſtiere. Denn erſt die univerſale Verbreitung des 
ruſſiſchen Brüderlichkeitsideals ſchafft die Möglichkeit dieſes ee 
Der ruſſiſche Chriſt ijt bereit, fein Ideal auch mit Waffengewalt zu verbrei- 
ten nach dem Motto: „Und willſt Du nicht mein Bruder ſein, ſo ſchlag 
ich Dir den Schädel ein!“ „Er Hk ein aufdringlicher, ein wilder und grau- 
eve 12 der keine Abweiſung ſeines opferdurſtigen Dienſtwillens 
verträgt.“ 

Fragt man nun nach einer deutſchen Miſſionsidee, ſo ſucht man ver⸗ 
gebens nach Antwort. Die deutſche Nation — ſagt Scheler — fühlt ſich 
nicht als Führer und Lehrer der Menſchheit, ſchon deshalb nicht, weil der 
Deutſche nicht an die Rationaliſierbarkeit der Nationen glaubt und ſie 
ebenſo wie die Individuen für verſchieden und verſchiedenwertig und eine 
jede für ſich ſelbſtverantwortlich hält. Sie fühlt ſich auch nicht als geborener 
und gottauserkorener Herrſcher. Noch weniger hat ſie das lie 
1 für die Menſchheit zu opfern. Der Deutſche hat nach Scheler keine 
o ausgeprägte Nationalmetaphyſik wie die ihn umgebenden Völker 
und keine ſo hohe nationale Selbſtauffaſſung. Macht nennt er Macht und 
Nutzen Nutzen; und Weisheit und Liebe ſtehen ihm zu hoch, um ſie als 
mögliche Zwecke der Politik anzuſehen. Dabei unterläßt es Scheler, daran 
zu erinnern, daß gerade im deutſchen Weſen ſeit Jahrhunderten ein uni⸗ 
verſaliſtiſch⸗humanitärer Zug immer wieder zum Durchbruch gekommen 
ift, der — ob man ihn nun als zerſetzend beklagt oder als veredelnd preiſt — 
jedenfalls als Tatſache zu beachten iſt. Warum gedenkt Scheler, der 
Katholik, nicht, wie der chriſtliche Univerſalismus des Mittelalters, gerade 
von Deutſchland her geſpeiſt und gefördert wurde? Warum erwähnt er 
nicht, wie gerade die deutſche Nationalidee in ihren mannigfaltigen Ver⸗ 
zweigungen von kosmopolitiſchen Idealen naturrechtlicher Deduktion 
und Bi ne? aniſcher Empirie, wie religiöfen Verbundenheitsgefühls, 
von liberalen Menſchheitstheorien oder vom Glauben an eine ee 
inſpirierte Rechtsordnung umſchimmert wurde? Meint er denn, daß die 
Ideale eines die deutſchen Volksgenoſſen zur Verſittlichung der Menſch⸗ 

eit zuſammenfaſſenden Deutſchlands nur vorübergehende rein zeitliche 
rſcheinungen geweſen ſeien? Läßt man die Streitfrage, wie weit es 
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fit dabei um ausländiſche ale ehandelt hat, einmal fort, fo 
hatte die Tatſache, daß wir eine ſolche Entwicklung durchgemacht haben, 
jedenfalls ihre auch heute auf Schritt und Tritt erkennbaren Wirkungen. 
Auch eine Schilderung, die es ſich anſcheinend nicht zur Aufgabe geſetzt 
at, die den Völkern innewohnenden Triebe und Zielſ ebenen in ſtändiger 
ühlung mit den zeitlichen Zuſammenhängen und Lebensbedingungen 
u entwickeln, darf dieſen ater Get Zug zum Menſchentum im deut⸗ 
(ge Weſen nicht beiſeite laſſen. Gewiß find ſolche humanitären Weiſen 
on in der erſten Hälfte des 19. Jahrhunderts ſchwächer geworden und 
unter dem Eindruck von Bismarcks Staatsgründung ſo gut wie verklungen. 
Was an weltſuchendem Idealismus im deutſchen Volke grübelte und 
rang, wurde unter Bismarcks Führung ſchon unter dem Druck der Welt⸗ 
lage auf die Arbeit am Aufbau und an der Selbſtentwicklung eines deut⸗ 
ſchen Machtgebäudes und einer deutſchen Staatsgemeinſchaft verwieſen. 
Und mit dieſer Idee zogen wir 1914 ins Feld. Ebenſowenig wie im 
Sinne eines nationalegoiſtiſchen andere Nationen unterdrückenden 
Imperialismus (von Beſtrebungen einzelner Intereſſengruppen abge⸗ 
ſehen) kämpften wir um altruiſtiſch⸗humanitäre Ziele. Und wenn wir 
heute an den Grabdenkmälern in England, in den Kirchen oder etwa 
auf einer Gedenktafel in der Vorhalle zu den beiden Häuſern des Parla⸗ 
ments leſen, daß der engliſche Soldat „für Freiheit und Gerechtigkeit“ 
geſtorben iſt, „damit i aes in der Welt vorherrſche“, ſo wenden 
wir uns mit bitterem Zorn. Aber es iſt nicht zu verkennen, daß durch 
das Erlebnis des Krieges das humanitäre Element des deutſchen National⸗ 
gedankens zu einer noch gar nicht abſehbaren Auferſtehung und Ent⸗ 
wicklung gekommen iſt, die keineswegs mit den Auswüchſen einer gewiſſen 
oft nicht nur ideologiſchen Nachkriegsliteratur zuſammengeworfen werden 
darf. Wir wollen nur konſtatieren und haben an dieſer Stelle nicht zu 
prüfen, ob wirklich Ausſicht beſteht, mit über die Nationalität hinausgehen⸗ 
den Zielen den Felsblock wieder und womöglich ein Stück höher hinauf⸗ 
zuwälzen, als dies den Generationen der letzten Neem Gl gelungen iſt. 
Tatſache aber iſt, daß gerade in Kreiſen, die in tiefem Glauben an den 
Wert und die beſonderen Aufgaben der deutſchen Nation an der geiltigen 
und ſittlichen Vorbereitung unſerer Befreiung arbeiten, um eine ſolche 
Löſung des deutſchen Problems gerungen wird. Daß die Entente den 
Glauben des Menſchenherzens an eine ſittliche Weltordnung als Kriegs- 
mittel zu unſerer Überwindung benutzte und unſere Knechtung und Aus⸗ 
beutung und — Beſchimpfung unter moraliſcher Parole betreibt, trägt 
nur zu dem 5 bei, daß es der deutſchen Nation vorbehalten ſei, 
die beſchmutzte Fa ne mit reineren Händen zu ergreifen. Eine Vorbe⸗ 
dingung ſei jedoch angedeutet. In einem Aufſatz „Geſinnungsmilitarismus 
und Zweckmilitarismus“ ſucht Scheler augenſcheinlich dem deutſchen Natio⸗ 
nalethos auf einem Umwege beizukommen. Bei Staaten, in denen Heer 
und Flotte nur rationale Werkzeuge ſind, ſpricht er von Zweckmilitarismus, 
während ihm das Heer in Deutſchland als „Ausdrucksgeſte“, als Form eines 
beſtimmten Wertungs⸗ und Lebens willens erſcheint. Es iſt „der freie Ausdruck, 
die natürliche Lebensform des er Ethos und Grund willens eines 
oßen Teiles der ererbten Fü duch unſeres Volkes.“ Die Meinung 


ei nicht zutreffend, daß uns der deutſche „Militarismus“ durch die konti⸗ 
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nentale Mittellage und es unſer hiſtoriſches Schickſal abgenötigt I 
Säßen die Deutſchen in England, ſo würde ſich auch an dieſer preußiſch⸗ 
deutſchen Willensrichtung — bei aller Verſchiedenheit der Organiſation — 
nichts ändern. Denn was A Ausdruck gebracht wird, iſt ein Volk, das 
die Ehre dem Nutzen, die Macht des Ganzen den Gruppen⸗ und Klaſſen⸗ 
intereſſen, Kampf und Arbeit, Zucht und Pflichtſpannung der Erwerbs⸗ 
und Genußgier, der Behaglichkeit und Ruhe voranſetzt. Han iich Anteil 
an dieſem Nationalethos iſt nicht der kriegeriſche Geiſt an ſich — den 
beſitzen alle deutſchen Stämme in ziemlich gleichen Maße —, ſondern 
der Geiſt der Ordnung, der Pflichterfüllung, der Organiſation, der 
Pünktlichkeit, der Disziplin und der Sachlichkeit. Daß wir den an en 
Wertgehalt dieſes uns beſonders durch Bismarck vermittelten preußiſch⸗ 
deutſchen Staatsgeiſtes in lebendiger Fortentwicklung 1 mag 
unſere nächſtliegende Aufgabe ſein, auch als Vorbedingung für eine ſitt⸗ 
liche Weltwirkung. | Egmont Zechlin. 


Ludwig Benninghoff, Geprägte Form. Zeugniſſe unſerer ſeeliſchen 
Schöpferkraft. 464 & amburg 1923, Hanſeatiſche Verlagsanſtalt. 
Was dem Herausgeber in der deutſchen Literatur und Kunſt den 
1 Eindruck gemacht hat, hat er in dieſem Buch geſammelt, „um 
ie Merkmale der Ausprägung deutſchen Lebensgefühls herauszu⸗ 
arbeiten“ und eine deutſche Weltanſchauung zum Ausdruck zu bringen. 
Von der Edda in der Genzmerſchen Übertragung, dem Nibelungenlied 
und ne bal v. 1 re Parzival, von Grimmelshauſen bis zu 
Goethe, Hölderlin, Kleiſt, Hebbel oder Storm und Raabe u. a. werden 
pare chnitte gebracht und in einem Anhang in ihrer Bedeutung für die Ent- 
wicklung der deutſchen Seele gewürdigt. Dazwiſchen ſieht man Abbil⸗ 
dungen aus den Domen von Worms, Speyer, Bamberg und Naumburg 
und von Werken Grünewalds, Dürers, Rembrandt, C. D. Friedrichs, 
Böcklins, Hodlers, Lehmbrucks, Muches u. a. Da der Herausgeber ſein 
Recht zu ſtark ſubjektiver Auswahl en betont, jo unterdrüdt man 
die Frage, warum dieſes oder jenes zweifellos weſentliche Stück vermißt 
werden muß. Was gebracht wird, wirkt auch als Geſamtheit durch 
Geſchloſſenheit und Harmonie. Zweifellos trägt das Buch zur Hebung 
des deutſchen Kulturbewußtſeins bei. 8. 


Adolph Becker, Beiträge zur Geſchichte des Separatismus in 
Rheinheſſen. 1. Heft Bingen. Mit einem Vorwort von Hermann 
Oncken. Frankfurt a. M. 1924, Kommiſſionsverlag von F. Lehmann. 

Dieſe Dokumentenſammlung zeigt, wie auch in Rheinheſſen die 
Separatiſtenputſche vom Oktober⸗November 1923 von den franzö⸗ 
ſiſchen Beamten der „Internationalen Rheinlandkommiſſion“ unterſtützt 
oder gar inszeniert und von franzöſiſchem Militär geſchützt wurden. Die 
Originale der teilweiſe fakſimiliert wiedergegebenen Urkunden haben 
Oncken vorgelegen, ſo daß ihre authentiſche Wiedergabe noch beſonders 
verbürgt iſt. 8. 
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B. Zur brandenburgiſchen Geſchichte. = 


Georg Winter, Die Miniſterialität in Brandenburg. Unter- 
ſuchungen zur Geſchichte der Miniſterialität und ld Sachſenſpiegel 
(Veröffentlichungen des Vereins für Geſchichte der Mark Brandenburg.) 
124 S. 80. München und Berlin 1922. 

Der Verfaſſer hat in ſeiner, der Berliner philoſophiſchen Fakultät 
als ra aeregy vorgelegten, auf Anregung M. Tangls entſtandenen 
Schrift die in letzter Bell mehrfach allgemein oder für einzelne deutſche 
Landſchaften behandelte Frage der Miniſterialität für die Mark Branden⸗ 
burg in Angriff genommen. Er gelangt zu dem Ergebnis, daß es in Bran⸗ 
denburg eine eigentliche Miniſterialität niemals gegeben hat, ſondern daß 
die Ritterſchaft von vornherein aus einer Verſchmelzung der ſchöffen⸗ 
barfreien Ritter (ritterlichen Freien) und der Miniſterialen beſtanden, 
einen territorialen Geburtsſtand gebildet habe, der die alte Unfreiheit nur 
noch in einzelnen Spuren bewahrt hat. Er nimmt ferner an, daß dies 
nur infolge einer ſtarken Annäherung der beiden Gruppen bereits im 
altſächſiſchen Gebiete vor der Koloniſationsbewegung möglich geworden 
ſei, und daß daher die Schilderung des Sachſenſpiegels dem Zuſtande der 
Wende des 12. und 13. Jahrhunderts nicht mehr entſpreche; die Mini⸗ 
ſterialität des 13. Jahrhunderts ſei nicht mehr der alte unfreie Stand. 
Winter lehnt auch für Oſtſachſen die Annahme des zahlreichen Übertritts 
freier Ritter in die Miniſterialität ab. 

Die Arbeit iſt mit großer Sorgfalt geſchrieben und ſtützt ſich auf ein 
ausgedehntes Urkundenmaterial, das dankenswert nach Perioden ge⸗ 
trennt wird. Der Verfaſſer zeigt, wie noch im 12. Jahrhundert in den 
brandenburgiſchen Urkunden zwif chen nobiles und ministeriales geſchieden 
wird, wie aber zwiſchen 1200 und 1270 an Stelle dieſer Unterſcheidung 
die allgemeine Bezeichnung miles tritt. Schöffenbarfrei fällt für Oſt⸗ 
ſachſen zuſammen mit ritterlichen Freien, in denen ſowohl alte Edle wie 
ritterliche Vollfreie vereinigt ſind, ihnen gegenüber ſale die bäuerliche 
Gruppe der Pfleghaften, während in Oft- und Weſtfalen die Schöffen⸗ 
barfreien vielfach ländlich blieben und daher mit den Pfleghaften im 
Freiding vereinigt blieben. Dieſer oſtſächſiſche Grenzerzuſtand begün⸗ 
ſtigt das allmähliche Verſchmelzen der freien und edlen Ritter mit den 
Miniſterialen in der Kolonialgegend, eine Verſchmelzung, die ſich unter 
dem Druck der im 12. Jahrhundert entwickelten Dynaſten⸗Herrſchaften im 
Grenzergebiet Oſtſachſen ſelbſt an vollzog: es find nicht Übertritte in die 
Miniterialität, ſondern nur die allmähliche Gleichbehandlung der freien 
Ritter, die von den Dynaſten Lehen nehmen, mit den Miniſterialen. 
Man wird dem Verfaſſer in dieſen Darlegungen im weſentlichen folgen 
dürfen. Freilich handelt es ſich um eine e oem Aber ſie hat viel 
Wahrſcheinlichkeit für ſich, zumal eigentliche formale Übertritte wenig 
bezeugt find, das Ergebnis aber mit folder allmählichen Verſchmelzung 
übereinſtimmt. Daß man in der Mark angeſichts des ganz einheitlichen 
Beſitzſtandes der c auf Grund landesherrlicher Belehnung den 
alten Unterſchied zwiſchen Miniſterialen und freien Rittern ſchnell vergaß, 
iſt ſehr erklärlich, zumal dieſe Entwicklung im Intereſſe der Landesherren 
lag und in unauffälliger Weiſe durch die landesherrliche Kanzlei gefördert 
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werden konnte. Es handelt fich bei dieſer ganzen Auffaſſung natürlich 
nur um eine Nüance der Zallingerſchen Theſe, die in ihrem Kernpunkte 
nicht I wird, wenigſtens ſoweit fie wirtſchaftlich und ſozial 
emeint iſt. 
: Um die große Schwierigkeit zu beheben, die feine Auffaſſung vom 
Verhältnis der Miniſterialen zu den ſchöffenbarfreien Rittern im oſt⸗ 
ſächſiſchen Grenzland (und ebenſo übrigens auch die Zallingerſche Auffaf- 
ſung im Verhältnis zu den Ausführungen des Sachſenſpiegels) bietet, 
unterzieht der Verfaſſer die Beſtimmungen des Sachſenſpiegels einer 
intereſſanten Beſprechung. Er bekämpft die Auffaſſung, als habe der 
Sachſenſpiegel in den Schöffenbarfreien einen Stand erfunden (Zallinger, 
Schröder uſw.), bekämpft aber auch die Behauptungen Hecks und Molitors, 
daß der Sach] 1 i mit dem Kontrollbild übereinſtimme, führt viel⸗ 
mehr aus, daß das Recht der Miniſterialen, wie es ſich damals ah 
durch den Verſchmelzungsprozeß geſtaltet hatte, im Sachſenſpiegel no 
nicht berückſichtigt ſei. Die einschlagigen Bemerkungen Gites (I, 8 1; 
III, 19; II, 12 § 2; III, 80 § 2; III, 81 8 1; I, 3 8 2; III, 29 81; III, 45) 
beruhen nach ſeiner Meinung vielmehr auf einem veralteten Rechtszu⸗ 
ſtande, ſchalten das miniſteriale Element noch aus und ermöglichen da⸗ 
durch gerade die Einheitlichkeit des Rechtsſyſtems, die tatſächlich ſchon durch 
die beginnende Territorialgewalt verſchoben war. Für dieſe Anſicht läßt ſich 
1 7 viel ſagen und ihre energiſche Betonung muß dem Verfaſſer zum Ver⸗ 
ienſt angerechnet werden. Freilich, die von Winter allgemein vorgetragene 
Annahme, daß der Sachſenſpiegel eine im weſentlichen „rückwärtige Ein⸗ 
ſtellung“ habe, daß er an der alten Rechtsüberlieferung nicht zu „rütteln 
wagte“, iſt nicht zutreffend. Vielmehr zeigt der Sachſenſpiegel wie jede 
92995 geiſtige Leiſtung ein Janusgeſicht. Aber gerade daraus ergibt ſich, 
daß der Spiegler in einzelnen Fällen einen älteren, in der Umbildung 
begriffenen Rechtszuſtand vorträgt. Darin liegt ein berechtigter Traditio⸗ 
nalismus, der natürlich auch bei dem grundehrlichen Eike eine Rolle ſpielt, 
namentlich da, wo der neue Zuſtand noch nicht ausgereift war. Ein ſolcher 
Fall ſcheint mir in der hier beſchäftigenden wichtigen Frage vorzuliegen. 
Man würde vielleicht noch ſichereren Boden gewinnen, wenn man ſtärker 
quellenkritiſch vorginge. Winter Has andeutungsweiſe davon, daß 
Eike darangegangen Pi „die Rechtsüberlieferung einer früheren Zeit, 
die wohl ſchon in verſtreuten Aufzeichnungen vorlag“, aufzuzeichnen. 
Mir hat ſich bei der Behandlung des Sachſenſpiegels immer wieder und 
in immer ſteigendem Maße die Vorſtellung aufgedrängt, daß in viel höhe⸗ 
rem Maße, als man anzunehmen geneigt iſt, der Spiegler Vorlagen 
gehabt haben muß. Geſchriebene und ungeſchriebene Weistümer, Ur⸗ 
teile, Urkunden, e Rechtsregeln müſſen ihm vorgelegen 
haben. Die Faſſung vieler Stellen zeigt das ganz deutlich, nicht nur da 
wo wie z. B. bei der Aufnahme des ſächſiſchen Landfriedens ausdrücklich 
zitiert wird. Nicht nur der Reim, wie z. B. bei der Regel: uppe altvile 
unde uppe twerge etc. (I, 4), ſondern auch der Rhythmus wie in der 
Regel: ane eren gelof etc. (I, 52 § 1) zeigt deutlich die volkstümliche 
Parömie; die Wendung: nu vernemet, nu merke wi ok etc. deutet, wenn 
nicht auf Zitate, ſo doch auf herkömmliche Regeln hin, und der Inhalt 
der dieſer Floskel folgenden Regeln ſcheint das zu beſtätigen. In einer 


174 Neue Erſcheinungen 


großen Reihe von Stellen iſt die Darſtellung run nur verſtändlich, 
wenn man annimmt, daß praktiſche Rechtsfälle zugrunde liegen, nicht nur 
in ſpäter eingeſchobenen Stellen (wie z. B. I, 20 $ 3—7), ſondern auch 
in zweifellos urſprünglichen Stellen, wie z. B. I, 3 $ 3: nemet ok twene 
brudere etc. Wer die Geſchichte vom Bractons Notebook kennt und die 
dort gewonnenen Ergebniſſe mit dem Sachſenſpiegel vergleicht, wird 
dieſe Annahme nicht ablehnen können; vielmehr ſpricht die dort gewon⸗ 
nene Erfahrung dafür, daß Eike, deſſen Verdienſt damit nicht im geringſten 

nn. wird, vermutlich in viel zahlreicheren Fällen Vorbilder ge- 
ha t hat, als wir jetzt auch nur ahnen können. Auch die Bemerkung in. 
der Vorrede: des ime was vil ungedacht, do her’z an latin hatte ge- 
bracht, erklärt ſich, wie mir ſcheint, am e aus der Übernahme 
lateiniſcher Aufzeichnungen, die erſt bei der Überſetzung dem Verfaſſer 
voll verſtändlich wurden. Vor allem iſt — was hier nicht ausgeführt 
werden kann — der ganze ſyſtematiſche Aufbau des Spiegels an vielen 
Punkten nur durch die Verwendung vorhandener Stücke zu erklären. Ich 
hoffe auf dieſe Fragen, die ich ſchon ſeit Jahren im Seminar und der Vor⸗ 
leſung beſprochen abe, zurückzukommen. Jedenfalls ſind die Rechts⸗ 
ſätze von den Miniſterialen — darin muß man Winter recht geben — 
offenbar veraltetes oder doch unvollſtändiges Recht, das Miniſterialenrecht 
iſt in der Tat „ausgeſchaltet“, und mir ſcheint daß auch hier ſich dieſe 
Erſcheinung aus der Übernahme vorhandener Sufgeidungen oder doch 
gang und gäber Rechtsſätze am einfachſten erklärt. So macht insbeſondere 

II, 45 mit den Eingangsworten: nu vernemet durchaus den Eindruck 
eines älteren Weistums über das Wergeld der verſchiedenen Stände; 
III, 80 und 81 gehört zu den anorganiſch 5 Nachträgen am 
Schluß des Landrechts, die zum Teil früher Geſagtes wiederholen und 
RN auch auf Rezeptivgut hindeuten; für II, 3 $ 2 nimmt Winter ©.60 
ſelbſt mit Recht eine Interpolation an, und ähnlich liegt die Sache wohl 
auch bei dem ebenfalls von Winter ſelbſt (S. 61) hervorgehobenen Fall 
1,1682. Textkritiſche Forſchungen dürften alſo, was hier nur angedeutet 
werden kann, Winters Meinung unterſtützen. Unterſtützt wird ſeine Mei⸗ 
nung auch dadurch, daß Eike, wie er die Miniſterialenfrage umgeht, auch 
ſonſt gelegentlich einmal einer Schwierigkeit ausweicht. Man wird dahin 
etwa die Behandlung des Bergregals rechnen können, das in I, 35 mit 
vorſichtiger Wendung umgangen iſt, obwohl Eike in einer bergbautreiben⸗ 
den Gegend ſchrieb und die nen ewiß kannte. Vielleicht ſind es die 
„ntere] en ſeines Herrn geweſen, mit denen die feinigen ſich einigermaßen 

euzen mußten, wenn Eike — wie er ja auch, was Winter mit Recht be⸗ 
tont, III, 42 § 2 ausdrücklich ſagt — ſich in der Miniſterialenfrage einer 
näheren Auseinanderſetzung enthielt und auf das örtliche Dienſtmannen⸗ 
recht verwies. Eikes perſönlichen lie war genügt, rs tanb, 
daß die in miniſterialitätsähnliche Verhältniſſe geratenen ſchöffenbarfreien 
Ritter ihren Gerichtsſtand behielten. Hoyer von Falkenſtein hatte kein 
beſonderes Intereſſe daran, die volle Gleichſtellung ſeiner eigentlichen 
Dienſtmannen alter Art mit freien Rittern betont zu ſehen. Es war auch 
vieles noch im Werden. Hier liegt wohl der Punkt, in dem auch eine Art 
Er der Winterſchen Auffaſſung mit derjenigen Ballinger’ 
möglich iſt. 
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Dankenswert iſt auch die Weiterverfolgung der Entwicklung durch 
Winter unter Berückſichtigung der Gloſſe. Man wird in vielen Einzel⸗ 
punkten Zweifel erheben können; die ganze Materie ift ſchwierig und viel⸗ 
fen nur mit ad zu beantworten. Jedenfalls hat Winter durch 
eine ſchöne Arbeit die rechtsgeſchichtlichen Fragen dankenswert gefördert, 
und zwar Fragen, die wegen der Bedeutung des Sachſenſpiegels weit 
über den Rahmen bloß lokalhiſtoriſcher Betrachtung hinausgehen. 

Charlottenburg, 6. April 1924. Prof. Dr. Ernſt Heymann. 


Bogdan Krieger, Berlin im Wandel der Zeiten. Eine Wanderung 
vom Schloß nach Charlottenburg durch drei Jahrhunderte. 451 S. mit 
215 Abb. und 7 5 77 Tafeln. Berlin⸗ Grunewald 1924, Verlags⸗ 
anſtalt Hermann Klemm, A.⸗G. 


Richard Hamann, Deutſche und Franzöſiſche Kunſt im Mittel⸗ 
alter. II. Die Baugeſchichte der Kloſterkirche zu Lehnin und die Norman⸗ 
niſche Invaſion in der Deutſchen Architektur des 13. Jahrhunderts. 
179 S. mit 309 Abb. Marburg a. Lahn 1923, Kunſtgeſchichtliches Se⸗ 
minar. 3 

Die vom Berliner zum Charlottenburger Schloſſe durch ben Tier⸗ 
garten führende Straße gewährt in ihrer Anlage und ihren Bauwerken 
ein Bild der Entwicklung des brandenburgiſch⸗preußiſchen Staates. pr 
einer Feſtrede der Berliner Techniſchen Hochſchule hat Friedrich Adler 
dieſen Straßenzug in ſeiner baugeſchichtlichen a. Kerr 
Krieger, der Verwalter der Hausbibliothek des Berliner Schloſſes, läßt 
die Bewohner der Häuſer und Stätten ihre Erlebniſſe ſelbſt erzählen. 
In der Auswahl der Mitteilungen und der bildlichen Beigaben bewährt 
Le der Verfaſſer als gründlicher Kenner der Geſchichte Berlins, und wie 

as ähnlich angelegte, im 36. Bande der Forſchungen, S. 249, angezeigte 
Buch von Mackowsky wird auch das ſeinige zur Stärkung des heimatlichen 
Sinnes in Berlin beſtens beitragen. 

fach en! Profeſſor der Univerſität Marburg, nimmt ein neuerdings 
mehrfach behandeltes Thema wieder auf, indem er den von Frankreich 
ausgehenden Strömungen der mittelalterlichen Kunſt durch die deutſchen 
Lande folg Die Kloſterkirche in Lehnin und einige ihr verwandte 
märkiſche Kirchenbauten prüft er auf ihre Beziehungen zur Baukunſt 
der Normandie. Gewiß war dieſe von führender Bedeutung; aber die 
Folgerungen des Verfaſſers, daß ſie auch auf die Mark Brandenburg 
Einfluß geübt habe, dürften zu weit gehen; der Verfaſſer ſchätzt den Wert 
der fremden Vorbilder zu hoch, die Erſindungskraft der heimiſchen Bau⸗ 
leute zu niedrig ein. Die Verwendung geputzter Blenden liegt im Ziegel⸗ 
bau als ſolchem begründet. Manche Vorausſetzungen des Cu ſind 
unzutreffend. In der Annahme eines anfangs geradlinigen Chorſchluſſes 
der Franziskanerkirche in Berlin folgt er einer irrigen Angabe Adlers. 
Dieſer beruft ſich auf v. Quaſt; aber in deſſen Aufzeichnungen der Wieder⸗ 
herſtellungsarbeiten im Jahre 1842 — von mir veröffentlicht Denkmal⸗ 
pflege 1906, S. 20 — iſt über Reſte eines derartigen LE nichts 
enthalten, . v. Quaſt den vorhandenen Abſchluß auf Grund 
des Befundes für urſprünglich. Dem Verfaſſer iſt es entgangen, daß die 


Pfarrkirche in Eberswalde ihre derzeitige Geſtalt, mit Emporen unter 
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och al Spitzbögen, erſt beim neugotiſchen Umbau unter Blanken⸗ 

ein 1874 erhalten hat, im Anſchluß an die im 18. Jahrhundert bewirkten 

eränderungen des Bauwerks. Wer über die Eberswalder Kirche ur⸗ 
teilen will, ſollte deren urſprüngliche Geſtalt zuvor in Zeichnungen wieder⸗ 
herſtellen. Die märkiſchen Baudenkmäler ſind in dem ar bei weitem 
nicht in dem Umfange behandelt, wie man nach dem Titel erwarten 
möchte, und für die Kenntnis derſelben ſtellt es trotz guter Ausſtattung 
kaum einen Fortſchritt dar. 
Charlottenburg. J. Robte. 


Hans Ditwald, Kultur: und Sittengeſchichte Berlins. Mit 545 Abb. 
und 12 farbigen Beilagen. 655 S. Berlin⸗Grunewald, Verlagsanſtalt 
Herm. Klemm, A.⸗G. Pr. geb. Hbl. 18 Mk. 

Die Schrift H. Oſtwalds i fein neues Werk, fie tit eine allerdings 
etwas erweiterte Wiederholung des vor einigen Jahren — ohne Jahres- 
angabe — im Verlag für Kunſtwiſſenſchaft erſchienenen Buches „die 
Berlinerin“, das den heutigen Haupttitel bereits als Untertitel führte. 
Die Ausſtattung der Neuausgabe mit dem anſpruchsvolleren Titel 
wäre beſſer unterblieben, denn ſie gibt damit vor, mehr zu ſein als ſie 
es iſt. Wenn Oſtwald bemerkt, ba die Frau die Verkörperung des eigent⸗ 
lichen Weſens einer Stadt ſei, und daß der, welcher eine Stadt darſtellen 
wolle, nur eine von ihren Bewohnerinnen richtig zu zeichnen brauche, 
ſo ſcheint mir dieſe Auffaſſung 0 1 die Erfaſſung des Problems einer 
Kultur⸗ und Sittengeſchichte doch nicht zu genügen. Oſtwald will auch 
wohl nur in Form amüſanter Plaudereien und an der Hand reichen Bild⸗ 
materials einem breiteren Publikum Einblick bieten in das Berliner Leben 
der Vergangenheit und Gegenwart, indem er insbeſondere die Frauen⸗ 
welt, ihre angenehmen und weniger angenehmen Züge und typiſche Ver⸗ 
treter aus allen Schichten zu 1 verſucht. Wie das frühere Buch 
pes ſich auch die Neuausgabe in die Abſchnitte: „Die Damen“, „Die 

ienſtboten“, „Die Berliner Bürgerin“, „Berliner Kinder“, „Klein⸗ 
bürger und Proletariat“, „Höker und Hauſierer“ und „Die Halbwelt“. 

Um dem neuen Titel etwas gerecht zu werden, hat Oſtwald in den ſo 
gruppierten il allgemeinere Betrachtungen und Bilder aus dem Mittel- 
alter, die dem früheren Buche ganz fehlten, hineinzuarbeiten verſucht. 
Dieſe Einſchübe, z. B. in dem erſten Abſchnitt betitelt „Die Damen“ 
Ausführungen über die Gründung der Stadt, die Wenden, die Stadt⸗ 
seals „Gerichtsurteile des Mittelalters über Zauberei und Hexerei 
oder der Einſchub in dem Abſchnitt „Die Berliner Bürgerin“ haben keine 
organiſche Verbindung mit dem früheren Text gefunden und befriedigen 
nicht, es finden ſich auch allerhand Irrtümer dabei. S. 25 führt Oſtwald 
aus dem Berliniſchen Stadtbuch das Schimpfwort „ein vorhit kotzen 
hornse“ (es heißt hornsen) an und bemerkt: „Was dieſer Ehrentitel beſagt, 
iſt dunkel.“ Daß Oſtwald, der ſich ſo eingehend mit der Proſtitution befaßt 
hat, gerade dieſe Worte, die ehrloſer Schandbube, Hurenſohn, bedeuten, 
nicht zu enträtſeln vermochte, nimmt wunder. Wenn Oſtwald weiter 
behauptet, daß die Hexenprozeſſe ausſchließlich „arme Weiber, die hyſteriſ 
oder De defekt waren“ betroffen eter jo iſt das irrig, es find au 
wohlhabende Frauen aus höheren Ständen ohne beſonderen Defekt 
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dieſem Wahnſinn zum Opfer gefallen (z. B. die adlige Gattin des pommer⸗ 
ſchen Jägermeiſters v. Dobſchütz, welche 1592 in Stettin verbrannt wurde). 
Der frühere Text hat ferner auch durch Berückſichtigung der Kriegs⸗ 
und Nachkriegsverhältniſſe eine Ergänzung gefunden. So erſcheinen 
B. zum Schluß des erſten Abſchnittes Bilder vom modernen Kurfürſten⸗ 
amm, Henny Porten und auch Frau Ebert. Iſt auch im Einzelnen 
manches zu bemängeln, ſo darf doch das Buch als Ganzes nicht vom 
wiſſenſchaftlichen Standpunkt gewertet werden. Der Verfaſſer iſt kein 
Wiſſenſchaftler, er hat ſich in anerkennenswerteſter Weiſe die Fülle des 
Stoffes zu eigen gemacht und er verſteht es, anregend zu erzählen. 
Beſonderen Wert beſitzen die Schilderungen der letzten Jahrzehnte, in 
denen der Verfaſſer ſelbſt Beobachter war. Dieſe Teile ſind für ſpätere 
Zeiten eine wertvolle kulturgeſchichtliche Quelle. Eine Fülle von Abbil⸗ 
dungen — die Neuausgabe iſt um 200 Bilder und 12 farbige Beilagen be- 
reichert — illuſtriert die mannigfaltigſten Züge des Berliner Lebens. 
War das Regiſter der erſten Ausgabe unzulänglich, ſo fehlt ein ſolches 

jetzt leider ganz. Sch. 


C. Zur: Geſchichte der preußiſchen Provinzen. 


Altpreußiſche Forſchungen. Herausgegeben von der Hiſtoriſchen 
zum ton für AR mere Sarbeseihung Pelt 1. 171 S. 
bug eng 1924, Kommiſſions⸗Verlag Bruno Meyer & Co. | 

‚ ‚Am 13. Mai 1923 wurde in der Stadtbibliothek zu Königsberg eine 
hiſtoriſche Kommiſſion für oſtpreußiſche und weſtpreußiſche Landes⸗ 
forſchung von Vertretern der Provinzen oH und Weſtpreußen und des 
Freiſtagtes Danzig begründet. Als Hauptaufgabe will ſie der heimatlichen 
„Geſchichtsforſchung durch Quellenpublikationen aus den Archiven Stoff 
liefern und Darſtellungen, die ſich auf weitere Gebiete der Provinz be⸗ 
„ziehen, übernehmen. pen oo a 

"6B ift zu. wünſchen, daß das bisher in zahlreiche Vereine zerfplitterte 
hiſtoriſche Intereſſe in den preußiſchen Ofmarken durch die Schaffung 
de ee cine nit een Organiſation erweitert wird, und 
daß dieſe Belebung, der geſchichtlichen Forſchung auch dazu beiträgt, in 
den. ge B das preußiſche Staatsbewußtſein zu ſtärken. 

Als erſte Gabe bietet die Kommiſſion einen Erſatz für die einge- 
gangene „Altpreußiſche Monatsſchrift“ in den „Altpreußiſchen Forſchun⸗ 
„gen“, deren erſtes Heft vorliegt. do 

Das 10 Bogen ſtarke Bändchen enthält eine Anzahl bemerkenswerter 
„Aufſätze: Ein Vortrag des verſtorbenen Erich Joachim handelt „Vom 
Kulturzuſtand im Ordenslande Preußen am Vorabend der Reformation“; 
Walther Zieſemer bringt wertvolles neues biographiſches Material 
über Simon Dach; er weiſt eine größere Anzahl bisher unbekannter Ge⸗ 
dichte von ihm nach; dabei gelangt er zu der Feſtſtellung, daß das vielge⸗ 
ungene „Annchen von Tharau” nicht. von Dach herrühren kann, unter 
eſſen Namen es bisher ging. F 1 
Max Hein ſchildert auf Grund der ſtaatlichen Akten die „Leiſtungen 

Preußens für den Geſamtſtaat im erſten Jahrzehnt des Großen Kurfür⸗ 


Forſchungen g. brand. u. preuß. Geſch. XX XVII. 1. 12 


178 Neue Erſcheinungen 


ſten“. Im Gegenſatz zu den traurigen Zuſtänden in der Kurmark und 
in Cleve⸗Mark befand ſich Preußen in leidlichen Verhältniſſen nach dem 

hal Kriege. Die Leiſtungen, die der Kurfürſt in joues Jahren für die 
90 altung, die märkiſchen Domänen und das Militär aus Oſtpreußen 
gefordert und erhalten hat, ſind bedeutend und zeigen Oſtpreußen als 
die Kraftquelle des werdenden preußiſchen Geſamtſtaates. — 

Erich Keyſer b daf fh „das Stadtrecht Danzigs im 13. Jahr⸗ 
hundert“ und ſtellt feſt, daß ſich hier Lübecker, Magdeburger und Kulmer 
Recht nacheinander ablöſten. | 

„Die fier gel und Kultur Königsbergs und feiner Umgebung in 
vorgeſchichtlicher Zeit“ behandelte W. Gaerte. Den Schluß des Heftes 
bildet eine „Altpreußiſche Bibliographie für das Jahr 1923“ von Ernſt 
Wermke. Ä Sch. 


Erich Keyſer, Danzigs Geſchichte. Mit einer zweifarbigen Karte 
des Gebietes der Stadt Danzig. 235 S. Danzig 1921, Verlag von 
A. W. Kafemann. | | 

Das Bedürfnis nach einer kurzgefaßten, gleichzeitig aber wiſſenſchaft⸗ 
lich zuverläſſigen Geſchichte Danzigs iſt heute weit uber die fachwiſſen⸗ 
ſchaftlichen und engeren freiſtaatlichen Kreiſe hinaus lebhafter als je 
zuvor. Die bisher dieſem Bedürfnis dienende kleine Geſchichte der Stadt 
Danzig des leider zu fu verſtorbenen Paul Simſon iſt bereits vor 20 Jah 
ren erſchienen und längſt vergriffen. Das große, mehrbändige Werk des⸗ 
ſelben Verfaſſers jedoch, das ſeiner ganzen, breiten Anlage 755 an und 
je fi dem heute vorliegenden Bedürfnis nach einem knapp zuſammen⸗ 
5 Überblick un genügen kann, ift leider unvollendet geblieben 
und bricht mit dem Beginn der Schwedenkriege im 2. Jahr ui des 
17. Jahrhunderts ab. Man war daher für die Zeit vom 17. Jahrhundert 
bis zur Gegenwart in erſter Linie auf die vorerwähnte kleine Geſchichte 
Simſons oder auf die bereits vor 100 Jahren erſchienene, ausführlichere 
Geſchichte Dangigs von Gotthilf Löſchin angewieſen, die beide mehr oder 
weniger durch die Forſchung inzwiſchen überholt ſind. Es kommt hinzu, 
daß man ſich auch auf polniſcher Seite mit dem Gegenſtand, beſonders 
gerade in allerneueſter Zeit, in einer Weiſe beſchäftigt hat, die durchaus 
nicht einer wahrheitsgetreuen Darſtellung der Geſ ichte der alten 
Weichſelkönigin ſondern ihrer tendenziöſen nn zu dienen 
beſtimmt ift!). Die vorliegende, ebenſo ſachliche wie zuverläſſige Arbeit 
Keyſers iſt daher auf das lebhafteſte zu begrüßen. Man mag nur be⸗ 
dauern, daß ſie nicht bereits im Jahre 1919 vorlag. Wenn ein Buch 
natürlich auch nichts an dem in der Gewaltpolitik der Entente vorher⸗ 
beſtimmten erh ui zu ändern imſtande geweſen wäre, jo hätte 
es doch immerhin ein wirkſames Mittel ſein können, um zu verhindern, 
daß denen, die wirklich den ernſtlichen Wunſch hegten, ſe 15 zu urteilen, 
polniſcher Sand in die Augen geſtreut wurde. Gegenüber der Dar⸗ 
ſtellung Simſons iſt das Keyſerſche Buch erheblich ausführlicher; beſonders 
zuſtatten kommt dies den letzten 130 Jahren ſeit dem Übergang der Stadt 


1) Es ſei beſonders auf die 1919 erſchienene Schrift Askenazgs, Danzig 
und Polen hingewieſen. ä : 
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an Preußen, der bisher recht ſtiefmütterlich bei Simſon fortkam, ihr 
ſind immerhin 84 der insgeſamt 224 Seiten der Darſtellung gewidmet. 
Bei der Behandlung der älteren Geſchichte iſt die Auswahl und Gruppie⸗ 
rung des Stoffes geſchickt, die Ergebniſſe der neueren Forſchung ſind 
durchgehend gewiſſenhaft berüidiibtigt. Beſonders hervorgehoben mag 
hier nur der erſte und letzte Abſchnitt mitt Periode werden. 

Ganz abweichend von der bisherigen iſt vor allem die Darſtellung der 
Gründungsgeſchichte der deutſchen Stadt. Keyſer hat ſich hier die zuerſt 
von mir 1911 in meiner un zu den Straßennamen Danzigs aus⸗ 
führlich begründete Anſicht, daß die ſpätere Rechtſtadt in ihrem Kern 
mit der um die Mitte des 13. Jahrhunderts bereits beſtehenden deut⸗ 
ſchen e Stadtgründung identiſch iſt, vollkommen zu eigen 
gemacht. Ich ſtelle dies um ſo mehr mit Befriedigung feſt, als Simſon 
im 1. Bande ſeiner großen Geſchichte ani ſich in dieſer Beziehung 
noch nicht von der ganz unklaren Auffaſſung der älteren Danziger Hiſto⸗ 
riker loszumachen vermochte und noch Bedenken meiner Auffaſſung 
re egte. Keyſer hat die letztere durch ſeine eigene Forſchung nur 

urch den Nachweis ergänzt, daß die ebenfalls von mir bereits als unzu⸗ 
treffend erwieſene Zerſtörung und Verlegung der Stadt durch den deut⸗ 
ſchen Orden im Jahre 1309 auf einer Legende beruht, die ihr Daſein dem 
am Ende des 16. Jahrhunderts lebenden Danziger Chroniſten Kaſpar 
Schütz verdankt. Wenn Keyſer im übrigen als Gründungsjahr der deut⸗ 
ſchen Stadt das Jahr 1236 angibt, ſo iſt dies mit ſo voller RN 
aus den beiden Urkunden Lech Swantepolks, auf die er ſich esieht — 
einer von 1235 für Kloſter Oliva und einer von 1236 für das Kloſter 
St. Albrecht — keineswegs zu ſchließen. Allein aus der Bezeichnung 
Danzigs als civitas, wie ſie in der letzteren vorkommt, iſt jedenfalls meines 
Erachtens durchaus nicht mit Notwendigkeit eine deutſche Stadtverfaſſung 
des Ortes zu folgern. Die Urkunde für Oliva von 1235, in der von der 
beabſichtigten Verleihung des deutſchen Stadtrechtes allerdings geſprochen 
wird, iſt mindeſtens eine formale Fälſchung und nur mit allergrößter Vor⸗ 
ſicht zu verwenden. Die Möglichkeit der Bewidmung 1236 IL nicht ge- 
leugnet werden, ficher ift fie bereits längere Zeit vor 1263 durch Herzog 
Swantepolk erfolgt.) 

Der letzte Abſchnitt der älteren, polniſchen Zeit behandelt den 
Kampf um die polniſche Krone während des 18. Jahrhunderts, die 
Zeiten des an Drangſalen für Dan ig jo reihen großen 8 0 und 
des polniſchen Erbfolgekrieges. Ich ha e mit großem Intereſſe beſonders 
die auf eigene neuere Forſchungen des Verfaſſers gegründete Schilderung 
der Verhandlungen und Abmachungen geleſen, welche die Weſtmächte 
zum Schutze Danzigs ge en die Übergriffe der Schweden während des 
erſteren trafen, wobei eſonders der Eifer Preußens für die Freiheit der 
ſchwer gefährdeten Stadt hervorgehoben wird. 


1) Neuerdings hat es K. in den hanſiſchen Pfingſtblättern Bl. XV. 1924 
wahrſcheinlich zu machen geſucht, daß die Gründung der deutſchen Stadt be⸗ 
reits um 1224 erfolgt ſei. wi abr habe ich hiergegen noch Bedenken, zumal 
dies in Widerſpruch ſteht zu den Angaben jener allerdings unſichern Urkunde 
von 1235, derzufolge die Gründung der Stadt erſt damals beabſichtigt war. 
Eine eingehendere, kritiſche Behandlung der Frage wird abzuwarten ſein. 

| 12° 
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Noch ſei auf ein an fic) unerhebliches Verſehen hingewieſen. Keyſer 
ſpricht an mehreren Stellen des Buches von dem Danziger Brigittiner⸗ 
kloſter. Obwohl der Name in Danzig und anderwärts in dieſer Form 
oft gebraucht wird, iſt er doch falſch, es muß heißen Birgittinerkloſter. 
Die heilige Brigitte und Birgitte ſind ganz verſchiedene Perſonen, erſtere 
ift eine iriſche Heili des 6. J rhunderts, ere ſtammt aus Schweden 
ab The i 1 Se rhundert, und um dieſe handelt es fid bei dem 
Danziger er. 

egenüber der etwas trockenen Schreibweiſe Simſons ijt die Sprache 
fließend und gewandt, gelegentlich ſchwungvoll ohne ſchwülſtig zu werden, 
ſo daß ſich das Buch gut lieſt. Alles in allem eine wertvolle W 
der an tüchtigen Arbeiten ſo reichen Danziger hiſtoriſchen Literatur. 

Dem deutſchen Leſer, der heute an der Hand des Buches die an 
dramatiſchem Geſchehen ſo reiche Geſchichte der alten Stadt an ſeinem 
Geiſte vorüberziehen ließ, kommt wohl, wenn er den Band aus der Hand 
legt, unwillkürlich jenes Danziger Trutzlied in den Sinn, das Hans Haſen⸗ 
töter einſt 1577 dichtete, als die Polen unter Stephan Bathory (dem 
Türken, wie er in jener Zeit genannt wird) die Mauern der Stadt be⸗ 
rannten: 0 Feind thu widerſtreb 

Dem Feind thu widerſtreben, 
Laß Dich nicht weiter ein, 
Thuſtu Dich ihm ergeben, 
So wirds Dir bringen Pein, 
Das wirſtu wohl erfahren, 
Wenn Du halb Türkiſch bift, 
Dafür wöll Dich bewahren 
u vielen tauſend Jahren 
r. lieb Herr Jeſu Chriſt. Stephan. 


I 


Ergebniſſe und Ziele der märkiſchen Landesgelhidte.!) 
Bon 
Willy Hoppe. 


Im Frührot der märkiſchen Geſchichte fteht, nur ſchwach umriſſen, 
die Geſtalt jenes Prämonſtratenſers von Brandenburg, der die faſt roman⸗ 
haften Vorgänge bei dem Übergang der waſſerumfluteten Burg Branden⸗ 
burg an den neuen Landesherrn, Albrecht den Bären, zu ſchildern unter⸗ 
nahm. Aber der Baum märkiſcher Annaliſtik, der hier verheißungsvoll 
gepflanzt zu werden ſcheint, bringt es nicht zu einer reichen Fruchtfolge. 
Was auf uns gekommen iſt, hat um ſo größeren Wert: vor allem die 
Chronik der Markgrafen von Brandenburg, ein Abriß in genealogiſcher 
Form, voll von Einzelheiten, vom Standpunkte der Familiengeſchichte, 
kaum von dem der Landesgeſchichte. Und dann jenes reife Werk des 
Brandenburger Stadtſchreibers Engelbert Wuſter witz, der die aufge⸗ 
wühlte Zeit der Quitzows in kräftigen Farben zu malen weiß, in Farben, 
die freilich der Palette des bürgerlich geſtimmten Autors entnommen ſind 
und dem adligen Widerſacher nicht gerecht werden. Daneben ſtehen An⸗ 
ſätze ſtädtiſcher Chroniſtik, erwachſen auf dem Boden der beiden neben 
Brandenburg großen Städte des Landes, Berlin und Frankfurt. Ganz 
verſagen die Klöſter, und nur die geheimnisvolle Notiz eines kurſächſiſchen 
Schriftſtellers der Reformationszeit läßt einen ſchwachen Hoffnungs⸗ 
ſchimmer zu, daß die Ziſterzienſer von Lehnin und Chorin Chroniken 
hinterließen, die vielleicht ein günſtiger Umſtand noch einmal an das Licht 
befördert. Doch ſelbſt wenn manches durch Brand und Unachtſamkeit 
vernichtet wurde, das märkiſche Land bleibt, auch was die Chroniken des 
Mittelalters angeht, das ärmere Kolonialgebiet, das Land der Scholle, die in 
mühſamer Arbeit bebaut werden wollte, und die über die Not des Tages 
hinaus wenig Zeit ließ für Pflege der Kulturgüter, die den deutſchen Süden 
und Weſten beleben. Nicht umſonſt haben die drei erſten Zollern wieder 


1) Habilitations⸗Antrittsvorleſung, gehalten am 10. = 1924 an an 
Univerfität Berlin. 
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ihr fränkiſches Land aufgefucht, und den heiterer geftimmten fränkiſchen 
Ritter, der mit den Zollern in die Mark kommt, fröſtelt es noch lange in 
dem ernſten Lande der Wälder und der Seen. 

Die wenigen Chroniken des Mittelalters ſind Gelegenheitsarbeiten. 
Aber dann kommt auch für die Mark die Zeit, wo man offiziell Ge⸗ 
ſchichte ſchreibt. Vom Fürſten geht die Anregung aus, und den Kurfürſten⸗ 
hut trägt damals Joachim I., der feingebildete, humaniſtiſche, hiſtoriſchen 
Studien geneigte Herr, der Schöpfer der jungen Landesuniverſität Frank⸗ 
furt a. O. Hier erwächſt denn auch damals die Pflege der märkiſchen 
Geſchichte, höfiſch und ſchwülſtig im Sinne jener Epoche, aber doch endlich 
einmal der Verſuch, das Chaos der früheren Begebenheiten ſchriftſtelleriſch 
zu meiſtern. Der in jungen Jahren an die Viadrina berufene Schwieger⸗ 
john Melanchthons, Georg Sabinus aus Neuſtadt⸗ Brandenburg, er- 
öffnet den Reigen, und nach ihm ringt Profeſſor neben Profeſſor um die 
Palme des märkiſchen Hiſtoriographen. 

Wertvoller erſcheint uns freilich, daß andere — fern der gelehrten 
Stätte — im Zuſammenhang mit der ungeſchickten und mit Fabeln durch⸗ 
ſetzten Schilderung der früheren Jahrhunderte nun verſuchten, das Bild 
ihrer eigenen Jahrzehnte der Nachwelt zu überliefern, Pfarrer und Schul⸗ 
meiſter des 16. und 17. Jahrhunderts, die in Brandenburg oder Strausberg 
oder Alt⸗Landsberg ſaßen. Auch ſie gelehrte Leute, jedoch fern dem zu⸗ 
weilen recht poetiſchen Schwung der Frankfurter Profeſſoren, den all⸗ 
täglichen Dingen geneigt, und daher bereit, neben den Staatsereigniſſen 
auch manches von Adel und Bürgern zu berichten. Auch nach dem Dreißig⸗ 
jährigen Kriege noch gehen beide Arten Geſchichtsbetrachtungen nebenein⸗ 
ander her. Der Bärwalder Diakonus und Droſſener Pfarrer Löckel läßt in 
ſeiner noch ungedruckten „Marchia Illustrata“ alle Nöte des großen Krie⸗ 
ges ihre fürchterliche Sprache reden, und der Große Kurfürſt nimmt die 
Beſtrebungen Joachims I. und II. auf, durch beauftragte Gelehrte das 
Dunkel der märkiſchen Vergangenheit zu erhellen. Aber was allein aus 
dieſer offiziellen Geſchichtſchreibung an Wert erwächſt, ijt ſchließlich ein Stück 
Zeitgeſchichte, Pufendorfs mächtig ausgreifendes Buch über den Großen 
Kurfürſten, keine Darlegung deſſen, was der Fürſt für ſeine Mark ge⸗ 
leiſtet, wie ſein Land ſich damals zu modeln begann, ſondern ein Verſuch, 
die auswärtige Politik des Herrſchers in das rechte Licht zu ſetzen. Schon 
beginnt die Mark zurückzutreten hinter dem größeren Staate, der ſich da 
entwickelt. Sie iſt nicht mehr das Objekt der jetzt weiter und weiter ge⸗ 
ſpannten Politik, und dementſprechend ſchwindet die Teilnahme an ihrer 
Vergangenheit. Es iſt ein königlicher Schriftſteller, der endlich zu erneuter 
Beſchäftigung anregt. 
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Friedrich der Große veröffentlicht 1751 „zum Nutzen unferer 
Jugend“, wie es heißt: „Mémoires pour servir à l’histoire de la maison 
de Brandebourg‘‘, die Darlegung der äußeren und inneren Politik ſeines 
Hauſes. Nun entſinnt man ſich wieder, wo die geſchichtlichen Wurzeln dieſes 
kräftig hochſtrebenden Landes liegen. Gercken ſammelt die märkiſchen 
Urkunden, Friedrichs Miniſter von Hertzberg veröffentlicht eine ſo 
wichtige Quelle wie das Landbuch Karls IV.; des längſt toten Frank⸗ 
furter Profeſſors Bekmann „Hiſtoriſche Beſchreibung der Chur⸗ und Mark 
Brandenburg“ beginnt endlich zu erſcheinen, ja ein Kremmener Pfarrherr 
ſetzt ſogar ſein Vorhaben durch, in 6 großen Bänden den „Verſuch einer 
Geſchichte der Churmark Brandenburg“ zu geben. Es bleibt freilich „Ver⸗ 
ſuch“ genug; denn noch fehlt die ausreichende Sammlung und Kritik der 
Quellen. Das alles nur eine Vorſtufe, Anfänge mit gelegentlicher Über- 
hebung der Aufklärung gegenüber den ſog. „finſteren Zeiten des Mittel⸗ 
alters“, ohne erſichtliche Fortſchritte, bis die Forſchung um 1830 eine 
plötzliche entſcheidende Wendung nimmt. Der Zauberſtab der Romantik 
berührt die bis dahin dürren Gefilde. Die Vorzeit, bisher mehr aus rein 
antiquariſchem Intereſſe betrachtet, erſcheint nun als die große Epoche des 
Heldentums. Geſtalten wie Otto IV. mit dem Pfeil oder Woldemar 
erregen das beſondere Intereſſe. Es ſchwindet die nüchterne Betrachtung; 
Lebenswärme der Vergangenheit will man ſpüren. Jetzt fragt man auch 
nicht mehr nur nach Staatsaktionen, man geht die erſten Schritte in ent⸗ 
legenere Gebiete der märkiſchen Geſchichte: etwa in die des Handels oder 
der Städteverfaſſung. Vor allem Klöden greift hier zu, der Berliner 
Gewerbeſchuldirektor, einer verarmten, altmärkiſchen Adelsfamilie ent⸗ 
ſproſſen, und voll Liebe nicht nur zur Geſchichte, ſondern auch zu dem Bo⸗ 
den, auf dem ſie ſich vollzog. Auch der ſpätere Fontane, der zunächſt hier 
wurzelt, darf nicht vergeſſen werden, der neben dem Dichter meiſt über⸗ 
ſehene Hiſtoriker. Ihm erſtehen in ſeltener Lebendigkeit die Geſtalten des 
märkiſchen Adels, den die Liebe des Neuruppiner Hugenottenſprößlings 
über ſeine Kreuzzeitungsepoche bis weit in den Liberalismus ſeiner Man⸗ 
nes⸗ und Greiſenjahre begleitet hat. Die Welt des märkiſchen Adels, 
äußerſt wichtig für den Ablauf der Geſchichte des Staates, iſt eng verknüpft 
mit den Paſtoren und Schulmeiſtern und Bauern ihrer Dörfer und Güter, 
denen Fontane als ee in ſeinen Wanderungen ein HERO 
Denkmal ſetzt. 

So ſehr nun freiich Männer wie Klöden und Fontane felbft zu den 
Quellen hinabſteigen, ihre Arbeit wäre unmöglich geweſen ohne die 
Gelehrten, in denen wir die Neubegründer einer märkiſchen Landes⸗ 
geſchichte ſehen: es ift der Kreis, der ſich ſeit 1836 in dem Verein für Geſchichte 
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der Mark Brandenburg ſammelt, vor allem um den Mecklenburger Adolf 
Friedrich Riedel, den Berliner Archivar und Profeſſor. Seitdem er als 
19jäbriger die Preisaufgabe der Berliner philoſophiſchen Fakultät in feinem 
erſt ſpäter erſchienenen zweibändigen Werk „Die Mark Brandenburg im 
Jahre 1250 löſte, hat er nicht aufgehört, zunächſt gefördert durch die Gunſt 
ſeines Landmanns, des als Demagogenverfolger bekannten Miniſters v. 
Kamptz, die märkiſche Forſchung zu befruchten. Er hat den Verſuch von 
Raumers, die märkiſchen Urkunden zu ſammeln, aufgenommen und 
in anderer Weiſe durchgeführt. Sein Urkundenbuch, 41 ſtarke Quartbände, 
iſt noch heute für uns die Fundgrube für die mittelalterliche Vergangen⸗ 
heit der Mark Brandenburg, und es iſt niemand von den Späteren, der 
nicht auf den Schultern von Adolf Friedrich Riedel ſteht. Mit ihm tragen, 
nüchtern und ſchwunglos wie er, Georg Wilh. v. Raumer und der Berliner 
Muſeumsdirektor von Ledebur und der Berliner Stadtarchivar Fid ic in 
die Bauſteine zuſammen. Ranke nimmt einen gewiſſen Anteil an dieſen 
Beſtrebungen, die faſt nur dem Mittelalter gelten. Denn noch ſind die 
Archive mit ihren Aktenmaſſen der Neuzeit verſchloſſen. Aber was man 
erforſcht, was auch Männer vom Range eines Ranke oder Droyſen in 
ihren Werken über die Brandenburgiſch⸗Preußiſche Geſchichte einleitend 
über das Geſchick des Stammlandes des Staates zu ſagen wiſſen, das 
wird doch jetzt nutzbar gemacht. 1856 führt der Direktor des Berliner 
Friedrich Wilhelm⸗Gymnaſiums Bonnel zum erſten Mal brandenburg⸗ 
preußiſche Geſchichte als Lehrgegenſtand ein. 

Ziemlich ergebnislos gehen, abgeſehen von Fidicins Tätigkeit, die 
60er und 70er Jahre dahin. Riedels Urkundenwerk wurde unabläſſig, 
wenn auch weniger achtſam gefördert und unmittelbar vor dem 70er 
Kriege beendet. Doch es fehlt der friſche Wagemut, der nun hier weiter 
ſtrebt. Der Verfall des genannten Vereins hemmt und hindert; auch 
Berlin, das ſich erweitert und nun zu einer europäiſchen Stadt zu werden 
beginnt, muß in feinem ÜUberprovinzialen nicht der rechte Ort geweſen fein, 
den Mittelpunkt provinzialgeſchichtlicher Forſchung zu bilden Univerſi⸗ 
tät und Staatsarchiv, die an ſich berufenen Stätten, geben der märkiſchen 
Forſchung entweder garnicht oder nicht ausreichend Raum. 

Da iſt es Anfang der 80er Jahre wieder jemand, der von außen kommt 
und der — ohne ſelbſt innerlich an der Mark ſtark beteiligt zu ſein — an⸗ 
regend wirkt: der Schwabe Guſtav Schmoller. In den Acta Borussica 
ſchafft er das große Unternehmen zur Erforſchung der Behörden⸗ und Ver⸗ 
waltungsorganiſation des preußiſchen Staates. Sie knüpfen an an vorher⸗ 
gehende Forſchungen eines Kühns und Iſaacſohn über Gericht und 
Verwaltung des märkiſchen Territoriums und dringen nun zu der Zeit des 
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18. Jahrhunderts vor, wo die Mark nicht mehr der Staat, ſondern eine 
Provinz des Staates war, eine Schicht des großen Gefüges, die nach dieſer 
Richtung hin bis dahin kaum unterſucht war. Zugleich erſteht in den 
„Jorſchungen zur Brandenburgiſchen und Preußischen Geſchichte“ ein neues 
Organ jenes Vereins, dem nun Männer wie Schmoller, Koſer, Hintze, Holtze 
und Sello ihre Kräfte leihen. Es ſind Jahrzehnte, in denen allerorten die 
Landesgeſchichte blüht. Hiſtoriſche Kommiſſionen entſtehen in den einzelnen 
Provinzen und Ländern, und ihre Stelle nimmt in der Mark ſogleich der 
von Schmoller geleitete Verein ein, Forſchungen anregend, Drucke 
fördernd, aber doch nicht alle arbeitsfreudigen Kräfte der Provinz zu⸗ 
ſammenfaſſend, ohne wirkliche Sicht und klares Ziel nach der landes⸗ 
geſchichtlichen Seite hin. An allen Ecken und Enden ſtößt man freilich den 
Spaten in das landesgeſchichtliche Feld. Dem Werden und Wachſen der 
Diözeſe Brandenburg ſpürt man nach, ohne daß bis heute eine wirkliche 
Geſchichte des Bistums geſchaffen wurde. Das Handelsrecht Berlins 
und einzelne Handelsbeziehungen der Mark im Mittelalter werden 
unterſucht: aber niemand ſucht die Mark nun einmal wirklich hineinzu⸗ 
ſtellen in das Verkehrsleben, das vom Norden nach Süden, vom Oſten nach 
Weſten und umgekehrt durch ſie hindurchflutet. Unterſuchungen über Ko⸗ 
lonifation des Landes werden begonnen, aber fie bleiben in der Dar- 
ſtellung der Eindeutſchung des Slawentums hängen. Alles tüchtige Lei⸗ 
ſtungen der Wiſſenſchaft und mit vollem Bewußtſein beſchränkt auf die 
jeweiligen Gebiete, aber darum nicht weniger das Torſo⸗ und Bruch⸗ 
ſtückhafte der bisherigen landesgeſchichtlichen Forſchung aufzeigend. We⸗ 
der die Mark noch eine ihrer bedeutenden Städte nennt bisher eine Ge⸗ 
ſchichtsdarſtellung ihr eigen, die den ganzen Reichtum der Vergangenheit 
ausſchöpft. Selbſt die äußere Geſchichte der Mark ermangelt noch der 
abgeſchloſſenen Darſtellung. Die feinſten Verzweigungen der Politik der 
Wittelsbacher und der Quitzow⸗Zeit ſind bisher nicht aufgedeckt worden, 
ganz abgeſehen davon, daß faſt durchweg nur die politiſche Geſchichte (freilich 
einſchließlich der Verfaſſung und Verwaltung) ihre Darſtellung gefunden 
hat. Und ſelbſt bei dem ſo wichtigen Inſtitut der märkiſchen Stände 
tappen wir, was die anders gearteten neumärkiſchen Verhältniſſe angeht, 
noch im Dunkeln. Überall iſt die Geſchichte der Mark Brandenburg 
vor der Geſchichte des preußiſchen Staates zurückgetreten, und in kaum 
einer Provinz bleibt für die Erforſchung ihres Werdens ſo viel zu tun 
wie hier. | 

Faſt fühlt man ſich beim Muftern dieſer Ergebniffe zu dem Gedanken 
verſucht, es herrſche der Glaube, die Geſchichte der Mark Brandenburg ſei 
wohl in dem und jenem Punkte, nicht aber in ihrer Geſamtheit erforſchens⸗ 
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wert. Aber diejen Gedanken aufwerfen, heißt ihn ſogleich ablehnen. Die 
ragenden Backſteinmauern des Havelberger Doms hoch über dem Fluſſe 
künden von der Zeit, als an dieſer Stelle Chriſtentum und Deutſchtum in 
die ſlawiſche Welt jenſeits Elbe und Havel ihre Breſchen legten. Chorins 
feingegliederte Weſtfaſſade neben dem ſtillen Kloſterſee, am Fuß des 
Weinberges, ſpricht von der mit feinſtem künſtleriſchen Verſtändnis ge⸗ 
paarten Kulturarbeit der Ziſterzienſer, die anſehnlichen Rathäuſer zu 
Frankfurt und Stendal, der Roland zu Brandenburg reden von dem auf⸗ 
ſtrebenden Bürgertum. Vom harten Sichdurchſetzen der Zollern ſpricht 
der einſame Kremmer Damm ſeine freilich nur dem feinen Ohre vernehm⸗ 
bare Sprache. Kirchen und Epitaphien und die ehemaligen Kloſtergüter 
der heutigen Domänen wiſſen zu ſagen, daß auch hier den alten Glauben 
— nicht kampflos — die revolutionäre Reformation verdrängte. Berlins 
Geſtalt verrät noch heute, wie der Große Kurfürſt ſeine Stadt nach den 
Drangſalen des Dreißigjährigen Krieges durch feſte Baſtionen ſchirmte. Die 
Gutshäuſer, die bis in das 16. Jahrhundert zurückreichen, erzählen von den 
unzähligen adligen Geſchlechtern, die, tief in das Geſchick des Landes ein⸗ 
greifend, durch ihre Türen ſchritten, und Oderbruch, Tabakspflanzungen 
der Uckermark und die ſeltſamen amerikaniſchen Namen der Warthebruch⸗ 
dörfer reden von dem ſtarken wirtſchaftlichen Umſchwung, den die Mark 
im 18. Jahrhundert erfuhr. Die Geſchichte eines Landes, das ſolche 
Zeugen aufzuweiſen hat, iſt nicht arm, ganz wie es Wildenbruch in ſeinen 
Verſen empfand: 


„Vom märk ſchen Land will niemand Kunde ſagen, 
„Es iſt ſo öde und an Früchten leer.“ - 
Reicht mir die Tafeln der Gejchichte her; 

Seht, wieviel Männer dieſes Land getragen! 


Aber nicht nur die Männer machen die märkiſche Geſchichte aus, nicht 
nur die Fürſten und die Helden, nicht nur die unzähligen Ungenannten, 
ſie iſt, wie jede andere Geſchichte eine Geſchichte des Landes und hier 
liegt m. E. der Punkt, wo in emſiger Arbeit die neue Forſchung einzu⸗ 
ſetzen hat. Der Quellenſtoff iſt vorhanden, an ernſten Gelehrten hat es 
bisher nicht gefehlt, und ſie haben — denken wir nur an das tiefgründige 
Regeſtenwerk der märkiſchen Askanier oder an die Studien eines Früh⸗ 
vollendeten zur Kirchenpolitik der Hohenzollern oder an noch im Gange 
befindliche neumärkiſche Forſchungen — ernſte Arbeit geleiſtet. Aber es 
droht die Gefahr, daß wir feſtlaufen, wenn nicht sue neuen ae ein neuer 
Tag lockt. Ug 
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Was iſt nun nach unſerem Begriff die Landesgeſchichte? Wie weit 
dehnt ſie ſich aus? Was iſt ihr Ziel? Und wie fügt ſie ſich ein in den 
Rahmen der allgemeinen e Geſchichte und ihren Lehrbetrieb 
auf der Univerſität? 


Die märkiſche Landesgeſchichte krankt daran, daß ſie ihre Quellen zu 
eng faßt, die auch hier ſprudeln wie in anderen deutſchen Landſchaften. 
Als Quelle gilt meiſt nur das geſchriebene Wort, es gelten weiter noch die 
Siegel und die Münzen. Das hängt zuſammen mit dem zu eng gefaßten 
Begriff der Landesgeſchichte überhaupt. Wir waren gewöhnt, in der Haupt⸗ 
ſache darin den Ablauf der politiſchen Ereigniſſe zu ſehen, das ſtaatliche 
Werden und Wachſen. Da ſeit dem Anfang des 17. Jahrhunderts der 
Staat hinauswächſt über die Mark, macht die Erforſchung der märkiſchen 
Geſchichte im großen und ganzen mit dem 17. Jahrhundert Halt. Die ſpä⸗ 
tere Entwicklung bleibt faſt ganz im unklaren; nur ſoweit die allgemeinen 
ſtaatlichen Funktionen in der Mark wirkſam werden, ſehen wir deutlicher. 
Gewiß! Noch immer iſt es der Staat, der mit Recht in dem Mittelpunkt 
des geſchichtlichen Lebens und Forſchens ſteht. Alles ſchlägt er in ſeinen 
Bann. Aber das All geſchichtlichen Seins iſt er nicht. Das ahnte die 
Landesgeſchichte wohl. Sie pflegt hier und da, ohne doch tief genug zu 
dringen, das, was man mit dem landläufigen, wiewohl unklaren Namen 
der „Kulturgeſchichte“ bezeichnet. Wo aber iſt uns wirklich ein umfaſſen⸗ 
des Bild der Vergangenheit, eines — ſei es auch engen — landſchaft⸗ 
lichen Bezirkes der Mark beſchert worden, ſo voll und reich wie das 
hiſtoriſche Geſchehen, ſo tief wurzelnd wie die Gründe jedes, auch des 
kleinſten hiſtoriſchen Ereigniſſes, eng verknüpft mit dem bunten Durch⸗ 
einander der Dinge dieſer Welt und doch darüber hinausreichend in das 
klare Reich der hiſtoriſchen Ideen, die ſich in ewiger Gelaſſenheit auch in 
dem Begrenzten einer Landſchaft auswirken?!) 

Nun wird der Einwand laut werden, dergleichen zu ſchaffen, bedürfe 
des Forſchers und des Künſtlers zugleich. Gewiß! Es ſoll ſich auch nie⸗ 
mand erkühnen, nach dem Lorbeer des Hiſtorikers zu greifen, er ſei denn 
deſſen ganz inne geworden, daß rechte Formung und Verarbeitung ge⸗ 
ſchichtlicher Ergebniſſe eine hohe Kunſt ſei. 

Alſo fort mit der Beſchränkung auf die Teilbilder innerhalb der Lan⸗ 
desgeſchichte und den Blick gerichtet auf das ganze weite Feld! Daß 
der Einzelne hier nicht überall Meiſter ſein kann, iſt klar. Aber ſeine Augen 


1) Auch das vorzügliche, in vielem vorbildliche Buch von Carl Peterſen 
über „Die Geſchichte des Kreiſes Beeskow⸗Storkow“ (Beeskow 1922) erreicht 
dieſes Ziel nicht ganz. 
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follen doch mit Hilfe der Nachbardiſziplinen ſehen lernen, daß auch jen- 
ſeits der Urkunden und Akten ein Quellenſtoff aufgehäuft liegt, der den 
hiſtoriſchen Blick nicht nur in die Weite, ſondern auch in die Tiefe zieht. 
Aus vier neuen Bezirken muß m. E. der märkiſche Landeshiſtoriker mehr 
als bisher Kräfte ſaugen: aus der die Funde der Erde wertenden prähiſtori⸗ 
ſchen Forſchung, aus dem feſt auf die Erde gegründeten Reiche des Geo⸗ 
graphiſch⸗Geologiſchen, aus der zur Höhe ſtrebenden Welt der Baukunſt, 
aus den rein geiſtigen Gefilden der Sprache. 

Die Prähiſtorie! In ihr reden Zeugen, älter als alle ſchriftlichen Quel⸗ 
len der Mark, entſtanden, als noch der Schritt germaniſcher Völkerſchaften 
über dieſen Boden hallte und der Slawe auf den Höhen von Havelberg 
und Brandenburg Gerowit und Triglaf verehrte. Allzu leicht ſehen wir 
in dem Zeitpunkt, wo der deutſche Siedler im 12. und 13. Jahrhundert 
in die Mark zog, den Anfang der Landesgeſchichte ſchlechthin. Nichts fal⸗ 
ſcher als dies! Von den Jahrzehnten der Koloniſation führen Fäden 
hinüber in die ſlawiſche und von dort weiter in die germaniſche Zeit, die 
die landesgeſchichtliche Forſchung klarlegen muß, wenn ſie ihren Namen in 
Wahrheit verdient. Freilich darf ſich die Vorgeſchichte es dann nicht 
verdrießen laſſen, über die bloße Sammlung und Beſchreibung der Funde 
hinauszudringen und nun aus ihren andersgearteten Quellen mit Hilfe 
einer zur Peinlichkeit der hiſtoriſchen Forſchung geſteigerten Methode ein 
geſchichtliches Geſamtbild zu entwerfen, ähnlich, wie es letzthin der 
Heidelberger Ernſt Wahle in ſeiner „Vorgeſchichte des Deutſchen Volkes“ 
als erſtmaligen Verſuch gewagt hat: „Ebenſowenig,“ ſagt er dort einmal 
mit Recht, „wie die Geſchichtswiſſenſchaft darf die hiſtoriſche Auswertung 
der Bodenfunde mit der Feſtſtellung der Tatſachen und ihrer rein äußer⸗ 
lichen Aneinanderreihung ſich begnügen.“ Eine Prähiſtorie, die ſich endlich 
von der abſolutiſtiſchen Herrſchaft der ſelbſtverſtändlich notwendigen 
„typologiſch⸗chronologiſchen Betrachtungsweiſe“ des Stoffes frei macht, 
wird der Landesgeſchichte eine willkommene und erſehnte Helferin ſein. 

Moltkes Feder ſind einmal die Sätze entfloſſen: „Geſchichte und Orts⸗ 
kunde ergänzen ſich wie die Begriffe von Zeit und Raum. Die Ortlich⸗ 
keit iſt das von einer längſt vergangenen Begebenheit übrig gebliebene 
Stück Wirklichkeit. Sie iſt ſehr oft das foſſile Knochengerüſt, auf dem das 
Gerippe der Begebenheit ſich herſtellen läßt.“ Die landesgeſchichtliche 
Forſchung muß mit anderen Worten das Land wirklich kennen; denn aus 
der geographiſch⸗geologiſchen Bedingtheit heraus entwickelt ſich zum guten 
Teil die Geſchichte ſelbſt. Aber gerade hieran mangelt es meiſt unſerer 
bisherigen Forſchung. Klöden und Berghaus haben als erſte dem Bo⸗ 
den in ſolcher Hinſicht Beachtung geſchenkt. 1874 hat dann ein Berliner 
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Schulprofeſſor R. Foß!), der mit Unrecht vergeſſen wurde, Anregungen 
gegeben, wie der Unterricht in der brandenburg⸗preußiſchen Geſchichte 
mit dem geographiſchen Unterricht zu verbinden fei. Aber ganz ſyſte⸗ 
matiſch muß Ort für Ort, Kreis für Kreis unterſucht werden, wie ſich die 
Geſchichte gerade auf dieſem Boden entwickelt. Schon den Deutſchen der 
Koloniſationszeit war der Boden nichts Gleichgültiges, konnte es nicht 
ſein. Er war das Element, von dem die Nahrung ausging. Anders verläuft 
daher die Siedlung auf dem reichen Geſchiebemergel der Uckermark 
als auf dem ſandigen Plateau der Zauche oder des Sternberger Landes. 
Die Gipsläger von Sperenberg, die Kalkformationen von Rüdersdorf, 
die Raſeneiſenſteinlagerungen der Niederungen beeinfluſſen wirtſchafts⸗ 
geſchichtliche Vorgänge. Jene rufen allerfrüheſte Kanalverbindungen auf 
dem Teltow hervor. Um Rüdersdorf entſteht ein wohlhabendes klöſterliches 
Territorium, das kraft der reichen und ſeltenen Mineralſchätze z. T. indu⸗ 
ſtrielle Bahnen einſchlägt und auf dem Raſeneiſenſtein beruht die umfang⸗ 
reiche Induſtrie der Eiſenhämmer und Eiſenhütten, die, noch in frideri⸗ 
cianiſcher Zeit ſtark gefördert, der märkiſchen Wirtſchaftsgeſchichte bis 
in das 1. Drittel des 19. Jahrhunderts eine eigenartige Note gibt. Nicht 
gleichgültig für die Geſchichte iſt ferner der ſtarke Wechſel der alluvialen 
Niederungen mit den langgedehnten Talſandflächen und den diluvialen 
Höhen. Zunächſt — um noch einmal die Siedlung zu berühren — wie 
viel langſamer verläuft auf ſo gegliedertem Boden die Urbarmachung des 
Landes als im Weſten, wie iſt die wirtſchaftliche Nutzung gehemmt und 
wie muß die wirtſchaftliche Struktur eines ſolchen Staates auf die politi- 
ſche und ſoziale wirken! Eng beſetzt man im 12. und 13. Jahrhundert 
die dem Ackerbau günſtigen diluvialen Flächen. Wagt man ſich auf den 
Sand, ſo verkümmern die Dörfer oder ſie gehen ganz ein. Als im 16. Jahr⸗ 
hundert der Adel zu landwirtſchaftlicher Beſchäftigung den Weg findet, 
oder beſſer, unter dem Druck der Verhältniſſe finden muß, wird ihm 
das Land zu eng. Er beginnt, den Bauer von ſeiner Scholle zu ver⸗ 
drängen, ihn beiſeite zu ſchieben. Neben den großen Rittergütern, die 
noch heute in der Mark überall auf dem bevorzugten Boden zu finden 
ſind, friſtet der zur Unfreiheit hinabſinkende Bauernſtand ein armſeliges 
Leben. Erſt die Wirtſchaftspolitik der fridericianiſchen Zeit bahnt hier 
Wandel an. Zu den wenigen Pottaſche⸗ und Salpeter⸗Siedereien, zu 
den Kohlenſchwelereien und Glashütten, die in den Forſten der Talſand⸗ 


1) „Wie iſt der Unterricht in der Geſchichte mit dem geographiſchen Unter- 
richt zu verbinden? Dargelegt an der Darſtellung der Mark N 
2. Aufl. Berlin 1874. | | 
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flächen ihr ftilleg Leben führten, traten nun die zahlreichen Siedelungen, 
halb bäuerlicher, halb induſtrieller Art, die, indem ſie nach dem Wunſche 
des Königs die Mark „peuplierten“, entweder der Forſtwirtſchaft dienten 
oder als Weberkolonien das märkiſche Textilweſen hoben. Daneben — in 
größerem Umfange erſt ſeit Friedrich Wilhelm L und Friedrich dem 
Großen — der Abſtieg zu den alluvialen Niederungen, die man nun erſt 
meiſtern lernte. Havel⸗ und Rhinluch, Oder⸗ und Warthebruch ſchaffen 
einem ganz anders gearteten Kleinbauernſtande Raum, bringen durch 
Wieſenbau und Heugewinnung der Viehwirtſchaft einſchneidende Ver⸗ 
änderungen. 

Neben der durch den Boden bedingten langſamen Ausdehnung des 
Kulturzuſtandes der Mark, einer allgemeinen Erſcheinung, ſteht dann 
noch das beſondere Moment der einzelnen Ortlichkeiten. Die weiten 
Niederungen, die die Mark durchziehen und ſie zerklüften, ſind bei dem 
ehemals höheren Waſſerſtande in ganz anderer Weiſe Verkehrshinderniſſe, 
als ſie uns heute erſcheinen. Hier liegen, neben den großen Waldungen, 
auch meiſt die Grenzſäume zwiſchen den alten ſlawiſchen Gauen und 
zwiſchen den ſpäteren Kreiſen, und hier, meiſt auf der Grenze von Allu⸗ 
vium und Diluvium bauen ſich auch die meiſten märkiſchen Städte auf, Paß⸗ 
ſtellen, oft neben Burgen erwachſen, die den Paß ſicherten, und durch 
die geographiſche Lage in ihrer äußeren Form und in ihrer Entwickelung 
beſtimmt. Da liegt z. B. mitten inne zwiſchen Neumark, Lebus und Stern⸗ 
berg Küſtrin, urſprünglich unterhalb der Mündung der Warthe in die 
Oder, bis Ende des 18. Jahrhunderts die Warthe verlegt wurde. Nach 
Nordweſt erſtreckt ſich das Oderbruch, nach Süden zu verfolgt man ſtrom⸗ 
auf den Lauf der Oder, nach Oſten dehnt ſich das Warthe⸗ und Netze⸗ 
bruch. Weit muß man nach allen drei Richtungen gehen, ehe man einen 
paſſenden Übergang findet. So wurde die Ortslage von Küſtrin zu einer 
geſchichtlichen Notwendigkeit. Um dieſen Paß mußten Pommern und 
Polen, Askanier und Templer, Deutſcher Orden und Zollern ſich mühen. 
Hier an dem letzten anſehnlichen Punkt, ehe ſich die großen Verkehrs⸗ 
richtungen nach dem Nordoſten und dem Oſten ſchieden, mußten ſich 
hiſtoriſche Ereigniſſe konzentrieren, und ſie mußten bei der geographi⸗ 
ſchen Beſchaffenheit und Enge der Inſel ſich im weſentlichen an die 
Feſtung knüpfen, nicht an die Stadt, der die Feſtung kaum den nötigen 
Platz ließ. | 

Als Feſtung bot Küſtrin bis zum Weltkriege den wundervoll ge- 
ſchloſſenen Anblick der Wälle, der Gräben und Baſtionen. Auch in ihnen 
war Quellenſtoff für die Landesgeſchichte aufgehäuft, in ihnen als den 
baulichen Zeugen der Vergangenheit. Es ruhen noch viele ſolcher Ur⸗ 
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kunden im märkiſchen Lande, an deren Entzifferung Landes⸗ und Kunſt⸗ 
und Baugeſchichte gemeinſam arbeiten müſſen. Noch ſind wir hier in den 
Anfängen. Aber Dehios Meiſterwerk, ſeine „Geſchichte der deutſchen 
Kunſt“, beginnt uns den Blick dafür zu ſchärfen, wie die baulichen Zeugniſſe 
einzureihen ſind in das große Gefüge geſchichtlichen Lebens. Nicht für 
ſich, nicht einzeln, nicht äſthetiſch haben wir ſie zu werten, ſondern als 
einen Teil der Vergangenheit: das Rathaus zu Königsberg in der Neu⸗ 
mark als das dokumentariſche Überbleibjel nicht nur der bedeutenden 
baulichen Tätigkeit märkiſcher Meiſter um 1400, ſondern auch des ſonſtigen 
Treibens der Stadt. Da wird — trotz der Veränderungen der ſpäteren Zeit — 
die ernſte Aufgabe des Rates in einem edlen Gemach des erſten Stock⸗ 
werkes lebendig, von dem Ratsſchreiber und anderen Beamten der Stadt 
reden kleinere Gemächer im Erdgeſchoß, der ausgedehnte Saal oben ruft 
das Bild kleinſtädtiſcher Geſelligkeit hervor, während das große Magazin 
darunter das kaufmänniſche Element der Stadt betont. Rathaus, Spiel⸗ 
haus und Kaufhaus ſind hier in ſelten ſchöner Vereinigung noch heute 
erſichtlich. Und ähnlich wie die Urkunden der Fürſten Einflüſſen anderer 
Kanzleien unterliegen, drücken ſich auch in den märkiſchen Bauten Be⸗ 
ziehungen aus, die mehr als bisher beachtet werden ſollten: ſo etwa die 
Verknüpfung Lehnins mit der Bauſchule des Magdeburger Domes oder 
der Einfluß Chorins auf die Franziskanerkirche in Angermünde. Auch hier 
läßt ſich ſpüren, wie ein Ziſterzienſerkloſter auf ſeine Landſchaft einwirkt. 
Idſt das Bauwerk ſteingewordener Geiſt der Vergangenheit, jo ruhen 
in der Sprache feiner geartete Reſte entſchwundener Tage. In den 
Namen der Fluren und Felder, namentlich in dem ſtark ſlawiſchen Sprach⸗ 
gut der Mark, in den mannigfach gefärbten Dialekten der einzelnen Land⸗ 
ſchaften lebt eine Welt, aus der man der Landesgeſchichte reiche Beute 
wünſchen möchte. Flurnamen werden bereits geſammelt. Der deutſche 
Sprachatlas legt auch für die Mark die Verbreitung einzelner Wörter 
feſt. Aber es gilt nun endlich einmal, einen Schritt weiter zu tun, ähnlich 
wie Wilhelm Seelmann flämiſche Sprachreſte in der Mark und damit 
flämiſche Siedlung ſicher geſtellt hat. Namentlich aus dem deutſchen 
Sprachatlas kann reiche Frucht erwachſen, wenn wir mit Hilfe geübter 
Philologen ſehen lernen, wie ſich etwa in dem ſeltſam gewundenen und 
geſpaltenen Lauf der niederdeutſchen Sprachgrenze der Einfluß von 
hüben und drüben ausdrückt. Erweiſt ſich doch z. B. das kaum 1 Quadrat⸗ 
meile große Ländchen Bärwalde im heutigen Kreiſe Jüterbog⸗Lucken⸗ 
walde auch ſprachlich als gewiſſe Einheit, und unterſtreicht damit die 
Tatſache, daß es 3 ½ Jahrhunderte bis 1815 als ö je 
inmitten kurſächſiſchen Gebietes gelegen bat. 5 
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Noch aus manchen anderen Difsiplinen wird die Landesgeſchichte, wird 

die geſchichtliche Landeskunde ihren Stoff zu ſaugen wiſſen. Volls⸗ 
kunde und Volkswirtſchaft, das Recht und die Kirche, Wiſſenſchaft und 
Bildung, alles ſoll ihr zum Beſten dienen. Alles im weiten Umkreis der 
Wiſſenſchaft mag zugleich Hilfswiſſenſchaft ſein, nicht nur das, was wir 
im allgemeinen zu eng darunter verſtehen. Das bedeutet nun aber — 
nicht ſcharf genug kann es betont werden — keine Verwaſchenheit der 
Landesgeſchichte. Sie iſt und bleibt, wie es ſchon in ihrem Namen liegt, 
ein Teil der hiſtoriſchen Wiſſenſchaft, und ſie bedient ſich der Methode, die 
dieſe Wiſſenſchaft ihr in heutiger Vollendung darreicht. Sie ſoll des Rates 
der Nachbardiſziplinen ſich bedienen, aber ſie ſoll ſich hüten, hineinzu⸗ 
pfuſchen in deren Bezirk. Bitter würde es ſich an ihr rächen. Alles Le⸗ 
bendige iſt dem Pfuſchen Feind. 

Landesgeſchichte, wie ſie angeſtrebt werden ſollte, läßt ſich nun nir⸗ 
gends beſſer treiben als an der Stelle, wo die Wurzeln unſerer wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Kraft ruhen, an der Univerſität. Wir werden der Forſcher im 
Lande nicht entraten mögen, ja, ſie nicht entbehren können. Doch über ſie 
hinaus ſoll die Zuſammenfaſſung auf der Univerſität führen. 

Es mag hier und da leicht der Meinung Raum gegeben werden, daß 
die Univerſität „zu gut“ ſei für die geſchichtliche Landeskunde. Solche 
Auffaſſung kann gegenüber den ſchönen Rankeworten nicht beſtehen, die 
da lauten: „Niemals komme der Tag, wo die Territorialforſchung keine 
Beachtung mehr finden ſollte. Das Einzelne hat, ſo entlegen es iſt, Be⸗ 
ziehungen auf das Ganze“, und, fügen wir hinzu: „Das Ganze auf das 
Einzelne“. Es läßt ſich keine allgemeine Geſchichte treiben ohne Terri⸗ 
torialgeſchichte und umgekehrt. Und was heißt „zu gering“ in dem großen 
Univerſum? Die Univerſität führt einen ganz beſonderen Namen. 
Sie ſoll von keiner einzigen Welle in dem lebendigen Strom wiſſenſchaft⸗ 
lichen Geſchehens unberührt bleiben. Und nicht nur des wiſſenſchaftlichen 
Geſchehens, ſondern des Lebens überhaupt. Es kann nicht ihre allerhöchſte 
Aufgabe ſein, den Forſcher zu erziehen, ſo hoch wir das auch anſchlagen 
wollen, ſondern in dem Forſcher zugleich den Menſchen zu bilden. Sie ſoll 
beitragen, daß denen, die das Glück haben, auf einer deutſchen Hochſchule 
zu weilen, ſchönſte Frucht reife in der Schöpfung einer Perſönlichkeit. 

Mir will ſcheinen, daß hier der Landesgeſchichte eine beſondere Auf⸗ 
gabe im Rahmen der allgemeinen Geſchichte wartet. Landesgeſchichte 
in echtem Sinne treiben, andere daran teilnehmen laſſen, andere zu 
gleichem Forſchen und Wiſſen erziehen, heißt, inmitten der lärmenden 
Umwelt eine ſtille Schar ſammeln, die lernen will, das Weſen der 
Heimat aus der Vergangenheit zu begreifen und in dem Auseinander 
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und Gegeneinander der Tage das hohe Gemeinſame zu ſpüren und zu 
bekräftigen, das uns Kinder einer größeren Heimat, eines deutſchen 
Vaterlandes, eint. 

Mit trockenem Wiſſensſtoff iſt es nie und nirgends getan. Es gilt die 
Geſchichte nutzbar zu machen. Geſchichte als Dienerin?! Wer wollte 
ſie ſchelten, wenn die Magd zugleich eine Prieſterin iſt. Sie adelt in ihrem 
Tempelbezirk die alltäglichen, allzumenſchlichen Erſcheinungen durch ein 
Sichverſinken in ihr Werden. Sie dient der größeren Schweſter, die das 
Allgemeine einer umfaſſenderen Geſchichte, nennen wir ſie nun deutſche, 
abendländiſche oder Weltgeſchichte, zu erkennen und zu hüten trachtet. 
Aber beide Schweſtern dienen dem Ewigen, deſſen Klänge wir im Bereich 
der Heimat beſonders fein vernehmen, wie etwa Wald und Feld der Heimat 
ganz beſonders zu uns ſprechen. Und ſo wollen wir in dieſem Hauſe 
Landesgeſchichte treiben in dem ſtolzen Bewußtſein, daß auch wir mit 
ihr ſchaffen und wirken dürfen an dem Wege, der zur Erkenntnis führt. 
Aber wir bleiben uns deſſen wohl bewußt, daß unſer Tun, wie das jeder 
Wiſſenſchaft, ſtets ein Suchen bleibt, dem kein letztes Finden ein Ziel 
febt. | 


1. 
Märkiſches Buch- und Bibliotheksweſen 
in feinen Anfängen.) 


Bon 
Guſtav Abb. 


Die Tagung der Brandenburgiſchen Geſchichtsvereine am 4. und 
5. Oktober d. J. in Berlin?) gab der Preußiſchen Staatsbibliothek Anlaß 
zu einer Ausſtellung, die an der Hand einer reichen Auswahl von Hand⸗ 
ſchriften und gedruckten Büchern die Anfänge des märkiſchen Buch⸗ und 
Bibliotheksweſens bis in die Zeit des Großen Kurfürſten veranſchaulichte. 
Die Staatsbibliothek beleuchtete dadurch zugleich ihre eigene Entſtehungs⸗ 
geſchichte. Zwar iſt ihr Wirkungskreis als der größten Bücherſammlung 
des Landes heute längſt über die provinziellen Grenzen hinausgewachſen, 
aber ihre Wurzeln ruhen im märkiſchen Boden und ihre Anfänge ſind 
eng mit der Begründung des brandenburgiſch⸗preußiſchen Geſamtſtaates 
verflochten. 

Zu den charakteriſtiſchen Zügen der neuen, dem Dreißigjährigen 
Krieg entſproſſenen abſolutiſtiſchen Regierungskunſt, die ſich der Große 
Kurfürſt zu eigen machte, gehörte die Pflege der Wiſſenſchaft in gleicher 
Weiſe wie das ſtehende Heer und die zentraliſierte Finanzverwaltung. 
Der ſtarke Arm, der den Staat aus einem Bündel zerſtreuter Territorien 
zuſammenſchweißte, leitete aus eben dieſen Territorien nach Berlin, 
was ſich an Büchern und Handſchriften erfaſſen ließ. Das Sammelbecken 
bildete die Schloßbibliothek, die dann als „Churfürſtliche Bibliothek zu 
Cölln an d. Spree“ ihre Türen der allgemeinen Benutzung öffnete. Über⸗ 
raſchend ſind Ort und Zeitpunkt, an denen der Kurfürſt den entſcheidenden 
Schritt zur Ausführung des langgehegten Planes tat, erſtaunlich die Ener⸗ 
gie, mit der dieſer außerordentliche Mann trotz aller Schwierigkeiten des 
erſt in der Sammlung begriffenen Staatsweſens den Bücherſchatz zu mehren 
wußte! Im Kampf mit den Schweden, an der Spitze einer Armee von 


1) Der Aufſatz gibt in wenig abgeänderter Form den Vortrag wieder, der 
bei der Eröffnung der Ausſtellung der Staatsbibliothek am 4. Oktober vom Ver⸗ 
faſſer gehalten wurde. 

2) Vgl. den Bericht über die Tagung am Schluß des Heftes. 
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30000 Mann brandenburger, kaiſerlicher und polnischer Truppen ſandte 
er aus Jütland dem Geheimen Rat die Weiſung, den Bibliothekar Raue 
in Eid und Pflicht zu nehmen und ihm die vorhandenen Bücher nach dem 
Inventar Stück für Stück zu übergeben. Man darf dieſe am 20. April 
1659 in Wiborg erlaſſene Ordre als die Geburtsurkunde unſerer Biblio⸗ 
thek betrachten!). Den bis dahin im Dachgeſchoß des Schloſſes unter⸗ 
gebrachten Büchern wurde nun im erſten Stockwerk des Apothekenflügels, 
an der Nordoſtſeite des Schloſſes, ein neues Heim eingerichtet. Ein Jahr 
nach dem Frieden von Oliva, 1661, konnte das gelehrte Berlin zum erſten⸗ 
mal aus dieſer Quelle ſchöpfen?). 

Was bot die Bibliothek ihren Beſuchern? Wenig hatte der Kurfürſt 
auf dieſem Gebiet von feinen Vorfahren überkommen. „A majoribus 
vix tot acceperas libros, quot privato sufficere poterant“ bemerkt ſein 
Bibliothekar Hendreich?). Kein Bücherſammler wie Herzog Auguſt von 
Braunſchweig⸗Wolfenbüttel befand ſich unter ihnen, obwohl humaniſtiſche 
Bildung mit den beiden Joachimen Einzug gehalten hatte. Die vorhan⸗ 
denen Werke waren vielmehr zuſammengekommen wie die Naturalien, 
Kurioſitäten und Kunſtſachen der Raritätenkammer, die zunächſt noch mit 
der Bibliothek verbunden blieb. In dieſes Stilleben, dem bis 1661 Johan⸗ 
nes Hübner vorſtand, gleich unfruchtbar als Bibliothekar wie als Staats⸗ 
hiſtoriograph, kam nun ein anderer Wind. Der Gebietszuwachs durch den 
weſtfäliſchen Frieden, die Anerkennung der Souveränität in Preußen, 
der endgültige Ausgleich mit Pfalz⸗Neuburg über den Beſitz von Cleve, 
Mark und Ravensberg 1666, der Anfall des Erzſtiftes Magdeburg — 
das waren Ereigniſſe, die für den Staat wie für die Bibliothek Vergröße⸗ 
rung ihres Beſitzſtandes bedeuteten. Neben den koſtbaren Mindener Bil- 
derhandſchriften“) ſammelten ſich Bücher und Handſchriften aus Königs⸗ 
berg, Cleve, Marienbaum, Emmerich, Weſel, Herford, Kanten, Lippſtadt 
und ſolche des Magdeburger Doms. Selbſt Stettin und Stralſund haben 


1) Das Original befindet ſich im Geh. Staatsarchiv Rep. 9, F. 5. 

2) Zur Geſchichte der Bibliothek vgl. Oelrichs, Entwurf einer Geſchichte 
der Kgl. Bibl. zu Berlin. Berlin 1752; Friedr. Wilken, Geſch. der Kgl. Bibl. 
zu Berlin. Berlin 1828; Hortzſchansky, Die Kgl. Bibl. zu Berlin. Berlin 
1908; für die Kurfſtl. Bibl. künftig auch: Tautz, Die Räume der Churfſtl. Bibl. 
zu Cölln an der Spree. 

3) Chriſtoph Hendreich, Notitia bibliothecae, quam... Fridericus 
Guilielmus, Marchio. ., in aula sua Coloniae ad Spream fundarit. Berolini 
1687. S. 3. | 

4) Vgl. Vöge, Die Mindener Bilderhandſchriftengruppe. Repertorium 
für Kunſtwiſſenſchaft, Bd. 16. Berlin und Stuttgart 1893, S. 198f. 
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gleich nach der Eroberung eine große Zahl von Büchern und Handſchriften 
nach Berlin abliefern müſſen, die auch nach dem ſchmerzlichen Verluſt 
Vorpommerns im Frieden von St. Germain hier verblieben. Daß es 
bei dieſer Art des Büchererwerbes nicht immer ohne mehr oder minder 
ſanften Zwang abging, bedarf keiner Erwähnung. Angeregt durch den 
Plan, eine oſtindiſche Handelsgeſellſchaft zu errichten, wandten ſich die 
Blicke Friedrich Wilhelms ſogar nach China, und wir finden in ſeiner Um⸗ 
gebung des Chineſiſchen kundige Männer wie ſeinen Leibarzt Chriſtian 
Menzel und den Probſt von Berlin, Andreas Müller. Die Zahl der chine⸗ 
ſiſchen Bücher der kurfürſtlichen Bibliothek erſchien groß genug, um einen 
Katalog derſelben drucken zu laſſen!). Auch an einem Anſchaffungs⸗ 
fond ließ es der Kurfürſt ſeiner Bibliothek nicht fehlen. Daß die Gelder 
zum Teil aus den Gebühren für Befreiung von mehrfachen Hochzeits⸗ 
aufgeboten und für Erlaubnis der Eheſchließung bei naher Blutsverwandt⸗ 
ſchaft floſſen, mutet uns heute ſeltſam an. Sie reichten aus, um Orientalia 
des Profeſſors Petraeus in Königsberg für 876 Taler und die Bibliothek 
des Herzogs Bogislaw von Croy, des Neffen des letzten Pommernherzogs, 
für 1700 Taler zu erwerben. 


Kurz vor ſeinem Tode begann der Kurfürſt ſogar ein eigenes, auf 
40000 Bände berechnetes Bibliotheksgebäude zu errichten, das jedoch 
nicht über das Erdgeſchoß hinaus gedieh). Seinem Nachfolger hinterließ 
er 20000 Druckſchriften und 1600 Handſchriften. Er drückte ſeiner Schöp⸗ 
fung ſchließlich noch dadurch den Stempel ſeines Geſchmacks auf, indem er 
1687 anordnete, den ganzen Bücherbeſtand in rotes Leder mit vergoldetem 
Rückentitel zu binden, oder wenigſtens den Rücken neu zu beziehen und 
die Deckel rot zu färben?). Noch heute haftet das Auge an den rotbraunen 
Kurfürſtenbänden, die fic) mit ihren monumentalen Aufſchriften unter der 


1) Dieſer Catalogus librorum sinicorum Bibliothecae Electoralis Branden- 
burgicae verzeichnete rd. 300 Bände. Die Bücher wurden aus holländiſchem 
Beſitz erworben und von Andreas Müller katalogiſiert. Vgl. Hülle, Die Fort⸗ 
ſchritte der Oſtaſiatiſchen Sammlungen, in: Fünfzehn Jahre Kgl. u. Staatsbibl. 
Berlin 1921, S. 192. 

2) Das unvollendete Gebäude, das wahrſcheinlich Friedrich III. wieder ab⸗ 
brechen ließ, ſchloß ſich an den Apothekenflügel an. Es iſt auf einer Skizze des 
Luſtgartens von Johann Stridbeck 1690 feſtgehalten worden. Vgl. Berlin anno 
1690: Zwanzig Anſichten aus Johann Stridbecks des Jüngeren Skizzenbuch. 
Herausg. von Wilh. Erman. Berlin 1881, Nr. 18. 

3) Schwenke, Zur älteren Geſch. der Berliner Kgl. Bibl. (1687 — 1698) in: 
Beiträge zur * und Philologie August Wilmanns gewidmet. Leipzig 
1903, S. 1 ff. 
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jüngeren Büchermaſſe ausnehmen wie mittelalterliche Mauerreſte in 
einer modernen Stadt. 

Das unermüdliche Wirken des Kurfürſten als Mehrer der Bibliothek 
wurde deshalb. für den märkiſchen Hiſtöriker beſonders wertvoll, weil 
auch das Kernland Preußens zu dem Einzugsgebiet des Bücherſtromes 
gehörte, der ſich in die junge Bücherſammlung ergoß. Freilich lieferte die 
Mark wenig. Aktenmäßig kennen wir nur die Titel der Bücher, die 1672 
vom Kloſter Heiligengrabe und der Kapelle in Wittſtockabgegeben wurden!). 
Die alte Schloßbibliothek und die Berliner Dombibliothek, die damals in 
der Kurfürſtlichen Bibliothek aufgingen, zählten jedoch manches Buch 
märkiſchen Urſprungs zu ihrem Beſitz, das ihnen das Reformationszeit⸗ 
alter zugeführt hatte. Als das Domſtift 1536 in die Räume des verlaſſenen 
Dominikanerkloſters überſiedelte, übernahm es auch deſſen Bibliothek. 
Dem Spürſinn moderner Forſcher iſt es gelungen, einige Bände dieſer 
Provenienz in der Staatsbibliothek und der Univerſitätsbibliothek Halle 
nachzuweiſen, wohin ſie zur Zeit Friedrichs III. als Dubletten abgewan⸗ 
dert waren?). Aber auch von den Klöſtern in Straußberg und Lehnin, 
wie von der Gotthardkirche in Brandenburg wiſſen wir, daß von dort 
nach der Reformation Bücher nach Berlin geſandt worden ſind. Die Kur⸗ 
fürſtliche Bibliothek bildet gewiſſermaßen den Abſchluß der Entwick⸗ 
lung, die das märkiſche Buchweſen leider nur recht dürftig erkennen läßt. 
Ihren Anfängen war deshalb der letzte Teil der Buchausſtellung ge- 
widmet. | 

Aber die Staatsbibliothek wollte durch diefe Ausſtellung mehr bieten, 
als intereſſante Belege zu ihrer eigenen Entſtehungsgeſchichte! Birgt ſie 
doch eine Quellengattung, die als Überreft und Denkmal der Vergangen⸗ 
heit dort Licht zu verbreiten imſtande iſt, wo Urkunden und Chroniken ihrem 
Weſen nach in der Regel verſagen müſſen. Bücher, auch in der beſcheiden⸗ 
ſten Anzahl, bezeugen das Vorhandenſein geiſtiger Bedürfniſſe. Und 
vollends Bibliotheken pflegt niemals der Zufall zuſammen zu tragen. In 
ihrer Entſtehung und Anordnung, mit den Einbänden und Beſitzzeichen 
ihrer Bücher und ſchließlich mit den Stoffgebieten, denen der ſachliche 


1) Akten der Staatsbibl. Vol. 1, Nr. III, K. 2. 1672 —1833 betr. die Über- 
weiſung von Büchern und Dubletten. 

2) Im ganzen 10 Bände. Ihre Signaturen laffen auf eine Kloſterbibliothek 
von 300 —400 Bänden ſchließen. Vgl. Perlbach, Die Berliner Dubletten von 
1697 in Halle, in: Beiträge zur Bücherkunde und Philol. A. Wilmanns gewidmet. 
Leipzig 1903, ©. 40f.; Schwenke, Altberliner Bücher und Einbände. Zentral- 
blatt f. Bibliothelsweſen, Jahrg. 35. Leipzig 1918, ©. 238f. 
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Inhalt derſelben angehört, ſind ſie für den Ort, an dem ſie entſtanden, 
Kulturdenkmäler erſten Ranges. Was wiſſen uns die 350 Urkunden des 
Kloſters Lehnin, deren Inhalt aus Originalen oder Regiſtern bekannt iſt, 
über das geiſtige Leben der dort wohnenden Ziſterzienſermönche zu ſagen? 
Sie geben kaum eine verſteckte Andeutung! Und doch war dieſes Kloſter 
in dem beſcheidenen Maße, das wir an alle Verhältniſſe der mittelalter⸗ 
lichen Mark anzulegen gewohnt ſind, ein literariſch⸗wiſſenſchaftlicher 
Sammelpunkt ohne Konkurrenz in Brandenburg. Der Katalog ſeiner 
verſchollenen Bibliothek von faſt 1000 Werken, den das Schickſal in die 
Univerſitätsbibliothek Jena verſchlagen hat, und einige Handſchriften 
in Berlin, das ſind die Quellen, die uns davon wenigſtens eine Vorſtellung 
überliefern. 

Trotzdem hat man die alten Bücherſammlungen weder als Denk⸗ 
mäler noch als Quellen bisher genügend gewürdigt. Sonſt hätte man es 
nicht ſolange zulaſſen können, daß mancher alte Büchervorrat in ent⸗ 
legenen Winkeln von Kirchen, Rathäuſern, Schulen ſchutzlos der Zerſtörung 
durch Feuchtigkeit, Wurmfraß und unverſtändige Benutzer preisgegeben 
worden iſt — auch in der Mark Brandenburg. Der Zuſtand der Hand⸗ 
ſchriften des Havelberger Doms, die 1821 in unſere Bibliothek überführt 
wurden, erhebt hier laute Anklage! 


Man mag einwenden, daß es ſich doch wohl in der Regel um weniger 
wertvolle Handſchriften oder Drucke handeln wird. Bei der Umfrage, 
die auf Anordnung des Oberkirchenrats 1903 bei den Konſiſtorien erfolgte, 
ergab ſich, daß an Inkunabeln in Kottbus 27, in Neuruppin 33, in 
Sommerfeld 38, in Züllichau 8, in der St. Gotthardkirche in Branden⸗ 
burg über 80 vorhanden waren. Aber auch, wo ſich unter den Büchern 
keine rara befinden — bei der Dürftigkeit des Quellenmaterials für die 
märkiſche Kulturgeſchichte muß jede ältere Sammlung als Überreft 
eines verſunkenenen Zeitalters gewertet und geſchützt werden. Hier 
haben die Denkmalpflege und ihre Organiſationen gänzlich verſagt. Bei 
der Inventariſierung der Kunſtdenkmäler und Altertümer pflegt man 
an Bücherſammlungen von hiſtoriſchem Wert vorüberzugehen. Die Ver⸗ 
ordnung über den Schutz von Denkmalen und Kunſtwerken vom 8. Mai 
19201) bezieht id zwar ausdrücklich auch auf Büchereien, deren Veräuße⸗ 
rung, Verpfändung oder weſentliche Veränderung ohne behördliche Ge⸗ 
nehmigung durch ſie reichsgeſetzlich verboten wird. Aber dieſe Verord⸗ 
nung ſteht ſolange nur auf dem Papier, als es an Organen fehlt, die ihre 
Durchführung dauernd überwachen. Hier erwächſt der Heimatpflege eine 


— — 


1) Reichsgeſetzblatt 1920, S. 913. 
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wichtige Aufgabe! Solange es keine Bibliotheksſchutzgeſetze und feine 
Bibliothekskonſervatoren in den deutſchen Ländern gibt, kann den heimat⸗ 
lichen Geſchichtsvereinen Überwachung und ſachgemäße Pflege der älteren 
Bücherſammlungen nicht dringend genug ans Herz gelegt werden. Wenn 
die erſte Tagung der Brandenburgiſchen Geſchichtsvereine die Inven⸗ 
tariſierung der in der Provinz verſtreuten Archivalien und älteren Bücher⸗ 
beſtände in ihr Arbeitsprogramm aufgenommen hat, ſo bedeutet das 
die erfreuliche Abkehr von einem Wege, der mit Unterlaſſungsſünden 
gepflaſtert ift!). 

Kann man denn überhaupt von einem märkiſchen Buch⸗ und Biblio⸗ 
thekweſen in älterer Zeit reden und gar eine Ausſtellung davon veran⸗ 
ſtalten? Dem Geſchichtsforſcher unſerer Provinz geht es wie dem Bauern 
darin: Aus magerem Boden ziehen ſie mühevoll ihre Früchte! Und Bücher 
und Bibliotheken ſind hier zu Lande beſonders ſchlecht gediehen. Die Gründe 
dafür ſind unſchwer zu erkennen. Die Kirche, die Trägerin der mittel⸗ 
alterlichen Bildung und Jahrhunderte hindurch auch alles deſſen, was mit 
Büchern in Zuſammenhang ſteht, ſie hat nicht letzten Endes die Germani⸗ 
ſierung und Chriſtianiſierung des oſtelbiſchen Neulandes herbeigeführt. 
Die Deutſchen erſchienen im 12. Jahrhundert in der Mark auch nicht wie 
etwa der deutſche Ritterorden in Preußen als Eroberer, die im Voll⸗ 
beſitz deutſcher Geiſteskultur als herrſchende Oberſchicht die ſlawiſche Be⸗ 
völkerung niederhielten. Nicht Kirche oder Schwert, ſondern die eiſerne 
Pflugſchar in der Fauſt landhungriger Bauernſöhne vollbrachte die Koloni⸗ 
ſationsarbeit. Und dieſe Einwanderer, die ſich bis gegen Ende des 13. Jahr⸗ 
hunderts neben den dünngeſäten Wenden niederließen, bedurften geiſtiger 
Anregung oder gar Bücher noch viel weniger, als der moderne Siedler 
in den Urwäldern Südamerikas. 


Nichts iſt für dieſe Einſtellung der Koloniſten auf bäuerliche Geſichts⸗ 
punkte charakteriſtiſcher als der Umſtand, daß die Kirche ſie ſich ebenfalls 
zu eigen machte. Die Prämonſtratenſer beteiligten ſich aufs lebhafteſte 
an der Wiederaufrichtung der Bistümer Brandenburg und Havelberg, 
fanden aber für ihre ſeelſorgeriſche Wirkſamkeit bald keinen rechten Boden 
mehr. Sie traten an Bedeutung vor den Ziſterzienſern zurück, die in 
bewußter Abkehr von geiſtlicher und wiſſenſchaftlicher Tätigkeit wie 
ſtrafforganiſierte Koloniſtengemeinden wirkten. Ihre Klöſter glichen gro⸗ 
ßen Gutshöfen, ihre ſtädtiſchen Häuſer Werkſtätten. Dem Güterkomplex 


1) Vgl. Abb, Überwachung und Schutz nicht unter fachmänniſcher Aufſicht 
ſtehender älterer Bücherſammlungen. Zentralblatt f. Bibliotheksweſen, . 
gang 41. Lpzg. 1924, S. 414 ff. 
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der märkiſchen Ziſterzienſerniederlaſſungen, voran Lehnins, konnten nicht 
einmal die Domkapitel Gleichwertiges zur Seite ſtellen, obwohl ſie eben⸗ 
falls dem allgemeinen Zuge folgend ihren Beſitz unermüdlich mehrten. 

Die Wendung zum Buch und zur Wiſſenſchaft, wenn ich mich ſo 
ausdrücken darf, erhielt der märkiſche Klerus, von den Domſtiftern ab⸗ 
geſehen, zuerſt durch das Auftreten der Bettelorden in der erſten Hälfte 
des 13. Jahrhunderts. Ihre grundſätzliche Ablehnung aller weltlichen Gü⸗ 
ter, ihre Niederlaſſung in Städten, die damals in der Mark entſtanden, 
und die Aufhebung der stabilitas loci innerhalb des Ordens, die einen 
lebhaften Austauſch von Perſonen und Büchern unter ihren Ordens⸗ 
häuſern ermöglichte, ließen ſie zum Bücherſammeln beſonders geeignet 
erſcheinen. Das zeigte ſich ſchon bei der Anlage ihrer Niederlaſſungen. 
Es war etwas durchaus Neues, wenn an Stelle der üblichen Hufen und 
Hebungen den Franziskanern in Brandenburg 5 Bücher und den Domini⸗ 
kanern in Straußberg eine gloſſierte Bibel im Werte von 100 Mark in 
der Stiftungsurkunde überwieſen wurde. Trotzdem find es ſpärliche 
Reſte, die aus den Bücherſammlungen der 17 Franziskaner und 7 Domini- 
kanerklöſter auf uns gekommen ſind, die innerhalb der damaligen Grenzen 
der Mark Brandenburg lagen. Nur die Bibliothek der Franziskaner der 
Altſtadt Brandenburg hat ſich im großen und ganzen vollſtändig erhalten. 
Ihre Handſchriften und einige Drucke gelangten ſchon zur Zeit des Großen 
Kurfürſten nach Berlin. 95 weitere Bände, meiſt Drucke, konnten vor 
wenigen Jahren in der Gotthardkirche zu Brandenburg nachgewieſen 
werden. Sie kamen als Leihgabe ebenfalls in die Staatsbibliothek. Als 
wichtiges Kennzeichen zur Ermittlung dieſer Bücher erwieſen ſich dabei 
die Einbandſtempel des Buchbinders Johannes Hüter, der nur für das 
Kloſter gearbeitet zu haben jcheint!). 

Die Konkurrenz der Bettelorden hat denn auch die märkiſchen Ziſter⸗ 
zienſer den Wiſſenſchaften zugeführt. Sie beginnen Bücher zu ſammeln, 
ihre Mönche finden ſich häufig in den Univerſitätsmatrikeln des 15. und 
16. Jahrhunderts. Auch auf dieſem Gebiet zeigt ſich Kloſter Lehnin führend. 
Der Katalog ſeiner Bibliothek, den ich ſchon erwähnte, enthält Werke aller 
Fakultäten. Leider ſind ſie bis auf 4 Orationalia, 2 Predigtſammlungen 
und 2 Sammelbände mit theologiſchen Studien ſämtlich verſchollen. Sie 
enthalten u. a. 10 Hymnen, die ſich an keiner anderen Stelle gefunden 
haben und wahrſcheinlich einem Lehniner Hausdichter zuzuſchreiben 


1) Vgl. Abb, Die ehemalige Franziskanerbibliothek in Brandenburg a. H. 
Ein Beitrag zur Geſch. des märkiſchen Buchweſens im M. A. ä f. 
Bibliotheksweſen, Jahrg. 39, Leipzig 1922, S. 475 ff. | 
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find!). Daß man in dieſem Kloſter gelehrte Mönche beſonders zu ſchätzen 
wußte, bekundet ein Lobgedicht auf Lehnin in einem der Sammelbände. 
Unter den Abten befanden ſich zwei Profeſſoren der Theologie und einer, 
Petrus, der noch als Abt 1480 in Leipzig ſeinen theologiſchen Lizentiaten 
machte; es iſt derſelbe, den das Generalkapitel ſpäter zum Viſitator des 
Ziſterzienſerkollegs in Leipzig ernannte. Wenn der Fälſcher des Vatici- 
nium Leninense im 17. Jahrhundert den angeblichen Propheten nach 
Lehnin verſetzt, ſo mag man darin noch eine Erinnerung an die einſtige 
geiſtige Blüte des Kloſters erblicken. 

Lehnin wie ſeine Ordensſchweſter Zinna haben den Beginn einer 
neuen Zeit noch tätig mit erlebt: Lehnin, indem es durch ſeinen Abt Petrus 
die Errichtung eines ziſterzienſiſchen Studienhauſes an der jungen mär⸗ 
kiſchen Univerſität Frankfurt a. O. betrieb, Zinna, indem es ſogar die 
Kunſt Gutenbergs erlernte. Der Marienpfalter des Hermann Nitzſchewitz 
iſt hier um 1495 reich mit Holzſchnitten verziert gedruckt worden. 


Der Humanismus führte ſchließlich auch in der Mark Brandenburg 
zur Gründung einer Univerſität, wie ſie um die Wende des 15. Jahrhunderts 
faſt jedes größere deutſche Territorium beſaß. Johann Cicero hatte ſich 
bereits mit dem Plan befaßt, Joachim I., ſelbſt ein aufgeklärter Humaniſt, 
rief ſie 1506 in Frankfurt a. O. ins Leben. Trotzdem blieb die Univerſität 
außerhalb der neuen geiſtigen Strömung. Weder ihr noch ihrer Bibliothek 
war in den drei Jahrhunderten ihres Beſtehens eine wirkliche Blüte be⸗ 
ſchieden. Als die Bibliothek, der Joachim II. 1540 die Bücher des Frant- 
furter Karthäuſerkloſters zuwies, 1811 in 140 Kiſten verpackt die Oder 
hinauf der neuentſtandenen Univerſität Breslau zugeführt wurde, um⸗ 
faßte fie rund 28000 Bände). Einige intereſſante Proben ihres Frank⸗ 
furter Beſtandes ſtellte die Univerſitätsbibliothek Breslau für unſere Aus⸗ 
ſtellung zur Verfügung. 

Wenn der gelehrte Abt Trithemius von Sponheim, der bei der Grün“ 
dung der Frankfurter Hochſchule zugegen war, damals von Berlin aus 
ſchrieb: „Selten findet man hier einen Mann, der die Bücher liebt,“ 
ſo gibt ihm die Geſchichte der märkiſchen Buchdruckerkunſt durchaus recht. 
Auf der Karte der Druckorte des 15. Jahrhunderts, die vom Britiſchen 


1) Dreves hat fie aus dieſer Quelle in ſeine Analecta hymnica medii 
aevi, Bd. 15 (1893) aufgenommen. Über die erhaltenen Handſchriften vgl. 
Abb, Die Lehniner Handſchriften der Staatsbibl. zu Berlin. Zentralbl. f. Biblio⸗ 
theksweſen, Jahrg. 38. Leipzig 1921, S. 60 ff. 

2) Milkau, Die Kgl. u. Univerſitäts⸗Bibliothek zu Breslau. Breslau 1911. 
S. 12ff. L 
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Muſeum in London entworfen worden ift!), ſtehen einer Fülle von Namen 
im Südweſten Deutſchlands hier nur zwei gegenüber: Stendal und Zinna, 
beide dem engeren brandenburgiſchen Koloniſationsgebiet nicht zugehörig. 
Außer dem bereits erwähnten Marienpſalter iſt kein Erzeugnis der 
Kloſterpreſſe bekannt. In Stendal wirkte ſeit 1486 Joachim Weſtval, der 
aus Magdeburg in ſeine Vaterſtadt kam. Gerſons donatus moralisatus 
0. J., der Sachſenſpiegel von 1488 und die niederdeutſche Ausgabe von 
Salomon und Marcolphus 1489 wurden bei ihm gedruckt). 


Einen Inkunabeldruck hat aber doch die Mittelmark aufzuweiſen. 
Die Peſtepidemie von 1484 führte Verfaſſer und Drucker zuſammen. Der 
Leibarzt Johann Ciceros, Dr. Konrad Schweſtermiller, gab in einer 
kleinen Schrift Verhallungsmaßregeln gegen dieſe mörderiſche Krankheit. 
Ein ungenannter Jünger der ſchwarzen Kunſt, der wohl vor der Peſt nach 
Berlin geflohen war, druckte hier das fog. Peftregiment®). 

In Frankfurt a. O. kann man nach einigen kurzlebigen Ansätzen 
erſt nach der Eröffnung der Univerſität von einem ſeßhaften Buchdruck 
reden. Konrad Baumgarten aus Breslau und mehrere ſüdweſtdeutſche 
Drucker ließen ſich hier nieder. Bald nach der Einführung der Reforma⸗ 
tion finden wir in Berlin eine Preſſe. Johann Weiß aus Wittenberg hat ſie 
1540 eröffnet. Er erſchien auf den Wunſch des Kurfürſten, der ihm das 
Recht verlieh, daß nur er allein ſeine Druckerzeugniſſe in der Kurmark feil⸗ 
halten durfte. Sein früher Tod und die Konkurrenz der Frankfurter 
Univerſitätsdrucker legten dieſe Preſſe bald ſtill. 27 Drucke, e in 
amtlichem Auftrag, find aus ihr hervorgegangen“). 

Nach einer Pauſe von 27 Jahren finden wir wieder eine Druderei 
in Berlin. Der Baſeler Goldſchmiedsſohn Leonhard Thurneißer zum 
Thurn, der halb noch dem Mittelalter, halb ſchon der Neuzeit angehörig 
einen Arzt, Aſtrologen, Alchymiſten, Naturforſcher, Sprachgelehrten, 
Schriftſteller und Buchhändler in ſich vereinte, richtete im Grauen Kloſter 
ſeine Druckerei verbunden mit einer Schriftgießerei und Formſchneiderei 
ein. Sie iſt bis in die Zeit des Großen Kurfürſten hinein dort geblieben. 
Mit ihr beginnt die Entwicklung des Berliner Buchdrucks ihren lückenloſen 
Fortgang. 


1) Cataloge of XVth century books. Bd. 3. London 1913. 
2) Boulliéme, Die deutſchen Drucker des 15. Jahrh. 2. Aufl. Berlin 
1922, S. 142. 
3) Aus den erſten Zeiten des Berliner Buchdrucks. Der Friedr.⸗Wilh. Univ. 
Berlin zum 11. Oktober 1910 überreicht v. der Kgl. Bibl. Berlin. 1910. ©. 3ff. 
4) a. a. O., S. 33ff. 
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Werfen wir zum Schluß noch einen kurzen Blick auf die ausgeſtellten 
Bücher und Handſchriften. An die Reſte aus den drei märkiſchen Dom⸗ 
ſtiftern ſchloſſen ſich Proben an aus den Bibliotheken des Ziſterzienſer⸗ 
kloſters Lehnin, der Franziskaner in der Altſtadt Brandenburg und der 
Berliner Dominikaner. Die Univerſität Frankfurt a. O. war mit einigen 
Büchern ihrer Bibliothek vertreten, die teils aus dem dortigen Karthäuſer⸗ 
kloſter, der einzigen märkiſchen Niederlaſſung dieſes Ordens, teils aus dem 
Beſitz ihres erſten Rektors Wimpina ſtammen. Auch eine Frankfurter 
Gebührentaxe und ein Vorleſungsverzeichnis vom Sommerſemeſter 1512 
hatte die Univerſitätsbibliothek Breslau überſandt. Es folgten Erzeugniſſe 
des älteſten märkiſchen Buchdruckes in Stendal, Zinna, Frankfurt a. O. 
und Berlin. Den Abſchluß bildete die Kurfürſtliche Bibliothek, zu deren 
älteſtem Beſtand das Wunderwerk der 22 zeiligen Pergamentbibel 
Gutenbergs gehört. Die Ausſtellung konnte freilich nur Trümmerſtücke 
bieten, die aus ihrem urſprünglichen Zuſammenhang geriſſen kein leicht 
erkennbares Bild des Buch⸗ und Bibliotheksweſens der Mark zu liefern 
vermochten. Wenn nach Ludwig Traubes Wort die Aufgabe des Forſchers 
darin beſteht, die Stummheit des Materials zu überwinden, ſo hat er 
dieſem Quellenmaterial gegenüber beſondere Mühe, es redend zu machen. 
Sie wird ſich erſt lohnen, wenn die Vorbedingung erfüllt iſt: die Sichtung 
und Inventariſierung der erhaltenen Bücher. Die Notwendigkeit dieſer 
Arbeit wollte die Ausſtellung der Staatsbibliothek bezeugen. 
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Albrecht Achilles und Ernſt. 1464 — 1486. 
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IV. 


Zunehmende Entfremdung in den erſten Regierungs jahren 
Kurfürſt Albrechts bis zur Annäherung auf dem Tage zu Halle. 
1470—1473. 


Bei dem überragenden Einfluß, den bisher Markgraf Albrecht auf 
die gemeinſame brandenburgiſche Reichspolitik geübt hatte, konnte der 
Rücktritt ſeines Bruders keine weſentliche Veränderung bedeuten. Seine 
neu übernommene landesherrliche Tätigkeit in der Mark ließ er von Anfang 
an durch ſeinen Sohn Johann und durch ihm beigegebene Räte ausüben. 
Gerade die Zeit des Jahreswechſels hatte ihm in der Wiederannäherung 
an den Kaiſer die Poſition im Reiche weſentlich geſtärkt, und wenn auch 
des Kaiſers Streit mit dem Pfalzgrafen nicht ſeine Abkehr auch von der 
Landshuter Linie der Wittelsbacher brachte, ſo mußten dieſe doch in dem 
damit verbundenen Steigen des markgräflichen Einfluſſes auf Friedrich 
III. eine Einbuße erblicken. Auch die Sachſen wurden davon in Mitleiden⸗ 
ſchaft gezogen. Ihr Oheim Wilhelm hatte ſich ganz dem Markgrafen 
angeſchloſſen; beide berieten und handelten gemeinſam, beſonders in 
ſcharfer Trennung von den Meißnern in der böhmiſchen Politik. Hier kam 
hinzu, daß König Georgs erſter politiſcher Ratgeber, Georg von Heim⸗ 
burg, dem politiſch regſamen Hauptmann des Markgrafen „auf dem Ge⸗ 
birg“, Heinrich von Aufſeß, deſſen Stellung gerade für die ſächſiſche Politik 
des Kurfürſten ſich als bedeutſam erweiſen ſollte, freundſchaftlich verbun⸗ 
den war. Immerhin geſtattete König Georg auch ſeinen treueſten An⸗ 
hängern keinen tieferen Einblick in ſeine Politik, z. B. ſeine Anknüpfung 
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mit Burgund. Auch wie die Dinge zwiſchen Georg und den Wettinern 
ſtanden, blieb Wilhelm und Albrecht unklar. In dem Briefmechjelt), der 
ſich an die geplante Abhaltung eines Tages zu Schleiz zwiſchen ihnen 
knüpfte, war gerade davon öfters die Rede. Die von den Herzögen 
Albrecht von Sachſen und Otto von Bayern zum Zwecke einer Ausſöh⸗ 
nung König Georgs mit dem Papſte beabſichtigte Reiſe erweckte bei ihnen 
Unruhe?). Schon die Möglichkeit, daß böhmiſche Räte, die bei Heinrich 
v. Aufſeß in Hof waren nach Meißen reiten könnten, hielt Herzog Wilhelm 
einer Mitteilung für wert?). Auch Herzog Wilhelm war zu einer Zuziehung 
ſeiner Neffen, entgegen ſonſt geübter Zurückhaltung bereit, wenn er hoffen 
konnte, etwas über deren politiſchen Pläne in Erfahrung zu bringen“). 
Das Verhältnis der ſächſiſchen Herren zu Böhmen war damals trotz 
Heiner Unftimmigfeiten®) gut, was ſchon aus der Tatſache der Ver⸗ 
wendung Herzog Albrechts beim Papſte hervorgeht. Zwiſchen Dresden 
und Prag fanden Verhandlungen ftatt®). Der Ungar war auch für Sachſen 
in den Hintergrund gedrängt, ja mit der Verbindung des Kaiſers mit Böh⸗ 
men und Polen trat auch letzteres für kurze Zeit Sachſen näher. Die jun⸗ 
gen Herren verfolgten Pläne einer ehelichen Verbindung mit dem pol⸗ 
niſchen Königshauſe, und gleichen Zielen ging der Markgraf oder nun ſchon 
Kurfürſt Albrecht nach. So lief hier für eine allerdings nur kurze Spanne 
die brandenburgiſche mit der ſächſiſchen Politik parallel. Bei dem gleich⸗ 
zeitigen beiderſeitigen Einvernehmen mit Böhmen könnte man verſucht 
ſein zu glauben, die Zeiten, da märkiſche Räte über Dresden und Prag 
zu den Reichstagen nach Süden zogen, ſeien wiedergekommen. Doch 
ſchon auf dem Nürnberger Reichstage (September 1476) zeigte ſich, wie 
irrig eine ſolche Annahme wäre. Einmal ſchlug der bayriſche Plan einer 
wittelsbach⸗hohenzollerſchen Verbindung fehl und in der Frage der Türken⸗ 
hilfe — dem eigentlichen Gegenſtande der Verhandlungen — gingen 
Brandenburg und Thüringen zuſammen“), Kurſachſen mit den Wittels⸗ 
bachern. Die alte Rivalität des Markgrafen gegenüber dem Bruder⸗ 
paar, ſein Argwohn gegen ihre Freundſchaft zum Kaiſers) waren nie zu 


1) Priebatſch, Polit. Korreſp. Albrecht Achills, I, 1, 4, 8, 13, 16, 18, 
20, 24f. Auch Font. rer. Austr., II, 46, Nr. 94. 

2) Prieb., I, 22, Brief Markgraf Albrechts vom März 6. 

3) Prieb., I, 18, Brief Herzog Wilhelms vom Februar 21. 

4) Niederſchrift ſeiner Kanzlei über den Zeitzer Tag. Prieb., I, 27 und 29. 
5) Font. rer. Austr., II, 46, Nr. 98. 
6) Font. rer. Austr., II, 46, Nr. 94, 96. 

7) Bericht der brandenburgiſchen Räte. Prieb., I, 97. 

8) Weimar, Sächſ. Ernſt. Geſ. Arch. B, 94, 35. 
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beſänftigen. Bis zum Tode des Böhmenkönigs trat in dieſer gegenſeitigen 
Zurückhaltung keine Veränderung ein. Mochten die Sachſen nicht erfreut 
ſein, wie des neuen Kurfürſten Macht beim Kaiſer ſich gegen Ende 1470 
feſtigte, ſo daß er dieſen ſogar für ſeine Auffaſſung in der pommerſchen 
Frage gewann, ſo waren ſie doch weit entfernt, ihm offene Schwierigkeiten 
in den Weg zu legen, ja das Notwendige taten ſie mit freundlicher Geſte; 
ſie unterſtützten ſein Geſuch um Aufnahme in die Kurfürſteneinung beim 
Trierer Kurfürſten ebenſo, wie ſie auch ſeinem militäriſchen Hilfegeſuch 
im Sommer 1470 gegen den Herzog von Pommern⸗Wolgaſt Folge 
leiſteten, mochte ihnen auch im Stillen nicht viel daran gelegen fein). 
Bei Georg, deſſen Stellung ja gerade vor ſeinem Tode noch eine ungeahnte 
Verbeſſerung erfuhr, indem er eine relativ freie Lage zwiſchen Ungarn 
und der kaiſerlich⸗polniſchen Vereinigung gewann, war der ſächſiſche Ein⸗ 
fluß um die Jahreswende ſtark im Steigen. Neue Erwerbungen ſchienen 
den Sachſen gerade in der Nähe des Gebirgskreiſes, um Eger, zu dem 1466 
erzielten Gewinne Plauens zu winken. So mochten die Ausſichten der 
beiden Nordoſtmächte bei der großen Koalition zunächſt in gleichem Maße 
günſtig ſtehen: den Erfolgen der Hohenzollern beim Kaiſer entſprachen ſol⸗ 
che der Wettiner bei König Georg, und in Polen, beim dritten Bündner, 
ſtanden beide etwa auf gleicher Linie. Da ſtarb wenige Wochen nach 
Friedrich II. Georg Podjebrad. Sein Tod erſchütterte gewaltig das ſo 
empfindliche Gleichgewicht zwiſchen den im Nordoſten intereſſierten Terri⸗ 
torien. Die ſchwierigen Fragen der Zukunft Böhmens und ſeiner Neben⸗ 
länder wurden wieder aufgerollt, eben als ſie durch des Königs Glück 
und Geſchick der Gefahr entrückt zu werden ſchienen. Die Geſchichte der 
verſchiedenen Kandidaturen für Podjebrads Thron kommt hier nur inſo⸗ 
weit in Frage, als ſie unmittelbar auf die ſächſiſch⸗brandenburgiſchen 
Verhältniſſe Bezug hat. Daß dem Brandenburger keine der vorgebrachten 
Bewerbungen ſehr angenehm ſein konnte, ſteht außer Zweifel: die pol⸗ 
niſche Gefahr hat er wohl auch in Zeiten politiſcher Annäherung nie 
verkannt, von Ungarn hatte er ſich eben erſt merklich zurückgezogen, und 
Herzog Albrecht von Sachſen, ſein Rivale in des Kaiſers Gunſt und der 
deutliche Führer der ſächſiſchen Aktivitätspolitik, mußte nicht weniger 
ſein Bedenken erregen. Was hätte der Sieg des Herzogs für Sachſen be⸗ 
deutet! Eine lange Grenzlinie, die ſeit einem halben Jahrhundert die 
ſtete Aufmerkſamkeit der ſächſiſchen Politik gefordert hatte, wäre gefallen, 
und damit wären Kräfte für eine Expanſion nach Oſten oder gar nach 
Norden frei geworden, die der brandenburgiſche Kurfürſt ganz abgeſehen 


1) Darauf deutet ihr Bericht an ihre Mutter, 1470 Juni 3. Prieb., I, 48. 
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von dem rein territorialen Gewinn ſeines ihm an Gebietsumfang jetzt 
ſchon überlegenen ſüdlichen Nachbars fürchten mußte. Sein Weg war 
durch dieſe Erwägungen vorgezeichnet; die gerade damals recht bedroh⸗ 
lichen inneren Wirren der Mark werden ſeine überaus vorſichtige Zu⸗ 
rückhaltung bei dem Wettbewerb in Prag noch mehr veranlaßt haben. Nur 
Berichterſtatter hielt er bei den Verhandlungen. Von einem Eingreifen 
ſeinerſeits verlautet nichts 1). Auch als die polniſchen Erfolge die Lage 
Herzog Albrechts ungünſtiger geſtalteten, und er eine Unterſtützung wohl 
nötig gehabt hätte, erinnerte ſich der Kurfürſt nicht der alten Einung, und 
auch die Sachſen ſelbſt verübelten ihm dieſe Zurückhaltung ſchwerlich. 
Mit großen Hoffnungen, die nicht unbegründet erſchienen, hatten ſie 
ihre Bewerbung aufgenommen und damit fremder Hilfe entraten zu 
können geglaubt. Als dann Albrecht zu unterliegen begann, führten ſie 
ganz natürlich ihr Intereſſe zunächſt dem gleichfalls überflügelten Ungarn⸗ 
könig zu und gaben damit ihrer Politik eine neue Richtung, der Kurfürſt 
Albrecht zu folgen weder Veranlaſſung noch, wenigſtens vorläufig, 
Neigung zeigte. Ein Moment darf gleichfalls nicht überſehen werden: 
das iſt die Haltung Herzog Wilhelms von Thüringen. In der böhmiſchen 
Frage wurden alte Erinnerungen an Erwartungen ſeiner Jugendzeit, 
an die Überlieferungen des wettiniſchen Hauſes in dieſem Punkte über⸗ 
haupt geweckt; ſie wirkten ſtärker als die diplomatiſche Stimmung des 
Augenblicks, und ſie führte ihn wieder an die Seite ſeiner Neffen. Gewiß 
darf man darin keine allzuſtarke grundſätzliche Anderung ſeines Urteils 
über ſie ſehen; nicht ihnen, ſondern dem Hausintereſſe folgte er. Aber das 
Ergebnis mochte ſchon in dieſer Einſchränkung Kurfürſt Albrecht wenig 
angenehm ſein. Seinem Beſtreben, Wilhelm von einer Annäherung an 
ſeine Neffen möglichſt fern zu halten, ſtanden damals übrigens nicht nur 
dieſe angeführten dynaſtiſchen Intereſſen, ſondern der gute Wille zur An⸗ 
näherung auf kurfürſtlicher Seite ſelbſt entgegen. Die vortreffliche Mutter 
der jungen Herren, die Kurfürſtinwitwe Margarete war in dieſem Sinne 
tätig, und durch ihre Berichte an den Herzog lernt man auch die entgegen⸗ 
kommende Geſinnung der Brüder kennen. Margarete gab z. B. gern zu, 
ihren Söhnen „mancherley umbſtendickeit“ vorgehalten zu haben?). Dieſe 
aber, die — wohl etwas übertreibend — gar nicht glauben wollten, „das 
ir unwillen ſuldet gcu yn tragen“, wollten gern fo handeln „das von yn 
keyn umbillichs vormerckt ſal werden, des ſie ſich gentzlich widerumb zeu 
uwer liebe vorſehen“. Wilhelm war auch im Frühjahr 1471 einer gegen⸗ 


1) Font. rer. Austr. II, 42, 516, Nr. 385 und 46, 167, Nr. 156. 
2) Weimar, Rep. 85, 2. Schreiben vom 1471 April 9., Altenburg. 
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ſeitigen perſönlichen Verſtändigung nicht abgeneigt!), verſtand ſich aber, 
als eine Verzögerung eintrat, nur zur Abſendung von Räten zu einem ge⸗ 
meinſchaftlichen Tage. 

So unwahrſcheinlich eine ſächſiſche Annäherung an den glücklicheren 
Rivalen um den böhmiſchen Thron, den jungen König Wladislaw war, 
ſo wurde ihr Verhandeln mit ihm — es bezog ſich in Wirklichkeit auf 
finanzielle Entſchädigungsanſprüche von der Bewerbung her — dennoch 
von Kurfürſt Albrecht mit argwöhniſchen Blicken verfolgte). Unter ſolchen 
Umſtänden konnte auch der erneut wieder vorgebrachte Plan einer Einung 
Brandenburgs mit Bayern und Sachſen, den Herbſt 1471 der Leiter der 
wittelsbachiſchen Politik, Martin Mair, abermals zu verwirklichen ſuchte, 
nicht gedeihen. Schrieb bereits im Februar 1471 der böhmiſche Rat und 
vertraute Berichterſtatter Kurfürſt Albrechts an ihn, daß Sachſen und 
Bayern mancherlei betrieben, wovon er „kunftigen unnutz“ für den Bran⸗ 
denburger befürchtete®), fo hatten ſich nach der böhmiſchen Königswahl 
die Wege in der äußeren Politik noch deutlicher geſchieden. Ihr Unter⸗ 
liegen bei der Wahl hatte die Sachſen an die Seite des Königs von Ungarn 
geführt. Sie nutzten dieſe Wendung geſchickt aus, und ihre Erwartung 
ſollte ſie vorerſt nicht enttäuſchen. Bereits am 20. Juni 1471 war ein 
Bündnis zu Kolin zuſtande gekommen, das die ſächſiſchen Herren nach der 
ungariſchen Seite hin jicherftellte*), ohne doch ihre Beziehungen zum Kaiſer 
zu trüben und gegen den jungen König Wladislaw von Böhmen ernſtlich 
zu gefährden. Unterhändler in den meiſten Verhandlungen Ungarns 
mit den öſtlichen deutſchen Territorien war der geſchickte, aber ſkrupelloſe 
Georg von Stein®). Er war es auch, der Ende des Jahres die Annäherung 
des Ungarn an Kurfürſt Albrecht in die Wege zu leiten begann. Dieſer 
hatte ſchon die zweite Hälfte des Jahres 1471 die ſächſiſche Politik mit 
Aufmerkſamkeit verfolgt. War doch ein Zerfall der unter Podjebrads 
Krone vereinigt geweſenen Lande wohl zu erwarten, da man annehmen 
konnte, daß es dem jungen polniſchen Prinzen in Prag kaum auf die Dauer 
glücken würde, ſeinen Beſitz bis in alle Nebenländer gegen den Ausdeh⸗ 


1) Ebenda, 85, 4. 
2) Vgl. Prieb., I, 231. 
3) Prieb., I, 135. 

4) Wie lebhaft der ſächſiſche Hof auf die Vorgänge in Schleſien achtete, 
zeigt z. B. ein Brief der Kurfürſtin Margarete an ihren Sohn über die Haltung 
der Schleſier gegenüber den Wettinern, 1471 Mai 26. (Pol. Korreſp. Breslaus, 
I, 61, S. 38) oder über die Haltung Ungarns (Prieb., I, 185). 

5) Über ihn und ſeine Tätigkeit vgl. Kneſchke, Georg von Stein. Leipz. 
Diſſert. 1913. 
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nungsdrang König Matthias' zu halten. Hier konnten alſo die Oſtſtaaten 
auf die ſo lange erſtrebte territoriale Erweiterung, und war es vorerſt 
auch nur aus ungariſcher Hand, hoffen. Der Erfolg, den die Sachſen 
gar bald in Sagan aus der ungariſchen Freundſchaft gewinnen ſollten, 
gab Kurfürſt Albrechts Schwenkung, der auch Herzog Wilhelm zögernd 
folgte, recht. Seit Dezember 1471 wurde verhandelt, aber da vor allem 
Thüringen durchaus geneigt war, in eine Verbindung, die ihre Spitze 
gegen Böhmen kehrte, zu treten, verzögerten ſich die feſten Abſchlüſſe 
in wiederholtem Hin und Her beträchtlich. In einer Inſtruktion ſeiner 
Räte an Herzog Wilhelm faßte der Kurfürſt einmal alle Bedenken, die 
er gegen eine allzuenge Verbindung mit Ungarn hatte, zuſammen und 
bezeichnenderweiſe fehlt darunter auch der Gedanke nicht, daß der König 
ja mit Bayern und Sachſen in Einung jeil). Endlich im Juli 1472 kam 
zu Zerbſt eine ziemlich inhaltloſe Einung ohne Hilfszwang zwiſchen 
Brandenburg, Thüringen und Ungarn zuſtande. Der Abſchluß ſollte wohl 
nur einer allzu weitgehenden Ausdehnung Kurſachſens mit ungariſcher 
Hilfe vorbeugen, denn nach wie vor neigten Albrecht wie Wilhelm viel⸗ 
mehr zu Polen und Böhmen. | 
Trennten fich fo die Wege der kurſächſiſchen und kurbrandenburgiſchen 
Politik in den an die böhmiſche Thronfolge geknüpften Fragen beträchtlich, 
ſo erfuhren gerade damals auch ihre direkten Beziehungen eine bedroh⸗ 
liche Verſchärfung. Dieſe fand ihre Urſache in den ſcheinbar kleinen Grenz⸗ 
ſtreitigkeiten und Handelsreibungen. Eine eindeutig ſtrenge Feſtlegung 
des Grenzverlaufes fehlte zumeiſt, die adligen Herren kehrten ſich auch 
nicht viel an ihren Verlauf und riefen doch wieder die Unterſtützung ihres 
Landesherren an, wenn ſie der geſchädigte Nachbar zur Verantwortung 
zog. Die landesherrliche Gewalt wiederum war beſtrebt, mit ihrer Macht 
ihr Territorium bis in die unteren Ausläufer ſeines Organismus zu durch⸗ 
dringen und fand dafür eine willkommene Gelegenheit in möglichſt 
tatkräftiger Wahrung der Intereſſen ihrer Untertanen den Fremden 
gegenüber und im Schutze von Verkehr, Handel und Gewerbfleiß in 
ihren Gebieten im allgemeinen. Solche Tendenzen zeigten ſich in ihren 
Wirkungen in allen deutſchen Territorien, und an ſich brauchten derartige 
Reibereien noch keine Bedeutung für die politiſchen Beziehungen der 
Regierungen zu haben. Kurſachſen hatte öfters kleine Streitigkeiten z. B. 
mit Böhmen. Beträchtlicher ſchon wurde Kurfürſt Albrechts Regierung 
von derlei Händeln in Anſpruch genommen an der märkiſchen Grenze gegen 
Pommern nicht minder als in Franken gegen Bayern⸗Landshut, die biſchöf⸗ 


1) Prieb., I, 403. 
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lichen Gebiete und vor allem Nürnberg. Gegenüber Kurſachſen hatten ſie 
in der Mark ſchon früher nicht gefehlt, und nach dem Anfall des Plauen⸗ 
ſchen Gebietes an Sachſen 1466 vor allem war ihre Zahl an der fränkiſch⸗ 
vogtländiſchen Grenze in bedrohlichem Steigen. Die Behandlung der ein⸗ 
zelnen Vorgänge wird zwiſchen 1470 und 1473 bezeichnend für die 
hochgradige Gereiztheit auf beiden Seiten. Für eine Darſtellung der 
politiſchen Beziehungen beider Staaten im ganzen iſt Ton und Form 
des Meinungsaustauſches bei den einzelnen Streitfällen von größerem 
Werte als der jeweilige Gegenſtand im einzelnen. An der fränkiſch⸗ſäch⸗ 
ſiſchen Grenze ſcheint damals Heinrich von Aufſeß, Kurfürſt Albrechts 
Amtmann „auf dem Gebirge“ mit dem Amtsſitze in Hof, zugleich ein Ver⸗ 
trauter des Kurfürſten, die Intereſſen ſeines Landesherrn mit beſonderer 
Energie wahrgenommen zu haben. Schon als in Gegenwart der ſächſiſchen 
Herren Albrecht die Kurwürde der Mark übernahm, beklagten ſich dieſe 
über Geleitsſchwierigkeiten ihrer Transporte von Hof nach Sachſen hinein. 
Albrecht ſuchte durch Beſtimmung feſter Verkehrswege die Angelegenheit 
beizulegen, aber noch weiter zog ſich der Streit hin!). Beſonders häufig ſind 
Klagen über Räubereien. Reiſende werden überfallen, Pferde geſtohlen; 
wie berechtigt dieſe Klagen waren, zeigt die Notwendigkeit, daß Kurfürſt 
Albrecht und Herzog Wilhelm — ihm war oft die Statthalterſchaft in 
den fränkiſchen Gebieten bei Abweſenheit des Kurfürſten anvertraut — 
ihre Statthalter und Räte an den Erlaß, den Räubereien zu wehren, er⸗ 
innern mußten 2). Auguſt 1472 wird dann zum endlichen Austrag aller 
Streitigkeiten von Kurfürſt Albrecht ein Ausgleich in der Form vorge⸗ 
ſchlagen, daß Aufſeß einen Tag zu Hof, der Obermarſchall von Schleinitz 
einen ſolchen zu Olsnitz halten ſollte. Eine nachhaltige Beſſerung der 
Lage brachten dieſe Verſuche nicht. 

Nicht beſſer war die Lage im Norden, an der märkiſch⸗ſächſiſchen Grenze. 
Fehden zwiſchen adligen Herren beunruhigten die Gebiete beiderſeits 
der Grenze, Überfälle ſchädigten Reiſende und Warenzüge, und dem 
Landesherrn wurde es auch bei beſtem Willen ſehr ſchwer, die Schuldigen 
zu ermitteln, wenn er nicht überhaupt eine Entſchädigung ablehnte mit 
der Begründung, die Räuber wären landfremd und nicht ſeine Untertanen. 
Auch Landſtädte wurden in die Händel gezogen, ſo Kottbus und Treuen⸗ 
briegen?). Beſonders ſchlecht ſtand der Abt von Lehnin mit feinen ſüd⸗ 
lichen Nachbarn. Verſchiedene Verhandlungstage vermochten die Be⸗ 


1) Erſter Bericht Kf. Albrechts vom 1470 Mai 17. Prieb. I, 38, 65. 
2) Prieb., I, 323. 
3) Prieb., I, 50 und I, 422. 
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ziehungen nicht zu beſſern!). Wirtſchaftlich von nicht geringer Bedeutung 
war der Streit über den Gewandſchnitt ?). Dazu kamen Zollſchwierigkeiten, 
a. B. in Wittenberg®). Auch hier deckten die jungen Herren das Vorgehen 
ihrer Beamten. Man einigte ſich auf Abhaltung eines großen Tages 
an Stelle der bisherigen Einzelverhandlungen, doch auch dabei ſtellten 
ſich Schwierigkeiten in den Weg!). Brandenburg wünſchte den Marſchall 
von Pappenheim und den Biſchof von Augsburg, Sachſen die Grafen 
von Schwarzburg und Stolberg zu Schiedsrichtern. Herzog Wilhelm 
bekämpfte den ſächſiſchen Vorſchlag, weil er fürchtete, die jungen Herren 
möchten verſuchen, ſich durch die Grafen in ſeiner Nähe „einen Anhang 
zu ſchaffen“ ). Soweit gehendes Mißtrauen ſpiegelt ſich auch in der ſteigen⸗ 
Erregtheit hüben und drüben. Den Höhepunkt ſtellen die Außerungen 
um die Jahresmitte 1472 dar‘). 


Sollte die Spannung nicht zum offenen Konflikte führen, ſo war 
allerdings eine Mäßigung beiderſeits dringend geboten. Der Tag zu 
Jüterbog im Oktober 1472 brachte auch eine formelle Verſtändigung, 
ohne die tiefer wurzelnden Gegenſätze zu beſeitigen. Immerhin berichtete 
Albrecht an Wilhelm über den Verlauf des Tages mit zuverſichtlichen 
Worten“). Auf einem weiteren Tage zu Zerbſt ſollte auch Heſſen, der 
alte Teilnehmer der Einung, zugezogen werden. Hier ſetzte wieder 
einmal die Vermittlungstätigkeit der Kurfürſtinwitwe Margarete ein. Ihr 
Briefwechſel mit Herzog Wilhelm zeigt, wie lebhaft und geſchickt ſie für 
einen Ausgleich arbeitete 8). Nach einiger Verzögerung gelang es ihr, 
eine Verſtändigung beider wettiniſcher Häuſer in Verhandlungen zu 
Altenburg im Februar 1473 zuſtande zu bringen?). So vorbereitet fand 
am 12. März der Tag zu Halle ſtatt. Sein Ergebnis war bedeutungsvoll. 
Zwar dauerte die Entſpannung zwiſchen Kurſachſen und Kurbrandenburg 


1) Prieb., I, 422, 521, 659. 

2) Prieb., I, 66, 512, 541. 

3) Prieb., I, 80, 81. 

4) Prieb., I, 332, 333, 404 432. 

5) Prieb., I, 333. 

6) Prieb., I, 353ff. 

7) Weimar, 4, 98. 1472 Oktober 19: Wie zufrieden Kf. Albrecht mit 
dem Verlaufe war, vgl. auch ſeinen Brief an Dr. Knorre (November 29, Prieb., 
I, 503) und an Statthalter und Räte zu Ansbach (Dezember 9, Prieb., I, 509), 
ähnlich an Wernher Lutz, Vogt von Stuttgart (Dezember 20, Prieb., I, 514). 

8) Weimar, 4, 85, 10ff. 

9) Herzog Wilhelm berichtet ihr, befriedigt mit dem Ergebnis, darüber 
Februar 24, ebenda, 85, 18. 
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an, aber zu einer gründlichen Verſöhnung vermochte jie doch — ſchon an⸗ 
geſichts der ſächſiſchen Politik im Oſten — nicht zu führen. Wichtiger war 
der auch für die weitere Zukunft bedeutungsvolle Stellungswechſel 
Herzog Wilhelms. Er näherte ſich ſchnell ſeinen Neffen, während natur⸗ 
gemäß Kurfürſt Albrechts Einfluß auf ihn in gleichem Maße abnahm. 
Die Urſachen dieſer Wendung, die ſich bereits 1471 in der Frage der böh⸗ 
miſchen Königswahl angekündigt hatte, find verſchiedene!). Nicht zu 
unterſchätzen iſt die ſtille Wirkſamkeit der Kurfürſtin Margarete; auch 
die durch ſie vermittelten wiederholten Annäherungsverſuche der ſäch⸗ 
ſiſchen Brüder mögen mit der Zeit ihren Eindruck nicht verfehlt haben. 
Daß der Wandel in der Stellung zur Vormacht des Oſtens, zu Ungarn, 
zuerſt in Erſcheinung trat, ſoll darum — mit Priebatſch — nicht verkannt 
werden. Herzog Wilhelm vermittelte die Vereinigung des Kurfürſten 
Ernſt mit Georg von Stein zu Gräfenthal am 1. April 1473. Noch zweifel⸗ 
ten die Brüder ſelbſt an der Feſtigkeit der neuen Geſinnung ihres Oheims. 
Darum ſandte Kurfürſt Ernſt ſeinen Bruder ſofort perſönlich nach Weimar. 
Erfreut berichtete dieſer von der freundlichen Aufnahme, die er gefunden. 
Beide Kurfürſten — ihre Beziehungen waren ſeit Jüterbog und Halle 
ebenfalls nicht ſchlecht — reiſten bald darauf mit Herzog Wilhelm zum 
Augsburger Reichstag, von dem Kurfürſt Ernſt Ende April ſeinem daheim 
gebliebenen Bruder berichten konnte?), daß er mit ſeinem Oheim in 
beſter Einigkeit ſei, was manchem nicht paſſe! Man kann annehmen, 
daß Kurfürſt Albrecht ſelbſt von dem Umfange der Sinnesänderung 
Herzog Wilhelms hinſichtlich ſeiner Neffen keine hinreichende Kenntnis 
hatte; jedenfalls zeigt ſeine Korreſpondenz davon keinen Niederſchlag. 


V: 


Bedeutung und Folgen des Reidskrieges gegen Burgund 
für beide Kurfürſtentümer. Anfang 1474— Anfang 1476. 


Die Stellung der drei Fürſten auf dem Augsburger Reichstage war 
eine nicht ganz gleiche. Sachſen ſtand den Wittelsbachern nahe, deren 
hervorragendſter Führer, der Pfalzgraf, mit dem Kaiſer ebenſo verfeindet 
wie mit Herzog Karl verbunden war. Obwohl den Wettinern die burgun⸗ 
diſche politiſche Sphäre recht fern lag, hatten ſie nicht verſäumt, mit dem 


1) Priebatſch, Polit. Korreſp. Einleitung (S. 42, 48) ſucht ſie allein in 
Expanſionspolitik Kurſachſens nach Oſten hin, die ja Ende 1472 einſetzt. 
2) Prieb., I, 558. 
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Herzog in Verbindung zu treten !). Dabei aber wollten fie auch ihr gutes 
Verhältnis zum Kaiſer ungetrübt erhalten, und daher übte Kurfürſt Ernſt 
bei der allgemeinen Ungeklärtheit der Lage zwiſchen den großen Mächten 
kluge und gebotene Zurückhaltung. Brandenburg, im Oſten von anderen 
Vorausſetzungen als Sachſen ausgehend, dabei völlig ungebunden gegen⸗ 
über Burgund, konnte, wie es ſchon in der politiſchen Natur ſeines Landes⸗ 
herrn lag, die Reichspolitik mehr in den Vordergrund treten laſſen. Mit. 
einem ſtärkeren Intereſſe als Ernſt verfolgte Kurfürſt Albrecht die Reiſe 
Kaiſer Friedrichs und die Trierer Verhandlungen. Dieſe ſcheiterten be⸗ 
kanntlich, und es war gerade die Partei, der auch Sachſen nahe ſtand, 
nämlich die Wittelsbacher?) und König Matthias, die durch ihr Intriguen⸗ 
ſpiel den ſchon erreichten glücklichen Ausgang zu nichte machten. Der — 
in früheren Darſtellungen überſchätzte — Widerſtand der in Trier ver⸗ 
tretenen Kurfürſten, alſo auch der Markgraf Albrechts, richtete ſich vielmehr 
gegen die heimliche Art, in der die Verhandlungen unter Ausſchluß des 
reichsfürſtlichen Einfluſſes geführt wurden, als gegen ihren materiellen 
Inhalt. Über dieſe Vorgänge berichtete Albrecht eingehend an Herzog 
Wilhelm, was für die Vermutung ſpricht, daß ihm deſſen Feſtlegung 
gegenüber Ungarn in weitem Maße bisher verborgen geblieben war. 
Ebenſo durchſchaute er die überaus kühne Doppelpolitik ſeiner Dresdner 
Schwager kaum). Allerdings zeigte ihm der Kauf Sagans“), daß fie 
eifrig am Werke waren. Dieſer Handel, der bei der Unzuverläſſigkeit des 
Herzogs Hans von Sagan erſt nach drei Jahren zu einem endgültigen 
Abſchluß führte, war nur nach Übereinkunft mit dem Ungarnkönig und 
unter deſſen Augen möglich geweſen. Die feſte Abrede“), die ihn begleitete, 
umſchloß alle drei ſächſiſchen Fürſten unter Vermittelung des Biſchofs von 
Breslau. Ausgenommen wurden von Ungarn: Böhmen und Burgund, 
von Sachſen — eine formelle Befolgung der Erbeinung: Brandenburg 
und Heſſen. Bezeichnend erſcheint dabei das ſtillſchweigende Übergehen 
des Kaiſers. Die Gräfenthaler Abrede, deren ſchon gedacht wurde, war 
ein weſentliches Werk Herzog Wilhelms. Nun, April 1473, beginnt auch 


1) Prieb., I, 396: Juni 1472. 

2) Außer Herzog Albrecht von München, der eng an Brandenburgs Seite 
ſtand. Prieb., I, 584. 

3) Droyſen (II, 1, S. 399) irrt offenbar, wenn er die ſchon zu Jüterbog, 
alſo im Oktober 1472, gemilberte gereizte Stimmung Albrechts gegen die Sachſen 
in unmittelbaren urſächlichen Zuſammenhang zu deren feſten Abmachungen 
mit Ungarn, die nicht vor Dezember 1472 liegen, bringt. 

4) Vgl. Ermiſch, Neues Archiv f. ſächſ. Geſch., Bd. 19, 1898. 

5) Font. rer. Austr., XIII, 173. 
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{don deutlich bas Doppelſpiel. Kurfürſt Ernſt reitet mit Kurfürſt Albrecht 
gen Augsburg und korreſpondiert indes eifrig mit ſeinem Bruder über ihre 
Tätigkeit am ungariſchen Hofe. Albrecht ſoll ſelbſt nach Breslau reiten, 
wo bereits zwei hervorragende ſächſiſche Räte, der neben Schleinitz 
wohl bedeutendſte Dr. Weißenbach, und Kaſpar v. Schönberg, tätig 
waren!). Gleichzeitig hielt der energiſche ſächſiſche Amtmann im neu⸗ 
gewonnenen Sagan, Heinrich v. Miltitz, den Herzog Albrecht über die 
Vorgänge zwiſchen Ungarn und Polen auf dem laufenden ?). Ganz ſicher 
ſcheint — nach einem Berichte?) an feinen Bruder — ſich Herzog Albrecht 
auch den Ungarn gegenüber nicht gefühlt zu haben, und auch Ernſt riet zur 
Vorſicht. Die Breslauer Verhandlungen über Sagan und die ſächſiſchen 
Anſprüche auf die Gebiete des fog. weißen Herzogs von Oels blieben eben 
dauernd in der Schwebe; wurde doch Matthias Haltung weſentlich durch 
die Vorgänge in der Reichspolitik beeinflußt. Im Weſten des Reiches 
fanden zeitweiſe ſogar Gerüchte einer ſächſiſchen Feindſchaft gegen Ungarn 
Glauben“)! In Schleſien ſelbſt aber glaubte man an große Eroberungs⸗ 
pläne der Sachſen, deren raufluſtige Knechte und Diener dieſe Befürch⸗ 
tungen gern noch verſtärkten. „Domini Misnenses nidificant in civitatibus 
Silesie“, ſchrieb wenig erfreut der Görlitzer Stadiſchreiber an ſeinen 
Breslauer Kollegen?). 

Wie die Sachſen gegenüber Ungarn, ſuchte und fand Albrecht von 
Brandenburg in Böhmen Anſchluß. Die bevorzugte Stellung, die er am 
Kaiſerhofe einnahm, dem ja Polen und Böhmen naheſtanden, mußte ihn 
ebenſo ſehr dahin weiſen wie die Rückſicht auf ſeine Landesgrenzen in 
Franken und in der Mark. Seit langem war auch auf Schleſien ſein Augen⸗ 
merk gerichtet. Heinrich von Münſterberg, der einzige mit Wladislaw 
verbündete ſchleſiſche Dynaſt, ſtand mit ihm gut®). Mit Heinrich von Glo⸗ 
gau ſchloß er im Frühherbſt 1492 einen Ehevertrag für ſeine Tochter 
Barbara, der ihm die Erbfolge in Heinrichs Herzogtum ſicherte. Von den 
böhmiſchen Räten, die ſchon ſeinen Zerbſter Verhandlungen mit Herzog 


1) Polit. Korreſpondenz Breslaus, I, 148, S. 108 f. 1473 April 4. 

2) Ebenda, I, 151, S. 111f. Er warnt auch vor dem ungariſchen Rate 
Georg v. Stein, über den auch Albrecht ſelbſt nicht gi nſtig urteilte, oe: u 
Albr. d. Beh. S. 91. 

3) Prieb., I, 561. : | = 

4) 1473 Mai 26. Polit. Korr. Breslau L 158; G. 121. 

5) Ebenda I, 173 S. 138 f. | N 

6) Prieb., I, 269. Bachmann, Reichsgeſch. (IL, 444) nimmt an, daß ber- 
zog Heinrich ebenfalls zur ungariſchen Be ee * in i) 
wieder ore elope lay überging. 
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Wilhelm beiwohnten, ſtand ihm Jobſt v. Einſiedel auch perſönlich nahe! ). 
In der Zeit der früher erwähnten brandenburgiſch⸗thüringiſch⸗ungariſchen 
Verhandlungen, die ja kein dauerhaftes Ergebnis zeitigten, wurde Wla⸗ 
dislaw beunruhigt durch die ſcheinbar drohende Gefahr, die die Möglich⸗ 
keit einer Verbindung dieſer Mächte gegen ſeinen nicht ſehr feſten Thron 
nahe legte; Kurfürſt Albrecht konnte ihn aber bald über den ergebnisloſen 
Verlauf der Tage aufklären. Dabei verſäumte er nicht, ſeine Bereit⸗ 
willigkeit zu einer Einung mit Böhmen zu betonen. Auch Herzog Wilhelm 
teile feine Böhmen freundliche Geſinnung:). Ja, Albrecht ging noch 
weiter: den ganzen Sommer über verhandelte er mit Einſiedel, und am 
11. November kam endlich ein feſtes Bündnis von Brandenburg und Böh⸗ 
men — und nach Lage der Dinge auch Polen — zuſtande. Die Glieder 
der kaiſerlichen Partei waren damit noch feſter aneinander geſchloſſen. 

Das direkte Verhältnis Albrechts zu den Sachſen in dieſer Zeit war 
leidlich, in der äußeren Form trotz der offen zutage liegenden Gegenſätze 
ſogar freundſchaftlich, beſonders im Vergleich zu dem Tone, der 1472 den 
Meinungsaustauſch beherrſcht hatte. Sachſen war auch der gegebene 
Vermittler, als Albrecht mit den Bayern wieder einmal in offene Feind⸗ 
ſchaft zu geraten drohte. Meldeten ſchon im Herbſt die ansbachiſchen 
Statthalter von bedrohlichen Rüſtungen der Wittelsbacher, ſo wurde be⸗ 
reits im November ein Hilfegeſuch an Sachſen und Württemberg ab⸗ 
geſandt, und Albrecht berechnete die Höhe der ihm zur Verfügung ſtehen⸗ 
den Gtreitfräfte?). Im Frühjahr begann dann die ſächſiſche Vermitte⸗ 
lung; auch der Eichſtädter Biſchof bemüht ſich um ſie, ja der Kaiſer ſelbſt 
ſollte eingreifen. Herzog Ludwig kam den ſächſiſchen Bemühungen nur 
zögernd entgegen. Auch Nürnberg, an Ludwigs Seite ſtehend, lehnte eine 
ſächſiſche Vermittelung ab“). Selbſt Kurfürſt Albrecht, der die bayriſche 
Feindſchaft wenig fürchtete, erklärte ſich mehr den ſächſiſchen Vermitteln 
zuliebe), als aus Friedensbedürfnis mit Verhandlungen einverftanden. 
Ahnlich bezeichnete ſich Herzog Wilhelm nur aus Rüdficht auf die ihm nahe 
ſtehenden Kurfürſten zur Teilnahme bereits). Als dann ein Vergleich 
weſentlich unter Vermittlung Eichſtädts zuſtande kam, waren doch die 
Sachſen gern zu Peter Ne eee Hilfsdienſten bereit. 


7 4) Bol. den vertraulichen Ton der € Bree Brieb, L 443, 449. 
2) So nad, Bried., 1, oe 

.. 3) Prieb., J, 501. te 
4) Prieb., I, 589. j 
5) Prieb., I, 593. | Tir. 
6) Prieb., I, 615. VE YESS SE 
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Kurfürſt Albrecht führte ſeine Korreſpondenz nach Sachſen hin hauptſäch⸗ 
lich immer noch mit Herzog Wilhelm. Ihm berichtete er von den Vor⸗ 
gängen in Burgund, wie er es von ſeinem Rate v. Eyb vernommen hatte, 
ihm geſtattete er auch einen weitergehenden Einblick in ſeine politiſchen 
Pläne als ſeinen Schwägern in Dresden. Wilhelm ſeinerſeits ging gern 
wie früher auf dieſen Briefwechſel ein, vergaß jedoch hin und wieder nicht, 
auch ſeine Neffen in die Verhandlungen zu ziehen!) und ſeine guten Be⸗ 
ziehungen zu ihnen nachdrücklich zu betonen. Daß der alte bayriſche Plan 
einer ſächſiſch⸗brandenburgiſch⸗bayriſchen Einung noch nicht zur Ruhe ge⸗ 
kommen war, erwähnt Albrecht Wilhelm gegenüber auch einmal. Er 
will natürlich davon auch jetzt nichts wiſſen, und es iſt intereſſant, daß er 
an der beſtehenden ſächſiſch⸗brandenburgiſch⸗heſſiſchen Einung feſthielt 
und als deren Kernpunkt ein möglichſt enges Verhältnis Brandenburgs 
gerade zu Thüringen betrachtete). 

Das ausgehende Jahr 1473 ſah die oſtdeutſchen Territorien ſomit in 
rechter Unſicherheit. Das unklare Verhältnis des Kaiſers zu Burgund, 
die Frage, wie König Matthias die Lage benutzen würde, empfahlen den 
mittleren Mächten Anlehnung an eine Großmacht oder Zuſammenſchluß 
unter ſich. Letzteren Zweck mochte die Neubelebung des bayriſchen Planes 
verfolgen; doch er fand keine Annahme. Sachſen ſchloß zu Breslau am 
11. Dezember 1473 endgültig mit Ungarn ab. Nicht ganz ungefährlich 
ſtellte ſich die politiſche Lage für Kurfürſt Albrecht dar. Das Scheitern der 
Verhandlungen des Kaiſers mit Karl dem Kühnen hatte das Gewicht und 
den Einfluß der Stimme des Ungarnkönigs geſteigert. Albrechts Verhält⸗ 
nis zu ihm war aber wenig geſichert. Dabei trafen ſeine niederſchleſiſchen 
Pläne fühlbar mit dem Expanſionsdrang des Corvinen zuſammen. Noch 
mehr galt dies hinſichtlich der unter Matthias Schutz ſo glücklich operieren⸗ 
den Wettiner. Albrecht hatte Sagan in ihre Hände fallen ſehen, bei Ols 
durfte er das gleiche erwarten, und am Hofe Herzog Friedrichs von Lieg⸗ 
nitz rangen noch beide Häuſer um den beherrſchenden Einfluß. Immer 
mehr geriet er in eine Matthias feindliche Stellung. Wie der Kaiſer 
bemüht war, möglich ſich ſelbſt von den Händeln der öſtlichen Mächte fern 
zu halten, ſo ſuchte auch Kurfürſt Albrecht direkter Feindſeligkeit zu ent⸗ 
gehen. Vielmehr nutzte er ſeinen Einfluß in Böhmen und Polen dahin 
aus, dieſe ſowieſo kriegsluſtigen Lande in den Kampf mit Ungarn hinein⸗ 
zutreiben, was ihm und nicht weniger dem Kaiſer freie Hand für die bur⸗ 
gundiſche Angelegenheit verſchaffte. Sein Plan glückte: bereits Ende 1473 


1) Z. B. Prieb., I, 734. 
2) 1473 Oktober 25. Prieb., I, 716. 
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waren beide jagelloniſche Staaten in einen ſchweren, wenig glücklichen 
Kampf gegen Matthias verwickelt. Albrecht ſelbſt hielt ſich ebenſo zurück 
wie es die Sachſen auf der anderen Seite taten. Er mochte mit dem Fort⸗ 
gang des Krieges ſelbſt unzufrieden ſein. Auch die ſchleſiſchen Fürſten, 
z. B. Friedrich von Liegnitz, hielten ſich entgegen feinen Erwartungen auf 
der ungariſchen Seite. Während nun die Sachſen in eifrigen Verhandlun⸗ 
gen bemüht waren, ihre ſchleſiſche Stellung zu feſtigen, mußten ſie er⸗ 
kennen, daß Matthias auch ihnen nicht viel Gebietserweiterung gönnte 
und in Breslau ihre Räte mit hohen Forderungen hinhielt. 

Die Entwickelung der Dinge in der weſtdeutſchen Politik follte Mitte 
1474 nochmals für längere Zeit die Aufmerkſamkeit aller Territorial⸗ 
mächte des Reiches auf ſich ziehen. Die Zuſpitzung und der endliche 
kriegeriſche Ausbruch des Konfliktes zwiſchen Kaiſer Friedrich und Herzog 
Karl kommt für die Schilderung der ſächſiſch⸗brandenburgiſchen Beziehun⸗ 
gen nicht unmittelbar in Frage. Auf den im Laufe des Jahres 1474 ge⸗ 
haltenen Tagen der Reichsfürſten ſtand die burgundiſche Sache durchaus 
vor der Behandlung der Türkengefahr, mit der ja die heikle ungariſche 
Frage unmittelbar verknüpft war, im Vordergrund, und Kurfürſt Albrecht 
ſpielte in den Verhandlungen die Hauptrolle. Während er alſo in den 
Fragen der Reichspolitik im Dienſte des Kaiſers eifrig tätig war, hielten 
ſich die ſächſiſchen Herren in einer ſo deutlichen, unzweideutigen Weiſe 
von der gerade damals von einer gewiſſen nationalpatriotiſchen Strö⸗ 
mung getragenen Reichspolitik zurück, daß ihr gutes Verhältnis zum Kaiſer 
dadurch zeitweiſe gefährdet ſchien, und ſie mit den offenen oder halben 
Feinden der Reichsgewalt, der pfälziſchen und der Landshuter Linie der 
Wittelsbacher faſt auf gleicher Stufe ſtanden. Da iſt es nun für die Auf⸗ 
faſſung des Kaiſers bezeichnend, daß er ſich des brandenburgiſchen Kur⸗ 
fürſten bediente, um die Sachſen zu aktiver Teilnahme an den politiſchen 
Aktionen zu gewinnen. Er ſollte fie zum Beſuche des Augsburger Reichs⸗ 
tages bewegen, hatte aber damit nicht Erfolg!). Frühjahr 1474 begannen 
die leidigen Grenzkonflikte, beſonders im Vogtlande, wieder an Umfang 
zu gewinnen. Hier machten die ſächſiſchen Amtleute der fränkiſchen 
Regierung beſonders den Vorwurf, daß ſie die depoſſedierten Reuße 
v. Plauen unterſtütze und herberge ). 

Mit dem Beginn der diplomatiſch⸗militäriſchen Aktion gegen Bur⸗ 
gund im Frühherbſt 1474 ſetzte zugleich eine der intereſſanteſten Perioden 


1) Dagegen fanden die jungen Herren Muße, die Hochzeit des Pfälzers 
mit Herzog Ludwigs Tochter zu beſuchen. Prieb., I, 771. 
2) Prieb. I, 832, 847. 
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der wettiniſchen Territorialpolitik des ganzen Zeitraumes ein. Mit gro⸗ 
ßem Geſchick ſuchte Kurfürſt Ernſt, unterſtützt von einer Reihe erprobter 
Räter), nach Often und Weſten hin gleichzeitig feinen Vorteil zu wahren. 

Man ſieht in ſeinem diplomatiſchen „Doppelſpiele“ dem es an moraliſcher 
Verurteilung nicht gefehlt hat:), die Prinzipien politiſchen Handelns, 

denen Matthias von Ungarn wie Karl von Burgund folgten, wirkſam. 
Ende Auguſt entbot der Kaiſer die jungen Herren nach Schweinfurt, bald 
darauf nach Würzburg. Ehe ſie Folge leiſteten, berieten ſie mit Herzog 
Wilhelm über Burgund in Leipzig, und während ſie nun wegen zu kurz 
befriſteter Einladung ihr vorläufiges Ausbleiben beim Reichstage ent⸗ 
ſchuldigten, begab ſich Kurfürſt Ernſt Mitte September nach Breslau, 

wo ihn König Matthias ſchon erwartete. Dem Kaiſer blieb dieſe Fahrt 
nicht verborgen?). Während ſich nun zu ihm die Herzöge Wilhelm und 
Albrecht auf den Weg machten, fand Kurfürſt Ernſt bei Friedrich v. Lieg⸗ 
nitz freundliche Aufnahme und begann ſeine Verhandlungen mit. Mat⸗ 
thias⸗). Undankbar war die Aufgabe, die der Herzöge in Würzburg Wat: 
tete. Sollten ſie doch eine Politik verteidigen, die ſie zwar nie abgeleugnet 
hatten, die aber nichtsdeſtoweniger dem Reichsintereſſe entgegenftanb. 

Auch Kurfürſt Albrecht vertrat ihnen gegenüber die Forderungen des 
Kaiſers. Einer militäriſchen Unterſtützung des Krieges gegen Burgund 
vermochten ſie ſich nicht zu entziehen, obwohl ſie auf ihren Zwiſt mit 
Würzburg und auch auf ihre Beziehungen zu Ungarn hinwieſen. Das 
Ergebnis war jedenfalls, wie ſie an Kurfürſt Ernſt berichten konnten, daß 
ſie vom Kaiſer in Freundſchaft ſchieden. Über eine perſönliche Stellung. 
nahme des Brandenburgers zu ihrer Haltung verlautet nichts. Das Reichs⸗ 
intereſſe, dem er in dieſen Tagen uneingeſchränkt diente, gebot ihm wohl, 

einen Bruch mit dem mächtigen Fürſtenhauſe zu vermeiden. Den von 
Herzog Karl bedrängten Kölnern kündigte er die perſönliche Teilnahme 
der ſächſiſchen Herren am Feldzuge an; gegenüber Herzog Albrecht von 
München veranſchlagt er die Zahl des ſächſiſchen Kontingents auf 6000 
Mann — 3000 Meißner und 3000 Thüringer — eine Höhe, die nie auch 
nur annähernd erreicht worden iſt. Herzog Albrecht zog endlich mit 
1000 Mann durch Thüringen, Heſſen und auch das Gebiet des Pfalzgrafen 


1) Vor allem der Obermarſchall Hugold v. Schleinitz, dann Dr. Weißenbach, 
Biſchof v. Meißen 1476—88, oe v. en ber er Amtmann von 
Miltitz. - | Fee 

2) Prieb., Einleitung, I, m 

3) Prieb., I, 913. 

4) Anfangs nod von Saban aus Die Räte Schleiug, Dr. Seite, von 
Schönberg und Graf Heuberg waren ſchon längere Zeit in Brestau 
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dem Rheine zu. An der Leitung des Reichsheeres war von Anfang an 
Kurfürſt Albrecht an erſter Stelle beteiligt!), wenn er auch erſt {pat den 
Reichsfeldherrntitel führte. Herzog Albrecht von Sachſen zeichnete ſich 
beſonders bei den Kämpfen um Neuß aus; ſein Wirken, mit dem er ſich 
ſchon damals den Namen „Animoſus“ zu verdienen begann, durch den 
ihn die Nachwelt ſpäter ehrte, entſprach viel mehr der perſönlichen Nei⸗ 
gung als den politiſchen Intereſſen ſeines Hauſes. Darum wirkten auch 
bewährte Räte im Hauptquartier des Kaiſers und ihre Berichte füllten 
den Briefwechſel zwiſchen Weimar und Kurfürſt Ernſt nicht weniger als 
die fortlaufenden Nachrichten über die Verhandlungen der Räte zu 
Breslau. Dorthin berief Georg von Stein am 1. Dezember den ſächſiſchen 
Obermarſchall. Seine vom bevorſtehenden ſiegreichen Frieden mit Polen 
berichtenden Worte kehren ihre Spitze recht deutlich gegen den Kaiſer 
ſelbſt. Ja, die Vermutung, daß der eben für den Kaiſer fechtende Herzog 
Albrecht ungariſcher Hauptmann in Schleſien und Lauſitz werden ſolle, 
wird damals laut. Eine gewaltige Gefahr für den Kaiſer und nicht minder 
für Kurfürſt Albrecht, deſſen Statthalter in der Mark, Markgraf Johann, 
in keiner Weiſe dieſer Lage gewachſen war. | 
Es bedeutete für die kaiſerlich⸗brandenburgiſche Partei eine Ent⸗ 

laſtung, die aber Kurfürſt Albrecht vorläufig noch unbekannt geblieben zu 
ſein ſcheint, daß trotz ihrer langen Dauer und allen Eifers von ſächſiſcher 
Seite die Verhandlungen mit Ungarn zu keinem für Sachſen befriedigen⸗ 
den Abſchluß kommen wollten, auch als im Frühjahr 1475 Georg von Stein 
ſelbſt nach Dresden kam; ſchließlich waren Matthias Forderungen?) den 
Sachſen doch zu hoch, und Anfang Juli kaufte Georg das Land ſelbſt. 

Wenn Kurfürſt Ernſt und Herzog Wilhelm nicht Rückſicht auf den Kai⸗ 
ſer bewogen hätte, einen gewiſſen reichspatriotiſchen Eifer zu zeigen, 
wären ihre ſchwachen Kontingente wohl überhaupt am Rheine nicht er⸗ 
ſchienen. Am 16. Dezember bereits berichtete Kurfürſt Albrecht an Kaiſer 
und Gattin noch aus Sulzbach, daß Herzog Albrecht mit 900 Berittenen 
eingetroffen ſei, das Fußvolk aber ebenſo wie ſein anderer Einungs⸗ 
genoſſe Heſſen, bereits wieder entlaſſen habe. Verpflegungs⸗ und Löh⸗ 
nungsſchwierigkeiten waren dabei ſicherlich nicht mehr als ein willkom⸗ 
mener Vorwand. Die ſächſiſchen Räte?) beklagten ſich dabei noch bei Her⸗ 


— —— 


1) Memoriale des Konrad Stolle, hag. v. ele (Geſch.⸗ Quell. d. Prov. 
Sachſen. Bd. 39), 252, 273. 

2) Er forderte 10000 Goldgulden für ſich, dazu das Offnungsrecht der 
ur und 1000 fl. Rente für Herzog Konrad. Kneſchke, a. a. O. 

3) Weimar, A, 28 b und in den Hauptzügen bei Prieb., II, 3, 17, an 55, 


78, 89, 94, 122. 
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zog Wilhelm, daß ihr herzoglicher Führer dem Kurfürſten Albrecht all⸗ 
zuſehr zu willen ſei. Bald waren die zwei Monate, die ihm ſein Bruder 
zu bleiben geſtattet hatte, verſtrichen. Obwohl nun der Kaiſer dem Herzog 
und deſſen Weimarer Oheim gegenüber darauf hinwies, daß Kurfürſt 
Albrecht und andere Fürſten auch bleiben wollten und das Reichsintereſſe 
es dringend ſo erfordere, drohten doch ſeine Bemühungen an den Geld⸗ 
forderungen der ſächſiſchen Herren zu ſcheitern; endlich blieb Albrecht mit 
nur 300 Mann auf eigene Rechnung. In allem dieſen wenig erfreulichen 
Hin und Her bewahrte der Brandenburger eine freundliche Haltung, die 
auch von ſeinem reichspolitiſchen Eifer nicht beeinflußt wurde!). 
Schon ehe noch kriegeriſche Entſcheidungen im Ringen um Neuß 
zu verzeichnen waren, begannen bereits diplomatiſche Verhandlungen, von 
beiden Parteien angeſtrebt, den Gang der Ereigniſſe zu hemmen. Auch 
die wettiniſchen Fürſten haben unabhängig von den Gängen der Reichs⸗ 
politik mit Herzog Karl verhandelt. Wann die erſten Verbindungen ge⸗ 
knüpft wurden, iſt fraglich; jedenfalls liegt der Bericht eines geheimen 
Agenten ſchon vom 10. November 1474 vor. Sollten wirklich in Weimar 
und Dresden Hoffnungen auf alte Gebietsanſprüche wieder rege geworden 
ſein??) Näher läge wohl die Vermutung, daß nach Sachſens Anſchluß an 
Ungarn bei den geheimen, aber lebhaften Beziehungen, die zwiſchen Matthias 
und Karl dauernd beſtanden, auch die Wettiner der Politik ihres großen 
Verbündeten folgten. Herzog Albrecht war es, an den ſich Karl um Ver⸗ 
mittlung wandte. Im Einverſtändnis mit ſeinem Bruder übernahm er 
auch die von ihm trotz der nicht mehr ungünſtigen Beziehungen zum Kaiſer 
als recht ſchwierig angeſehene Annäherung. Man begreift die gefährdete 
Stellung des Herzogs, wenn man bedenkt, daß Karl von Burgund ſeine 
Abſicht, wieder umzukehren, als einen Akt beſonderen Entgegenkommens 
ihm gegenüber auffaßte. Dabei ſtand an des Kaiſers Seite in Kurfürſt 
Albrecht von Brandenburg ein Staatsmann, deſſen Regſamkeit ſchon 
allein durch die Tatſache, daß hier einmal nicht er ſelbſt im Mittelpunkte 
der Verhandlungen ſtand, verletzt werden mußte. Obendrein ahnte er 
ſelbſt den geheimen ungariſchen Faktor der ſächſiſchen Politiker wohl. 
So ſehr ſah man allgemein den Kurfürſten als ausſchlaggebend in der 
kaiſerlichen Politik an, daß als dann der Friede zuſtande kam, die Enttäu⸗ 


1) Wenigſtens zeigt Kf. Albrechts Briefwechſel nichts Gegenteiliges. Dem 
entgegen vgl. Stolles Memoriale, 300. 

2) So vermutet Priebatſch. Vgl. auch van Werveke, Der letzte Verſuch 
des Herzogs von Sachſen zur Erwerbung des Luxemburger Landes (Ons He⸗ 
mecht, Heft 4). 
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ſchung über fein Ergebnis in ihm nicht weniger als im ſächſiſchen Herzog 
einen Verräter der nationalen Sache ſah. Der Vorwurf, von Karl von 
Burgund erkauft worden zu ſein, raubte beiden Fürſten, ſo ungerecht⸗ 
fertigt er ohne Zweifel war, einen großen Teil der Sympathien des Vol⸗ 
kes, die ſie zu Beginn des Feldzuges beſaßen. 

Die Teilnahme des Vaters am Reichskriege gegen Burgund gab 
Markgraf Johann zum erſten Male Gelegenheit, in etwas größerer 
Selbſtändigkeit das Regiment in der Mark zu führen. Auf die Größe der 
ungariſchen Gefahr, die dauernd an ſeinen Grenzen drohte, iſt ſchon 
hingewieſen worden. Als er ſie deutlicher zu ſpüren begann, war es Her⸗ 
zog Wilhelm, an den er ſich um Hilfe wandte. An ſich war Johanns Ver⸗ 
hältnis zu Herzog Wilhelm nicht ſchlecht, beſſer jedenfalls als — ganz wie 
bei ſeinem Vater — zu den meißniſchen Vettern. Eine lange Trübung 
erfuhr es durch den Verzug, den die geplante Eheverbindung Johanns 
mit Wilhelms Tochter Margarete erfuhr. Schon 1473 war man nahe 
am Vollzuge der Ehe geweſen, ſtets mußte er wieder hinausgeſchoben 
werden, da es Wilhelm an den nötigen Mitteln zur Mitgift fehlte. Dieſer 
Zuſtand wurde immer unhaltbarer; Markgraf Johann ſchämte ſich vor 
ſeiner Landſchaft wegen des dauernden Aufſchubes — wie Kurfürſt Al⸗ 
brecht, der ſich endlich ſelbſt für ſeinen Sohne verwandte, an Herzog 
Wilhelm ſchrieb. Endlich, im Januar 1476, wurde im Beiſein auch der 
meißniſchen Herren die Hochzeit gefeiert. Das ſchon in Rückſicht auf die 
verſchiedene Stellung zum ungariſchen Nachbar recht kühle Verhältnis 
Markgraf Johanns zu den meißniſchen Herren konnte wegen der ſich immer 
wieder häufenden Grenzirrungen nicht wärmer werden. Die Streitig⸗ 
keiten mit dem Abte von Lehnin kamen nicht zur Ruhe. Der energiſche 
Landvogt im Herzogtum Sachſen, Heinrich Löſer, ſchritt bald gegen räu⸗ 
bernde ritterliche Herren bald gegen Pferdediebe ein. Man hätte er⸗ 
warten können, daß Markgraf Johann mit ſeinen ſüdlichen Nachbarn in 
ein ähnliches trotz kleiner Reibereien doch in den großen Fragen der Politik 
erträgliches Verhältnis gekommen wäre, wie es unter ſeinem Oheim 
Friedrich II., dem er ja auch in der rein territorialen Auffaſſung ſeines 
landesfürſtlichen Berufes weit mehr als feinem Vater ähnelte, beſtanden 
hatte. Die Entwickelung des ſchon lange mit Ungarn drohenden Kon⸗ 
fliktes gab den Dingen eine andere Wendung. 

Ehe auf dieſe eingegangen wird, iſt noch eines für Brandenburg 
wichtigen politiſchen Wandels, der ſich in Sachſen etwa ſeit der Beendi⸗ 
gung des Burgundiſchen Krieges vollzog, zu gedenken. Anſchluß an Un⸗ 
garn und dadurch territoriale Erweiterung in der Lauſitz und in Schleſien, 
das war bekanntlich die Loſung der Wettiner ſeit 1473. Mancherlei hatten 
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ſie um dieſes Zieles willen in Kauf genommen: die Unmöglichkeit einer 
Annäherung an Brandenburg, das wenig herzliche Verhältnis zu den 
Jagellonen in Polen und Böhmen, endlich ſogar eine zeitweiſe recht ernſte 
Entfremdung des Kaiſers. Demgegenüber konnten ſie wohl den Kauf 
Sagans als Gewinn buchen, aber Ols war ihnen nicht in die Hände 
gefallen, und ſonſt mochte ihre Beziehung zu einer Reihe der kleinen ſchle⸗ 
ſiſchen Dynaſten wohl lebhafter und intimer geworden ſein, jedoch auch 
wenn ſie hier und da etwa den brandenburgiſchen Einfluß verdrängt 
hatten, ſo ſtand es doch außer Zweifel, daß alle dieſe Fürſten in ihrer 
relativen politiſchen Ohnmacht viel zu ſehr von Ungarn abhängig waren, 
als daß fie ihre Haltung auch Sachſen gegenüber hätten frei beſtimmen 
können. Dieſe Erwägung ließ wohl die ſächſiſchen Herren Ende 1475 
die Konzentration aller Intereſſen auf Ungarn, die über zwei Jahre 
ihre Politik geleitet hatte, aufgeben. Zwar begruben ſie ihre ſchleſiſchen 
Pläne auch jetzt keineswegs!), auch Ungarn gegenüber blieb das nahe 
Verhältnis das gleiche wie vorher, aber ſie richteten nunmehr ihr Augen⸗ 
merk auch nach Norddeutſchland, ſie knüpften neue Verbindungen, die 
ihnen neue Ausſichten auf Expanſion boten, da ihnen die Früchte der 
ungariſchen Freundſchaft fragwürdig geworden waren. 

Kurfürſt Albrecht begleitete dieſe Wandlung mit freundlicher Unter- 
ſtützung. Er dachte wohl, daß id hier nicht jo bald derartig ſcharfe Rei- 
bungsflächen herausſtellen könnten wie im Oſten. Fehlte doch hier vor 
allem der ſchwer zu beſtimmende Einfluß einer fremden auswärtigen 
Macht. Den erſten Schritt in der neu eingeſchlagenen Richtung bedeutete 
die Poſtulierung des damals erſt 12 jährigen Herzogs Ernſt, des zweiten 
Sohnes des ſächſiſchen Kurfürſten, zum Erzbiſchof von Magdeburg. 
Auch Herzog Wilhelm war für feine Neffen tätig?). Mit großer Energie 
nahmen dieſe die Magdeburgiſche Schutzherrſchaft in die Hand, und unter 
den Nachbarn, mit denen ſie über Grenzunbotmäßigkeiten in Streit kamen, 
befand ſich nur zu bald auch Kurfürſt Albrechts). Ä 

Die langſame, aber ſtetige weitere Durchführung dieſer aktiven ſäch⸗ 
ſiſchen Politik innerhalb des Reichsgebiets nach Niederſachſen hin wird 
in der Folgezeit weiter zu verfolgen ſein, ſoweit ſie für das . 
zu Brandenburg Bedeutung gewinnt. Ä | 


1) Über Verhandlungen im Frühjahr 1476, die beimich von mitt fahrt, | 
vgl. Polit. Korreſp. Breslaus, I, 244, S. 194. 

2) Credenzbriefe für die meißnif chen Gefandten nach En Weimat, 5 
B, %, 124/125. 

8) Das erſte ſächſ. glageſchreiben ſtammt bereits bon ome nier 1476. 
Albrecht kam ihren. Klagen bereitwillig entgegen. 
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VI. 


Die ſächſiſchen Fürſten und der brandenburgiſch⸗ mi 
Kampf um die Erbfolge in Glogau. 1476—1479, 


Schon als Kurfürſt Albrecht noch gegen Burgund im Felde ſtand, 
hatte ſein Sohn die feindſelige Stimmung König Matthias gefühlt. Im 
Streite um die Glogauer Erbfolge kam ſie zum offenen Ausbruch. Noch vor 
Herzog Heinrichs Tode hatten König Matthias Amtleute in der Lauſitz — 
z. B. Stein — und in Niederſchleſien die Landſchaft des Landes vor den 
Fürſten, „die ein Aufſehen auf das Land hätten“, gewarnt!). Nach ſeines 
Schwiegerſohns Tode ließ Albrecht das Herzogtum beſetzen, und König 
Matthias tat den geſchickten Gegenzug, es an Herzog Hans von Sagan 
auszugeben. Damit begann der offene Krieg zwiſchen dieſem und Mark⸗ 
graf Johann. Die ſächſiſchen Herren hatten bislang die Entwicklung ruhig 
abgewartet; durch den Eintritt des Hans v. Sagan, mit dem ſie ja ſchon 
früher jahrelang in Verbindung geſtanden hatten, wurde auch ihr Intereſſe 
geſteigert. Beide Parteien bemühten ſich um ihre Unterſtützung. Bei 
ihrem wenig guten Verhältnis zu Johann und der ihnen gebotenen Vor⸗ 
ſicht gegenüber Ungarn, iſt es verſtändlich, daß ſie dem Hilfegeſuche 
des Brandenburgers keine Folge leiſteten. Doch auch des Saganers 
Erbietungen lehnten ſie ab. Vielmehr ſtrebten ſie Ausgleichsverhandlungen 
zu. Die Lage war aber viel zu ungeklärt, als daß ein Tag, den ſie zu 
Jüterbog vermittelten, hätte Erfolg haben können. Eine Verſchärfung 
trat ein durch die von Kurfürſt Albrecht erreichte Verlobung der Mark⸗ 
gräfin⸗Witwe Barbara mit König Wladislaw von Böhmen, der ihm dieſe 
ganze Zeit hindurch nahe geſtanden hatte. Dieſer Schritt erregte Anſtoß 
bei den Wettinern, die ſich über Durchkreuzung eigener Heiratspläne 
beklagten. Kurfürſt Albrecht beteuerte dagegen, daß er nie etwas derartiges 
von ihrer Seite vernommen hätte. Der Kampf um Glogau und Kroſſen 
nahm im Herbſt 1476 für Johann einen wenig günſtigen Fortgang. Er 
glaubte, ſein Gegner werde von Sachſen aus unterſtützt, wie ja auch die 
öffentliche Meinung ſich bezeichnenderweiſe ſoweit verſtieg, anzunehmen, 
Herzog Hans erobere die Lande im Auftrage und Solde der ſächſiſchen 
Brüder. Eine arge Verkennung der ſächſiſchen und noch mehr der un⸗ 
gariſchen Politik. Sympathien für die Gegner des Märkers waren nament⸗ 
lich in den ſächſiſchen Grenzlanden vorhanden, einzelne Adelige traten 


1) Font. rer. Austr., B, 46, 373. Über den Glogauer Erbfolgeſtreit vgl. des 
näheren: Stoltenberg, Progr. Magdeburg 1906 und Priebatſch, Zeitſchr. 
d. Ver. für Geſch. Schleſiens, Nr. 33. Auch Fraknoi, Matthias Corvinus, S. 191f. 
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wohl auch zum Herzoge über, daß aber auch der ſächſiſche Amtmann in 
Sagan, Heinrich von Miltitz — ſo wenig über ſeine Abneigung gegen Bran⸗ 
denburg ein Zweifel beſtehen kann — bis zur direkten Parteinahme ſich 
habe hinreißen laſſen, iſt kaum glaublich. Unter Kurfürſt Albrechts Ein⸗ 
fluß zeigte nach Beginn des Jahres 1477 die alte brandenburgiſch⸗böh⸗ 
miſch⸗kaiſerliche Verbindung die ihr noch innewohnende Kraft. Der Kaiſer 
belehnte Wladislaw mit Böhmen, trat dem Ungarn immer ſchroffer ent⸗ 
gegen, und als Wladislaw ſelbſt mit Heeresmacht in Wien zu des Kaiſers 
Schutze erſchien und bald barauf ſich gegen Matthias wandte, da ſchien es 
allerdings dem Brandenburger geglückt zu fein, ſich die Führung der aus⸗ 
ſichtsreichen Koalition gegen den Feind des Kaiſers und des Reiches zu 
ſichern. Aber bald wurde Wladislaw geſchlagen und fand ſich zu einem 
Frieden bereit, der Barbara nur Kroſſen ließ und damit die Hoffnungen 
Albrechts ebenſo zerſtörte, wie es der Friedensſchluß des Kaiſers mit Un⸗ 
garn tat. 

Im Januar 1477 tauchte wieder eine Vermittlungsvorſchlag auf, 
der für die dauernde ſächſiſche Neutralität zeugt: Herzog Albrecht ſollte 
Barbara und Herzog Hans vergleichen. Böhmen gegenüber war man in 
Dresden nicht ohne Mißtrauen; ſo mahnten die Brüder des Kaiſers 
Fiskal, Wladislaw nichts zu verwilligen ohne vorher ihre Anſprüche ge⸗ 
hört zu haben, was die verwunderte Frage des Königs nach dem Grund 
ihres Argwohns veranlaßte. Die Klagen Markgraf Johanns über Partei⸗ 
nahme der Sachſen mehrten ſich noch im Laufe des Sommers, auch nach 
Weimar wurden ſie geſandt, bewirkten aber bei Herzog Wilhelm nicht mehr 
als die Verſicherung, daß er nach der Forderung der Erbeinung eingreifen 
werde, wenn ſich des Herzogs Angriff gegen die Mark ſelbſt richte. Da 
fiel ein neuer Schlag von ſächſiſcher Seite. Die Abtiſſin Hedwig von 
Quedlinburg, Herzogin von Sachſen, rief in einem Streite mit der Stadt 
Quedlinburg ihre Brüder zu Hilfe. Dieſe erſchienen binnen kurzer Zeit 
mit ſtarker Heeresmacht vor der Stadt, die nur durch den Biſchof von 
Halberſtadt unterſtützt wurde!). Nach kurzem Kampfe unterlagen die 
Bürger; ſie mußten die ſächſiſche Schutzherrſchaft anerkennen, und ohne 
Aufenthalt ſtürmten die Scharen Herzog Albrechts weiter gegen Halber⸗ 
ſtadt, deſſen Biſchof ſich den Siegern unterwerfen mußte. In dieſen 
Julifeldzug 1477 wurde nun auch Markgraf Johann in für ihn peinliche 
Weiſe verwickelt. In Schleſien fochten Halberſtädter Hilfstruppen für 
ihn und darum wohl hielt er ſich für berechtigt, dem Biſchofe den Rücken 


1) Quedlinburger, Urk.⸗B. (⸗Geſch. Quellen d. Prov. Sachſen Bd. 2) I, 
Nr. 524, 529, 536, 537, 542, 548. 
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gegen ſeine ſächſiſchen Bedränger in mehreren Schreiben zu ſteifen, auch 
Herzog Wilhelm von Braunſchweig⸗Lüneburg um Hilfe — die auch 
geleiſtet wurde — zu erſuchen. Dieſe Briefe fielen den Sachſen in die Hände, 
und dieſe richteten nun an Kurfürſt Albrecht die bündige Anfrage, ob 
er dieſe offenſichtlich feindſelige Haltung ſeines Sohnes billige. Hierin 
— wie überhaupt in dem ganzen Unternehmen — handelten ſie im Ein⸗ 
verſtändnis mit Herzog Wilhelm, wenn auch wohl ohne materielle Unter⸗ 
ſtützung von ſeiner Seite. Dieſer, längſt nicht mehr von jenem herzlichen 
Einvernehmen, das früher ſein Verhältnis zu Kurfürſt Albrecht bezeich⸗ 
net hatte, beſeelt, betrachtete mit Mißtrauen deſſen militäriſche Rüſtungen, 
deren angegebenen Zweck — Unterſtützung des Kaiſers gegen Ungarn — 
er nicht glauben mochte !). Er hielt ſich ſelbſt ſchlagfertig in Anlehnung 
an ſeine Neffen. Kurfürſt Albrecht aber, gerade genug durch die Feind⸗ 
ſchaft des mächtigen Ungarn belaſtet, hütete ſich wohl, auch noch die 
ſächſiſche Macht ſich zum Feind zu machen. Schon im Januar hatte er 
ſeinen unvorſichtigeren Sohn ermahnt, Rückſicht auf Sachſen zu nehmen, 
wenn er ſelbſt ſich mit Biſchof und Stift Halberſtadt einlaſſen wolle). 
Auch jetzt wiegelte er ab ſo gut er es vermochte und ließ den jungen 
Herren bei ihren Unternehmungen in Niederdeutſchland freie Hand. Als 
Reichspolitiker, feſtgelegt und intereſſiert auch territorialpolitiſch im öſt⸗ 
lichen Mittel⸗ und Süddeutſchland — ſeine Heimat iſt und bleibt Franken 
— ſah er es gern, wenn ſich ſeine gefährlichſten Nachbarn und Rivalen 
dem deutſchen Norden zuwendeten und ihn damit in ſeiner politiſchen 
Intereſſenſphäre entlaſteten. Markgraf Johann dagegen als norddeutſcher 
Territorialfürſt focht nichk gern um ſchleſiſche Herzogtümer und für ihn 
mußte die ſächſiſche Expanſion eine Gefahr bedeuten. Es mußte für ihn 
ſchmerzlich ſein, daß ſein Proteſt gegen die Vergewaltigung Halberſtadts 
wirkungslos blieb). Hatten ſich im Vorjahre die ſächſiſchen Herren in 
Magdeburg feſtgeſetzt, ſo glückte es ihnen, bald die Abhängigkeit der Stadt 
vom Erzbistum zu ſteigern, und es dauerte nicht lange, ſo wurde der 
junge Erzbiſchof Ernſt auch zum Biſchof von Halberſtadt poſtuliert. Der 
Druck von ſächſiſcher Seite auf den Biſchof war ſo ſtark, daß dieſer daran 
dachte, ſein Bistum an Herzog Balthaſar von Mecklenburg abzutreten, 
und ſogar von däniſcher Seite an Kurfürſt Albrecht die Bitte ging, hier 


1) Ebenda, I, 529. 

2) Prieb., II, 268. - 

3) Er hatte es als der Mark inkorporiertes Bistum erklärt, was allerdings 
durchaus nicht zutraf, und von Sachſen auch auf das entſchiedenſte abgewieſen 
wurde. 


2268 Hellmut Kretzſchmar 


mildernd einzugreifen 1). Wenn man die heikle Lage bedenkt, in der ſich 
die Mark dauernd gegen Mecklenburg ſah, kann man ſich vorſtellen, wie 
auf Markgraf Johann die Nachricht wirken mußte, daß Kurfürſt Ernſt mit 
den Mecklenburgern in Unterhandlungen getreten ſei. Im Frühherbſt 
fand denn auch ein Tag zu Magdeburg ſtatt, auf dem man dem Projekt 
einer förmlichen Einung näher trat. Ungefährlicher — auch für die poli⸗ 
tiſche Auffaſſung Markgraf Johanns — war die Aufnahme und Anbah⸗ 
nung eines ſächſiſch⸗däniſchen Heiratsplanes?). Das für die mit größter 
Tatkraft ins Werk geſetzte ſächſiſche Expanſion nach Norden ſo erfolgreiche 
Jahr 1477 brachte den wettiniſchen Brüdern noch vor ſeinem Ende einen 
Gewinn, der ihr Gebiet bis dicht an den Kern der Mark ſelbſt heranführte: 
Beeskow und Storkow. Dabei iſt wieder ihre Methode des raſchen Zu⸗ 
greifens nach einer Zeit ſcheinbarer Unintereſſiertheit zu beobachten. 
Noch in den letzten Septembertagen gaben ſie den Herren v. Bieberſtein, 
die gleichfalls Anfallrechte geltend machen, zur Antwort, ſie wüßten 
nichts über die Angelgenheit s). Indeß verhandelte ihr rühriger Saganer 
Amtmann v. Miltitz bereits mit dem derzeitigen Herrn, Hans v. Bieber⸗ 
ſtein, über die Verkaufsbedingungen. Mitte Oktober war Hans in Dresden 
und wenige Wochen nachher war der Vertrag vollzogen. Da ſich Johann 
von Brandenburg ſelbſt um die Erwerbung bemüht hatte und der Vertrag 
gerade durch Vermittlung ſeiner Gegner — des Miltitz und des Abtes 
von Sagan — ſeinen Abſchluß fand, verleiht ihm eine beſonders deutliche 
Spitze gegen Johann. Er gab ſich denn auch nicht zufrieden“), als ihm 
Kurfürſt Ernſt die Übernahme der Schutzherrſchaft über feinen Rat Hans 
v. Bieberſtein anzeigte, ſondern behauptete, ihm ſei das Bieberſteinſche 
Gebiet bereits verſchrieben, was aber deſſen Herr und auch der Abt von: 
Sagan abſtritten. Verhandlungen hätten, wie ſie den nachforſchenden 
Sachſen mitteilten, wohl ſtattgefunden, wären aber an Markgraf Johanns 
— ſehr begreiflicher — Weigerung einer Beſtätigung durch König Mat⸗ 
thias geſcheitert. Da Johann eine Taghaltung über dieſen Streitpunkt 
ee wurde der Handel endlich vor Kurfürſt Albrecht gebracht. 

Stark i in Spannung mit den Sachſen, hart bedrängt von den Pom⸗ 
mern im Norden, unglücklich im Kampfe gegen Hans von Sagans ſtarke 
ungariſchen Aufgebote, die Werkzeuge des Königs Matthias, fab ſich Mark⸗ 


1) Prieb., II, 327, Anm. 

2) 1478 kam dieſe Ehe zwiſchen Kurfürſt Sn sec ose dite | 
und König Johann von Dänemark zum . | 

3) Prieb., II, 323, 331, 346. ee of eS 

4) Prieb., II, 331. 
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graf Johann im Herbſt und Winter 1477 am Ende ſeiner Kräfte. Sein 
Hilfegeſuch an die Wettiner war — konnte er es anders erwarten? — 
abgelehnt worden. Nur ſeines Vaters militäriſches und diplomatiſches 
Geſchick konnte den Umſchwung zum Beſſeren bringen. Noch ehe 
dieſer ſelbſt um die Jahreswende den rettenden Zug in die Mark 
antrat, ſandte er den Rat voraus, ſich unbedingt mit den Sachſen aus⸗ 
zuſöhnen. Wilhelm von Thüringen war wieder einmal der gegebene 
Vermittler 1). 


Es würde ein falſches Bild ergeben, wollte man die Haltung der 
ſächſiſchen Fürſten bei der Notlage Brandenburgs allein nach der glänzen⸗ 
den Entwicklung beurteilen, die ihren politiſchen Beſtrebungen auf nord⸗ 
deutſchem Boden im Laufe des Jahres 1477 beſchieden geweſen war. 
Durch die Politik der vorangehenden Jahre waren ſie doch nach wie vor 
feſt mit dem Gang der Dinge im Oſten und Südoſten verflochten. Die 
weniger gefährliche Verſtimmung mit König Wladislaw wurde ſchon 
erwähnt. Der Friedenswille auf beiden Seiten wahr ehrlich. Sachſen 
nahm die vorgeſchlagene bayriſche Vermittelung?) an; ein Tag zu Cham 
in Böhmen, bei dem nach Herzog Albrechts Wunſch auch ein kaiſerlicher 
Vertreter anweſend war, ſollte die letzten Differenzen aus dem Wege 
räumen. Erleichtert wurde dieſe Verſtändigung dann noch zweifellos, 
als durch die Verſöhnung des Böhmenkönigs mit Matthias der Tätigkeit 
des Georg v. Stein der Boden entzogen wurde, der unabläſſig bemüht 
war, die Sachſen gegen Ungarns Feinde, in erſter Linie auch gegen Bran⸗ 
denburg, aufzuftacheln. Auch perſönlich bemühte ſich König Matthias 
um die jungen Herren und um Herzog Wilhelm. Gleich bei Beginn der 
glogauiſchen Fehde hatte er ſich bei letzterem über die böhmiſch⸗branden⸗ 
burgiſche Politik beklagt, natürlich ohne Erfolg; er überſchätzte wohl des 
Herzogs Einfluß in dieſer Richtung. An die ſächſiſchen Brüder ſchickte er 
eine ebenſo kategoriſche wie unbegründete Aufforderung, ſich der Partei⸗ 
nahme für Markgraf Johann zu enthalten; dabei unterließ er es nicht, 
fie auf ihre Lehensabhängigkeit — fie betraf bekanntlich Sagan — nach⸗ 
drücklich hinzuweiſen?). Eine Angelegenheit, die gleichfalls die ſächſiſch⸗ 
ungariſchen Beziehungen in dieſem und auch noch dem folgenden Jahre 
trübte, war der Streit um die von den ſächſiſchen Barter ss 


1) Auf ihn hoffte auch ſchon Johann. Prieb., II, 343. nahe Met 
Antwort. 1477, Dezember 30, ebenda, II, 347. 
2). Prieb., II, 314. Font. rer. Austr., B. 46; 406, 409, 410. ee a 
3) Politiſche Korreſp. Breslaus I, 278, Ann. Pa bei Beeb, 
II, 312. juni 
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Waidniederlage zu Großenhain!). Auch der weitere Gegner des Ungarn⸗ 
königs, der Kaiſer ſelbſt, erſuchte die drei wettiniſchen Fürſten in beweg⸗ 
lichen Worten um Unterſtützung in ſeiner bedrängten Lage. Es fanden 
Unterhandlungen mit den beiden ſächſiſchen Höfen mit dem Ergebniſſe 
ſtatt, daß man dem Kaiſer zwar ſein lebhaftes Bedauern über den Einfall 
Matthias ausſprach, Hilfe aber wegen allzu großer Entfernung des Kriegs⸗ 
ſchauplatzes ihm verſagte?). So zeigte die ſächſiſche Politik während des 
großen Kampfes im Oſten eine ungewöhnliche Vielſeitigkeit; ſie verſtand 
es, die von mancherlei Umſtänden gebotene Bedingtheit ihres Handelns 
mit friſchem Vorwärtsſtreben zu verbinden. 

Kurz nach Neujahr 1478 traf Kurfürſt Albrecht ſelbſt in der Mark ein. 
Markgraf Johann hatte ihm ſeine Korreſpondenz mit den Sachſen zu⸗ 
geſandt, er ſelbſt verzweifelte daran, noch etwas bei ihnen zu erreichen. 
Auch Albrecht ging vorſichtig bei Herzog Wilhelm zu Werke. Er und ſeine 
Gemahlin wandten ſich zunächſt in unpolitiſcher Angelegenheit an den 
Herzog, baten ihn um Leihung von Reliquien), zeigten ihm freund⸗ 
ſchaftlich die Geburt einer Tochter an. Dann wurde der Propſt von 
Berlin nach Weimar geſchickt, um nachzuforſchen, ob man dort zu einer Un⸗ 
terſtützung gegen den Saganer bereit ſei. Wilhelm brachte wenigſtens 
Verhandlungen in Fluß. Einmal ſoll ein Ausgleich der meißniſchen Brüder 
mit Markgraf Johann, dann aber mit ihrer Hilfe zwiſchen dieſem und dem 
Herzog von Sagan gefunden werden. Bis weit ins Frühjahr hinein 
ziehen ſich die Vorbeſprechungen für einen in Jüterbog zu haltenden 
Tag“). Mehr hinderlich als fördernd erwies ſich bald das Eingreifen König 
Matthias, deſſen Vermittelung den Brandenburgern noch unangenehmer 
ſein mußte als des ſächſiſchen Vertreters von Miltitz. Dieſer hatte ſeine 
Bemühungen bei Johann Anfang Mai ſchon aufgenommen, als er ſich von 
dem raſtlos intriguierenden Stein in den Hintergrund gedrängt ſahs). 
Der Kampf nahm unterdeſſen unter großen Verwüſtungen ſeinen Fort⸗ 
gang. Bei ſeinen Mißerfolgen, ſo beim Fall von Beelitz, ſandte ihm Herzog 
Wilhelm wohl Ausdrücke des Bedauerns aber keine tatſächliche Hilfe. Einen 


1) Vgl. Tagebuch des Johann Frauenburg, Stadtſchreibers von Görlitz 
(ed. von Sauppe, Neues Lauſitzer Magazin, Bd. 35, 2). 1889. Blätter 58, 66, 
68, 74. | 

2) Prieb., II, 319. 

3) Prieb., II, 355. 

4) Sie verſchieben fie immer wieder, weil die Sachſen, insbeſondere Herzog 
Albrecht, durch die Verhandlungen mit Böhmen ſtark in Anſpruch genommen 
ſind. 

5) Prieb., II, 395. 
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neuen Schritt, ſeinen Neffen zu gewinnen, unternahm Kurfürſt Albrecht 
Ende Mai anläßlich eines Tages der Sachſen zu Halle durch ſeinen 
Ansbacher Domdechanten Hertnid v. Stein. Er mußte von den ſächſiſchen 
Herren ſelbſt wie auch von ihren Räten, beſonders Schleinitz, heftige Vor⸗ 
würfe hören, daß ſein Herr und ſogar die Kurfürſtin Anna all ihr Handeln 
unfreundlich auslegten, Verleumdungen Glauben ſchenkten, ihnen 
Freude an der Notlage Markgraf Johanns zutrauten uſw. Hertnid konnte 
nur auf eine perſönliche Zuſammenkunft ſeine Hoffnung ſetzen. Dieſem 
Vorſchlage ſtimmte Herzog Albrecht wohl zu, aber die Fürſten bedangen 
ſich dann doch eine Bedenkfriſt aus. Der Grund war, wie bezeichnend 
Hertnid v. Stein berichtet, daß ſie fürchteten, vom Kurfürſten bei perſön⸗ 
licher Verhandlung überredet zu werden. Albrecht beteuerte auch auf 
dieſen Bericht hin ſeine gute Geſinnung!) und konnte auch den Erfolg 
verzeichnen, daß Herzog Wilhelm in der Folgezeit zugänglicher wurde. 
Der vorgeſchlagene Tag zu Halle oder Zeitz) kam zwar nicht zuſtande, 
aber der Herzog verſtand ſich doch zu einer, wenn auch nur geringen mili⸗ 
täriſchen Unterftügung?). Die meißniſchen Brüder glaubten fich zwar 
durch des Markgrafen Kriegsführung in den Grenzgebieten und durch 
mancherlei ſonſtige Grenzreibereien geſchädigt, wahrten aber ihre Neu⸗ 
tralität durchaus, auch als König Matthias im Auguſt 1478 offen den 
Krieg mit ſeiner ganzen Macht gegen Brandenburg eröffnete. Es mag 
allerdings Johanns Argwohn beſtärkt haben, daß ſie eine lebhafte Ver⸗ 
bindung mit den Pommernherzögen“) unterhielten, die ja die Mark 
durch ihren Angriff gleichzeitig mit dem ungariſchen eine Zeitlang ſtark 
gefährdeten. Herzog Wilhelm erhielt ſogar wiederholte Berichte über den 
Kriegsverlauf von Albrecht. Deſſen Lage war überaus ungünſtig. Alle 
anderen Mächte hatten ſich mit dem unbezwinglichen Ungarn ausgeſöhnt, 
der Kaiſer, Böhmen, Polen, Bayern und Sachſen hüteten ſich, zu ihm 
in Gegenſatz zu kommen. Die Rückſicht auf den Beſtand ſeines Territo⸗ 
riums nötigte ihn, ſich ebenfalls zu Verhandlungen bereit zu finden. Mitte 
November erſchien vom nahen Beeskow⸗Storkower Gebiet her Miltitz 
mit ſächſiſchen Vermittlungsangeboten bei Albrecht in Frankfurt a. O. 
Noch ſcheiterten fie, vielleicht nicht ohne Zutun von Miltitz). Noch einmal 


1) Sehr lebhaft z. B. Prieb., II, 455. Hier auch namens der Kurfürſtin Anna. 

2) Prieb., II, 415. 

3) Prieb., II, 434. 

4) Vgl. Prieb., II, 397 u. 425. 

5) Milig mochte von feiner Miffion ſelbſt nichts wiſſen und geſtand gang 
offen ſeinen Herren ſeine Neigung für die Gegenpartei ein. Vgl. Prieb., II, 
451, Anm. ; 

Goridungen z. brand, u. preuß. Sei. X XXVII. a. 16 
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drang der Kurfürſt ſiegreich vor, hoffte auch, wie er an Herzog Wilhelm 
ſchrieb, auf polniſche Hilfe; ſeinen Schwägern gegenüber fand er ener⸗ 
giſchere Töne, mahnte ſie auf Grund der Erbeinung. Dieſe berichteten 
ihm um Weihnachten von ihren Friedensbemühungen bei Ungarn!), 
dem gegenüber ſie übrigens ebenfalls wiederholte Aufforderungen zum 
Eingreifen abgelehnt hatten. Herzog Wilhelm wurde von ſeinen Neffen 
ebenſo wie von Albrecht dauernd auf dem Laufenden ihrer wechſel⸗ 
ſeitigen und ungariſchen Korreſpondenz gehalten; er ſtellte ſich mit 
beiden freundſchaftlich, obwohl es nicht an Verſuchen fehlte, ihn ſeinen 
Neffen wieder zu entfremden und dieſe bei ihm und dem Brandenburger 
anzuſchwärzen?). Hatte fic) Kurfürſt Albrecht im Streite mit Matthias 
anfangs auf den Kaiſer erboten, ſo war er doch endlich — ſein Kampf 
erſchien immer ausſichtsloſer — mit dem ungariſchen Vorſchlage einer 
Vermittlung Herzog Albrechts von Sachſen und Pfalzgraf Ottos einver⸗ 
ſtanden. Anläßlich des großen Tages, den Matthias mit Polen und Böh⸗ 
men zu Olmütz im Februar 1479 plante — er kam erſt im Juni zur Er⸗ 
öffnung —, ſollten jene beiden Fürſten ebenfalls erſcheinen und die Ver⸗ 
Verſöhnung des Ungarn mit ſeinem hartnäckigſten und letzten deutſchen 
Gegner zuſtandebringen. Am 26. Januar teilt der Kurfürſt die erfreuliche 
Neuigkeit dieſer Vereinbarung mit Georg v. Stein mit. Wenn ſie dieſer 
dann gleichfalls mit Ausdrücken großer Freude an ſeine Neffen weiter⸗ 
gab, ſo dürfen wir annehmen, daß ſeine Gefühle ehrlich waren und auch in 
Dresden Verſtändnis fanden. Winkte doch auch den Wettinern baldige 
Entlaſtung von ſchwerem Drucke einer nur mühſam behaupteten Zwitter⸗ 
ſtellung. Mit Erleichterung mögen fie ihre Räte?) nach Frankfurt a. O. 
geſandt haben, wo im Februar die Vermählung des jungen Markgrafen 
Friedrich mit einer Jagellonin ſtattfand. | 

Bereits im Frühjahr 1479 hatte ſich Herzog Albrecht nach Olmütz 
begeben. Er fand den König noch nicht in dem Maße einer Verſtändigung 
mit Brandenburg geneigt, wie er es gehofft hatte. Ende April beklagte 
ſich Kurfürſt Albrecht in heftigen Worten bei ihm über Verunglimpfun⸗ 
gen gegenüber den Sachſen, und dieſen ſelbſt klagte er die neu entſtandenen 


1) Weimar, B, 104, 14. Bericht Kurfürſt Ernſts an Herzog Wilhelm vom 
26. Dezember und Albrechts Brief vom 27. an Wilhelm bei Prieb. II, 475. 

2) Vgl. den unglaubwürdigen Bericht des Hans v. Redwitz, Hauptmanns 
auf dem Gebirg, an Kf. Albrecht. Prieb., II, 484. Dem widerſpricht außer 
dem Ton gleichzeitiger Außerungen des Herzogs (z. B. Weimar, B, 104, 4 
vom Ende 1478) auch der Gang der tatſächlichen Ereigniſſe (auch Weimar, B, 90, 
127 von 1479 Januar 2). 

3) Von meißniſcher Seite waren es v. Einſiedel und Weißenbach. 
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Schwierigkeiten und dankte ihnen für ihre wohlwollende Vermitte⸗ 
lung!). Er nähert ſich in dieſer Zeit den Wettinern fo ſehr, daß er fie mit 
Erfolg um Unterſtützung gegenüber Pommern bitten konnte. Herzog 
Wilhelm ebenſo wie deſſen Neffen lehnten nicht nur eine pommerſche 
Erbietung auf ihren Entſcheid ab — trotz lebhafter Bemühungen der Her⸗ 
zogin Margarete”), — fie ſtellten ein militäriſches Eingreifen an des Kur⸗ 
fürſten Seite in Ausſicht und fo war es nicht zum wenigſten ihrer unzwei⸗ 
deutigen Stellungnahme zu danken, wenn ſich die Pommern ſchon Ende 
Juni zu einem für fie wenig günſtigen Frieden verſtehen mußten“). 
Ein halbes Jahr unermüdlicher Politik der Verſtändigung hatte dem mei⸗ 
ſterhaften Diplomaten Albrecht genügt, das widerſtrebende ſächſiſche Haus 
ſo weit an ſich zu ziehen, wie es faſt ein Jahrzehnt nicht geſtanden hatte. 
Die Aufgabe, über der Markgraf Johann um die Jahreswende verzwei⸗ 
felte, war überraſchend gut gelöſt. Geſchenke und freundſchaftliche Briefe 
wurden zwiſchen Berlin und Weimar getauſcht. Im Auguſt kam auch zu 
Olmütz der Friede zwiſchen Ungarn und Brandenburg dank der ſächſiſch⸗ 
bayriſchen Bemühung zuſtande. Bei der Lage der Dinge konnte Albrecht 
immerhin mit dem Ergebnis zufrieden ſein. Er erhielt 50000 Gulden gegen 
Aufgabe ſeiner Anſprüche. Das Schmerzliche dieſes Verzichts wurde auf⸗ 
gewogen durch die nun endlich erreichte Befriedung der hart heimgeſuchten 
Mark. Bald darauf kehrte der Kurfürſt nach Franken zurück. Nicht un⸗ 
rühmlich war der große Kampf ausgefochten. 

Auch die ſächſiſchen Herren konnten ohne Mißbehagen auf die nun 
abgeſchloſſene Periode der großen Kämpfe in ihrer Nachbarſchaft zurück⸗ 
blicken. Es war ihnen gelungen, unter vorſichtiger Wahrung ihrer Neutrali⸗ 
tät ein kräftiges Stück vorwärts zu kommen in der Verwirklichung ihrer 
nordwärts gerichteten Expanſionspläne. Dabei hatte ſich ihr Verhältnis 
zu den Nachbarn nicht verſchlechtert. Die ungariſche Pracht, die Herzog 
Albrecht zu Olmütz fo blendete*), ließ ihn wohl manche Verſtimmung 
leichter vergeſſen; mit Polen und Böhmen, auch dem Kaiſer ſtand man 
gut, mit Markgraf Johann wenigſtens nicht ſchlechter, mit ſeinem Vater 
aber ſicherlich viel beſſer als drei Jahre vorher. 


1) Prieb., II, 544. g 
2)9ͥ Margarete ftand als Nichte Kurfürſt Albrechts wie Herzog Wilhelms — 
ſie war eine Tochter Kurfürſt Friedrichs II. von Brandenburg — beiden Häuſern 
gleich nahe. | 

3) Bal. Prieb., I, 552, 556, 561. 

4) Vgl. Fraknoi a. a. O., S. 200. 
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VII. 


Die Frage des Reichskrieges gegen Ungarn und das 
Bündnis von Schleiz. 1479 — 1482, 


Wenn der Friede, den der Olmützer Tag dem deutſchen Oſten ge⸗ 
bracht hatte, wenigſtens teilweiſe nur von kurzer Dauer war, ſo findet das 
ſeine Urſache in dem noch ungeklärten Verhältnis des Königs Matthias 
zum Kaiſer. Als oſtdeutſche Landesherren nicht weniger wie als Kurfürſten 
des Reiches waren die Fürſten von Brandenburg und Sachſen an dem 
Verlaufe der zwiſchen den genannten Mächten wirkenden Gegenſätze 
intereſſiert. Schon im Herbſt 1479 konnte der Kaiſer über die feindſelige 
Geſinnung des Königs Matthias nicht im unklaren ſein, im Februar 1480 
folgte ein neuer Übergriff von ungariſcher Seite, der den Kaiſer ſeiner⸗ 
ſeits zu Rüſtungen veranlaßte !). Der Verſuch einer bayriſchen Ver⸗ 
mittelung ſcheiterte. Hatte noch im Vorjahre bei den ergebnislos verlau⸗ 
fenen Verhandlungen des Reichstages die Hilfe gegen die drohende Tür⸗ 
kengefahr im Vordergrunde geſtanden, ſo war von vornherein klar, daß 
auf dem Tage, den er 1480 berief, der Kaiſer auch mit beſtimmten For⸗ 
derungen hinſichtlich Ungarns an die Stände des Reiches herantreten 
würde. Er berief denn auch den Herzog Albrecht von Sachſen mit Heeres⸗ 
macht nach Linz, erfuhr aber eine mit dem Hinweis begründete Ableh⸗ 
nung, daß für Sachſens Lage die Gefahr eines ſolchen Schrittes bei der 
bedrohlichen Nachbarſchaft des Ungarn allzu groß ſei?). Prinzipiell konnte 
für den Herzog die Entſcheidungs) gar nicht auf eine perſönliche Auf⸗ 
forderung hin geboten erſcheinen, vielmehr war der Reichstag die ge⸗ 
gebene Stelle, an der über Gewährung oder Verſagung von Hilfe an den 
Kaiſer entſchieden werden mußte. Im Herbſt trat er zu Nürnberg zu⸗ 
ſammen. Kurfürſt Albrecht war perſönlich anweſend, Kurfürſt Ernſt 
durch feinen Bruder?) vertreten. Das ſeit dem Olmützer Tage verfloſſene 
Jahr hatte im ganzen beide Häuſer in einem freundſchaftlichen Neben⸗ 


1) Näheres über den Konflikt ſ. Fraknoi, a. a. O., S. 203f. 

2) Langenn, a. a. O. S. 129f. 

3) Von beſtimmendem Einfluß auf die Entſcheidungen der wettiniſchen 
Brüder find in erſter Linie der Obermarſchall v. Schleinitz und Johann v. Weißen⸗ 
dach, Biſchof v. Meißen. Des letzteren diplomatiſche Korreſpondenz mit dem 
Dresdner Hofe vgl. Dresden, Hauptſtaatsarchiv, Nr. 8607. 

4) Bericht Herzog Albrechts an Kurfürſt Ernſt: Dresden, Nr. 8607, 46. Auch 
Kurfürſt Ernſt war durch Krankheit am Reiſen verhindert, vgl. ſeinen Brief an 
Markgraf Johann, Grenzirrungen betreffend, 1480 Oktober 24. Dresden, 
Brandenburgiſche Sachen, Kapſel E, Nr. 105. 
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einander geſehen. Wiederholte Briefe des Brandenburgers an Markgraf 
Johann geben Zeugnis von feiner freundlichen Geſinnung!). Bemerkens⸗ 
werte Leitſätze enthält insbeſondere fein Brief vom 1. Februar: „... un- 
ſer ſweger beger nach, wollen wir nemen und geben, geben und nemen 
alle fruntſchaft, auch erleiden, wo wir ſtritig ſind, nach laut der eynung, 
aufſtrag, gutlich, rechtlich, wie ſie es gern haben, und uns aller fruntſchaft 
zu nemen und zu geben fleißen, wo uns das Gedeyhen mag und man es 
für gut von uns haben wil, dann wir zu lieb und fruntſchaft geneigt ſind.“ 
Das gleiche galt vom jungen Regenten der fränkiſchen Lande, Markgraf 
Friedrich: trotz vorhandener Irrungen meinte er: „jo iſt man ye auf das 
myndſt der Herrn von Sachſen ſicherer denn vor, als wir getrauwen“ ). 
Was endlich die Lage an der märkiſchen Grenze betrifft, ſo iſt bei der 
Sachſen niemals beſonders freundlichen und dabei wenig konzilianten 
Weſensart Markgraf Johanns ein Nachlaſſen der Reibereien nicht zu ver⸗ 
merken. Sächſiſche Untertanen werden z. B. in der Priegnitz von adligen 
Herren (v. Grevenitz und v. Calenberg) überfallen und erſt auf dringende 
Beſchwerde hin wieder frei gegeben?). Immerhin war auch hier offenbar 
auf beiden Seiten der gute Willen zu einem Ausgleich vorhanden. Dafür 
ſpricht ſchon die Berufung des ſächſiſchen Erbmarſchalls Löſer zum aus⸗ 
drücklichen Zwecke einer Grenzreviſion durch ſeine Herren nach Witten⸗ 
berg (Juni 1480)“; gerade er war ja an den meiſten dieſer ärgerlichen 
Händel intereſſiert. 

Territorialpolitiſche augenblickliche Rückſichten aufeinander werden 
in Anbetracht des ſomit recht günſtigen beiderſeitigen Verhältniſſes kaum 
die Stellungnahme der Fürſten zu den großen Fragen der Reichspolitik 
beeinflußt haben. Wie zu erwarten, lehnten Brandenburg und Sachſen in 
Nürnberg ein direktes Vorgehen gegen Ungarn ab, als dies der kaiſerliche 
Kommiſſar, Graf Haug v. Werdenberg, zu verlangen wagte5). Beide 
empfahlen vorerſt — wie alle anderen Reichsſtände — den Weg der Ver⸗ 
handlungen. In Fragen der Türkenhilfe war es Kurfürſt Albrecht, der eine 
prinzipielle Geneigtheit der Fürſten und Städtevertreter erzielte, während 


1) Prieb., II, 635 Januar 18. II, 642. Februar 1. Auch Berlin, 
Geh. St. Arch. Rep. 41, 2a. 

2) So Prieb., II, 670; ähnlich, II, 678. 

3) Berlin, Vgl. Geh. St. Arch. Rep. 41, 2a, Nr. 14. 

4) Weimar, B, 107, Bl. 4. 

5) Vgl. Wiedemann, Die Reichspolitik des Grafen Haug. v. Werden⸗ 
berg (Diff. Greifswald 1883), S. 60 f. Irrtümlich wird hier Herzog Albrechts 
Schreiben an den Kaiſer, das in den Mai 1480 fällt, als Sentenz des Herzogs 
auf dem Reichstage, alſo auf Oktober / November 1480, feſtgelegt. 
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die Entſcheidung über die Methode, die für den Kampf gegen die Türken 
geeignet erſcheine, im Sinne der Vorſchläge des ſächſiſchen Rates Schlei⸗ 
nitz gefaßt wurde. Schwere Differenzen erhoben ſich erſt, als die Aufbrin⸗ 
gung der bewilligten Hilfsvölker zur Beratung ſtand. Der kaiſerliche Ver⸗ 
treter Haug, Herzog Albrecht und in ihrem Gefolge einige geiſtliche 
Stände forderten Geldzahlungen der Stände zum Zwecke einer Werbung 
in des Kaiſers Namen, Kurfürſt Albrecht mit der Mehrheit wollte un⸗ 
mittelbar Einzelkontingente das Heer bilden laſſen. Die die Zeit bewegen⸗ 
den Reichsreformgedanken fanden alſo in dieſer Frage eine praktiſche 
Anwendung: das zentraliſtiſche Kaiſertum und das föderative Prinzip 
ſtanden ſich gegenüber. Es kann hier nur intereſſieren, welche Gründe 
dem Hohenzollern und dem Wettiner ihre Stellung in den verſchiedenen 
Lagern zuwies. Deutſchnationale Motive zu finden oder zu vermiſſen iſt 
vom Standpunkte einer ſpäteren Zeit wohl naheliegend, aber ſchon aus 
dem Grunde verfehlt, weil der Zeit das Bewußtſein nationaler Ver⸗ 
ſchiedenheit faſt völlig abging. Hoffnung auf eine vorteilhafte Stellung 
ihres Hauſes am Kaiſerhofe und im Gefüge des Reiches, wohl auch terri⸗ 
toriale Aſpirationen und Tatendrang!) gewannen Herzog Albrecht für 
die Partei des Kaiſers. Verſtimmung über die für ihn während des Glo⸗ 
gauer Streites wenig günſtige kaiſerliche Politik und die Befürchtung, 
ſein junger Schwager möchte allzu ſehr in Kaiſer Friedrichs Gunſt 
ſteigen, ja wohl gar dieſem im Kaiſertume nachfolgen — ein noch bei 
der Wahl Maximilians zu berührender Geſichtspunkt — trieben den 
Brandenburgiſchen Kurfürſten auf die andere Seite. Er gewann die 
Mehrheit für ſeinen Standpunkt und ſiegte. Mochten ihm Haug und 
Schleinitz entgegentreten, mochten ſie ihn der Abhängigkeit von Ungarn 
zeihen oder lebhaften Beifall finden mit der Widerlegung ſeiner gegen den 
ſächſiſchen Herzog vorgebrachten Verdächtigungen — er ſei Feind des 
Kaiſers, wolle ſelbſt Kaiſer werden uſw. — trotzdem ſiegte das alte . 
matiſche Geſchick Albrechts. 


Ein neuer Reichstag ſollte 1481 nochmals die ungariſche Frage Frage be⸗ 
handeln, Matthias ſuchte vorzubeugen. Er ermahnte Markgraf Johann 
und ebenſo die ſächſiſchen Brüder, ſich der Feindſeligkeiten gegen ihn zu 
enthalten. Die Sachſen behandelte er mit großer Vorſicht, um ſie nicht 
durch zu ſchroffe Forderungen dem Kaiſer in die Arme zu treiben. Im 
Januar 1481 unterhandelte Georg v. Stein in Dresden. Er ſcheint hier 
ſeinen letzten Erfolg bei den Sachſen errungen zu haben. Auf dem Reichs⸗ 


1) „der Türken halber bin ich all mein Tage begierig geweſen, wider ſie 
zu helfen,“ im Briefe v. 11. Mai. | 
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tage zu Nürnberg (Juli 1481) nämlich wies Kurfürſt Ernſt, der diesmal 
perſönlich beiwohnte, eine Unterſtützung gegen Ungarn rundweg von ſich. 
Mit Brandenburg hatte er Vorverhandlungen gepflogen!) und war 
vielleicht mit Kurfürſt Albrecht mehr einverſtanden als man nach dem 
äußeren Verlauf der Verhandlungen erwarten kann. Trat doch Alb⸗ 
recht, ganz im Gegenſatze zu feiner Haltung im Vorjahre, tatkräftig 
für die Unterſtützung des Kaiſers auch gegen Ungarn ein, ungeachtet 
der Gefahren, die ihm dadurch von Matthias drohten. Er hatte eine 
Entſcheidung getroffen, die ſchwerlich mit dem Olmützer Frieden zu 
vereinbaren war. 

In der Stellung Sachſens iſt — worauf ſchon hingewieſen wurde — 
bereits ſeit 1476 eine vorſichtige Zurückhaltung an die Stelle der früheren 
Politik des bedingungsloſen Anſchluſſes getreten. Die dieſen Wandel 
begleitende und von ihm angeregte Expanſion nach Norddeutſchland dauerte 
auch in dieſen Jahren fort. Die Poſtulierung des jungen Herzogs Ernſt 
zum Erzbiſchof von Magdeburg und Biſchof von Halberſtadt hatte zwar 
eine trotz allen Widerſtandes wachſende Abhängigkeit dieſer Communen 
von der ſächſiſchen Regierung zur Folge, ſchützte deren Untertanen aber 
auch tatkräftig gegen Übergriffe von Seiten der Nachbarn. So wollten 
die Streitigkeiten zwiſchen der Mark und Magdeburg kaum je ein Ende 
nehmen. Doch beeinträchtigten ſie die Beziehungen beider Herrſcher⸗ 
häuſer im ganzen nicht. Im nördlichen Thüringen vollzog ſich gleichfalls 
eine Entwicklung, die in Zeiten der Entfremdung ſchon früher Herzog 
Wilhelm gefürchtet hatte. Halle mußte die Gerichtshoheit über fein Stift 
den meißniſchen Herren zugeſtehen und ein weittragender Gewinn 
winkte ihnen, als 1479 Erzbiſchof Diether von Mainz den noch im Kindes⸗ 
alter ſtehenden dritten Sohn des Kurfürſten Ernſt, Albrecht, zum Proviſor 
des Eichsfeldes und der Stadt Erfurt?) erfor. Die Hauptſtadt der Thüringer 
Lande ſah ſich damit in ihren Hoffnungen auf Emanzipation von der 
mainziſchen Herrſchaft ſchwer bedroht. 1482 beſtieg Albrecht ſelbſt den 
Mainzer Stuhl und nach Herzog Wilhelms Tode ſchien auch Erfurt dem 
Schickſale, wenigſtens mittelbar wettiniſche Landſtadt zu werden, verfallen. 
Die mit Dänemark 1478 geſchloſſene, die mit Braunſchweig⸗Lüneburg bald 
danach angebahnte Eheverbindung ſteigerten noch mehr das Übergewicht 
der Wettiner in Norddeutſchland. Sie ſind es auch, denen der Kaiſer die 
Einladung der niederdeutſchen Fürſten und Reichsſtädte zur Teilnahme an 
den Nürnberger Tagen auftrug. 


1) Prieb., II, 721. a | 
2) Vorverhandlungen der Vereinbarung mit Mainz vgl. Weimar, B, 104, 3. 
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Konnten ſich die meißniſchen Herren der Ausbreitung ihres Einfluſſes 
im Norden und auch nach Weſten hin freuen, ſo ſchien ihre Sicherheit im 
Often um fo bedrohter. Sie vermieden ängſtlich einen offenen Konflikt 
mit König Matthias, aber Reibereien im kleinen und die nicht mehr zu be⸗ 
zweifelnde Tatſache, daß auf Gebietserweiterung hier für ſie nicht mehr 
zu rechnen war, begannen ihre Haltung allmählich immer deutlicher 
zu beeinfluſſen. Der früher berührte Streit über die ſächſiſche Waid⸗ 
niederlage zu Großenhain lebte wieder auf. Ungarns Hauptvertreter, 
Georg v. Stein, wirkte aus perſönlichen Gründen!) bei ſeinem Herrn gegen 
Sachſen. Das Herzogtum Ols, mit deſſen Erwerbung man ſchon ſicher ge⸗ 
rechnet hatte, kaufte 1480 Matthias ſelbſt, ja im Juli 1481 forderte er 
Hans v. Bieberſtein auf, ſeinem mit den Sachſen geſchloſſenen Vertrage 
nicht nachzukommen. Wahrlich Grund genug, daß ſolcher Feindſeligkeit 
gegenüber auch die ſächſiſchen Herren die bisherige Rückſicht fallen ließen. 
Sie gaben dem Wunſche des Kaiſers nach, die als Türkenhilfe geſtellte 
kleine Abteilung unter Sittich v. Zedwitz auch gegen Ungarn zu verwenden. 
Bei dem wenig günſtigen Verlaufe, den der Kampf gegen den Ungarn für 
ihn nahm, war Kaiſer Friedrich ſchon dieſe an ſich unbedeutende Hilfe ſehr 
willkommen. Sein Wohlwollen gegen die Wettiner verſchaffte zum Danke 
dem Herzog Albrecht die Anwartſchaft auf das Erbe von Jülich⸗Berg. 
Auch mit Böhmen fand Kurfürſt Ernſt einen befriedigenden Ausgleich, 
der dem Bedürfnis möglichſt allſeitiger Sicherung angeſichts des kommen⸗ 
den Konfliktes mit Ungarn entſprach. Man kann den Zeitpunkt der ſäch⸗ 
ſiſchen Entſcheidung gegen Ungarn etwa in die Zeit während oder kurz 
nach dem zweiten Nürnberger Reichstag feſtſetzen. Vielleicht war ſie durch 
den Eifer, den Kurfürſt Albrecht in den Verhandlungen auch für eine 
Reichsunterſtützung gegen Ungarn an den Tag legte, mit bedingt. Sie be⸗ 
deutete jedenfalls ein Einlenken in die Bahnen der brandenburgiſchen Politik. 

Es iſt ohne Zweifel ſchon als ein Zeichen der kommenden An⸗ 
näherung anzuſehen, daß der heftige Zuſammenſtoß des Kurfürſten Al⸗ 
brecht mit ſeinem Schwager auf dem erſten Nürnberger Tage ohne ernſte 
Folgen blieb?). Mancherlei Differenzpunkte hätten ſich auch in der Folge⸗ 
zeit geboten?). Mitte 1481 ſetzt gleichwohl eine regere Korreſpondenz 
ein, an der Kurfürſtin Anna ſcheinbar ſtarken Anteil in vermittelndem 


1) Vgl. Polit. Korreſp. Breslaus, II, 341, S. 28. Hier näheres über den 
Steinſchen Konflikt. 

2) Dieſe Tatſache iſt um ſo bemerkenswerter, als Albrechts nie beigelegte 
Feindſchaft mit Graf Haug v. Werdenberg ja von der gleichen Gelegenheit 
abzuleiten iſt. 

3) Prieb., II, 659, Anm. Weimar, B, 107, BI. 4—7, 9—12. 
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Sinne nahm. Im Auguſt glaubte Albrecht einer ſächſiſchen Hilfe gegen 
Ungarn bereits ſicher zu ſein, wenn er auch auf eine Anfrage der Brüder 
lieber eine direkte Fehdeanſage vermieden und nur die Treue gegen den 
Kaiſer betont wiſſen wollte. Schon ging er über die ungariſche Frage ſelbſt 
hinaus: in der weſtdeutſch⸗franzöſiſchen Reichspolitik dachte er an gemein⸗ 
ſame Vertretung auf einem Tag, der zu Metz gehalten werden ſollte. 
Seine Schreiben zeigen zunehmend wärmeren Ton. Auch ſeinen Räten 
gegenüber gab er der Abſicht, ſich enger an die Verwandten anzuſchließen, 
Ausdruck. Kurz nach Neujahr trat er dann mit dem Vorſchlage einer Ver⸗ 
ſtändigung über die gemeinſam gegen Ungarn zu ergreifenden Maß⸗ 
regeln an ſeine Schwäger heran! Umgehend erklärten dieſe ihr Einver⸗ 
ſtändnis. Der über die Vorgänge im Reiche ſtets gut unterrichtete Ungarn⸗ 
könig merkte ſogleich die ihm bedrohliche neue Koalition. Wenn man auch 
annehmen darf, daß er von den direkten Verhandlungen noch nichts wußte, 
ſo war ihm die ſächſiſch⸗brandenburgiſche Gemeinſamkeit in der Aufbrin⸗ 
gung der Kontingente zum Reichsheere z. B. nicht verborgen. Jedenfalls 
bat er — gewandt und vorſichtig — noch im Januar 1482 Herzog Wilhelm 
um Vermittlung, die er auch vorläufig zugeſagt erhielt. Ein raſcher 
Meinungsaustauſch der ſächſiſchen und brandenburgiſchen Fürſten folgte. 
Markgraf Johann beteiligte ſich und ſchlug ſelbſt eine Konferenz aller Für⸗ 
ſten zu Schleiz auf Sonntag Lätare vor (17. März). An die zu Breslau 
verſammelten Fürſten und Stände Schleſiens legten die Sachſen Ver⸗ 
wahrung wegen der ihnen nachgeſagten Feindſeligkeit gegen Matthias 
ein mit der Anfrage, welche Haltung die Schleſier im Kriegsfalle einzu⸗ 
nehmen gedächten!). Die Stände hofften auf Bewahrung des Friedens. 
Von verſchiedenen Seiten wurden die Sachſen vor Matthias Spionage 
und ſeinen kriegeriſchen Abſichten gewarnt; er ſollte einen überraſchenden 
Angriff durch Böhmen auf Meißen im Schilde führen. Der Plan des 
Schleizer Tages wurde von allen Beteiligten gebilligt. Kurfürſt Albrecht 
ging ſo weit mit den Sachſen, daß er ſogar an einer ſächſiſchen Beſetzung 
des Würzburger Bistums nichts Unangenehmes fand:). Er bat auch 
ſeinerſeits Herzog Wilhelm um Beteiligung an den Verhandlungen. Kur⸗ 
fürſt Ernſt berief ſeinen Sohn, den jungen Adminiſtrator von Magdeburg, 
um ihm Gelegenheit zu bieten, ſich mit Markgraf Johann über verſchie⸗ 
dene Streitpunkte zu vergleichen. Zur feſtgeſetzten Zeit begannen die 
Verhandlungen und in kurzer Friſt hatte man ſich geeinigt. Auf vier 
Punkte läßt ſich das Ergebnis zuſammenfaſſen: 


1) Polit. Korreſp. Breslaus, II, 370, S. 47. 
2) Brief an Michel v. Schwarzenberg, Januar 30. Prieb., III, 835. 
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1. Die zur Teilnahme am Kriege auffordernden Briefe des Königs 
Maäatthias werden vorerſt nicht beantwortet. | 

2. Die beteiligten Fürſten verpflichten ſich zu gegenfeitiger Unter⸗ 

ſtützung im Falle eines ungariſchen Angriffs. 

3. Siegt der Kaiſer in dieſem Kriege, ſo ſoll eine neue Zuſammen⸗ 

kunft ſtattfinden. | 3 | 

4. Markgraf Johann foll bei weiterem Drängen ſeitens Matthias 

auf ſeine Abhängigkeit von den Beratungen mit Kurfürſt Albrecht 
und den Sachſen verweiſen und nötigenfalls ſich deren Vermitte⸗ 
lung bedienen. 

Man wird die Bedeutung dieſer Schleizer Abmachungen nicht leicht 
überſchätzen können. Schon als augenblickliche Löſung der ungariſchen 
Frage ſind ſie bedeutſam genug. Der Faden zu Matthias wird keineswegs 
abgeſchnitten, der rein defenſive Charakter beſonders betont, ohne dabei 
die Freiheit der Stellungnahme zur Reichshilfe zu beeinträchtigen. Für 
Markgraf Johann, der den Forderungen des Königs und Steins beſonders 
ausgeſetzt und diplomatiſch am wenigſten gewachſen war, wird ein 
beſonderer Weg gefunden. Einſchneidender iſt aber der Schleizer Tag 
für die Geſchichte der ſächſiſch⸗brandenburgiſchen Beziehungen überhaupt. 
Zum erſten Male wird eine durchgreifende Verſtändigung von beiden 
Seiten aufrichtig erſtrebt und bis zu einem gewiſſen Grade auch wirklich 
gefunden. Daß man ſelbſt im Verhalten zum Kaiſer die alte Rivalität 
überbrücken zu können glaubt, daß man auch hier eine gemeinſame Haltung 
für die Zukunft vorſieht, iſt etwas Neues. Das Prinzipielle in der Rege⸗ 
lung ihrer Beziehungen ſcheint den Fürſten auch ſelbſt nicht unbewußt 
geblieben zu ſein; denn nur die großen Fragen der Politik wurden behan⸗ 
delt, die kleinen Irrungen nicht berührt. Fragt man endlich nach der Be⸗ 
deutung des Tages für die Folgezeit, ſo liegt dieſe auch mehr in der 
Beeinfluſſung der beiderſeitigen Beziehungen als in der des Verhältniſſes 
zu Ungarn. Kurfürſt Albrecht iſt von dieſem Tage an nicht mehr in einen 
wirklich ernſthaften Gegenſatz zu den Wettinern getreten. 


VIII. 


Die letzten Lebensjahre beider Kurfürften. 
1482 —1486, 


Matthias und Georg v. Stein maßen dem Ergebnis von Schleiz offen⸗ 
bar keine allzu tiefe Bedeutung bei, wenn es auch zur Vorſicht und Zurück⸗ 
haltung mahnen mochte. Ein Bericht wie der des Biſchofs von Lebus, 
Markgraf Johann ſei zu jeder Nachgiebigkeit bereit und durchaus fried⸗ 
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lich, machte Stein noch ſicherer. Im April und Mai erſchien er in Dresden, 
aber hier ließ er ſich durch den ihm an Gewandtheit ebenbürtigen Miltitz 
durch ſo nichtsſagende Verſprechungen täuſchen, daß er bald ſcharfe 
Vorwürfe ſeines Königs wegen dieſes Mißerfolges zu hören bekam !). Seine 
und des unruhigen Hans von Sagan wiederholte Klagen über branden⸗ 
burgiſche Übergriffe wurden von den ſächſiſchen Herren entweder über⸗ 
haupt abgewieſen oder der Weg der Vermittelung empfohlen. Alle dieſe 
Verſuche, die eben gefeſtigte Verſtändigung zu trüben, ſchlugen fehl. Als 
ein offenbares Entgegenkommen ſächſiſcherſeits iſt auch die Ende Juli er⸗ 
folgende Abberufung Heinrichs v. Miltitz von ſeinem Saganer Poſten 
anzuſehen; hatte er doch ſeine Abneigung gegen Markgraf Johann nie 
verleugnet. Noch im Sommer dieſes Jahres ſollte dem Markgrafen die 
ſächſiſche Unterſtützung nötig werden. Von Matthias ermutigt, beun⸗ 
ruhigte Hans v. Sagan immer von neuem die Mark; Kurfürſt Albrecht 
kamen obendrein neue Nachrichten über feindliche Abſichten des Ungarn⸗ 
königs ſelbſt zu Ohren; ſo empfahl er ſeinem Sohne engſten Anſchluß 
an Sachſen und Annahme einer ſächſiſchen Vermittelung, wenn ſie ſich 
irgend zuſtande bringen ließe. Nicht ohne Widerſtreben, wie aus dem Tone 
ſeiner Schreiben an die Sachſen und auch aus gelegentlichen Außerungen 
zu Matthias hervorgeht, fügte ſich Johann dem Wunſche ſeines Vaters. 
Ende Auguſt nahm er eine von Sachſen erwirkte Vermittelung an?), am 
16. September vermittelten ſächſiſche Räte einen Frieden mit Herzog 
Hans zu Kamenz. Nur ein Monat verging und wieder war es Sachſen, 
das den nunmehr endgültigen Vergleich des Markgrafen mit Stein als 
ungariſchen Bevollmächtigten zum Abſchluß führte. Durch Kauf gingen 
Croſſen, Bobersberg, Züllichau und Sommerfeld an Brandenburg über. 
Hinter dieſen ſcheinbar günſtigen Bedingungen verbarg ſich doch eine An⸗ 
erkennung der ungariſchen Oberhoheit. Kurfürſt Albrecht war mit dieſem 
Ergebnis wenig zufrieden, ſo dankbar er anderſeits die ſächſiſche Unter⸗ 
ſtützung anerkannte. | 

Es ift dem alten Kurfürſten nicht gelungen, in den letzten Jahren 
ſeines Lebens noch einmal in nähere Verbindung mit dem Kaiſer zu tre⸗ 
ten; der Bruch mit Graf Haug vergrößerte den Riß noch; auch Bayern, 
mit dem er nach 1476 leidlich ausgekommen war, ſtand Anfang der 80 er 
Jahre wieder ſchroffer gegen ihn. Sein altes Bemühen, der wittels⸗ 
bachiſchen Macht in einer Vereinigung der kleinen ſüddeutſchen Reichs⸗ 
ſtände ein Gegengewicht zu bilden, lebte wieder auf. So war es natürlich, 

1) Vgl. Kneſchke, a. a. O. 

2) Dresden, Wittenb. Arch., I, 169/170. Concept. 
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daß er mit allen Mitteln die Wettiner an ſeiner Seite zu halten verſuchte. 
Als darum die ſächſiſchen Herren mit Berufung auf die Schleizer Überein⸗ 
kunft Mitte 1482 einen ſcharfen Proteſt gegen ſeinen Hauptmann zu 
Hof, Aufſeß, erhoben, war er ſogleich zu Verhandlungen bereit!). Es 
gelang, ſich in einer großen Reihe von Einzelfällen zu vergleichen. Eine 
gewiſſe Beruhigung, vielleicht nicht ohne Zuſammenhang mit einem Wech⸗ 
ſel in der Amtmannſchaft des fränkiſchen Gebirgskreiſes — v. Redwitz 
wurde Aufſeß' Nachfolger —, trat nach dieſen Coburger Verhandlungen 
immerhin ein; ein endgültiger Ausgleich wurde nicht erzielt, lag aber auch 
bei der komplizierten Natur der voigtländiſchen Grenze kaum im Bereiche 
der Möglichkeiten. Den weiteren Zweck, dauernd mit ſeinen Schwägern 
in Fühlung zu bleiben, hatte Albrecht hier ebenſo erreicht wie etwa durch 
die Abordnung eines Rates zur Teilnahme an ſächſiſch⸗böhmiſchen Ver⸗ 
handlungen (Ende Oktober 1482) zu Eger oder durch freundſchaftliche 
Beſprechungen über die Aufbringung der Landbede, die er für die folgende 
Faſtenzeit plante. 

Im Herbſte dieſes Jahres ſtarb kinderlos Herzog Wilhelm von Thü⸗ 
ringen. Seine Neffen traten ſein Erbe an. Lange Jahre hindurch hat 
kein deutſcher Fürſt dem Kurfürſten Albrecht perſönlich ſo nahe geſtanden 
wie dieſer Herzog:). Auch nach der Trübung während und nach dem Tage 
von Halle (1473) iſt das Bemühen des Brandenburgers, ſich ſeine Geneigt⸗ 
heit zu erhalten, unvermindert zu beobachten. Eine wirkliche Zuneigung 
ſcheint die Wahrung des politiſchen Vorteils unterſtützt zu haben. Auf 
dem Schleizer Tage iſt Herzog Wilhelm das letzte Mal politiſch hervorge⸗ 
treten, ohne in der ungariſchen Frage eine beſonders bedeutende Rolle zu 
ſpielen. Auf den beiden Nürnberger Reichstagen ſchloß er ſich durchaus an 
ſeine Neffen an, wie er ja auch ihr Vordringen in Norddeutſchland mit 
wohlwollender Teilnahme verfolgte. Die direkte Annäherung der Kur⸗ 
fürſten Ernſt und Albrecht mußte die Bedeutung ſeiner bisherigen Ver⸗ 
mittlerſtellung herabmindern, und da er auch ſonſt die Tätigkeit ſeiner 
letzten Jahre vorwiegend der inneren Pflege ſeines Landes — in erſter 
Linie der Kloſterreform — zuwandte, fo wurde fein Ableben zu einem 
bemerkenswerten politiſchen Ereignis nicht ſo ſehr durch den Ausfall 
ſeiner Teilnahme am Gang der Ereigniſſe als vielmehr durch das Schickſal 


1) Weimar, B, 113, 2—4, 10—62. 

2) Vgl. die allerdings ſtark panegyriſchen „Anmerkungen über den Charak- 
ter Wilhelms III., des Tapferen, Herzogs zu Sachſen“ von C. W. Schneider 
in den Sammlungen zu der Geſchichte Thüringens, II, 1 (Weimar 1772); 
ſie bringen auch einige Urkunden. 
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ſeines Territoriums, d. h. durch den Anfall Thüringens an das ſächſiſche 
Kurhaus!). Die meißniſchen Brüder wurden dadurch zu den mächtigſten 
Territorialfürſten des Reiches. Ihr Gebiet übertraf das aller anderen 
Reichsſtände an räumlicher Ausdehnung?) und an innerer Geſchloſſen⸗ 
heit. Der Brandenburger verkannte die Verſchiebung der politiſchen 
Machtverhältniſſe nicht. Eine gewiſſe Animoſität gegen ſeine mächtigen 
Bündner iſt in der Folgezeit nicht zu verkennen, aber das Vertrauen, das 
er in Zeiten des Höhepunktes der ungariſchen Kriſe zu ihrer Geſinnung 
gefaßt hatte, blieb doch unerſchüttert. Markgraf Johann, der für die Aus⸗ 
zahlung ſeines Heiratsgutes infolge von Wilhelms Tode zu fürchten be⸗ 
gann, hatte nicht übel Luſt, mit Erbanſprüchen auf den Plan zu treten. 
Mit Recht riet ihm ſein Vater davon ab. Er beſchritt den Weg der Ver⸗ 
handlungen, in die ſeine Vettern willigten. Eher zeigte ſich der alte Kur⸗ 
fürſt einverſtanden mit ſeines Sohnes Abſicht, den Gewinn des ungariſchen 
Friedens, die Herrſchaft Kroſſen, an die ſächſiſchen Herren zu veräußern“). 
War er doch nie über dieſen durch Verzicht auf ſeinen bisherigen Stand⸗ 
punkt erkauften Landgewinn erfreut geweſen. Aber aus dem Handel wurde 
nichts. Die Sachſen ſcheuten ſich wohl, ihre Grenze gegen Ungarn noch 
zu verlängern; dazu hatte die neue Erbſchaft ihre Intereſſen ſowieſo 
noch weiter nach Weſten und Norden verſchoben. Als Gerüchte über ein 
geplantes ſächſiſch⸗ungariſches Bündnis dem Kurfürſten Albrecht zu 
Ohren kamen“), hielt er ſolches für unmöglich, einmal wegen des noch 
ſchwebenden Konfliktes des Kaiſers mit Matthias, dann aber auch, weil 
ſie ſchwerlich, ohne ſich mit ihm vorher „nach laut unſrer verwantnus“ 
verſtändigt zu haben, auf einen ſolchen Handel eingingen. Zwar rät 
er dem Markgrafen Johann, Erkundigungen einzuziehen, aber „wir 
glauben ye, das fie wider den kayſer und uns nichts handeln“. Diefer 
Überzeugung gab er wiederholt Ausdruck und er traf damit wohl das 
Richtige, denn auch von ſächſiſcher Seite ſuchte man die guten Beziehungen 
zu dem alten Kurfürſten zu pflegen. 

Obwohl er ihnen die Sicherung der Mark auf Grund der Herbſt⸗ 
verträge 1482 zum guten Teil verdankte und auch wegen des Heiratsgutes 
Entgegenkommen fand, kam Markgraf Johann niemals aus den kleinen 
Zwiſtigkeiten mit ſeinen Vettern heraus. In dieſen Jahren war es be⸗ 


1) Die Belehnung durch den Kaiſer erfolgte im Juli 1483. Prieb., III, 962. 

2) Er erreichte in Süden beinahe den Main, und im Oſten die Oder, im 
Norden die Havelſeen und die Spree; im Weſten griff es über die Werra hinaus. 

3) Der Kaufpreis ſollte 66000 Gulden betragen, Prieb., III, 951. 

4) Prieb., III, 991. 
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ſonders der Magdeburger Adminiſtrator, mit dem er dauernd Händel 
auszutragen hatte. Auch niederdeutſche Landesherren, Welfen und An⸗ 
haltiner, waren teilweiſe an den Verhandlungen, die meiſt vom ſächſiſchen 
Kurfürſten vermittelt wurden, beteiligt, ſo in Fragen der Elbſchiffahrt. 
Mit Hans v. Sagan geriet Johann 1484 in eine neue Irrung, die 
nach langem Hin und Her in Dresden beigelegt wurde. Zu einem ſchweren 
Konflikt drohte ſich endlich der Schleinitzſche Streit auszuwachſen!). Der 
ſächſiſche Obermarſchall lag in Streit mit einigen märkiſchen Adligen, 
deren Standpunkt Markgraf Johann mit angeblich für die Ehre Schlei⸗ 
nitzens verletzenden Außerungen über deſſen Politik beitrat. Schleinitz 
forderte in hochfahrendem Tone Aufklärung, erregt antwortete der Mark⸗ 
graf, und bald ſahen ſich die ſächſiſchen Herren und Kurfürſt Albrecht ver⸗ 
anlaßt, ſelbſt einzugreifen. Letzterer tat es in verſöhnlichem Sinne und 
nicht ohne deutliche Zurechtweiſung ſeines Sohnes. Unter den Gründen, 
mit denen er Johann zum friedlichen Einlenken zu beſtimmen ſuchte, 
fand ſich auch der erneute Hinweis auf das bedrohliche Anwachſen der 
ſächſiſchen Macht?). 

Dieſe Befürchtung war aber ſchon in dieſem Augenblick — Juni 1485 
wurde der Schleinitziſche Handel endgültig beigelegt — bis zu einem ge⸗ 
wiſſen Grade hinfällig geworden. Kaum war Thüringen im ſächſiſchen 
Kurhauſe aufgegangen, da begannen auch ſchon Verhandlungen, die eine 
Teilung des Geſamtterritoriums anſtrebten. Haben wir im Verlaufe der 
Jahre ſeit 1464 eine Zwieſpältigkeit der ſächſiſchen Politik trotz der ver⸗ 
ſchiedenen Naturen des fürſtlichen Brüderpaares nicht beobachten kön⸗ 
nen, ſo nimmt dieſe neue Tendenz wunder. Sie allein aus einer Ver⸗ 
ſtimmung Herzog Albrechts anläßlich der Romreiſe des Kurfürſten 1480 
abzuleiten, geht ſchon darum nicht an, weil er gerade 1485 mancherlei 
Bedenken gegen die Trennung äußerte. Außerdem ſind kleinere Differen⸗ 
zen auch früher ſchon nachguweifen®). Es ſoll hier den Gründen der Tei⸗ 
lung“) nicht nachgegangen werden, denn ein aktiver Einfluß der hohen⸗ 
zollernſchen Fürſten iſt weder bei den Vorverhandlungen, noch beim 
endgültigen Abſchluß (25. Auguſt 1485) feſtzuſtellen. 

Die Einheitlichkeit der ſächſiſchen Reichspolitik blieb um die Mitte 
der achziger Jahre noch gewahrt. Sie wurde beſtimmt durch einen engen 


1) Prieb., III, 1003f. 

2) Prieb., III, 1009. 

3) Weimar, Rep. 85, Nr. 13. 

4) An einem namhaften Anteil des Marſchalls v. Schleinitz z. B. iſt nicht zu 
zweifeln. f 
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Anſchluß an Kaiſer Friedrich. Nur durch die ungariſche Gefahr beſchränkt 
in ihrer vollen Ausprägung bildet dieſe Politik zugleich einen weſentlichen 
Unterſcheidungspunkt von der Stellung des Kurfürſten Albrecht. Die 
Folgen dieſer Verſchiedenheit konnten nicht ausbleiben und mußten not⸗ 
wendig die einſt zu Schleiz feſtgelegten gemeinſamen politiſchen Richt⸗ 
linien beeinträchtigen. Die kaiſerliche Politik, insbeſondere Graf Haug, 
arbeitete offenbar auch in dieſem Sinne. 1481 verlobte Kurfürſt Albrecht 
ſeine Tochter Sybille mit Wilhelm IV., Herzog von Jülich⸗Berg; 1483 
erhielt Herzog Albrecht als Dank für die Ungarnhilfe die Erbanſprüche auf 
die niederrheiniſchen Lande verliehen. Nicht ſo durchſichtig liegen endlich 
die Dinge in der letzten großen reichspolitiſchen Angelegenheit, zu der die 
Kurfürſten Albrecht und Ernſt Stellung nahmen, bei der Königswahl 
Maximilians. Schon über die Haltung des Hauptbeteiligten, des Kaiſers 
ſelbſt, gehen die Anſichten weit auseinander !). Jedenfalls ſteht feſt, daß 
Kurfürſt Albrecht ſehr lange über die Pläne Friedrichs im unklaren ge⸗ 
laſſen wurde. Inwieweit Sachſen dabei die kaiſerliche Verheimlichungs⸗ 
politik ihm gegenüber unterſtützte, hängt weſentlich vom Inhalte der Ver⸗ 
handlungen zu Innsbruck im Februar 1484 ab, die dort von Herzog Al⸗ 
brecht gelegentlich der Vermählung ſeiner Tochter mit Herzog Siegmund 
von Tirol mit Graf Haug gepflogen wurden. Im Herbſt erſchien dann Haug 
ſelbſt am ſächſiſchen Hofe. In dem die ganze Zeit hindurch recht lebhaften 
und freundſchaftlichen Briefwechſel zwiſchen dem Brandenburger und den 
Sachſen berichteten dieſe auch eingehend von den Unterhandlungen 
mit Haug, ohne aber die Königswahl irgendwie zu erwähnen. Auf dem 
ergebnislos verlaufenen Frankfurter Reichstage Anfang 1485 zeigt 
ſich Kurfürſt Albrecht einer Wahl Maximilians offenbar abgeneigt, ohne 
daß darum ein beſonderer Gegenſatz zu den Sachſen hervortritt. Sein 
Argwohn gegen den in ſo hoher kaiſerlicher Gunſt ſtehenden Herzog Al⸗ 
brecht iſt nicht zu leugnen, braucht aber noch nicht die wirklich ernſthafte 
Befürchtung gegen ein kommendes wettiniſches Kaiſertum zu bedeuten. 
Zu Frankfurt arbeiteten beider Rate ſocialiter )). Während aber Kurfürſt 
Albrecht noch das ganze Jahr 1485 einer Wahl Maximilians abgeneigt 
ſchien, neigte Kurfürſt Ernſt immer mehr zu ihrer Beförderung, für die 
ſein Bruder offenbar ſchon ſeit längerer Zeit gewonnen war. Tatkräftig 


1) Vgl. Adolf Bachmann, Zur deutſchen Königswahl Maximilian 1. 
im Archiv für öſterr. Geſch. 76, 559 —605. Dagegen F. Priebatſch, Die Reiſe 
Kaiſer Friedrichs III. ins Reich 1485 und die Wahl Maximilians. Mitt. d. Inſt. 
f. öſterr. Geſch. Forſch. 19, 302—26. Ferner Ullmann, Maximilian I., Wiede⸗ 
mann, a. a. O., S. 79f. | 

2) Prieb., III, 1038. 
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arbeiteten die Brüder in des Kaiſers Sinne, ſeit ſie mit ihm im Oktober zu 
Bamberg zuſammengetroffen waren. Endlich als letzter unter den ſechs 
beteiligten Kurfürſten ließ auch der Brandenburger ſeinen Widerſtand 
fallen. Im Februar 1486 erfolgte die Wahl Maximilians, ſchon einen 
Monat ſpäter verſchied Kurfürſt Albrecht, kurze Zeit darauf folgte ihm 
Kurfürſt Ernſt. Ihre letzte gemeinſame politiſche Tätigkeit hatte dem 
Reichswohle gegolten, zu ſeinem Beſten hatten ſie in Frankfurt in freund⸗ 
ſchaftlichem Nebeneinander gewirkt! ). 

Für Brandenburg bedeutet die Regierungszeit Albrechts einen für 
lange Zeit weder vor⸗ noch nachher erreichten Höhepunkt. Ein hochbegabter 
Fürſt wirkte mit den zuſammengefaßten Kräften ſeiner beiden Territorien 
vorwiegend im Rahmen der Reichspolitik an ziemlich allen Händeln, die 
das Reich berührten, in beherrſchender Rolle mit. Reichs⸗ und Territorial⸗ 
politik in ihrer kaum zu entwirrenden Verflechtung brachten ihn dabei 
in wechſelnde Beziehungen zu ſeinem mächtigſten deutſchen Nachbarn, 
den Wettinern. 

Die ſächſiſch⸗thüringiſchen Lande erreichten um dieſe Zeit eine mit 
wirtſchaftlichem Aufſchwung und organiſatoriſcher Feſtigung nach innen 
verknüpfte Machtfülle, die ihre Fürſten zu großzügiger Politik befähigte, 
wie ſie ihren Nachfolgern wenigſtens in ſolcher Einheitlichkeit verſagt 
blieb. 

So bieten dieſe Jahre das Nebeneinander zweier großer, einander 
ebenbürtiger deutſcher Territorien, deren Rivalität natürlich und deutlich 
erkennbar iſt, aber deren Handelsfreiheit weit mehr durch die Nachbar⸗ 
ſchaft mächtiger Fremdſtaaten beſchränkt wird als durch die Bindung 
innerhalb des Reichsorganismus. Für beide bedeutet das Jahr 1485 
bzw. 1486 einen ſcharfen Einſchnitt. Die Folgezeit ſieht ſie beide in einem 
infolge von Gebietsteilung und anders geartetem politiſchen Intereſſe 
der Regenten offenſichtlich herabgeminderten Maße von Macht und Be⸗ 
deutung die Schwelle der Neuzeit überſchreiten. 


1) Den Nutzen des Reiches hatte bei der Bitte um Teilnahme am Reichstage 
ſchon das ſächſiſche Einladungsſchreiben an Albrecht hervorgehoben, 1485 De⸗ 
zember 4. Prieb., III, 1162. 
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Der politiſche Charakter der Poſener Landſchaft.“) 
Von | 
Manfred Laubert. 


In dem Beſtreben, jede Maßnahme der preuß. Regierung als eine 
Verfolgung des Polentums zu diskreditieren, hat das bekannte, zu Orien⸗ 
tierungszwecken der Entente ſchon im Herbſt 1918 bereitgeſtellte Werk: 
„Polen. Entwicklung und gegenwärtiger Zuſtand“ (Bern), die Grün⸗ 
dung des Poſener Kreditvereins von 1821 als die Schaffung eines Organs 
zur Anſetzung deutſcher Koloniſten zu ſchildern gewagt?). Demgegenüber 
iſt Prof. Buzek in ſeiner ausgezeichneten Geſchichte der preuß. Politik 
gegenüber den Polen (polniſch⸗Lemberg 1909) ehrlich genug, um anzu⸗ 
erkennen, daß die Geſellſchaft völlig polniſchen Charakter trug und ein 
Beweis für die damals dem Adel günſtige Stimmung der herrſchenden 
Kreiſe in Berlin und die erſte machtvolle wirtſchaftliche Schöpfung ſeiner 
Landsleute in der Provinz war)). Ebenſo hat Mauer betont“), daß die 


1) Nach Oberpräſidialakten IX B. b. 13a, B. c. 5a, Bd. I und 14; XV F. 8. 
Bd. I/V, 12a und b und XXXI F. 75 und 286 im Staatsarchiv zu Poſen; 
R. 77 523a Stände Poſen, 19. Bd. I; R. 89. C. XI b 2. Bd. II; D. I. 69 u. 
E. XVII 7 u. 8 im Geh. Staatsarchiv zu Berlin u. d. Akten im Miniſterium d. 
Inneren. 

2) S. 636: „In Poſen beſtand ſchon ſeit 1821 eine Bodenkreditgenoſſenſchaft; 
dieſes von der preuß. Regierung errichtete Inſtitut förderte jedoch weniger das 
Wohl der polniſchen Gutsbeſitzer, ſondern vielmehr die deutſche Koloniſation in 
polniſchen Landen.“ Bezeichnend für die Unaufrichtigkeit dieſes Werks iſt es 
aber, daß S. 267 /8 gejagt wird: „Dagegen wurden auf wirtſchaftlichem Gebiet 
zwei für die Bevölkerung in der Tat nützliche Reformen durchgeführt. Es war 
dies die Schaffung der Bodenkreditgeſellſchaft und die i. J. 1823 erfolgte Einbe⸗ 
rufung der Generalkommiſſion. 

3) S. 57 und 112. 
4) Das landſchaftliche Kreditweſen Preußens. Straßburg 1907, S. 70ff. 
u. öfter. 
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Poſener Landſchaft im Gegenſatz zu den Inſtituten anderer Landesteile 
politiſch eine Rolle geſpielt hat und als Kampforgan für ihre nationalen 
Zwecke von den Polen gemißbraucht wurde. Auch Grolman ſchreibt 
bereits in ſeinen Bemerkungen über die Provinz von 1831: Die Herſtellung 
des Kredits durch die Einrichtung des Hypothekenweſens, das Inſtitut 
der Pfandbriefe, wurde nur dazu verwendet, um Geldmittel zur Rebellion 
herbeizuſchaffen. Der Aufſtand in Warſchau und ſeine Dauer war nur 
möglich durch den Pfandbriefkredit. 

In wie weit dieſe Behauptungen der Wahrheit entſprechen, läßt 
ſich zunächſt verfolgen an dem Verlauf der Wahlen für die Poſten 
der Landſchaftsräte. 1821 unter Zutritt von 7 Deutſchen und 67 Po⸗ 
len begründet und mit einem zinsfreien ſtaatlichen Darlehen von 200000 
Rtrn. ausgeſtattet, hatte die Kreditgenoſſenſchaft bei der Agrarkriſis der 
20er Jahre ſofort eine ſchwierige Aufgabe zu löſen. Die Häufung der 
Geſchäfte machte nach dem Tod des Rats v. Grabowſki bereits zu Anfang 
1824 mehrere Zuwahlen neuer Landſchaftsräte notwendig. Als ſolche 
wurden 3 Polen und ein Deutſcher unter glatter Beſtätigung durch das 
Miniſterium des Inneren berufen. Anfang 1826 erfolgte eine Verſtär⸗ 
kung des Kollegiums um 7, Ende d. J. um 3 und im April 1827 um 
einen Polen. Der Oberpräſident v. Baumann erkannte die unverhältnis⸗ 
mäßige Geſchäftsſteigerung für i. g. nur 15 Räte an und da die nach der 
Kreditordnung vom 15. Dezember 1821 zuläſſige Zahl bei weitem noch 
nicht erreicht war, wurden keine Einwendungen erhoben (an d. Miniſte⸗ 
rium d. Inneren, 6. Januar 1826). Wohl aber ſetzten jetzt die Konflikte 
wegen der ausgeprägt radikalpolniſchen Richtung der Wahlen ein. Zu 
den Beſtätigten gehörte auch der zwiſchen Wahl und Verpflichtung nur 
ab instantia von der Anklage des Hochverrats freigeſprochene Schwager 
des Generals v. Uminſki, Joſ. v. Krzyzanowſki⸗Pakoſlaw, deſſen Wahl 
zum Kroebener Landtagsdeputierten damals ungeheuren Staub auf⸗ 
wirbeltel). Baumann wollte die Einführung bis zum eventuellen gänz⸗ 
lichen Freiſpruch auf die angeblich eingelegte Reviſion verſchieben und 
wenn ſolcher nicht erfolgen würde, ſie ganz ausſetzen. Der Miniſter 
v. Schuckmann glaubte aber, daß die Stellung eines Landſchaftsrats keine 
Beſorgniſſe begründen könne und da die Beſtätigung einmal vorlag, 
hegte er gegen die Übernahme des Amts keine Bedenken (an v. „B. 11. Jun. ; 
1828 auf Ber. 25. Dezember 1827). 1 


1) Vgl. Laubert: Ein Wahlkonflikt im Kreiſe Kroeben 1826. Ztſchr. d. 
Hiſtor. Gefellfd. f. d. Prov. Poſen. 1904. 299 ff. und: D. Verwaltung d. N 
Poſen. Breslau 1923. 73. 
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Nach Ablauf der erſten 6jährigen Wahlperiode wurden 1828 17 Polen 
und ein Deutſcher, 1829 14 und 2 berufen. Das entſprach wohl dem Ver⸗ 
hältnis in der Landſchaft, keineswegs aber dem unter den Ritterguts⸗ 
beſitzern überhaupt, denn i. J. 1832 waren bereits etwa 280 Güter in 
deutſchen und 1020 in polniſchen Händen. Die Verſchuldung war mithin 
auf polniſcher Seite offenbar höher!. 

Kritiſch wurde die Lage 1831, als der Generalrat Franz v. Mycielſki 
und 8 Provinzialräte nicht innerhalb der für ſtraffreie Rückkunft aus Polen 
geſtellten Friſt heimkehrten (Graf Matthias Mielzynſki, E. v. Weſierſki, 
Xaver v. Bojanowſki uſw.). Selbſt für den Fall der Rückkehr hatte der 
nunmehrige Oberpräſident Flottwell ihnen den Wiedereintritt in ihre 
Amter bis zu weiterer Entſcheidung verboten (an d. Generaldirekt. 2. März). 
Dann bat er Schuckmann um Neuwahlen, denn es war bei den Über- 
getretenen auch ein Urteil auf Entziehung aller öffentlichen Funktionen 
zu erwarten und es durfte überdies kein Vakuum bis zur Erledigung des 
gerichtlichen Verfahrens geduldet werden. Mycielſkis Wahlzeit war ohne⸗ 
hin verſtrichen. Das Deutſchtum erzielte indeſſen nur eine geringfügige 
Stärkung. Lediglich für einen v. Koczorowſki wurde Frhr. v. Kottwitz⸗ 
Tuchorze und da er nicht annahm, Stephan v. Dziembowſfki und für We⸗ 
ſierſki Karl Zedler gewählt. Sogar im Birnbaumer Kreis trat ein v. Kier⸗ 
fit neu ein. Von den landſchaftlichen Kreis⸗ und Wahlverhandlungen 
ſollten die entwichenen Räte vorläufig überhaupt nicht ausgeſchloſſen 
werden (Verf. Flottwells 31. Januar 1832 auf Anfrage d. Landrats 
v. Haza). 

Der große im Februar 1833 erfolgende Schub ergab außer der Wie⸗ 
derwahl Dehmels in Pleſchen nur polniſche Kandidaten. Jetzt erhob aber 
Flottwell mehrfache Einwände. Zwar ging er über eine Anzeige gegen 
Mielecki (Kr. Bomſt) hinweg, da deſſen Teilnahme an der Revolution 
nicht zu erweiſen war. Wohl aber mußte Heinrich Graf Dzieduſzycki 
(Kr. Samter) trotz feiner großen Beſitzungen in der Provinz als ruſſiſcher 
Untertan ausſcheiden. Ferner ſtand der 1831 nach Halberſtadt verſetzte 
Oberappellationsgerichtsrat v. Bajerſki (Kr. Gneſen) im Verdacht, das 
Austreten preußiſcher Untertanen nach Polen durch Kollekten unterſtützt 
zu haben. Er hatte unter Vorſchützung eines Augenübels den Antritt 
ſeiner neuen Stelle verweigert und ſich ſchließlich mit ſeiner Penſionierung 
einverſtanden erklärt. Seitdem lebte er auf ſeinem kleinen, verſchuldeten 
Gut Karzewo. Bei dieſer Sachlage verſagte Schuckmann bei ihm und 


1) Vgl. Laubert in Jahrb. für Nationalökonomie u. Stat. 1922. 316 ff. — 
10 Jahre ſpäter hatten die Deutſchen etwa 400 gegenüber 950 polniſchen Gütern 
in Händen. 
17* 
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Dzieduſzycki die Beſtätigung, während er Mielecki und die übrigen 8 Kan⸗ 
didaten paſſieren ließ (Verf. 15. März). 

Graf Lubienſki⸗Pudliſzki, der gleich ſeinem Bruder den Aufſtand eifrig 
gefördert, große Reiſen ins Ausland unternommen und mit jenem Vi⸗ 
comte de Pontecoulant in Verbindung geſtanden hatte, der ſich als Woll⸗ 
händler Le Prince nach Warſchau zu ſchleichen verſuchte, entzog ſich allen 
Weiterungen durch die Bitte um Enthebung von ſeinem Poſten, die Schuck⸗ 
mann am 30. September 1831 mit der Belehrung an die Direktion ge⸗ 
nehmigte, daß wie die Beſtätigung, auch die Entlaſſung der Räte einer 
miniſteriellen Genehmigung bedürfe (Allg. Landrecht II Tit. 10 § 94). 
Bei der Erſatzwahl und den folgenden Neuernennungen fiel das Vertrauen 
der Gutsbeſitzer wiederum einzig und allein auf Polen. Das miniſterielle 
Placet wurde regelmäßig, wiewohl erſt nach ſehr ſorgfältigen Erkundigun⸗ 
gen, erteilt. | 

Schärfer durchgreifen ließ ſich nur gegen die wirklich Übergetretenen 
nach Ergehen der gerichtlichen Urteile. So wurde bei Wegierſki und Brze⸗ 
zanſki ausdrücklich auf Verluſt ihrer Amter erkannt. Das gleiche Schicksal 
erlitt Bojanowſki, kam aber in 2. Inſtanz als nur dringend verdächtig mit 
3 Monaten Feſtungshaft und 500 Rtrn. Geldſtrafe davon. Doch da nur 
Mangel an Beweiſen dieſe Milderung herbeigeführt hatte, hielt es der 
Oberpräſident „für dringend wünſchenswert“, ihn zu entfernen, denn 
„der Übelſtand, einen Mann, der ſich ohne Zweifel nur durch beharrliches 
Leugnen von der vollen geſetzlichen Strafe ſeines Verbrechens befreit 
hat“, faſt ein Jahr ein öffentliches Amt fortführen zu laſſen, ſchien ihm 
erheblich genug, um dem König den Antrag auf ſofortige Enthebung zu 
unterbreiten (an Schuckmann 18. Mai 1833) 1). Dieſe Entlaſſung wurde 
durch Ordre vom 22. Auguſt ausgeſprochen, da die Amneſtie vom 26. De⸗ 
zember 1831 in $ 7 die Begnadigten mindeſtens 5 Jahre von aller Teil⸗ 
nahme an den kreisſtändiſchen, mithin auch landſchaftlichen Verſammlun⸗ 
gen ausſchloß und ſie innerhalb dieſer Friſt zu keiner landſchaftlichen Funk⸗ 
tion gewählt werden ſollten, was noch weit mehr für die nur teilweiſe Be⸗ 
gnadigten gelten mußte. Im Auguſt 1834 wurde für v. Zoltowſki im 
Buker Kreis L. v. Kowalſki⸗Wyſoczka präſentiert. Flottwell traute ihm 
nach zuverläſſigen Nachrichten die nötige Befähigung nicht zu, aber da auf 
ausdrückliche Rückfrage (nach § 77 d. Kreditordnung) die Direktion ihm 
ein genügendes Zeugnis ausſtellte, eine Prüfung der Räte aber nicht vor⸗ 


1) v. B. hatte mit Unterſtützung des Generaldirektors v. Poninſki ſeine 
Abweſenheit mit Krankheit zu beſchönigen verſucht. Flottwell beſtand aber auf 
der Einführung des beſtätigten Erſatzmannes Marcell v. Czarnecki. 
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geſehen war, hatte er für das Inſtitut und das mit ihm „ſo ſehr zuſammen⸗ 
hängende Gemeinwohl“ getan, was in ſeinen Kräften ſtand und konnte 
nur die Beſtätigung anheimgeben, die gleichzeitig mit der für 4 andere 
Neu- bzw. Wiederwahlen erfolgte, darunter die Karl v. Wunſters (Kr. 
Schildberg), der trotz deutſcher Abſtammung wohl polniſch geſinnt war, 
da ſein Sohn vom Gymnaſium zu den Aufſtändiſchen eilte. 

Am 1. September klagte dann Poninſki über das bei Revolutions⸗ 
teilnehmern, alſo einer nicht unbeträchtlichen Zahl qualifizierter Guts⸗ 
beſitzer ruhende paſſive Wahlrecht, weswegen mehrfach nicht durchaus 
geeignete Herren hatten herangezogen werden müſſen. Davon beſorgte 
er eine Störung im Gedeihen der Landſchaft. Allein Flottwell fand ſich 
nicht zur Befürwortung einer Bittſchrift zwecks Abänderung des augen⸗ 
blicklichen Zuſtandes bewogen, da er von ihrer Ausſichtsloſigkeit überzeugt 
war. Das landſchaftliche Intereſſe erſchien ihm bei aller Wichtigkeit doch 
„in Bezug auf die Entſchließung wegen Aufhebung oder Verlängerung der 
in Rede ſtehenden Suſpenſion als untergeordnet“. Er war nur bereit, 
nach Ablauf der 5 Jahre von Fall zu Fall durch den Nachweis des Mangels 
an geeigneten Anwärtern eine Zulaſſung zu begründen, doch unter Berück⸗ 
ſichtigung der ſtatthaften Wahl eines Rats aus einem Nachbarkreis 
(Schr. v. 4 September). In einigen Kreiſen wie Mogilno, Schubin, 
Czarnikau, Kolmar unterlagen die nächſten Wahlen wirklich einigen 
Schwierigkeiten, da die meiſten Mitglieder nicht wahlfähig waren. 
Kowalſki wurde wegen mangelnder Beherrſchung der ſchriftlichen Ver⸗ 
handlungsformen nicht beſtätigt, ebenſo wenig Lukas v. Bojanomffi- 
Porta (Kr. Schrimm), da ihn Landrat v. Nozarzewſki zwar als recht⸗ 
ſchaffen, aber indolent, geſchäftsunkundig und des Deutſchen nicht mächtig 
bezeichnete (Min. Frh. v. Brenn an Flottwell, 25. November). Im Kreis 
Bul mußte v. Swiecicki⸗Szezepankowo (Kr. Samter) aushelfen, da von 
20 angeſchloſſenen Gutsbeſitzern 4 ſchon Räte und 10 Revolutionsteil- 
nehmer waren. Die Anerkennung des ehemaligen Samterſchen Landrats 
Zaydler wünſchte Flottwell nicht, weil er ſich durch die nachgeſuchte Pen⸗ 
ſionierung der unfreiwilligen Entlaſſung wegen gänzlicher Ungeeignetheit 
und grober Pflichtwidrigkeit entzogen und dabei als ein „in politiſcher 
Hinſicht höchſt unzuverläſſiger Beamter“ erwieſen hatte, ſo daß von dem 
Ausfall der auf Einſchreiten des Kammergerichts anhängig gemachten Er⸗ 
örterungen über ſein Verfahren bei zwei Paßausfertigungen die Wieder⸗ 
entziehung der ihm nur aus kgl. Gnade bewilligten Penſion abhing und 
feine Mittelloſigleit ohnehin die Bekleidung einer landſchaftlichen Rats⸗ 
ſtelle unmöglich machte. Aus Gründen, deren Billigung er bei Brenn 
glaubte vorausſetzen zu dürfen, hatte er dieſe Motive der Direktion nicht 
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mitgeteilt und hielt die Staatsbehörde überhaupt nicht für verpflichtet, 
ſie in ſolchen Fällen zu enthüllen. Auch bei dieſem Grundſatz rechnete er 
mit Rückſicht auf die Verhältniſſe der Provinz auf höhere Genehmigung. 
Deshalb hatte er ohne Anfrage in Berlin den Gutsbeſitzern des Samter⸗ 
ſchen Kreiſes durch ſeine Erklärung dartun wollen, daß ihre Abſicht, die 
verhängte Ausſchließung der Revolutionäre auf eine der Regierung un⸗ 
angenehme Weiſe zu durchkreuzen, erkannt werde und ſie ſich auf deren 
Erreichung keine Hoffnung machen könnten (an Brenn, 30. November 
1836). Auf eine Gegenvorſtellung der Direktion entſchied Brenn, daß 
Zaydlers Ablehnung durchaus begründet und Flottwells Verfahren in 
allen Punkten zu billigen ſei (an d. Direktion, 9 Dezember). | 


Nach Ablauf der 5jährigen Quarantäne und einer allerhöchſten 
Amneſtie vom 5. Auguſt 1837 wurden natürlich die bisher verfehmten 
Männer von den Wählern oſtentativ bevorzugt, zuerſt Cyprian v. Jaro⸗ 
chowſki⸗Klein⸗Sokolnicki (Kr. Samter), der bald zum Provinzialdirektor 
aufſtieg, und Prot. v. Mielecki⸗Karne (Kr. Frauſtadt)!). Bei ihrem Bil⸗ 
dungsgrad ließ ſich trotz ihrer unzuverläſſigen Geſinnung kein Bedenken 
erheben (Min. v. Rochow an Flottwell, 18. Januar 1838 auf Ber. 21. De⸗ 
zember 1837). Dann folgte der ſchon 1832 völlig begnadigte Wilh. 
Herſe⸗Gruſzyn (Kr. Samter) und als weißer Rabe unter der Szlachta 
Otto v. Treſkow⸗Owinſk. Dagegen wurde die Wahl des politiſch anſtößigen 
Joſ. v. Koſzutſki⸗Bialcz beanſtandet wegen unzulänglicher Geſchäfts⸗ 
kenntnis und fehlender Beherrſchung des Deutſchen. Poninſki ſah darin 
für die Direktion keine Urſache zum Ausſchluß und glaubte umſo mehr 
von einer Neuwahl Abſtand nehmen zu müſſen, als ſie den Kreisinſaſſen 
und ihrem Vertrauensmann Grund zur Unzufriedenheit geben und „eine 
unangenehme Senſation verurſachen dürfte, zumal der v. K. von ſeinen 
Mitbürgern als ein rechtlicher und tadelloſer Mann geachtet wird“. 

1) Flottwell hatte die Anfrage des Kronprinzen, ob ein Begnadigungs⸗ 
geſuch Mieledis Berückſichtigung verdiene, verneint, da jener ſich vor, während 
und nach der Revolution Preußen beſonders abgeneigt gezeigt hatte und nach 
dem Zeugnis des Landratsamtsverweſers Bitter noch gegenwärtig den Mittel⸗ 
punkt der übelgeſinnten Gutsbeſitzer ſeiner Gegend bildete. Außerdem war er 
dringend verdächtig, die hypothekariſche Eintragung von 30000 Rtrn. auf den 
Namen ſeines Vetters Caſimir v. M. nur ſimuliert zu haben, um bei einem 
Übertritt die etwaigen Anſprüche des Fiskus auf ſein Vermögen zu annullieren. 
Der Nachweis eines Betrugs war allerdings nicht zu erbringen, aber die an Stelle 
der Vermögenskonfiskation getretene Geldſtrafe war um ſo gerechtfertigter 
und ihre Berichtigung fiel M. nicht ſchwer, wenn ſie ihn auch empfindlich treffen 
mochte. Deshalb ſtellte der Oberpräſident die Zurückweiſung des Geſuchs anheim. 
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Flottwell betonte darauf, daß das Direktorium mehrfach anerkannt und 
beklagt hatte, „daß die ungenügende Qualifikation der meiſten Land⸗ 
ſchaftsräte bisher von dem nachteiligſten Einfluß auf den Geſchäftsbetrieb 
des Kredit⸗Syſtems geweſen iſt,“ mithin ſeine Abweiſungsgründe im 
Sinn der Leitung liegen müßten. Die dringenden Anträge der General⸗ 
verſammlung wegen Reorganiſation des Beamtenperſonals 1836 waren 
vorwiegend auf dieſem Umſtand begründet. Um ſo notwendiger erſchien 
es, bei Neuwahlen techniſche Fertigkeit zu einem Haupterfordernis zu 
machen. So wenig gegen Geſinnung und Charakter des Anwärters ein⸗ 
zuwenden war, gab er doch nochmals zur Erwägung, ob ſich nicht eine 
Neuwahl im Intereſſe des Inſtituts auf eine die Wähler nicht verletzende 
Art erzielen ließ (Schr. v. 15. Juli)? Da aber die Direktion dieſer An⸗ 
regung nicht folgte und von Koſzutſki eine nützliche Tätigkeit erwartete, 
ſtellte er ſeine wirklich erfolgende Beſtätigung anheim. 


Am meiſten Aufſehen erregte der Fall des begnadigten, aber zu 
jähriger Dienſtzeit beim 1. Inf.⸗Regiment eingeſtellten Leo Grafen 
Mielzynſki⸗Pawlowice (Kr. Frauſtadt). Aus der Amneſtie war ein 
Verſagungsgrund nicht zu entnehmen, aber Flottwell kannte den Grafen 
als höchſt leichtſinnig, ohne aus neuerer Zeit ſpezielle Tatſachen gegen ihn 
anführen zu können. Rochow verweigerte die Beſtätigung ſchon deshalb, 
weil die in $ 78 des Reglements geforderte mindeſtens 6jährige Guts⸗ 
verwaltung nicht vorlag, ein Motiv, das aber der Direktion nicht mitgeteilt 
werden ſollte (Reſkr. 11. April auf Ber. 16. März). Ein Erlaß vom 16. Mai 
fügte hinzu, der Miniſter würde ohnehin ſeine Zuſtimmung verſagt haben, 
weil die Wähler hier und bei mehreren früheren Fällen ſeit der Begna⸗ 
digungsordre 

„die Maxime angenommen haben, vorzugsweiſe ſolche Perſonen zu Land- 
ſchaftsräten zu wählen, welche bis dahin wegen ihrer Teilnahme an der 
polniſchen Inſurrektion von der Wahl ausgeſchloſſen waren. Bei der neue⸗ 
ſten Wahl des Generallandſchaftsdirektors haben fie ſich ſogar nicht geſcheut, 
dies offen auszuſprechen. Es kann aber nicht geduldet werden, daß von der 
Nachſicht, welche S. M. der König den Schuldigen hat zuſtatten kommen 
laſſen, Mißbrauch gemacht und wie zum Hohn der Regierung gerade ſie 
ausſchließlich zu dergleichen Amtern gewählt werden. Ich werde daher 
von dem mir zuſtändigen Beſtätigungsrechte fernerhin den Gebrauch machen, 
daß ich ohne weitere Angabe der Gründe die Beſtätigung verſage, wenn 
die Wählenden bei ihrer bisher an den Tag gelegten Geſinnung beharren, 
was jedoch die Erteilung derſelben nicht ausſchließt, wenn ſich der Gewählte 
nach ſeinen ſonſt bekannten Eigenſchaften vorzugsweiſe zu der Stelle 
qualificirt. Des Königs Majeſtät hat dies mittelſt allerhöchſter eee 
vom 18. v. M. zu genehmigen geruht. 
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Indem id Eure Hochwohlgeboren hiervon in Kenntniß febe, veranlaſſe 
ich Sie, bei Erſtattung Ihrer Berichte über die Wahlen der Landſchaftsräte 
die bezeichneten Geſichtspunkte feſtzuhalten. 

Übrigens haben Sie von dem Inhalt dieſes Erlaſſes keine weitere Mit⸗ 
teilung zu machen““) 

Poninſki behauptete hartnäckig, der Graf habe ſein Gut 6 Jahre in 
Regie gehabt und es ſei kein anderes genügend ſprachkundiges Mitglied 
im Kreis vorhanden, das die Wahl annehmen könnte oder wollte. Ebenſo 
verſuchte der nachmalige Generaldirektor Joſ. v. Grabowſti, da Flott⸗ 
well noch 5 qualifizierte Kandidaten namhaft gemacht hatte, Mielzynſkis 
alleinige Befähigung nachzuweiſen (12. Januar 1839). Da die Regie⸗ 
rung aber feſt blieb und ſich keine ihr unwillkommene Entſcheidung ab⸗ 
trotzen ließ, bequemten ſich die Intereſſenten am Ende zu der ohne Anſtand 
gut geheißenen Wahl von George Dobramysl. 

Bei dem erſt kürzlich vom Verdacht der Landesverräterei nur vor⸗ 
läufig freigeſprochenen Stephan v. Wieſiolowſki⸗Strzyzew (Kr. Schild⸗ 
berg) hielt Rochow die Beibehaltung für unangemeſſen, wünſchte aber 
im Einklang mit dem Oberpräſidenten bei dem nahen Ende der Amts⸗ 
dauer nur eine Verhütung der Wiederwahl, da v. W. in letzter Zeit keine 
Unzufriedenheit durch ſein politiſches Verhalten erregt hatte. Abermals 
folgte die reibungsloſe Beſtätigung einer Reihe von Polen, wobei nur 
ſorgſam die Erfüllung der §§ 77/8 (Kenntnis des Deutſchen und 6jährige 
Gutsverwaltung) geprüft wurde. Bei v. Skorzewſki (Kr. Wongrowitz) 
entſchied aber Flottwell nachſichtig, daß es nicht auf die Beſitzdauer an⸗ 
komme und die hier vorliegende Adminiſtration für den Vater genüge. 

Unter den nächſten Kandidaten finden ſich mehrfach ſpätere Führer 
der Aufſtände von 1846 und 1848, wie Alex. v. Guttry und Guſt. v. Pot⸗ 
worowſki. An Dehmels Platz trat im Kreis Pleſchen of. v. Kurcemffi. 
Sehr groß war die Begeiſterung für das Amt vielfach nicht. Es hielt weiter⸗ 
hin ſchwer, paſſende Leute aufzutreiben. Peter v. Brodnicki wurde für 
den Wongrowitzer Kreis zuletzt auch vom König wegen Nichterfüllung 
von § 78 abgelehnt. Anton v. Lubienſki konnte im Mogilnoer nicht 
beſtätigt werden, da er als polniſcher Flüchtling 1835 bloß zum einſtweiligen 
Aufenthalt verſtattet und die Berichtigung des Beſitztitels auf ſeinen Na⸗ 


1) Vgl. Laubert: D. Verwaltung uſw. 119 und 218. — Der König ver⸗ 
fügte, durch Rochow von dem Vorkommnis unterrichtet (18. April), es habe 
ihm unerwartet ſein müſſen, daß als Antwort auf ſeine Milde die Wahlen eine 
derartig tendenziöſe, ſeine Nachſicht gänzlich verkennende Richtung angenommen 
hätten. Er billigte deshalb die Nichtbeſtätigung ohne Angabe von Gründen und 
befahl die gleiche Praxis in etwaigen ähnlichen Fällen. 
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men unter der Bedingung zugelaſſen war, daß er weder in den perſön⸗ 
lichen Untertanenverband, noch in die Rechte bevorzugter Güter treten 
dürfe. S. v. Wegierſki (Kr. Adelnau) erlangte die Beſtätigung trotz 
mangelhafter deutſcher Sprachkenntnis infolge ſeiner politiſchen Un⸗ 
verdächtigkeit. Bei Wladyslaw v. Zoebinffi ignorierte der ſtatthafte kgl. 
Diſpens bei dem Mangel an anderen Kandidaten im Kreis Mogilno 
das an der vorgeſchriebenen Beſitzzeit noch fehlende Halbjahr. In gleich 
nachſichtiger Weiſe wurde in drei ferneren Fällen verfahren, ſo bei 
Ludw. v. Bronikowſki⸗Kuſchten im Kr. Meſeritz, wo daneben Baron v. 
Schwarzenau⸗Groß⸗Dammer eintrat. 

Leiſe Bedenken erhob Flottwells Nachfolger, Graf Arnim, bei dem 
1812 für mehrere Jahre nach Sibirien verſchickten, dann aber als Tribunal⸗ 
richter in Kaliſch wirkenden Konſtantin v. Kreſki, weil er des Deutſchen 
wenig mächtig ſein und geringe geſchäftliche Kenntniſſe beſitzen ſollte. Da 
aber Grabowſfki beruhigende Auskunft gab und die Wähler ſelbſt das größte 
Intereſſe an der Beſtimmung der fähigſten Vertreter hatten, auch der 
Staat keinen Nachteil erleiden konnte, endlich aber nach $ 77 der Kredit⸗ 
ordnung außer dem Direktor und Syndikus nur ein Mitglied des Kolle⸗ 
giums mit der deutſchen Sprache vertraut zu ſein brauchte, trug der Ober⸗ 
präſident dem Urteil des Direktors mehr Rechnung als dem des Landrats 
und beantragte die am 24. Auguſt 1841 ergehende Beſtätigung. Gegen 
Grabowſki bemerkte Arnim: Nach Ihrer Auskunft werde ich umſo mehr 
auf Beſtätigung antragen als Ihr Urteil „mir von beſonderem Wert iſt, 
und wie Sie ſehr richtig bemerken, nicht ohne ſehr dringende Gründe die 
Beſtätigungen zu verſagen ſind“. Allerdings wurde dieſe liebenswürdige 
Außerung durch den Zuſatz eingeſchränkt, daß die Beſtätigungen keines⸗ 
wegs eine leere Form, ſondern eine Gewähr dafür ſein ſollten, daß 
nicht die Einſaſſen durch einen Mißgriff der Wähler gezwungen 
würden, hochwichtige Intereſſen den Händen ungeeigneter Männer 
anzuvertrauen. 


Dieſe ganz und gar unmotivierte Verbindlichkeit des Grafen erſcheint 
deshalb doppelt befremdlich, weil ſie bei der Perſönlichkeit Kreſkis am 
allerwenigſten am Platz war!) und weil der mit Friedrich Wilhelms IV. 
Thronbeſteigung ſich ankündigende Syſtemwechſel den polniſchen Chau⸗ 


1) K. war 1813 als fanatiſcher Parteigänger Napoleons bekannt und wurde 
deshalb deportiert. Aber noch 1833 ſchilderte ihn Oberzollinſpektor v. Seyde⸗ 
witz als Demagogen, der die Inſurgenten 1831 mit Geld und Waffen unterſtützt 
hatte, und bald darauf wurde er zu / Jahren Feſtung verurteilt; vgl. Laubert, 
Studien zur Geſch. d. Prov. Poſen. 1908. 10 u. 342. 
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vinismus nicht nur nicht gedämpft, ſondern ſofort gefteigert hatte!). 
Der Fall der letzten Schranken gegen die Hochverräter von 1830 durch die 
Amneſtie des 10. Auguſt 1840 wurde ſkrupellos ausgenutzt. Auf die ver⸗ 
weigerte Beſtätigung v. Brodnickis⸗Miloſlawice (Kr. Wongrowitz) 
war ſofort eine Beſchwerde eingelaufen, auf die Flottwell dem General⸗ 
adjutanten v. Thile erwiderte: B. iſt Revolutionsteilnehmer. Sein Gut 
ſtand eine Zeitlang unter Sequeſter, wiewohl die Vermögensverhältniſſe 
„trotz elendeſter Bewirtſchaftung“ nicht beſonders ungünſtig ſind. Der 
Beſitz zeigt „ein Bild der Verwüſtung“. Somit war kein oſtenſibler Ab⸗ 
lehnungsgrund vorhanden, aber im allgemeinen bemerkte der Ober⸗ 
präſident: 
„daß es mir ſowohl zur Sicherung der materiellen Intereſſen des Staats 
an der zweckmäßigen Verwaltung des Creditſyſtems als zur Bewahrung des 
noch viel wichtigeren Intereſſes, welches das Gouvernement an der Geſin⸗ 
nung und dem unbeſcholtenen Charakter ſeiner mittelbaren Staatsdiener 


1) Vgl. Laubert: D. Verwaltung uſw. 125. — Unter anderem übergaben 
nach Schluß der Generalverſammlung 16 Gutsbeſitzer Poninſki zur Weiterbeför⸗ 
derung und Befürwortung eine Petition um neue Landtagswahlen unter Beru⸗ 
fung auf des Königs Verheißung bei der Huldigung, der Provinz ein gerechter 
Vater zu ſein. Deshalb wollten die Betroffenen in dieſer Zeit der Gnade wieder 
eins werden mit dem Staat, der in verjüngter Kraft eine neue Ara begann, 
und hierzu mußte ihnen der Eintritt in die Kammer eröffnet werden. Flott⸗ 
well betrachtete den „ebenſo ſonderbaren als unmotivierten Antrag“ als Beweis 
für den Druck, den radikale Elemente auf ihre gemäßigten Standesgenoſſen 
übten, denn Poninſki hatte nach mündlicher Außerung „nicht gewagt“, ſich dem 
ungehörigen Anſinnen zu entziehen, ein anderer Herr ſeinen Namen unleſerlich 
daruntergeſetzt, da er ſich offenbar ſchämte, ihn in ſolcher Geſellſchaft ſehen zu 
laſſen. Im übrigen war das Schriftſtück ganz unlegitimierter Urheber einer Be⸗ 
rückſichtigung nicht wert (an Rochow 29. Nov. 1840). Rochow legte es deſſen 
ungeachtet dem Monarchen vor, der ihm gern die erbetene Ermächtigung zur 
Rektifikation der Bittſteller und Poninſkis erteilte (Ordre 15. Jan. 1841). 
Darüber hinaus wurde Flottwell um genaue Perſonalien der Unterzeichner, 
deren 3 gar nicht der Generalverſammlung angehörten, gebeten, konnte aber 
weder durch Rückſprache mit Poninſki noch Grabowſki die Namensentſtellung 
aufklären und mußte die Sache auf ſich beruhen laſſen, da der nur unter dem 
poln. Text ſtehende v. Bienkowſki nicht in Frage kam (an Rochow 19. Jan.). 
9 der Urheber waren Revolutionsteilnehmer, wie Zdebinſki, Wieſiolowſki, 
Krzyzanowſki, Mieledi, der als gemäßigt geltende Severin v. Oſtrowfki, A. v. 
Lipſti⸗Lewkowo und Andr. v. Moraczewſki, die die Regierung beide damals als 
Sachverſtändige im Schuldienſt anzuſtellen beabſichtigte, E. Graf Wollowicz, 
Jarochowſki, der nach Grabowſkis Ne zum Generaldirektor auserſehen 
wurde, Wegierffi uſw. 


Der politiſche Charakter der Poſener Landſchaft. 255 


(zu welchen auch die Provinziallandſch.⸗Räte gehören) nimmt, ratſam und 
notwendig erſcheint, bei der Beſtätigung der ihm präſentierten Beamten 
dieſer Kategorie mit der größten Vorſicht zu Werke zu gehen. Es iſt noto⸗ 
riſch, und ich darf es auf den Grund der mir darüber vielfach zugegangenen 
Außerungen pflichtmäßig verſichern, daß unter denjenigen Ritterguts⸗ 
beſitzern dieſer Provinz, welche bei der Wahl der Landſch.⸗Räte ſich vor⸗ 
drängen und die große Stimme führen, die entſchiedene und beſtimmte 
Richtung vorherrſcht, nur ſolche Männer zu wählen, welche aus den gehäſſig⸗ 
ſten politiſchen Gründen zur Oppoſition gegen das Gouvernement gehören 
und dieſe bei jeder Gelegenheit auf die unverſchämteſte Weiſe zur Schau 
tragen. Zu dieſen Leuten gehört, wie ich verſichern darf, und wie mir der 
General Landſch.⸗Direktor Graf Grabowffi im engſten Vertrauen es be- 
ſtätigt hat, vorzugsweiſe der v. Brodnicki, und es iſt nichts anderes als ge⸗ 
rade dieſe Richtung, welche ſeinen Standesgenoſſen das Beharren auf 
feine (1) Wahl einflößt. Es würde daher, wenn Se. Königl. Majeſtät in 
dieſem Falle die auf das Gutachten des Oberpräſidenten gegründete Ent⸗ 

ſcheidung des Miniſters des Inneren aufzuheben geruhen ſollten, dem 
gefährlichen. Prinzip der heutigen Wortführer der Provinz Tür und Tor 
geöffnet, und allen Wahlen ſtänd iſcher Abgeordneter ein Weg vorgezeichnet 
wird, welcher zu den bedenklichſten Extremen führen kann. Meiner unmaß⸗ 
geblichen Anſicht nach, ſchließt aber das dem Gouvernement vorbehaltene 
Beſtätigungsrecht der ihm präſentierten Landſchafts⸗Räte als mittelbare 
Staatsdiener, auch das Recht der Verſagung im vollſten und unbedingteſten 
Umfange in ſich und es ſcheint mir ſehr ratſam und empfehlungswert zu 
ſein, gerade jetzt in der Provinz Poſen von dieſem Verſagungsrechte den 
ausgedehnteſten Gebrauch zu machen, nachdem bei Gelegenheit der Wahl 
des General Landſch.⸗Direktors mir als Präſidenten des landſchaftlichen 
Comités, welches dieſe Wahl auszuüben hatte, von einem Mitgliede des⸗ 
ſelben auf meine Vorſtellung über die Untauglichkeit der von ihm pro⸗ 
ponierten, zu eben jener Kategorie gehörigen Kandidaten, auf die unbe⸗ 
fangenſte Weiſe erwidert worden iſt 

O' Connell hat uns gelehrt, von unſrer Wahlbefugnis den ausgedehn⸗ 

teſten Gebrauch zu machen. 

Ich erlaube mir deshalb den unmaßgeblichen Vorſchlag, den Beſchwerde⸗ 
führern auf ihr Geſuch eröffnen zu laſſen, daß, wenn gleich S. Königl. 
Majeſtät es dahingeſtellt ſein laſſen wollten, ob die von dem Miniſter des 
Inneren geltend gemachten Gründen gegen die Beſtätigung der Wahl 
des von Brodnicki, durch die dafür angeführte Tatſachen vollkommen be⸗ 
ſtätigt würden, S. Königl. Majeſtät Sich doch aus anderen Urſachen be- 
wogen fänden, in dem vorliegenden Falle von dem in dem Beſtätigungs⸗ 
recht zugleich enthaltene Verſagungsrecht, Gebrauch zu machen, und daß 
demnach die Beſchwerdeführer zu einer anderweitigen ae gu e 
hätten“ (Ber. v. 17. Januar 1841). 
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Nach diefer durchſchlagenden Motivierung trug auch Rochow beim 
König auf Verwerfung der Beſchwerde an. 

Bald zeigte aber der Fall Anton v. Krazewſkis⸗Tarkowo, daß 
eine ſolche Lehre die Heißſporne nicht ernüchterte. Nach Ausſcheiden 
v. Wollſchlägers⸗Schönfeld als weſtpreußiſcher Landſchaftsdirektor in 
dem dort angeſchloſſenen Netzediſtrikt wurde dieſer Mann mit entſchiedener 
Mehrheit zum Nachfolger beſtimmt, obgleich er es 1840 abgelehnt hatte, 
die Wiederverleihung der Nationalkokarde nachzuſuchen. Da dieſes Ver⸗ 
hältnis die Beſtätigung ausſchließen mußte, vergewiſſerte ſich Rochow 
zunächſt über deſſen Fortdauer, erfuhr aber durch Landrat Fernow, daß 
der Monarch Kraſzewſki das Abzeichen ſpontan im Dezember 1840 zurüd- 
gegeben hatte. Im übrigen genoß er bei ſeinen Landsleuten großes 
Anſehen als gelehrt, wiſſenſchaftlich fortgebildet, bieder, tüchtig und für 
nationale Ziele hinreichend tätig. Den jungen Hitzköpfen führte er derb 
ihre ſinnloſe Jagd nach Phantomen vor Augen und wies ihnen als 
nächſte Grundlage zur Stärkung und Erhaltung des polniſchen Volkstums 
eine ſolide Bildung für öffentliche und induſtrielle — 5 Lange hatte 
er der Verſuchung einer Wiederbeteiligung am geſellſchaftlichen und all⸗ 
gemeinen Leben widerſtanden. Die erſte Gelegenheit hierzu erlangte 
er als Landtagsabgeordneter, wobei ſeine Anträge hauptſächlich auf die 
Errichtung polniſcher Schulen und Gebrauch ſeiner Mutterſprache im 
Unterricht abzieltent). Die lebhaften Debatten darüber waren wohl 
nicht ſeinen extravaganten Ideen zuzuſchreiben, „ſondern vielmehr dem 
Bewußtſein gekränkter Rechte, welche für ſeine Nation in Anſpruch zu 
nehmen die beſtehenden Geſetze ihm wohl Veranlaſſung geben dürften“. 
Für andere, namentlich politiſche Zwecke zu wirken war er nach ſeiner 
ganzen Perſönlichkeit, Geſinnung und Veranlagung, die ihn mehr zum 
Gelehrten als Parteiführer ſtempelten, nicht angetan. Jedenfalls wollte 
er die ruhige Entwicklung der Dinge abwarten und ein Ergebnis für ſeine 
Wünſche nur auf friedlichem Weg und durch ein Bildungsübergewicht 
gewinnen. Er lebte deshalb auch zurückgezogen, mit ſeinen Genoſſen 
nur durch deren häufige, ungeladene Beſuche in Verbindung (an Arnim, 
20. März 1842). Dieſe Bemerkungen ſtimmten ungefähr mit Arnims 
eigenen Beobachtungen überein, nach denen Kraſzewſki ohne Zweifel 
ſehr warm an ſeiner Nation und Sprache hing, bei deren Verteidigung er 
durch ſeine Beſchäftigungsweiſe zu einer doktrinären, der Preß⸗ und Rede⸗ 
freiheit geneigten Richtung geführt wurde. Er ſchien jedoch zu den pol⸗ 


1) Vgl. Laubert a. a. O. 144 f. — Fernows Charakteriſtik wurde durch 
K. 's Auftreten 1848 ſchroff widerlegt. 
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niſchen Edelleuten zu gehören, die ſich über die Mittel zur Erhaltung ihres 
Idioms und Stammes „nicht täuſchen, mit revolutionären Beſtrebungen 
und politiſchen Vereinen, deren unwürdiges und erfolgloſes Treiben mit 
ihren Anſichten nicht im Einklang iſt, in keiner Verbindung ſtehen und zu 
dem Verdachte geſetzwidriger und gefährlicher Umtriebe ſeither keinen 
Anlaß gegeben haben“. Sonach boten Perſon und Benehmen 8.3 
keine hinreichende Urſache zur Verſagung ſeiner Wahl (an Rochow, 
23. Juni). 

Die nächſten, wieder mit Ausnahme v. Unruhs (Kr. Birnbaum) 
durchweg auf Polen gelenkten Wahlen erfolgten ohne Anſtoß, nur mehr⸗ 
fach unter Diſpens von der vorgeſchriebenen Beſitzzeit. Erſt bei Severin 
Grafen Mielzynſki, Mitbeſitzer der Herrſchaft Miloſlaw, ſpäterem 
Angeklagten in Moabit, hakte Regierungsvizepräſident v. Beurmann 
ein, da er erſt kürzlich nach 10jährigem Auslandsaufenthalt zurückgekehrt 
war, nachdem ihm Friedrich Wilhelm Begnadigung und Untertanen⸗ 
rechte mit gewiſſen Beſchränkungen verliehen hatte. Da bisher Ausnah⸗ 
men nur mit dem Fehlen anderer Anwärter gerechtfertigt worden waren, 
beharrte Beurmann auf ſeiner Ablehnung, aber die 2. Wahl fiel erneut 
auf den Grafen. Unbegreiflicherweiſe reichte der Präſident nun den 
Bericht des Landrats v. Schlotheim dem Direktorium zur Begutachtung 
ein, um die Notwendigkeit einer 3. Wahl beurteilen zu können (an Gra⸗ 
bowſki, 21. Februar 1843). Grabowſki erklärte den Grafen für achtbar, 
erfahren, durch viele Reiſen gebildet und politiſch ſo gereift, daß ſeine 
früheren, dem Staat abgeneigten Meinungen geſchwunden waren 
(Schr. v. 23. Februar). Dieſe Auskunft legte Beurmann Arnim als nun⸗ 
mehrigem Nachfolger Rochows mit der Bemerkung vor, daß nur noch ein 
anderer Gutsbeſitzer in Frage komme. Jedoch hier fand ſogar Arnim die 
obwaltenden Bedenken für völlig begründet und verſagte die Beſtätigung, 
weil ſich bei der Kürze der ſeit Mielzynſkis Rückkehr verſtrichenen Zeit 
noch kein ſicheres Urteil über ſeine politiſchen Anſchauungen bilden laſſe 
(Reſkr. vom 6. Mai). Aber bei dem neuen und einem nochmaligen Wahl⸗ 
akt (12. September 1844) ſtimmten alle 6 Anweſenden wiederum für 
Mielzynſki. Erſt als jetzt der Oberpräſident darauf hinwies, daß das Direk⸗ 
torium das Vorhandenſein anderer Kandidaten zugeſtanden habe und 
eine über ihn ſelbſt bei Arnim eingelegte Beſchwerde der Ablehnung ver⸗ 
fiel, da hier keine Urſache zur Duldung eines nicht wahlfähigen Mannes 
vorliege, fügten ſich die Wreſchener Stände in ihrem gebrochenen Trotz 
der Stimmabgabe für v. Lukomſki. ‘ 

Einen erfreulichen Beweis für das hohe Vertrauen, das ſich der Poſe⸗ 
ner Polizeidirektor und Landrat Frh. v. Minutoli auch im polniſchen 
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Lager zu erwerben gewußt hatte, war ſeine einſtimmige Wahl im Kreis 
Poſen. Auch er bedurfte des Diſpenſes vom 6jährigen Beſitz und ſo 
angenehm die Sache Beurmann war, glaubte er doch der Annahme dieſer 
neuen Bürde durch den vielbeſchäftigten Beamten nicht zuſtimmen zu 
können (Verf. 14. Febr. auf Ber. 2. Februar 1843). Das führte freilich 
zur Wahl des Polen v. Krzyzanſki⸗Gora, nachdem bereits Treſkow durch 
v. Bieczynſki erſetzt worden war. In Birnbaum kam auf den 3. Rats⸗ 
poſten der Deutſche Rißmann, aber gleichzeitig erbat Schwarzenau, da 
die Provinzialdirektion die Weitergabe ſeines Entlaſſungsgeſuchs verwei⸗ 
gerte, bei der Regierung um Befreiung von ſeinem Amt, nachdem jene 
die Kenntnis des Polniſchen bei der Wahl des 3. Rats in Meſeritz „als 
unbedingtes Erfordernis zum Amt als Landſchaftsrat“ bezeichnet und eine 
Wahl wegen Nichterfüllung dieſer Bedingung verworfen hatte, er ſelbſt 
aber des Polniſchen gänzlich unkundig war. Später hatte ſie allerdings 
ihre Anmaßung zu dem Verlangen abgeſchwächt, daß von 2 Räten eines 
Kreiſes wenigſtens einer Polnisch verſtehen müſſe, angeblich nach §§ 77, 
der hierzu indeſſen keine Handhabe bot. Deshalb wollte der Baron ſich 
bei dieſer Milderung nicht beruhigen, ſondern verlangte von kompetenter 
Seite die Erklärung der Kenntnis des polniſchen Idioms für kein unbe⸗ 
dingtes Erfordernis (an Reg. zu Poſen, 12. März 1843). Zu dieſer 
Erklärung fand aber keine Behörde den Mut und ſo ließ man den Deutſchen 
fallen. Statt deſſen wurde v. Sierakowſki für Kreis Buk trotz mangel⸗ 
hafter Beherrſchung des Deutſchen beſtätigt, ebenſo v. Sokolnicki (Kreis 
Krotoſchin) noch dazu unter Diſpens von § 78, auf das Zeugnis des 
polniſchen Landrats v. Karczewſki, obgleich er durch ſeine altpolniſche 
Tracht über ſeine ſtaatsfeindliche Geſinnung keinen Zweifel gelaſſen hatte, 
A. v. Lack (Kr. But), obgleich er Trinker war und fein Nichtaufenthalt 
im Kreis eine Handhabe für die Ablehnung geboten hätte, und abermals 
Guttry, obgleich ausgeprägter Pole von Geſinnung, als angeblich ruhiger, 
von Fanatismus und einer Verbindung mit exaltierten Elementen freier 
Mann (1846) 1). Ungefähr das gleiche galt von v. Kamienſki und Adolph 
Grafen Bninſki, die nach dem Zeugnis des halbpolniſchen Landrats 
v. Haza keine gegen die Regierung gerichtete Handlung beſorgen ließen, 
wenn ſie auch unverblümt der polniſchen Sache anhingen. Ahnlich lagen 
die Dinge bei dem Revolutionsteilnehmer Ludw. v. Zakrzewſki (Kr. Koften) 
und v. Zablocki (Kr. Wongrowitz). Was von ſolchen allgemeinen Verſiche⸗ 
rungen örtlicher Inſtanzen zu halten war, zeigt die Wahl Bronyſlaws 


1) Wenige Monate ſpäter ſaß auch er als Landesverräter auf der Anklage⸗ 
bank! | | 
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v. Dabrowſki und Adolphs v. Malcezewſfki, die ebenfalls unmittelbar 
hinterher als Rädelsführer der Inſurrektion verhaftet werden mußten. 


Beanſtandet wurde nur die Wahl A. v. Ilowieckis, der 1831 nach Polen 
geeilt war, verdächtigen Fremden fortgeholfen hatte, ſich immer als Feind. 
des Staats gebärdete und als Buſenfreund des arg belaſteten Malczewſki 
galt. Beurmann ſuchte auch hier nach einem plauſiblen Ablehnungsgrund, 
worauf Arnims Nachfolger v. Bodelſchwingh ſein Placet verſagte. Durch 
Verhaftung des Kandidaten wegen Hoch- und Landesverrats wurde die 
Sache ohnehin bald darauf erledigt. 


Überhaupt erntete die Regierung während der Unruhen den Dank 
für ihre Nachſicht, denn die Ereigniſſe riſſen beträchtliche Lücken in die 
Reihen der Landſchaftsbeamten. Bei den Erſatzwahlen wurden fortan 
ſtets ſpezielle Wahlberichte der nach dem neuen Reglement vom 28. Mai 
1846 als Kommiſſare fungierenden Landräte erfordert (Runderlaß 
Beurmanns, 27. Oktober). Das Polentum dominierte weiter, nur gab 
die Verordnung vom 20. Oktober 1842, die die Wahl eines 3. Rats auf 
Kreiſe mit wirklich vorhandenem Bedürfnis beſchränkte, eine Handhabe, 
um die Zahl der Räte zu beſchneiden. 

Der ausgeprägt polniſche Zug des Inſtituts konnte ſich natürlich nur 
deshalb ungehindert entfalten, weil ſelbſt die oberſten Stellen mit gehei⸗ 
men Anhängern der Irredenta beſetzt waren. Der 1. Generaldirektor, 
poln. Oberſt a. D. Staniſlaw v. Poninſki-Wreſchen, zeitweiliger 
Landtagsmarſchall, galt zwar für gemäßigt und war eine Stütze der 
ſ. g. Hofpartei, allein trotz aller Umſchmeichelung und Auszeichnung — er 
wurde unter anderem gleich Grabowſki bei der Huldigung 1840 in den 
Grafenſtand erhoben — kann über ſeine eigentliche Geſinnung kein Zweifel 
obwalten. Seine beiden Söhne trafen, mindeſtens dem Druck der öffent⸗ 
lichen Meinung weichend, 1846 alle Vorbereitungen zur Teilnahme an 
dem Aufſtand, in den ſein Neffe tief verſtrickt war, obgleich gerade er 
im letzten Augenblick den Behörden den Plan bis in alle Einzelheiten 
verriet!). Poninſki ſelbſt zog es in den kritiſchen 40er Jahren vor, ſich 
durch Verzicht auf ſeine Amter der Verantwortung vor ſeinen Lands⸗ 
leuten zu entledigen. Eine entſchiedene Parteinahme für Preußen hat 
er alſo nicht über ſich gewinnen können. Außerordentlich bezeichnend für 
die Stimmung der am Inſtitut leitenden Männer iſt ein bei der Unter⸗ 
ſuchung gegen Karczewſki aufgetauchter Brief vom 6. Januar 1834 mit 
unleſerlicher Unterſchrift, deſſen Verfaſſer den Feldzugsplan für den 


1) Vgl. Laubert in Kronthal: Werke d. Poſener bildenden Kunſt. Berlin 
1921. 74. nn | | 
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3. Landtag beſpricht. Er klagt, es fet ion fo weit im Großherzogtum ge- 
kommen, daß man ſich unter den 22 Abgeordneten der Ritterſchaft nur 
noch auf 10 verlaſſen könne, während aus dem 2. und 3. Stand höchſtens 
auf 3—4 Deputierte zu rechnen ſei. Darum müßten die Polen mit Einig⸗ 
keit und Konſequenz zu Werke gehen und ſich vor Beginn der Tagung ver⸗ 
abreden. Als jene zuverläſſigen 10 Männer nennt er nun aber gerade 
Poninſki, Grabowſfki, Kurcewſki, Brodowſki, v. Zoltowſki⸗Koſten, v. Chel⸗ 
micki⸗Gneſen, v. Sczaniecki⸗Schrimm, v. Dunin⸗Wongrowitz, v. Koffecti-- 
Adelnau, alſo fait durchweg Landſchaftsräte. 

Grabowſki trat ſeine Nachfolge bereits als mehrfach kompro⸗ 
mittierter Mann an. Er galt den Patrioten als Mädchen für alles, 
war eifriger Helfer bei und nach dem Warſchauer Aufſtand, opferte 
Zeit und Geld für nationale Zwecke mit ſolcher Unbeſonnenheit, daß 
er aus finanzieller Bedrängnis ſich 1845 vom öffentlichen Leben zu⸗ 
rückziehen und ſchließlich ſeine Poſener Güter ſogar in deutſche Hände 
verkaufen und ſeinen Lebensabend auf ſeinen polniſchen Beſitzungen 
verbringen mußtet). 

1832 wurde eine an ihn gerichtete, als Medizin deklarierte Sendung 
von Medaillen aus Paris aufgefangen, die bei ihren Anſpielungen 
auf die Revolution?) Flottwells höchſtes Mißtrauen erwecken mußten 
(an v. G. 21. Juni). Der Direktor berief ſich auf ein beigelegtes Fläſch⸗ 
chen mit Medikamenten, ſtellte die Exemplare zur Verfügung, wollte ſie 
bei ſeinem Vetter v. Randonſki für die Gräfin Mycielſka beſtellt haben, 
deren gefallener Sohn darauf verherrlicht war, und leugnete jede 
Verletzung ſeiner Untertanenpflicht, da die Medaillen die Zenſur 
paſſiert hatten und angeblich in ganz Deutſchland und auch in Berlin 
im Handel waren. Der Oberpräſident bedauerte, daß die Sendung ihm 
gegründete Veranlaſſung geboten hatte, ſich nach der Bewandtnis zu 
erkundigen, gab die Sachen aber nach erhaltener Auskunft dem Emp⸗ 
fänger zurück. | 

Weit ärger war Grabowſkis Bloßſtellung durch einige in Berlin 
bekannt gewordene Briefe, in deren einem vom 12. Januar 1832 an Graf 
Wladyſlaw Radolinſki er dem Adreſſanten empfahl, fic) die Berliner 


1) Vgl. (Motty:) Spaziergänge nach d. Stadt (polniſch) IV. Poſen 1890. 
48 ff. 

2) Die Vorderſeite zeigte ein Schlachtfeld vor den Trümmern Warſchaus, 
darüber ein Adler mit den Fahnen Polens und Litauens in d. Klauen und der 
Umſchrift: Fata aspera vinces. Die Rückſeite trug die Namen gefallener Helden 
und die Umſchrift: IIs reviendront (Flottwell an Brenn, 16. Juli). 
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Zeitungen mit der Amneſtie vom 26. Dezember zu verſchaffen, um ſich 

zu überzeugen: 
„de la tache éternelle que cela va faire au règne du roi actuel dans J“ his- 
toire et surtout dans l’histoire contemporaine. On y voit la dictée 
de nos gouvernants de province, la malveillance, la méchanceté et le 
plaisir de faire du mal. On ne pouvait s’attendre à autre chose de la part 
de ceux auxquelles (!) toute pensée noble est étrangère et qui n’ont que 
l'esprit de servilisme et une haine du nom polonais. Il faut signaler cet 
édit à la vindicte publique et surtout faire valoir qu’on abuse ainsi de 
la bonne foi du roi et que la Russie possède un tel empire sur les délibéra- 
tions du conseil d’état, qu’elle y dicte des ukases pis que ceux qu’elle 
exécute elle-même chez elle. Enfin nos gouvernants de province ont par 
là le pouvoir discrétionnaire de faire ce que leur plaira et même de chasser 
de la province ceux qu’elles voudra (!). Ne manquez pas de faire sentir 
cela la bas.‘ 


An Lubienſki in Dresden ſchrieb Grabowſki am 17. Januar: Ich habe 
jetzt ſo viel Arger und Kummer, daß ich ein paar Tage krank war. Ge⸗ 
neral Bem!) hat geſchrieben, daß ich die Fonds nach Elbing?) abſenden 
ſoll, was ich nicht mehr konnte, denn ich erhielt den Brief zu ſpät und hatte 
ſchon 7000 fres. und 900 Hemden an Oberſt Rognieck*) geſchickt. Einem 
zur Gräfin Dzialynſka!) nach Dresden reiſenden Vertrauensmann werde 
ich 6000 fres. mitgeben. Mehr kann ich nicht tun, denn auch hier gibt es 
viele Hilfsbedürftige, deren ich ſelbſt ſehr viele auf direktem Weg weiter⸗ 
befördert habe. Lubienſki wird gebeten, einen in Dresden zu erwartenden 
Kapitän Bialoſkorſki zu verſorgen und Bem auf dem Laufenden zu halten. 
Auch Chlapowſkis) habe ich 3000 fred. für feine Soldaten und Offiziere 
ſchicken müſſen. Nach ſeiner Anzeige war den preußiſchen Küraſſieren ein⸗ 
mal befohlen worden, auf die unbewaffneten Polen einzuhauen, was die 
Soldaten verweigerten, ſo daß ein paar Offiziere vorreiten und ſelber 


1) Joſ. B., 1831 Oberbefehlshaber d. poln. Artillerie, ſpäter bekannt ge- 
worden durch ſeine Teilnahme am Wiener und ungariſchen Aufſtand. 

2) In dortiger Gegend war das in Oſtpreußen über die Grenze geflüchtete 
Rybinſkiſche Korps interniert. 

3) Schreibart unſicher. Gemeint iſt wohl Oberſt Samuel Rozycki, Organi- 
jator d. 9. Linienregiments, oder Karl R., Führer des kühnen Zuges von Zyto⸗ 
mierz in der Ukraine nach Zamoſe; vgl. Straſzewiez: D. Polen d. Revolution 
des 29. Nov. 1830. 

4) Gattin v. Graf Titus D. auf Kurnik, geb. Gräfin Zamoyſka. 

5) Deſiderius v. Ch., ftellvertretender Landtagsmarſchall, Schwager d. 
Großfürſten Konſtantin, auf Turew. Sein Übertritt war für die preuß. Regierung 
wohl die größte Enttäuſchung. 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. X XXVII. 2. 18 
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zuſchlagen mußten!). Solche Dinge find bei Elbing vorgefallen und Europa 
müßte davon Kunde erhalten. Zuvörderſt ſollte Name und Regiment 
der Leute und die Befehlsſtelle ausgekundſchaftet werden. Der König 
weiß davon nichts. Das Verfahren iſt nur ein Ausdruck der Bosheit ſolcher 
Lumpenkerls, denn kein ehrliebender Offizier hätte ſo etwas getan. Sie 
ſollten ſich doch lieber mit gleichen Waffen mit den Polen meſſen, das 
würde ihnen ſchlecht bekommen. Die Amneſtie wird auch hier als Werk 
der Miniſter, der Bosheit und der Einflüſſe „unſerer Henker“ bezeichnet. 
So ſieht man in Poſen überall nur Mißmut und Verzweiflung. Dieſe Un⸗ 
ehre und die ganze preußiſche Nation häufen Rache auf ihr Haupt. „Gott 
gebe, daß ein tauſendfältiges Strafgericht über ſie komme!“ Ein Schrei⸗ 
ben an den Grafen vom 27. Januar ſpricht von dem Verluſt einer großen 
Geldſendung bei Dembno (Kr. Pleſchen an d. Warthe) oder in Polen. 
Grabowſki glaubte zwar an ein bloßes Verſehen der Bank, wollte aber 
perſönlich der Sache Schritt für Schritt nachgehen, denn Lubienſki konnte 
ermeſſen, wie viel ihm an der Aufhellung gelegen war, beſorgte er doch 
außer dem Kummer über ſeine Lage, daß die Regierung Wind erhalten 
würde. Dann war er einer ſtrengen Unterſuchung und ſchwerer Strafe 
ausgeſetzt, denn durch die Anteriora mußte der Zuſammenhang ans Tages⸗ 
licht kommen. Er ſchloß: „Es wird mir dunkel vor den Augen, wenn ich 
an die Sache denke!“ 

In höherem Auftrag ſandte der Kabinettsminiſter Graf Lottum 
Kopien dieſer Briefe an Flottwell, um zwar keinen unmittelbaren Ge⸗ 
brauch davon zu machen oder mit irgend jemandem darüber zu ſprechen, 
als vielmehr der Sache auf geeignetem Weg nachzugehen und auf Gra⸗ 
bowſki und ſein Treiben beſonders aufzumerken (an Flottwell, 31. Ja⸗ 
nuar 1832). 


Der Oberpräſident erwiderte am 7. Februar: 


Ew. Exzellenz Mitteilungen beſtätigen nur die Meinung, die ich vom 
Verfaſſer der Briefe immer gehegt habe. „Er iſt einer der klügſten und zu⸗ 
gleich gefährlichſten ſeiner hieſigen Landsleute, der unter der Maske eines 
ſehr loyalen Untertanen der Revolution beſtändig allen möglichen Vorſchub 
geleiſtet hat und gewiß noch gegenwärtig den Mittelpunkt aller hierauf 
Bezug habenden geheimen Verbindungen der Provinz bildet.“ Sein Amt 
als Landſchaftsdirektor und zugleich Geſchäftsträger vieler im Ausland 


1) Die Polen trieben wie die Entente im Weltkrieg eine förmliche Greuel- 
propaganda mit den angeblich ihren in Preußen entwaffneten Soldaten wider⸗ 
fahrenen Grauſamkeiten. Beſonders mußte die Tat von Fiſchau herhalten, wo 
das kleine Wachtkommando ſchließlich gegenüber den aufſäſſigen Meuterern von. 
der Schußwaffe Gebrauch zu machen gezwungen war. 
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befindlicher bedeutender polniſcher Familien geſtattet ihm fortdauernden 
Verkehr mit vielen Perſonen aller Stände und verſchafft ihm eine ganz 
unverdächtige Veranlaſſung, ausgebreitete perſönliche und ſchriftliche Ver⸗ 
bindungen zu unterhalten, auch einen ausgedehnten Geldverkehr zu be⸗ 
treiben. Es ſind viele Spuren davon in meinen Händen, daß er während 
des Aufſtandes viele Jünglinge nach Polen ſpediert und mit Geld unter- 
ſtützt, ſowie daß bei ihm oder wenigſtens unter ſeinem Kuratel ſich die 
Zentralkaſſe aller Geldſammlungen für die Revolution befunden hat. 
Sein offizielles Verhältnis und die ungemeine Verſchlagenheit und Ge⸗ 
wandtheit, mit der er dabei zu Werke ging, machte eine nähere Erforſchung 
feiner Mitſchuld aber unmöglich. Ebenſo notoriſch iſt es, daß am 29. Novem⸗ 
ber v. J. unter dem Vorwand einer Jagdbeluſtigung ſich eine große Zahl 
von Anhängern dieſer Sache verſammelte und bis tief in die Nacht vereint 
geblieben iſt. Nach Angabe des hieſigen Oberpoſtdirektors ſteht v. G. in 
lebhaftem Briefwechſel mit Dresden, Warſchau und Paris. Die Briefe 
nach Dresden gehen beſtändig unter der Adreſſe eines Handlungshauſes, 
die nach Paris an verſchiedene dortige Polen und beſonders an Graf 
Radolinſki, deſſen Vormund er iſt. Warſchauer Schreiben ſind an das hieſige 
Handlungshaus Schmedicke & Co. gerichtet, die dorthin beſtimmten werden 
in Blonie zur Poſt gegeben, um der polniſchen Poſtexpedition zu entgehen. 
Das genannte Haus, deſſen Chef Kommerzienrat Queiſſer iſt, hat von jeher 
alle Angelegenheiten der Polniſchen Bank beſorgt und ſteht auch jetzt noch 
mit ihr in enger Verbindung. Die fragliche Geldſendung ſcheint noch auf die 
Verhältniſſe der Bank während der Revolution Bezug zu haben. Durch 
einen gewandten Kundſchafter habe ich erfahren, daß G. in letzter Zeit 
4 Mal in Dembno war und mit dem Beſitzer, einem enragierten Polen, 
Graf Mycielſti, in genauer Beziehung lebt. Auch ſollen kürzlich 6 mit Montie⸗ 
rungsſtücken und Seitengewehren beladene Fuhren durch D. nach Polen 
gegangen ſein. Ihre Zuſtimmung vorausſetzend habe ich etwa 100 Rtr. 
zur Erforſchung der Sache verwendet. Außerdem habe ich den hieſigen, 
zuverläſſigen und verſchwiegenen Oberpoſtdirektor mit einer geheimen 
Kontrolle der G. ſchen Korreſpondenz beauftragt, ſelbſtverſtändlich, ohne 
jemandem die nähere Veranlaſſung mitzuteilen. Mehrfach hier durchgerit⸗ 
tene Eſtafetten laſſen keinen Zweifel, daß zwiſchen Gem und einigen Ry- 
binſkiſchen Offizieren in Elbing eine fortdauernde Verbindung unterhalten 
und erſterer gegenwärtig als das Haupt der außerhalb Polens befindlichen 
Revolutionärs betrachtet wird. General Dluſki, der mit meiner Erlaubnis 
kurze Zeit hier weilte, ein ſehr verſtändiger Mann, der dieſes Unweſen mit 
Widerwillen und Verachtung beurteilt, hat mir ſelbſt geſagt, daß dergleichen 
Verbindungen zwiſchen den Offizieren in Sachſen, Frankreich und Preußen 
beſtänden und daß ſogar die in Preußen kürzlich ſtattgefundenen Ereigniſſe 
wahrſcheinlich durch einige Tollköpfe unter ihnen hervorgerufen wären. 
Augenblicklich ſind dieſe Unternehmungen gewiß ohne Erſolg, aber ſie be⸗ 
reiten für die Zukunft vieles vor und pflegen die überall zerſtreuten Keime 
" 18* 
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einer neuen und dann ohne Zweifel weiter ausgedehnten Revolution, die, 
wie ich von dem mich vor einigen Tagen beſuchenden Chlapowſki hörte, im 
Inneren Rußlands, namentlich in Litauen und Wolhynien, ſehr tiefe Wur⸗ 
zeln geſchlagen haben und dort von allen Seiten befördert werden ſoll. 
Ich halte es deshalb nicht für unwahrſcheinlich, daß man ſchon jetzt daran 
denkt, an verſchiedenen Punkten innerhalb und außerhalb Polens Depots 
von Kriegsmaterial und Geld anzuhäufen, und eine ſtetige Verbindung 
zwiſchen den im Ausland bleibenden Trümmern des Ramorinoſchen!) 
und Rybinſkiſchen Korps zu erhalten. Lubienſki und G. ſind wahrſcheinlich 
die Hauptagenten dieſes Unternehmens; ich ſtelle daher Ew. Exzellenz Er⸗ 
wägung anheim, ob die vorhandenen brieflichen Beweiſe nicht hinreichen 
möchten, um beide ohne alles Aufſehen verhaften und ihre Papiere be⸗ 
ſchlagnahmen zu laſſen? Daß hier ein wirkliches Verbrechen in medio iſt, 
dürfte keinem Zweifel unterworfen und das Verfahren alſo hinlänglich 
gerechtfertigt ſein, inſofern gleich eine förmliche Unterſuchung gegen beide 
eröffnet werden kann. Sollten aber die Beweiſe nicht klar zu Tage liegen 
und insbeſondere die Korreſpondenzen nicht originaliter vorhanden ſein, 
dann wird man ſich freilich mit Beobachtungen begnügen müſſen, deren Er⸗ 
folg indeſſen nach meiner Überzeugung nur in einer Beſtätigung der mora⸗ 
liſchen Beweiſe von der Geſinnung und den Abſichten dieſer Leute beſtehen 
wird. Von jeder halben oder ergebnisloſen Maßregel iſt ſehr abzuraten, 
weil dadurch nur die Erbitterung gegen die Regierung geſteigert und die 
Schlauheit der Unternehmer geſchärft wird. Das wirkſamſte Mittel, um 
allen weiteren Verſuchen vorzubeugen, würde in einer Übereinkunft der 
Regierungen von Preußen, den deutſchen Bundesſtaaten und Frankreich 
liegen, den Polen, die an der Revolution teilgenommen haben und nicht 
wieder in ihre Heimat zurückkehren wollen, den ferneren Aufenthalt durchaus 
nicht zu geſtatten, weil die Erfahrung gelehrt hat, daß dieſe Individuen 
die ihnen gewährte Gaſtfreundſchaft zu Ränken aller Art mißbrauchen 
und die eigene Sicherheit des Landes gefährden. Ich verkenne die in dieſem 
Vorſchlag liegende Härte nicht, aber ich halte ihn für die Wohlfahrt und Ruhe 
Europas für unerläßlich. Alle anderen Maßregeln werden „dieſem polypen⸗ 
artigen Unternehmen“ die Lebenskraft nicht rauben, ſondern nur ein⸗ 
zelne Zweige lähmen und ſeine Kräfte deſto mehr konzentrieren. 


Zu einer Verhaftung fühlte ſich Lottum ſeiner Sache anſcheinend nicht 
ſicher genug, aber Flottwells Erwartung, daß eine bloße weitere Beobach⸗ 
tung keine greifbaren Ergebniſſe zeitigen werde, ging durchaus in Erfül⸗ 
lung. Am 11. März mußte er dem Grafen melden, daß er von den etwaigen 
Umtrieben Grabowſkis keine weitere Kenntnis erlangt habe, we sabi 
nicht aus den Augen laſſen werde. 


1) Das Ramorinoſche Korps war über die galiziſche Grenze geflohen. 
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Aber neues Material gegen Grabowſki ergab die Unterſuchung 
gegen den früheren Regierungsrat Schuman von der Generalkom⸗ 
miſſion. Sie führte auch zu einer Verſiegelung der Grabowſlkiſchen 
Schriftſtücke in Poſen und auf ſeinem Gut Lukowo (Kr. Obornik). Unter 
anderem beſagte ein hierbei gefundener Brief des Grafen Arſen 
Kwilecki aus Kwilcz +) vom 20. Januar 1833: Schumans Verhaftung 
hat uns ſehr betrübt. Schreibe, was einen ſolchen Schritt, der ganz nach 
ruſſiſcher Art iſt, veranlaſſen konnte. Man ſpricht von einem auf der 
Poſt gefundenen Brief, den Radziwill?) an mich geſendet haben ſoll, um 
S. zu warnen, woraus ich Unannehmlichkeiten für mich beſorge. Von 
„unſerer lieben Tante“, Gräfin Kwilecka⸗Kobelnik (Kr. Koſten) wird als 
neue „ſchöne“ Handlung erzählt, daß ſie den bei ihr befindlichen Sohn des 
Grafen Anton K. einem Paſtor in Birnbaum zur Erziehung übergeben 
hatte, „einem Deutſchen mit Leib und Seele, unſerem Todfeinde“, die 
beſte Art, den Jungen zum Deutſchen zu machen. „Meiner Anſicht nach 
iſt das eine nichtswürdige Handlung.“ Ich möchte lieber, daß er weder 
leſen noch ſchreiben lernte, nur ein Pole möge er bleiben. „Wir haben 
ſchon überdem in der Familie genug ſolcher Individuen, die eines wahren 
Polen unwürdige Geſinnung hegen.“ Man muß auf jede Weiſe verſuchen, 
ihn dort herauszubekommen. Ich will, wenn es nicht anders geht, gern 
für die erſte Erziehung ſorgen. Später findet ſich vielleicht in Poſen ein 
Unterkommen. | 

Adam v. Turno berichtete am 15. April aus Poſen über die 
Ankunft verbotener Schriften bei Buchhändler Munk und große Unruhe 
in Polen. Sie ſcheinen ohne Zuſammenhang zu handeln, werden Dumm⸗ 
heiten machen und Opfer für Sibirien werdens). Mich wundert, daß 
hier alles ſo ruhig iſt. Auf preußiſcher Seite ſind noch gar keine Vorſichts⸗ 
maßregeln getroffen. Die Polizei mit Duncker“) an der Spitze zeigt aller 
dings ſichtbare Aufmerkſamkeit und iſt oft an meinem Haus. Gut, daß 
Du nicht da biſt. Bleib zu Haus. Man würde ſich bei Dir zu Klatſchereien 
verſammeln und das der Polizei auffallen. Dann folgen Nachrichten über 
das unter Grabowſkis tätiger Mithilfe geplante Kaſino, das im Stil des 


1) Frau v. G., geb. v. Wyganowſka, war mit den Kwileckis und Turnos 
nahe verwandt. 

2) Der feit 1830 von feinen Pflichten entbundene frühere Poſener Statt- 
halter Fürſt Anton R. Es iſt für ſein Benehmen überaus bezeichnend, daß man 
ihm in eingeweihten Kreiſen eine ſolche Handlungsweiſe zutraute. 

3) Der törichte Aufſtandsverſuch bei Kaliſch 1833 gab dieſer Prophezeiung recht. 

4) Der bekannte Polizeidirektor D. in Berlin wurde öfter zu wichtigen Unter⸗ 
ſuchungen wie auch zu der gegen Sch. nach Poſen geſendet. 
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ſpäteren Bazar als „Bürgerreſſource“ unter unverfänglichem Aushänge⸗ 
ſchild einen Vereinigungspunkt der polniſchen Patrioten für politiſche 
Zwecke bilden ſollte. Turno rät, da man in Berlin ohnehin gewiß Feſſeln 
für die Provinz ſchmiedete, eine ſcheinbar loyale Haltung anzunehmen und 
den Ruf der Widerſpenſtigkeit zu vermeiden. Radziwill (f 7. April) iſt 
geſtern ohne Anweſenheit eines ſeiner Söhne beerdigt, aber man hat 
nicht einmal der Geiſtlichkeit erlaubt, die Leiche nach katholiſchem Ritus 
zu empfangen, woran der „weichliche“ Michalſki!) ſchuld iſt. 

Joſ. Zienkowicz endlich ſchrieb aus Paris am 25. Dezember 1832 
über feinen leidenden Zuſtand, in dem ihn Marcinkowſki behandelte, ein 
prächtiger, tüchtiger Mann mit ausgebreiteter Praxis, von rührender 
Sorgfalt. Auch Z. beklagte die Beſchlagnahme von 12 Broſchüren, ver⸗ 
hieß aber neue Bücherſendungen an Frau v. Potocka. Zum Schluß 
legte er ſeine Auffaſſung der Revolution dar. Er glaubte an keinen Ver⸗ 
rat außer bei Krukowiecki, auch nicht bei dem Diktator Chlopicki, wiewohl 
er ungeſchickt gehandelt und die polniſche Sache dadurch geſchädigt hatte). 

Grabowſki ſelbſt hatte am 16. April dem Brauereibeſitzer Kolanow⸗ 
ffi, dem Führer des Poſener polniſchen Bürgertums, wegen der Reſſource 
geſchrieben und ihn gebeten, einem We. zu ſagen, er möge endlich machen, 
daß er fortkomme, ſonſt werde er ſich unglücklich machen und andere 
kompromittieren. 

Bei den über die Entſiegelung der Papiere am 22./23. April aufge⸗ 
nommenen Verhandlungen nach dem aus den Schumanſchen Schrift⸗ 
ſtücken feſtgeſtellten |. g. Polenkomitee in Poſen befragt, gab Grabomffi 
zu, daß Anfang 1832 der Gedanke aufgetaucht war, um eine geordnete 
Hilfeleiſtung bei den vielfachen Anſprüchen der zahlreich durch die Provinz 
kommenden Flüchtlinge zu ermöglichen, wie in anderen Städten (Leipzig, 
Frankfurt a. M., Dresden) ein ſolches Komitee mit einer Zentralkaſſe zu 
errichten und er nach dieſem auch von ihm gebilligten Plan nebſt Schuman, 
Kolanowffi, Chlapowſki uſw. zu Vorſtehern gewählt worden war. Es 
ſollte aber bei bloßen Verabredungen geblieben und damit nie die Abſicht 
unerlaubter Zwecke verbunden geweſen ſein. Da das Verſiegen des Emi⸗ 
grantenſtroms das Bedürfnis einſchlafen ließ, glaubte Grabowſki, nach 
längerer Zeit im Herbſt 1832 aus Berlin zurückgekehrt, die Sache ad acta 


1) Vortragender Rat d. Fürſten; vgl. Laubert: D. Verwaltung uſw. 37ff. 

2) Wie die Franzoſen, ſo ſchieben die Polen unter gleichzeitigen begeiſterten 
Lobeshymnen auf die Lauterkeit ihres Volkscharakters Niederlagen ſtets auf 
Verrat und ſuchen einen Sündenbock, wie auch Bazaine als ſolcher dienen mußte. 
In Wahrheit war das Schickſal des Aufſtandes bereits entſchieden, als Krukowiecki 
im Auguſt 1831 die Leitung übernahm. 
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gelegt und wollte jedenfalls von einem Brief ſeiner Frau an Schuman 
als Vorſteher des Vereins und von deſſen Tätigkeit nichts wiſſen, da er 
damals zu Haus noch nicht wieder orientiert geweſen war. Er geſtand zu, 
500 Rtr., die ihm freiwillig oder auf Erſuchen geſpendet waren, verteilt 
zu haben, während Rolanowifi dieſes Geſchäft bei den polnischen Soldaten 
übte. Jedenfalls hatte er angeblich keine Statuten gekannt, ſich nie als 
Vorſtandsmitglied eines Vereins gefühlt und keine Kenntnis von dem 
gegenwärtigen Vorhandenſein eines ſolchen erlangt, geſchweige denn 
von deſſen Verbindung mit den Organiſationen anderer Städte. Da⸗ 
gegen hatte Lubienſki in Dresden ſich an einem ſolchen Komitee beteiligt, 
ebenſo Gräfin Potocka, geb. Gräfin Dzialynſka, aber von Beziehungen 
irgendwelcher Poſener Einſaſſen zu dieſem wußte er nichts, auch nicht 
zu dem Pariſer Komitee Lelewels, das allerdings Proklamationen und 
Aufforderungen nach der Provinz geſchickt hatte, ohne daß ſie ihm zu 
Geſicht gekommen waren. Die bei ihm beſchlagnahmten Gubffriptions- 
liſten für die Nationalerziehung der fern von ihrem Vaterland befindlichen 
Polen waren ihm von dem inzwiſchen verſtorbenen Zienkowicz, einem 
entfernten Verwandten, unabhängig davon zugeſandt worden. Nur mit 
ihm, Mickiewicz und ſeinem jetzt in Vevey wohnenden einſtigen Mündel 
Wlad. v. Radolinſki hatte er perſönlich korreſpondiert, immer durch die 
Poſt, da der Briefwechſel ganz unverfänglich war. Die dabei erwähnten 
Leute waren Adminiſtratoren, Rechtsanwälte u. dgl., da er noch jetzt 
Radolinſkis Vermögen, insbeſondere die Jarotſchiner Güter verwaltete. 
Von dem Straszewiczſchen Werk hatte Grabowſki 4 Lieferungen durch 
Munk erhalten!). Ebenſo mußte er eingeſtehen, Brodowſti, der angeblich 
5000 Rtr. zuſammengebracht hatte, zur Sammlung für die Emigranten 
aufgefordert zu haben. Jener hatte ihm aber höchſtens 160 Rtr. übergeben. 
Einen Brief mit der Unterſchrift C. Racz. wollte er von Gräfin Conſtanze 
Raczynſka⸗Rogalin bekommen haben, die ihm einen Brief ihrer 
Schwiegertochter, Gräfin Potocka, an Schuman zur Beförderung an⸗ 
vertrauen wollte. 

Wieder war es Grabowſki geglückt, ſich allen Schlingen zu entziehen. 
Die Angelegenheiten gerieten bald in Vergeſſenheit. Radolinſki erlangte 
ſpäter Zutritt zu den erſten Berliner Geſellſchaftskreiſen und wurde auf 
ſeinen Wunſch gegraft und der Mann, der derartige Urteile über die Miniſter 
und die Provinzialbehörden, die „Henker“ des Polentums geſchrieben 
und auf Preußen Gottes tauſendfältiges Strafgericht herabgefleht hatte, 


1) Auch dieſes Buch ſtand auf dem Index; dgl. Laubert: Studien uſw. 33. 
Dort 335 Angaben über Munk und ſeinen Bücherſchmuggel. 
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durfte, mit Ehren und Würden überſchüttet, zum Poſten des General- 
landſchaftsdirektors und Provinziallandtagsmarſchalls aufſteigen und 
bildete mit den Kwileckis uſw. die Hauptzierde der berüchtigten Goiréen, 
mit denen Graf Arnim die polniſche Frage zu löſen vermeinte!). 


Bei ſolcher Stimmung unter den höheren Beamten ergriffen die 
ſtaatsfeindlichen Tendenzen natürlich auch die unteren Stelleninhaber. 
Von jeher diente die Landſchaft als Zufluchtsort für geſcheiterte Exiſtenzen 
und als Deckmantel für beſchäftigungslos herumlungernde politiſche Fai⸗ 
ſeurs. Auf Koſten der Allgemeinheit wurden die Leute nur nach ihrer 
Geſinnung, ohne Rückſicht auf Befähigung untergebradt?). Hier wurde 
Marcinkowſkis alter ego, der ehemalige Referendar Mendych geborgen, 
den der Polizeidirektor Frh. v. Hohberg mit einem Kierſki, Breza und 
Napol. Zakrzewſki und 3 anderen als das Gremium der unnützen Pflaſter⸗ 
treter in Poſen charakteriſierte, die unzertrennlich lebten, ohne den gering⸗ 
ſten Nachweis von Geſchäften führen zu können. Obgleich Reviſionen 
reſultatlos verlaufen waren, gehörten ſie doch ohne Zweifel zu den unzu⸗ 
verläſſigen Individuen, die nur als lebende Chronik alles Aufgeſchnappte 
in der Provinz verbreiteten und trotz fortgeſetzter Beobachtung ſtets neue 
Schlupfwinkel fanden“). 

Mit einem Schlag beleuchteten dann die Vorgänge von 1846 
den herrſchenden Geiſt. Der auch die Aufmerkſamkeit der ruſſiſchen Poli⸗ 
zei erweckende Kontroleur v. Buchowſki, Sohn des Mathematikprofeſſors 
am Mariengymnaſium, entging im Februar der Verhaftung nur durch die 
Flucht nach Straßburg“). Dagegen wurde der Hilfsdolmetſcher Joh. 
v. Slupecki nach Sonnenburg gebracht. Von den Räten waren v. Ko⸗ 
finffi, Dabrowſki, M. v. Skarzynſti, Guttry, v. Malczewſki, v. Lipffi, 
Conſt. v. Sczaniecki⸗Brody (Kr. Buk) mehr oder minder belaſtet. Letzterer 


1) Als nach Ablauf von Grabowſkis Wahlzeit dieſer wegen ſeines Vermögens- 
verfalls nicht mehr in Frage kam, ſchlug Arnim als Min. d. Inneren zum Nach⸗ 
folger unter den 3 von den Wahlherren präſentierten Männern A. v. Brodomffi 
vor, der dann 1848 eine führende Rolle ſpielte (Immed. Ber. 15. April 1845). 

2) Minutoli urteilte, daß in der Landſchaft „ein wahres Neſt von exaltierten 
Polen“ gebildet worden ſei; vgl. Laubert in Deutſche Rundſchau 1924. 182. 

3) Vgl. Laubert a. a. O. 

4) Das Anerbieten zur Rückkehr gegen Zuſicherung ſeiner perſönlichen 
Freiheit lehnte Beurmann ab. Dagegen wurde der Oberpräſident der Rhein- 
provinz für den Fall einer Grenzüberſchreitung inſtruiert und mit der badiſchen 
Regierung wegen eventueller Auslieferung verhandelt. Als ſich B. nach Ver⸗ 
ſailles wandte, verſicherte man ſich ſeiner Beobachtung durch die franzöſiſchen 
Behörden (Geh. Rat Mathis an Beurmann 6. Juni). 
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wurde, nachdem er ſchon nach 1831 zu 4000 Rtrn. Geldſtrafe ſtatt der Ver⸗ 
mögenskonfiskation und 3½ ſtatt 9 Monaten Feſtung begnadigt worden 
war, abermals mit 8 Jahren Feſtung, Verluſt des Adels und der National- 
kokarde belegt, während die übrigen meiſtens von der Anklage entbunden 
wurden. Aber viele von ihnen waren auch bereits Teilnehmer am War⸗ 
ſchauer Aufſtand geweſen. Am belaſtendſten wirkte die Verhaftung des 
mit dem roten Adlerorden geſchmückten Provinzialdirektors v. Ja⸗ 
rochowſki am 21. Juli wegen des Verdachts der Teilnahme an hoch⸗ 
verräteriſchen Umtrieben, unter Suſpenſion vom Amt und Beſchränkung 
auf halbes Gehalt (Beurmann an d. Generaldirektion, 25. Juli). Auch ſein 
Sohn Kaſimir erlitt zeitweiſe das gleiche Schickſal und die Wiederaufnahme 
am Mariengymnaſium wurde ihm vom Oberpräſidenten verſagt, obwohl 
der Staatsanwalt ſchließlich keine Anklage erhob, denn er hatte den bei 
ſeinem Vater verborgenen, zur Leitung des ganzen Unternehmens 
heimlich aus Frankreich herbeigeeilten Mieroflawffi gebeten, ihn am Auf⸗ 
ſtand teilnehmen zu laſſen, einem Emiſſär durch Kollekten zur Flucht ver⸗ 
holfen, auf einer Ferienreiſe einem auf dem Königſtein ſitzenden Agenten 
einen Zettel zuzuſtecken verſucht, wonach jener ſeine Mitſchuldigen, 
beſonders den kompromittierten Koſinſki, nicht bezichtigen ſollte. Von 
einem ſolchen Primaner, der nur als Märtyrer gefeiert werden würde, 
beſorgte Beurmann nachteilige Einflüſſe auf den Geiſt der Anſtalt, hatte 
aber gegen den Beſuch des vorwiegend deutſchen Friedrich⸗Wilhelmsgym⸗ 
naſiums keine Einwendungen ()!). Sarochomffi ſelbſt hatte Mieroflamffi 
beherbergt, ihm dann ein weiteres Unterkommen verſchafft, dem ſpäter 
zum Tod verurteilten Koſinſki ſeinen Wagen zur Verfügung geſtellt, von 
jeher eifrig für die polniſche Sache gewirkt, ſich an Sammlungen be⸗ 
teiligt, feinen mit 20 jähriger Haft beftraften Okonomen Plawinſki in die 
Verſchwörung hineingezerrt, feinen Schwager Buchowſki wie Slupeeki 
bei der Landſchaft untergebracht und ſeine eigene Wahl nur dem Einfluß 
Malczewſkis zu verdanken?). So mußte trotz des bedingt freiſprechenden 
Urteils die moraliſche Überzeugung gelten, daß er tief in die Sache ein⸗ 
geweiht geweſen war, und daß ein Mann dieſer Art kein öffentliches Amt 
bekleiden konnte, weshalb er für den Reſt ſeiner Wahlzeit weiter auf halbes 
Gehalt geſetzt werden ſollte (Beurmann an Arnims Nachfolger v. Bodel⸗ 
ſchwingh, 11. Dezember 1847). Der Miniſter entſchied ſich deſſenungeachtet 
für Aufhebung der Suſpenſion und wollte von einer Amtsentfernung 
Abſtand nehmen. Bei Guttry hatte der Staatsanwalt Berufung einge⸗ 
1) An den Kultusmin. Eichhorn 30. April 1847. 


2) Malczewſki büßte mit 25 Jahren Feſtung, Verluſt von Adel und Kokarde 
und Vermögenskonfiskation. 
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legt, deren Ergebnis abgewartet werden mußte. Buchowskis Poſten 
konnte als erledigt betracht werden. Der nur proviſoriſch angeſtellte Slu⸗ 
pecki war nach Verlauf der Kündigungsfriſt zu entlaſſen und bis dahin 
auf halbes Einkommen zu ſetzen (Reſkr. 24. Februar 1848). 

Jarochowſfki aber wagte es, gegen die Gehaltsbeſchlagnahme während 
der Suſpenſion, allerdings vergeblich, Beſchwerde einzulegen (Beurmann 
an Brodowſki, 24. Juli 1847). Dann wünſchte er ſchon vor eingetretener 
Rechtskraft des Urteils gleich nach ſeiner Freilaſſung die Wiedereinſetzung. 
Auch die jetzt von Chelmicki geleitete Provinzialdirektion zeigte angeſichts 
der ſträflichen Umtriebe ihrer Beamten nur Trotz. Sie legte bei Minutoli 
und der Immediatunterſuchungskommiſſion über das Verfahren bei 
Jarochowſkis Verhaftung, das Eindringen der Polizei und die polizei⸗ 
liche Bewachung des Landſchaftsgebäudes, ſowie wegen nicht erfolgter 
Anzeige an ſie ſelbſt Beſchwerde ein, obwohl eine ſolche im Februar wegen 
der Verhaftung Guttrys von Beurmann bereits abgewieſen war. Jetzt 
erreichte ſie allerdings, daß Minutoli dem betreffenden Beamten eine 
Rüge erteilte. Hinſichtlich der Anzeigepflicht aber ſchoben ſich Polizei 
und Immediatkommiſſion gegenſeitig die Verpflichtung zu, ſo daß keine 
etwas veranlaßte und die Direktion den Oberpräſidenten um Anordnun⸗ 
gen bat (14. Auguſt 1846). 

Jedenfalls rechtfertigen die geſchilderten Vorgänge vollauf die 1846 
angeordnete Umbildung der Landſchaft überhaupt, insbeſondere die Ein⸗ 
ſetzung eines kgl. Kommiſſars, die Friedrich Wilhelm durch Ordre vom 
28. Mai beſtätigte und deren Wiederaufhebung er am 2. Juli auf ein 
eingereichtes Immediatgeſuch rundweg verwarf. Das Verhalten der 
beteiligten Kreiſe 1848 machte dann die gänzliche Auflöſung und die 
Gründung einer neuen Landſchaft mit ganz ſtaatlichem Charakter not⸗ 
wendig. Außerdem zeigt das entrollte Bild mit unwiderleglicher Deutlich⸗ 
keit, daß das alte Poſener Kreditſyſtem einen ſchmählichen Mißbrauch 
mit ſeinen Befugniſſen trieb und in Wahrheit ein zu politiſchen Zwecken 
rückſichtslos ausgenutztes rein polniſches Organ war, deſſen Verfehlungen 
die Regierung ein Menſchenalter hindurch mit unerſchütterlicher Nachſicht 
geduldet hat, und daß die von unſeren Gegnern darüber gebrachten Nach⸗ 
richten der Wahrheit ins Geſicht ſchlagen. Die Art aber, wie die preußiſche 
Staatsverwaltung mit den führenden Männern umging und kurzſichtig 
von Leuten wie Poninſki und Grabowſki einen heilſamen Einfluß auf ihres⸗ 
gleichen und eine aufrichtige Verſöhnung der nationalen Gegenſätze 
ſich verſprach, zeugt von einer radikalen Verkennung des polniſchen Charak⸗ 
ters und dem Weſen der im Oſten beſtehenden Konfliktſtoffe. 


v 


Franz Ziegler und die Politik der liberalen 
Gppoſitions parteien 


von 18481866. 


Von 
Hans Neumann. 


Als im Jahre 1866 angeſichts des drohenden Krieges mit Oſterreich 
im Gegenſatz zu der Stellung der Deutſchen Fortſchrittspartei ein Abge⸗ 
ordneter gerade dieſer Partei es wagte, in Breslau vor einer nach Tauſen⸗ 
den zählenden Wählermenge die Außenpolitik Bismarcks zu verteidigen 
und das Schlagwort zu prägen, „das Herz der Demokratie iſt immer 
da, wo die Fahnen des Landes wehen“, rief dieſes mannhafte Bekenntnis 
zu einer ſtarken nationalen Außenpolitik nicht nur in der Fortſchrittspartei 
ſelbſt, ſondern im ganzen Lande lebhafte Verwunderung hervor. Denn 
dieſer Abgeordnete, Franz Wilhelm Ziegler, gehörte zu dem radikal⸗ 
ſten Flügel der Fortſchrittspartei. Wenn nun auch in der Öffentlichkeit 
die Stellungnahme Zieglers auffiel, in der Partei ſelbſt kannte man 
Ziegler als einen äußerſt widerſpruchsvollen und unbequemen Politiker, 
In der Tat iſt Ziegler eine der merkwürdigſten Erſcheinungen im Partei⸗ 
leben jener Tagen). Er, der feiner politiſchen Überzeugung wie kaum ein 
anderer Politiker ſeiner Partei ſeine ganze Exiſtenz zum Opfer brachte, 
ließ ſich in ſeiner politiſchen Tätigkeit von den Tagesereigniſſen und 
dem wechſelvollen Getriebe politiſcher Begebenheiten nicht beein⸗ 
fluſſen, ſondern vertrat konſequent ein ganz eigentümliches politiſches 
Syſtem, das in eigenartiger Weiſe die radikalſten liberalen Forderungen 
mit einer durchaus nationalen Staatspolitik im Sinne Bismarcks zu ver⸗ 
binden ſuchte. Es ſollte den Forderungen und Zielen des modernen 
Nationalſtaates wie den auf die größtmöglichſte Freiheit des Indivi⸗ 
duums ausgehenden Gedanken des Liberalismus gerecht werden. 


1) Für die Biographie und die näheren Ausf. vgl. Hans Neumann, 
Franz Wilh. Ziegler. Ein Beitrag z. Geſch. d. liberal. Oppoſition in Preußen 
v. 1803—1870. Berl. Diff. 1922. | 
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Schon von der Jugendzeit Zieglers an läßt ſich jener Dualismus im 
ſpäteren politiſchen Denken, an deſſen Widerſpruch der Mann Ziegler 
ſcheitern ſollte, beobachten. 


Zwei große Gedankenkreiſe haben die Entwicklung des Knaben 
beeinflußt, der, 1803 geboren, im väterlichen Pfarrhauſe heranwachſend, 
als Kind die Franzoſenzeit und als Jüngling be Zeit der Befreiungskriege 
mit Bewußtſein durchlebte. 


Zuerſt wirkte auf den Knaben die Gedankenwelt des friederizianiſchen 
Preußens, die, geſtärkt und neu belebt durch die Erlebniſſe der Jahre 
1806—15, gefördert auch durch Familientradition, die Urſache abgab 
für die grundlegende nationale Einſtellung des ſpäteren Politikers. 
Dazu kamen in ſeiner Schulzeit und in den Univerſitätsjahren die großen 
Ideen zur Auswirkung, die die Umwälzung des Jahres 1789 wie Fackeln 
in den alternden Staatenbau Europas geworfen hatte. Und ſonderbarer⸗ 
weiſe wirkten ſie auf den Heranwachſenden nicht in der ungeſchwächten 
Kraft unmittelbarer Anſchauung. Nicht das Paris der Revolutionszeit, 
ſondern eine Periode des preußiſchen Staatslebens, in der Gedanken 
dieſer Epoche verwirklicht wurden und ihren Ausdruck fanden, war das 
Vorbild des jungen Studenten. Friedrich d. Gr. und Stein waren die 
Helden, die dem aufſtrebenden Ziegler als Führer dienen ſollten. Der 
Univerſitätsbeſuch in Halle, der dem äußerſt begabten und fähigen Jüng⸗ 
ling ſeine ausgezeichneten juriſtiſchen und beſonders ſtaatswiſſenſchaftlichen 
Kenntniſſe vermittelte, der ihm Beziehungen zu den märkiſchen Adels⸗ 
kreiſen brachte und ihn durch das Korpsleben auch geſellſchaftlich erzog, 
erweckte die ſtärkſte Einflußquelle für das Denken des jungen Juriſten in 
der Philoſophie Hegels. 

Dieſe Philoſophie kam mit ihrer Verherrlichung der Staatsidee 
den Anſchauungen Zieglers entgegen, und ſo iſt Ziegler um die Wende 
der dreißiger Jahre, als überall die Flammen revolutionärer Erhebung 
aufloderten, ein radikaler und überzeugter Junghegelianer. Freilich hing 
er nur der Richtung der Gruppe an, die um 1840 den Ausſchlag gab, in 
der man in Preußen den Staat der Zukunft ſah, der durch konſequente 
Weiterentwicklung friederizianiſcher Ideen und der Gedanken der preußi⸗ 
ſchen Reformzeit berufen ſei, der Träger der Staatsidee, an ſich zu 
werden. Und wenn ſpäter die Entwicklung dieſer Schule weiter ging, ſo 
blieb Ziegler auf der Stufe von 1840 ſtehen, und man hat ſpäter bei der 
Darſtellung ſeiner Beziehungen zu Ferdinand Laſſalle den intereſſanten 
Fall, daß ſich ein Junghegelianer älterer und jüngſter N zu ge 
meinſamer Arbeit finden. 
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Es iſt alſo nicht der Liberalismus franzöſiſcher oder engliſcher Rich⸗ 
tung, in den man Zieglers Stellungnahme in der 1. Hälfte des Jahrhun⸗ 
derts eingruppieren kann. 

Ziegler neigte zu der Gedankenwelt der liberalen Bürokraten, die 
in Preußen um 1810 den maßgebenden Einfluß ausgeübt hatten. Dieſer 
Liberalismus hatte aber gar wenig verwandte Züge mit den liberalen 
Gedanken von 1789 oder der Jahre von 1830. Nicht Revolution, ſondern 

die Hegelſche Evolution ift das Grundprinzip dieſer Kreiſe. Es ift eigent⸗ 

lich kaum Liberalismus, ſondern es iſt eigentlich eine extreme Form des 
aufgeklärten Abſolutismus, die in der Gedankenwelt der Reformer 
wirkte. So war auch den politiſchen Gedanken Zieglers der ſchneidend 
friſche und ſchwungvoll revolutionäre Schwung der Zeit von 1789 
fremd. Er lebte in der klaren und ſcharfen, aber etwas nüchternen Ge⸗ 
dankenwelt der Aufklärung. Freilich war er bereit, auch für das Staats⸗ 
weſen die Folgerungen aus der neuen Zeit zu ziehen, aber die nüchterne, 
verſtandesmäßige Einſtellung ließ ihn auf die Seite der Reformer, nicht 
auf die der Revolutionäre treten. So lebte Ziegler ſchon um 1835 in 
zwei Gedankenkreiſen, von denen bald der eine, bald der andere Über⸗ 
gewicht gewann. So erklärt ſich wohl das Schwanken in ſeiner Politik, 
das Ziegler in ſeinem Leben zweimal gefährliche Gegner erweckte. 

Nach einer kurzen Tätigkeit als Juſtizkommiſſar in Brandenburg 
hatte er von 1839 an bis 1850 Gelegenheit, als Oberbürgermeiſter von 
Brandenburg in öffentlicher Tätigkeit ſeine Gedanken in die Tat umzu⸗ 
ſetzen. Ein außerordentliches Organiſationstalent und ſeine umfaſſenden 
Kenntniſſe ließen ihn in dem Jahrzehnt eine Reihe großzügiger und für 
ſeine Zeit bedeutſamer Reformen in der Stadtverwaltung durchführen, 
die deutlich zeigten, daß es Ziegler Ernſt war mit dem Gedanken, die 
Ideen der Reformzeit weiter zu entwickeln. Freilich veranlaßte das 
etwas ſcharfe und autokratiſche Auftreten Zieglers und die Hartnäckigkeit, 
mit der er ſeine Pläne auch gegen die Oppoſition von Kreiſen der Bürger⸗ 
ſchaft durchführte, daß er überall als ſchroffer Abſolutiſt verſchrien war, 
obwohl er es war, der in der Stadt die erſte nach Einkommen geſtaffelte 
Einkommſteuer als einzige Stadtſteuer einführte und der ſchon im Februar 
1848 die Offentlichkeit der Stadtverordnetenſitzungen durchſetzte. 

Zu dieſer Anſchauung trug allerdings bei, daß Ziegler in dieſen Jahren 
faſt ausſchließlich in den Kreiſen des märkiſchen Adels verkehrte und ſogar 
in Hofkreiſen gern geſehen war, da Friedrich Wilhelm IV. an dem geiſt⸗ 
vollen und ſchlagfertigen Oberbürgermeiſter Gefallen gefunden hatte. 

Nun war ja auch vor 1848 zu politiſcher Tätigkeit wenig Gelegen⸗ 
heit. So kam es, daß in dem Augenblick, in dem das politiſche Leben er⸗ 
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wachte, Biegler in den Augen der Maſſe als Vertreter des abſolutiſtiſchen 
Gedankens in die politiſche Arena trat. 

Das Jahr 1848 war der fruchtbare Moment für ſeine politiſche Ent⸗ 
wicklung. Jetzt konnten ſich alle Keime politiſcher Gedanken, die ſeit 1830 
in Zieglers Denken vorhanden waren, frei entfalten. Damit änderte ſich 
natürlich das Bild der politiſchen Perſönlichkeit Zieglers, und ſo trat Ziegler 
in das politiſche Leben ein, belaſtet mit dem ſchwerwiegenden Vorwurf, 
er habe aus Nützlichkeitsgründen die politiſche Überzeugung gewechſelt. 

Über die Tätigkeit Zieglers in den Sturmtagen der Revolution ſind 
wir wenig unterrichtet. Er begnügte ſich nach den Quellen zunächſt 
damit, Ruhe und Ordnung in ſeiner Stadt, wenn notwendig mit Gewalt 
aufrecht zu erhalten. 

An dem aufblühenden politiſchen Klubweſen nahm er nicht Anteil. 
Keineswegs aber gehörte er, wie Meujel!) angegeben hat, zu den Gründern 
des „Patriotiſchen (d. h. Konſervativen) Vereines“. Eine Krankheit 
hielt ihn vom Mai bis Auguſt von ſeiner Heimat und dem Amt fern 
und erſt im Herbſt 1848 nahm er wieder Anteil am politiſchen Leben. Sehr 
bezeichnend war es, daß dieſelben Kreiſe, die ihm bei ſeinen Reformen 
der Stadtverwaltung Widerſtand geleiſtet hatten, jetzt als Mitglieder 
des „Patriotiſchen Vereines“ gegen ihn auftraten. Wäre Ziegler der 
Abſolutiſt und konſervative Politiker geweſen, ſo wäre man von dieſer 
Seite doch nicht ſo ſcharf gegen ihn vorgegangen. 

Ziegler trat zunächſt noch gänzlich vom politiſchen Leben zurück. Daß 
er im Oktober mit Gewalt Unruhen der Demokraten unterdrückte, ſteht 
nicht im Widerſpruch zu ſeinem politiſchen Standpunkt. Er war eben der 
Anſicht, daß über allem Parteigetriebe das Staatswohl ſtände, und daß 
Ruhe und Ordnung auch von politiſchen Gegnern der beſtehenden Ver⸗ 
hältniſſe beachtet werden müſſen. Dieſe Stellung Zieglers mag ein Grund 
geweſen ſein, weshalb die Regierung am 9. November die National⸗ 
verſammlung nach Brandenburg verlegte. Hier ſchien die Sicherheit und 
Ruhe der Verſammlung gewährleiſtet. Ziegler war bei Hofe bekannt 
und angeſehen, bei dem König beliebt, und ſo ließe ſich vielleicht der 
eigenartige Entſchluß des Kabinetts Brandenburg erklären. Inzwiſchen 
hatte ſich indeſſen auch in Brandenburg die Lage geändert. 

Ziegler war im Oktober für den Kreis Zauch⸗Belzig in einer Nach⸗ 
wahl in die Nationalverſammlung gewählt worden. Er war nicht als 
Kandidat der Konſervativen oder der Demokraten aufgetreten, ſondern 


1) Meuſel, Bismarck, Arnſtedt u. d. „Patriotiſche Verein“ in der Zauche. 
Deutſche Rundſchau. Bd. 163 (1918), S. 45 ff. 
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hatte, wie es ja ſeiner politiſchen Überzeugung entſprach, eine Mittel⸗ 
ſtellung eingenommen. Allerdings verhalfen ihm die Stimmen der Kon⸗ 
ſervativen zum Siege, aber nur weil ſie ihren konſervativen Kandidaten 
in 2 Wahlgängen gegen den Demokraten nicht hatten durchſetzen können. 
So entſtand die Legende, Ziegler ſei als Kandidat der Konſervativen 
Partei gewählt worden und ſei dann in der Verſammlung zur äußerſten 
Linken übergegangen. Die Grundlage ſeiner Politik waren ſeit dem 
2. Vereinigten Landtag die Verheißungen, die der König bezüglich der 
Verfaſſung gemacht hatte. Damit hatte nach ſeiner Meinung das König⸗ 
tum einen Schritt vorwärts auf der Bahn der Reform getan, Preußen 
war ſeinem großen Ziel einen Schritt näher gekommen. Ziegler ſah in 
dem Prinzip der Vereinbarung der Verfaſſung zwiſchen Krone und Volk 
das Fundament für die Politik der Nationalverſammlung. Es war alſo 
nicht dem Gedanken der Volksſouveränität in ſeinem Denken freier Raum 
gelaſſen, ſondern er war beſtrebt, dem Hiſtoriſchgewordenen in gleicher 
Weiſe wie der neuen Zeit Rechnung zu tragen. Die Tradition des preußi⸗ 
ſchen Königtums ſollte gewahrt werden, es ſollte eine neue Grundlage 
und Stütze in der Mitwirkung des Volkes am Staatsleben haben. 

Wäre es Ziegler vergönnt geweſen, von Anfang an an der Tätigkeit 
der Nationalverſammlung teilzunehmen, fo würde er ſicher weitgehenden 
Einfluß ausgeübt haben. Aber er trat zu einer Zeit in das Parlament, 
in der ſchon der Entſcheidungskampf zwiſchen Parlament und Krone 
ausgefochten wurde. 

So geriet auch Ziegler ſofort in die Kampfesſtimmung hinein. 
Vom 31. Oktober bis zur Auflöſung des Parlamentes hat er als Mitglied 
des „Linken Zentrums“ unter Rodbertus und v. Kirchmann an den Ar⸗ 
beiten teilgenommen und verſucht, ſeinen Anſchauungen teilweiſe erfolg⸗ 
reich Geltung zu verſchaffen. 

Seit dem 1. November befand ſich die Linke in einer gewiſſen Ver⸗ 
teidigungsſtellung, die ſchließlich auch das „linke Zentrum“ zu Taten hin⸗ 
riß, die von Hauſe aus dem Programm der durchaus gemäßigten Liberalen 
Partei widerſprachen. In ſolchen Fällen war es Ziegler, der in die Breſche 
ſprang und ſeine Partei auf den richtigen Weg zurückbrachte. Er war es, 
der zum Erſtaunen und im Gegenſatz zur Linken es wagte, die Ernennung 
des Miniſteriums Brandenburg als geſetzmäßig zu bezeichnen, und der 
warnte, dem Antrag Waldecks zu folgen, der eine Kommiſſion verlangte, 
die Schritte beraten ſolle, wie in der gegenwärtigen Lage dem Lande 
geholfen werden ſolle. Ziegler war es auch, der noch am 12. November 
in einer kurzen, glänzenden Rede ſich zu einer Verherrlichung des preußi⸗ 
ſchen Heeres hinreißen ließ, als der Antrag geſtellt wurde, das Heer des 
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Eides gegen den König zu entbinden. In dieſer Rede leuchtete wieder die 
eigentümliche Gedankenwelt Zieglers durch, wenn er ausführte, das Heer 
ſei ein Werkzeug des Staates und der Staatsidee. Es ſei nicht Sache 
einer Partei, an den Grundfeſten des Staates zu rütteln, um einer Partei⸗ 
ſache zu dienen, umſoweniger als Preußens Staat und Heer unlöslich durch 
eine ruhmreiche Tradition von Jahrhunderten verbunden ſei. Es gelang 
ihm, den Antrag zu Falle zu bringen. 

Wer aber nur einigermaßen die radikale Stellung der Linken in der 
Heeresfrage kennt, der weiß, welcher Mut dazugehörte, in einer ſo kriti⸗ 
ſchen Situation dieſe Ausführungen zu machen, der erkennt aber auch, 
welche ſtarken Schranken Ziegler von der Politik der radikalen Linken 
trennten. 

Und doch näherte ſich Ziegler immer mehr der radikalen Partei. 
Denn ſeit dem 9. November war ja das Fundament ſeiner Politik zer⸗ 
brochen. Die Krone hatte durch die Auflöſung der Nationalverſammlung 
den Weg der Vereinbarung verlaſſen und an ſeine Stelle die Gewalt 
geſetzt. In dieſem Augenblick fühlte ſich Ziegler zum Kampf berufen, 
nicht gegen Königtum und Regierung, ſondern gegen das Prinzip der 
Gewalt für den Gedanken der Vereinbarung. So ſtellte er ſich mit dem 
ihm eignen Starrſinn auf die Seite der radikalen Linken und harrte 
bis zur endgültigen Auflöſung in Berlin aus, nahm an dem Steuer⸗ 
verweigerungsbeſchluß teil und weigerte ſich, an der Tagung in Branden⸗ 
burg teilzunehmen. 

Er war ſich von vornherein darüber klar, daß die Steuerverweigerung 
praktiſch kaum Folgen haben würde, aber mit der dem Juriſten wohl 
eigentümlichen Vorliebe für formale Handlungen hielt er den Beſchluß 
aus formellen und moraliſchen Gründen für notwendig. Die unſichere 
ſtaatsrechtliche Begründung des Beſchluſſes iſt ihm, wie den anderen Ju⸗ 
riſten des Rumpfparlamentes, in der Hitze des Kampfes wohl entgangen. 

So hat ſich in wenigen Tagen die politiſche Entwicklung Zieglers 
vom Verwaltungsbeamten zum Parteimann vollzogen, aus dem liberal⸗ 
gemäßigten Politiker iſt in der Hitze des Kampfes ein Vertreter der radikal⸗ 
ſten Gruppe der Oppoſitionspartei geworden und in das weitere politiſche 
Kampfgebiet, die II. preußiſche Kammer von 1849, trat Ziegler als be⸗ 
kannter Parteimann ein. 

Das letzte Viertel des Jahres 1848 zeigte in Preußen allerorten den 
heftigſten Parteikampf der geſamten Periode. Jetzt galt es die Vor⸗ 
bereitung für die Wahlen zur Zweiten Preußiſchen Kammer zu treffen, 
der die Aufgabe zufiel, die oktroyierte Verfaſſung nachträglich anzu⸗ 
erkennen. 
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Waren die Wahlen im Frühjahr 1848 verhältnismäßig überraſchend 
gekommen und hatten die Parteien, ſoweit ſie überhaupt ſchon be⸗ 
ſtanden, wenig die Wahl vorbereitet, ſo ſtand jetzt ein ausgebildetes Partei⸗ 
ſyſtem auf dem Plan, um mit allen Mitteln auf die Wähler zu wirken. 
Dazu diente in erſter Linie das Vereins⸗ und Klubweſen, das zuerſt in 
großem Stil von den konſervativen Gruppen in den „Patriotiſchen 
Vereinen“, „Paſtoralvereinen“ u. a. angewandt wurde. Langſam folgten 
mit der Organiſation die liberalen Gruppen in den konſtitutionellen Klubs 
und Bezirksvereinen!). So war es gelungen, daß im Winter 1848 das 
Land faſt ausſchließlich unter den Einfluß der konſervativen Richtungen 
gekommen war, während es bei der erſten Wahl vielfach liberal und demo⸗ 
kratiſch gewählt hatte?). In den Städten dagegen überwog das liberale 
Element. 

Bei dem Wahlkampf im Winter 1848 lagen die Verhältniſſe ſo klar, 
wie kaum noch einmal in Preußen oder Deutſchland. Zwei große Grup⸗ 
pen beherrſchten den Kampf, Vorkämpfer und Gegner der neuen Verfaſ⸗ 
ſung, und mit äußerſter Erbitterung wurde der Wahlkampf geführt. 

Ziegler nahm an dem Kampf naturgemäß auf der Seite der Bezirks⸗ 
vereine teil und unterſtützte ihr Programm, das in erſter Linie auf eine 
Reviſion der Verfaſſung, auf eine Feſtlegung des Steuerbewilligungs⸗ 
und Verweigerungsrechtes hinauslief, während der „Patriotiſche Verein“ 
Sturm lief gegen die Steuerverweigerer, ihre Beſtrafung verlangte und 
die Verfaſſung „als rettende Tat“ begrüßte. 

Ziegler wurde in Brandenburg von dem „Patriotiſchen Verein“ 
wegen der Steuerverweigerung und der Aufreizung zum Aufruhr bei der 
Regierung denunziert. 

Für uns gewinnt dieſer Wahlkampf beſonders Intereſſe, weil ſich 
in Brandenburg zwei Kandidaten gegenübertraten, ſtarre Vertreter ihres 
Prinzipes und doch in vielen Zügen einander ähnlich und weſensverwandt, 
Otto v. Bismarck und Franz Ziegler. Bismarck, der typiſche Landedel⸗ 
mann, der treue Gefolgsmann der Krone, der Hüter der alten feudalen⸗ 
militariſtiſchen Staatsordnung trat in Gegenſatz zu Ziegler, dem typiſchen 
Vertreter des aufſteigenden dritten Standes, der beeinflußt und getragen 
von Gedanken der Aufklärungszeit und der moderne Philoſophie die 
Zukunft Preußens in einer konſequenten modernen Weiterentwicklung 
der Reformideen von 1810/11 ſah. Doch find die beiden kernigen, echt 


1) Näheres über die Organiſationen vgl. Neumann a. a. O., S. 43, 44, 
58 ff., 64. 


2) Z. B. in Pommern. Wahlkreis Lothar Buchers. 
FJorſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XVII. 2. 19 
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märkiſchen Geſtalten näher weſensverwandt, als es eigentlich ſcheint. 
Vor allem ſind ſie einig in ihrer Vaterlandsliebe, in ihrem ſtarken Bekennt⸗ 
nis zu Preußen und ſeiner ruhmreichen Tradition. 

Bismarck ſiegte mit wenigen Stimmen durch die Stimmen des Hate 
Landes, während Ziegler in den Städten die Mehrheit erhielt. Gleich⸗ 
wohl trat er auch in das Parlament ein, da er gleichzeitig in einem 
Berliner Bezirk gewählt wurde. Seine Wahlrede — übrigens die einzige, 
die er jemals gehalten hat — brachte einen politiſchen Geſichtspunkt, 
der für die damalige liberale Partei gänzlich neu war. Er berührte nämlich 
die ſoziale Frage und ſtellte als Forderung auf, daß der Staat ein Intereſſe 
an der ſozialen Frage habe. Man müſſe alſo die ſozialen Unterſchiede vor 
allem mildern, alle Schichten der Bevölkerung am Staatsleben beteiligen, 
aus dem Nebeneinander der „kalten Faktoren“, Kapital, Arbeiter und 
Arbeitskraft, müſſe „ein gemeinſamer Faktor werden, zur gemeinſamen 
Ausbeutung aller Kräfte für den Staat“. Dieſes ſoziale Bekenntnis, — in 
einer ſpäteren Faſſung: „Die Demokratie ift eine Magd im Dienſte der 
ſozialen Frage“, — läßt ihn einzigartig daſtehen unter ſeinen Parteigenoſſen 
und weiſt ſchon auf ſeine ſpäteren Beziehungen zu Laſſalle hin. 

Die Tätigkeit in der Kammer war für Ziegler die hohe Schule des 
Parlamentariers. Er ſchloß ſich der Linken an. Rechte und Linke waren 
gemäß der Agitation ungefähr gleichſtark. Als ſich in den fruchtloſen 
und aufreibenden Kämpfen die Linke in Gruppen ſpaltete, ohne dabei den 
Zuſammenhang mit den Einzelgruppen zu verlieren, blieb Ziegler mit 
Jakoby und einigen anderen Abgeordneten in der radikalſten Gruppe, 
einmal, weil er jetzt ſchärfſten Kampf gegen das Miniſterium verlangte, 
dann aber, weil er hier durch kein Programm gebunden war, in das ſich 
das eigenartige politiſche Programm Zieglers wenig geſchickt hätte. So 
nahm er an dem ſchärfſten Kampf gegen die Regierung teil, weil er das 
„Unrecht“ des 9. November wiedergutmachen und auf den Standpunkt 
der Vereinbarung zurückkommen wollte. Dieſer Kampf war von Anfang 
an zur Erfolgloſigkeit verurteilt, da es ſich immer noch um eine Machtfrage 
zwiſchen Krone und Parlament handelte. Gab man dem Parlament 
nach, ſo fiel das Miniſterium, das allein dem Radikalismus Halt geboten 
hatte. Das Königtum aber konnte die Miniſter nicht fallen laſſen. Es 
hatte auch die Macht in der Hand, ſie zu halten. Die Annahme der 
Frankfurter Verfaſſung, der Ziegler und Waldeck von ihrem preußiſchen 
Standpunkt aus eifrig widerraten hatten, war der erſte Grund, die Debatte 
über den Belagerungszuſtand die zweite Urſache, und ſo wurde nach kurzer 
Seſſion die Kammer aufgelöſt. Die liberale Oppoſition war zum zweiten 
Mal geſchlagen. Sie war aber erſt verloren, als ſie nach der Oktroyierung 
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des Dreiklaſſenwahlrechtes im Frühling 1849 durch den Köthener Beſchluß 
auf weitere Arbeit im Parlament verzichtete. 

Ziegler, der im Parlament eine Rolle geſpielt hatte, deſſen glänzen- | 
den und geiſtvollen Reden Eindruck gemacht hatten, jah ſofort den Fehler 
in der Taktik der Partei ein und tadelte heftig die Parteigenoſſen, die nutz⸗ 
los den Kampf aufgegeben hätten und ſo einer Reaktionspartei offene 
Bahn gemacht hätten. 

Er behielt Recht, denn für 10 Jahre war die Tätigkeit der liberalen 
Parteien gelähmt und eine überaus ſcharfe Reaktion konnte einſetzen, die 
viele Erfolge der liberalen Gruppen vernichtete. 

Zunächſt ging man daran, die radikalen Abgeordneten zur Rechenſchaft 
zu ziehen. Gegen 42 Abgeordnete wurde wegen des Steuerverweigerungs⸗ 
beſchluſſes ein Verfahren eröffnet. Jedoch wurden mit Ausnahme Lothar 
Buchers, der eine bewaffnete Erhebung der Bauern angeblich vorbereitet 
haben ſollte, alle freigeſprochen. 

Die Denunziation gegen Ziegler hatte aber Erfolg. Er wurde 
in Brandenburg in einem für die Geſchichte der preußiſchen Juſtiz ſehr 
unangenehmen Verfahren abgeurteilt. Perſönliche Intriguen ſpielten 
bei dem Verfahren ebenſo wie politiſche Gegenſätze eine große Rolle. 
Obwohl alle Belaſtungszeugen ſich als nichtsſagend erwieſen und von 
der Anklage nichts übrig blieb, als daß er wie die anderen 200 Abgeord⸗ 
neten einen Abdruck des Beſchluſſes an ſeine Wähler geſchickt hatte, wurde 
er, nachdem ſelbſt das Obertribunal wegen der groben Formverletzungen 
und Fehler im Verfahren das erſte Urteil kaſſiert hatte, im zweiten Ver⸗ 
fahren zu Amtsentſetzung, Verluſt der Nationalkokarde, 4 Monaten 
Feſtung und 1 Jahr Polizeiaufſicht verurteilt. Die Gegner Zieglers 
konnten frohlocken, denn ſie hatten ihn nicht nur ſchwer getroffen, ſondern 
ſie hatten einen entſcheidenden Schlag gegen ihn geführt; denn die bürger⸗ 
liche Exiſtenz Zieglers war damit vernichtet. 

Es bedurfte eines Jahrzehntes zum Teil demütigender und auf⸗ 
reibender Arbeit, bis es Ziegler, der auf Grund der Polizeiaufſicht aus 
Brandenburg ausgewieſen war, gelang, ſich in Berlin eine neue Erwerbs⸗ 
möglichkeit zu ſchaffen. In dieſem Jahrzehnt unfreiwilliger politiſcher 
Muße hat Ziegler, verbittert und beläſtigt durch Chikanen der Politiſchen 
Polizei, neben ſeiner Berufsarbeit ſich ganz und gar ſtaatswiſſenſchaftlichen 
und literariſchen Arbeiten gewidmet. Aus dieſer Zeit ſtammen ſeine erſten 
Novellen, die zu den beſten märkiſcher Heimatsliteratur gehören, die geiſt⸗ 
vollen und ſcharfſinnigen Berichte über die Pariſer Weltausſtellung 1855 
in der „Weſerzeitung“, die Leitartikel der „Nationalzeitung“ 1851 und 
die Arbeiten in der „Neue Oderzeitung“ Breslau von 1854. 
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So ſehr aus dieſen Werken auch der Politiker Ziegler ſpricht, ſo 
intereſſant ſeine Urteile über den Krimkrieg und Napoleon III. ſind, ſo 
ſind doch ungleich wichtiger die drei Broſchüren, in denen er ſein ſoziales 
Programm niederlegte!). 

Gedanken aus dieſen Schriften ſind es, die ſpäter in Geſprächen mit 
Ferdinand Laſſalle der Arbeiteragitation vorangehen. Die Haupt⸗ 
gedanken dieſer Schriften umfaſſen ein ausgedehntes ſoziales Programm. 
Das Steuerweſen iſt vollſtändig zu reformieren zugunſten der Einkommen⸗ 
ſteuer. Der Handwerkerſtand kann ſich nur durch Bildung von Produktiv⸗ 
aſſoziationen halten. Arbeiter, Kapital und Arbeitgeber müſſen an dem 
Unternehmen je nach Fähigkeit beteiligt werden. 

Aus der Stille und Zurückgezogenheit, in der Ziegler 1851—1858 
lebte, riß ihn erſt wieder das neu erwachende politiſche Leben nach 1858. 
Sowie die liberale Oppoſition wieder auf dem Kampfplatz erſchien, trat 
auch Ziegler wieder als Kämpfer in ihre Reihen mit dem alten Programm 
und dem alten Eifer. Die veränderten Verhältniſſe mußten ihn aber bald 
in Gegenſatz zu ſeiner eigenen Partei bringen. 

Die liberale Partei hatte nach dem Köthener Beſchluß, in dem ſie 
auf eine Vertretung im Parlament verzichtet hatte, ſich 6 Jahre in dieſer 
freiwilligen Abgeſchloſſenheit gehalten. Erſt ſeit 1855 verſuchte man, wenn 
auch mit geringen Erfolg, wieder Sitze in dem Abgeordnetenhaus zu 
erhalten. Dabei mußte bei der Lage der Dinge auf Kandidaturen von 
Männern vollkommen verzichtet werden, die ſich 1848 einen Namen ge⸗ 
macht hatten. 

Ahnlich wie bei dem Regierungsantritt Friedrich Wilhelm IV. 
lebten die Hoffnungen der liberalen Parteipolitiker auf, als die „Neue Ara“ 
1858 anbrach, als die Botſchaft des neuen Regenten einen Kurswechſel 
der Politik der Regierung verhieß. 

Aber ähnlich wie 1840 überſah man in dem liberalen Lager in der 
Freude über die guten Ausſichten für die Partei, daß von der Botſchaft 
der Regierung bis zu ihrer Erfüllung im liberalen Sinne ein weiter Weg 
war, daß bei dem Prinzregenten der gute Wille vorhanden war, daß er aber 
im Grunde ſeines Charakters doch zu feſt auf konſervativem Boden ſtand, 
um eine konſequent liberale Auslegung ſeines Programms gutzuheißen. 

Indeſſen ſahen die Politiker der Partei eine neue Aufſtiegsmöglich⸗ 
keit für ihre Partei und bemühten ſich, der Regierung ſoviel wie möglich 


1) Die Fabrikkreditgenoſſenſchaft f. Deutſchland 1854. Wie iſt dem Hand⸗ 
werkerſtand zu helfen? 1850. Zur ſozialen Reform des preuß. mb gabenwejens: 
1850. 
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entgegenzukommen. Man erlebte jetzt das Schauſpiel, daß Männer, 
die 1848 auf dem radikalſten Flügel der Partei geſeſſen hatten, jetzt 
vollkommen ſich den neuen Verhältniſſen anpaßten, ſich mit einem ſehr ge⸗ 
mäßigten Programm einverſtanden erklärten. Die Partei tat dann auch 
das Ihrige, um bei den neuen Wahlen radikal⸗liberale Elemente voll⸗ 
kommen auszuſchalten. 

So erklärte ſich auch Johann Jakoby vollkommen mit der Verfaſſung 
einverſtanden und wünſchte nur noch einige kleinere Anderungen. Es 
gab nur einen einzigen Wahlkreis, in dem man zurückging auf die For⸗ 
derungen der Zweiten Preußiſchen Kammer von 1849, das war in Breslau, 
wo der ehemalige Abgeordnete und Redakteur Stein, ein Freund Zieg⸗ 
lers, der Führer der Partei war. Und in dieſem Wahlkreis unterlag der 
liberale Kandidat, während ſonſt die Konſervative Partei 180 Sitze 
an die Liberalen verlor. 

Ziegler ſtand dieſem Treiben mit einer kleinen Gruppe von Anfang 
an mißtrauiſch gegenüber. Er ſah ſchärfer als die meiſten ſeiner Partei⸗ 
genoſſen. Er glaubte nicht recht an die Möglichkeit, den liberalen Kurs 
weiterfortzuführen, weil er die inneren Schwierigkeiten in dem Programm, 
in der Perſon des Regenten und in Kräfteverhältnis der Parteien ſah, 
die der Durchführung des Programms im Wege ſtanden. Vor allem aber 
mißbilligte er die Taktik ſeiner Partei, die Aufgabe der Hauptforderungen 
liberaler Politik, die Reviſion der Verfaſſung und die Aufhebung des 
Dreiklaſſenwahlrechts. So ſtand er in dieſen Tagen der Partei gänzlich 
ablehnend gegenüber. Auch in außenpolitiſchen Fragen ergab ſich für 
ihn ein gegenſätzlicher Standpunkt, der ſich in ſeiner Stellungnahme 
zu den zwei großen Fragen ſeiner Zeit wiederſpiegelt, dem italieniſchen 
Einheitskrieg und dem Nationalverein. Wenn wir auch aus dem Jahre 
1859 kein direktes Zeugnis über ſeine Anſicht über die Beteiligung Preu⸗ 
ßens an dem Krieg beſitzen, fo ergibt ſich doch aus ſeinen päteren Briefen, 
daß er jetzt den Augenblick gekommen ſah, um unter Billigung Frankreichs 
die Zwangslage Oſterreichs auszunützen. Damit konnte Preußen von 
ſich aus die Einigung Deutſchlands in die Hand nehmen. Denn eine fried⸗ 
liche Löſung der deutſchen Frage etwa auf dem Wege „der moraliſchen 
Erober ungen“ ſchien ihm unmöglich. Er ſchloß ſich damit im Gegenſatz 
zu den meiſten Liberalen der Richtung der öffentlichen Meinung an, die 
durch die Broſchüren Konſtantin Rößlers und Ferdinand Laſſalles be⸗ 
zeichnet wurde. 

Hier beſteht wieder jene eigentümliche gleichzeitige Gedanke nver- 
bindung zu dem Programm Bismarcks und dem Laſſalles. Ziegler hatte 
ſchon 1855 in feinen Berichten aus Paris fcharffichtig die Möglichkeiten 
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erkannt, die ſich aus der Politik und Perſönlichkeit Napoleons III. für 
die preußiſche Politik ergaben, und es iſt bezeichnend für ſeinen politiſchen 
Weitblick und ſeine politiſche Vorurteilsloſigkeit, wenn er ſchon 1855 in 
der Weſerzeitung ſchrieb: „Vor dem Tribunal der Völker wird nicht mit 
Worten, ſondern mit Waffen plädiert. und plädiert werden.“ 

So war auch ſeine Stellung zum Nationalverein durchaus ablehnend. 
Einmal war es der grundlegende Unterſchied, der eben berührte wurde und 
der dazu geführt hat, daß man Ziegler mit Unrecht jedes Verſtändnis für 
für die deutſche Frage abgeſprochen hat!). Ziegler zeigte vielmehr in 
dieſem Punkte größeres Verſtändnis für die Lage als der Nationalverein 
und die ſpätere Fortſchrittspartei. 

In dem Nationalverein trafen ja bekanntlich die verſchiedenſten 
politiſchen Gedanken aufeinander. 

Die Gründer, preußiſche Demokraten, wie Schultze⸗Delitzſch und 
v. Hoverbeck, waren darauf aus, im Sinne der „moraliſchen Eroberungen“ 
auf die Politik Preußens und damit auf Deutſchland zu wirken. Preußen 
war ihnen das Werkzeug zur Einigung und ſie waren bereit, um der 
ſüddeutſchen und mitteldeutſchen Gruppe des Nationalvereins entgegen- 
zukommen, als Preußen in eine klein⸗ und bundesſtaatliche Organiſation 
des künftigen Reiches zu willigen, alſo Preußen zu einer freiwilligen 
Minderung ſeines Anſehens zu veranlaſſen. Dieſer Standpunkt der beiden 
Gruppen war für Ziegler unhaltbar. Seine durchaus preußiſche Einſtel⸗ 
lung, man möchte ſagen ſtockpreußiſche Geſinnung, wollte die Initiative 
bei Preußen ſehen. Dafür mußte dann aber auch der preußiſche Staat 
für ſeine Arbeit im Dienſte des Reichsgedankens auch ſeine Entſchädigung 
haben, in dem Sinne, daß das ſtarke Preußen einem möglichſt unitariſchen 
Bundesſtaat präfidiere. 

Auch von der dritten und vielleicht bedeutendſten Gruppe im Na⸗ 
tionalverein, den Freihandelskreiſen, ſchieden Ziegler grundlegende Ge⸗ 
danken. Dieſe Gruppe war in ihrer Politik, in ihrer Zuneigung zu Preu⸗ 
ßen und zum Einigungsgedanken in erſter Linie von eee 
Erwägungen geleitet. 

Ziegler jedoch war die Maßgabe wirtſchaftlicher und utilitariſtiſcher 
Gedanken als führendes Prinzip einer politiſchen Anſchauung zuwider. Eine 
großzügige Staatspolitik kann für ihn nur von einer großen ethiſchen Idee 
getragen werden, das iſt die Staatsidee, der Staatsgedanken, die Staats⸗ 
tradition. Daß dieſes ethiſche Moment der Politik in dieſer Gruppe zurück⸗ 


1) Werner Schunke, Die preuß. Freihändler und die Entſtehung der 
nationalliberalen Partei. Leipz. Diff. 1916. S. 10. | 
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trat, daß den Freihändlern der preußiſche Staat in feiner Tradition und 
ſeinem Weſen nichts mehr als ein Mittel zum Zweck bedeutete, das 
hat Ziegler immer zum erbittertſten Gegner der Politik der Freihandels⸗ 
partei, auch ſpäter zum Gegner der Nationalliberalen Partei gemacht. 

Der Gegenſatz kam zum Ausbruch, als nach Spaltung der Fraktion 
Vincke 1860 im Frühjahr der Verſuch gemacht wurde, aus Enttäuſchung 
über die Regierungspolitik und unter dem Drängen der entſchiedeneren 
alten Demokraten, die jetzt wieder im Landtag ſaßen, eine neue Partei 
zu gründen!). Um zwei Dinge handelte es ſich dabei. Sollte man die 
neue Partei auf die Gedanken des Nationalvereins feſtlegen und wie ſollte 
ſich das preußiſche innenpolitiſche Programm geſtalten? 

Obwohl man gegen Ziegler mißgeſtimmt war, nahm er an den Ver⸗ 
handlungen teil und verſuchte, an der Spitze einiger Berliner Demokraten 
für ein entſchieden liberales Programm mit der Hauptforderung des all⸗ 
gemeinen Wahlrechts und gegen die Feſtlegung auf die Gedanken des 
Nationalvereins aufzutreten. Ein leider verlorenes Programm ſollte 
dieſem Zweck dienen. Er drang nicht durch. Die Gegenpartei, unter 
Mommſens Führung, ſiegte. Das Programm vom 9. Juni brachte i inner⸗ 
politiſch keine ſcharfe Forderung, es verzichtete auf die Wahlrechtsfrage 
und war ſo allgemein gehalten, daß viele von den gemäßigten und radi⸗ 
kaleren Abgeordneten es formell anerkannten. Die Tendenz des National⸗ 
vereins ſiegte auch äußerlich in dem Namen „Deutſche Fortſchrittspartei“. 
Ziegler ſah in dieſen Vorgängen einen Verrat an der liberalen Sache, er 
verzweifelte an dem Sieg der alten Tradition von 1848. Alle Angebote 
einer Kandidatur wies er zurück mit der Begründung ſeines Standpunk⸗ 
tes, „es würde nicht eher Ruhe werden, bis der Fluß der Entwicklung 
wieder in ſein altes Bett gelenkt würde, wo er 1849 unterbrochen ſei. 
Die demokratiſche Richtung des preußiſchen Staates beſtehe ſeit zwei Jahr⸗ 
hunderten, ſie habe in einer glänzenden Entwicklung Preußen zum Groß⸗ 
ſtaat gemacht.“ Dieſe Entwicklung iſt durch die Fortſchrittspartei unter⸗ 
brochen zum Schaden des preußiſchen Staates. 

In ſeiner Verbitterung wandte ſich Ziegler nun vom politiſchen 
Leben ganz ab und machte eine Reiſe nach Italien, wo er, gefördert durch 
Bekanntſchaft mit Wilhelm Rüſtow, dem Adjutanten Garibaldis, die 
Verhältniſſe des jungen, geeinten Staatsweſens ſtudierte. Unter den 
Eindrücken der Perſönlichkeit Garibaldis ſtehend, findet man in ſeinen 
„Reiſebriefen“ die ergreifende Klage, daß Deutſchland eine ſolche Per⸗ 


1) Über die Gründungsverſammlungen geben zwei Briefe N im 
Stadtarchiv Breslau neues Licht. 
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ſönlichkeit fehle, die die Verantwortung trage, mit Gewalt die widerſtreben⸗ 
den Stämme zu einen. | 

Der Mann war jedoch ſchon am Werk und konnte, wie man ſpäter 
ſieht, der Zuſtimmung eines ſonſt jo radikalen Demokraten fiber fein. 

Durch Vermittlung Rüſtows oder durch Adolf Stahr und Fanny 
Lewald, die Freunde Zieglers, knüpften ſich nun jetzt die Beziehungen zu 
dem Manne, mit dem er jetzt zuſammen gegen den laxen Geiſt der Fort⸗ 
ſchrittspartei wirken konnte, zu Ferdinand Laſſalle.“) 

Es war ein eigentümliches Verhältnis, das Laſſalle und Ziegler ver⸗ 
band. Einmal beſtand zwiſchen ihnen eine wirkliche Freundſchaft, die auf 
gegenſeitiger Sympathie aufgebaut war und gleichzeitig war es ein poli⸗ 
tiſches und ſoziales Kampfbündnis, das beide zu einer dreijährigen Arbeit 
zuſammenführte. 

Laſſalle hatte erkannt, daß es ſeit der Gründung der Fortſchrittspartei 
eine Kampfgemeinſchaft zwiſchen der liberalen Oppoſition und ihm nicht 
geben könne, und begann zu dieſem Zeitpunkt eine ſelbſtändige Aktion 
einzuleiten, bei der die Löſung des ſozialen Problems im Vordergrund 
ſtand, die politiſche Seite zurücktrat. Dabei konnte der Praktiker Ziegler 
eifrig mitwirken und zu dieſen beiden geſellte ſich als dritter im Bunde ein 
Mann, deſſen kühle Realpolitik bei der Erwägung aller dieſer Fragen von 
Nutzen war, Lothar Bucher. 

So wurden in dieſem Kreiſe 1861 und 1862 immer wieder die Pläne 
und Probleme Laſſalles oft mit großer Heftigkeit erörtert und wenn auch 
der Zieglerſche Vorſchlag, im Sommer 1862 bei den Wahlen eine neue 
Partei zu bilden, nicht durchgeführt wurde, ſo konnte er doch maßgebend 
praktiſche Arbeit leiſten, als im Frühjahr 1863 die Arbeiterbewegung in 
Fluß kam. 

Sein Gedanke war es, die Arbeiterſchaft in einer großen Arbeiter⸗ 
verſicherung zu organiſieren. Die weſentlichen Punkte der Statuten 
wurden dann von ihm verwertet, als er nach dem Scheitern des erſten 
Planes die Organiſationspläne und Statuten für den Allgemeinen 
Deutſchen Arbeiterverein entwarf. Er war es auch, der von Anfang an 
auf eine diktatoriſche Gewalt des Präſidenten hingewirkt hatte, die ja 
für die Perſon Laſſalles wie geſchaffen war. 

Er hoffte, daß im Gegenſatz zu den Konſumaſſoziationen von Schulze⸗ 
Delitzſch durch eine Produktivaſſoziation arbeitender Kreiſe der Arbeiter⸗ 
ſtand im Rahmen der beſtehenden Wirtſchaftsordnung ſozial gehoben 
werden könnte. 

1) Das Verhältnis Zieglers zu Laſſalle findet ſeinen Niederſchlag in dem 
de mnächſt erſcheinenden Briefwechſel zwiſchen Ziegler und Laſſalle. 
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Als nun aber gleich in dem „Offenen Antwortſchreiben“ Laſſalles 
das politiſche Ziel der Arbeiterſchaft betont wurde, als Laſſalle auf den 
Sonderkampf der Arbeiter als Klaſſe gegen die anderen Geſellſchafts⸗ 
klaſſen hinwies, als er das allgemeine Wahlrecht nur als Waffe für die 
Intereſſen der Arbeiter anſah, da zeigte es ſich ſchon, daß unüberbrückbare 
Gegenſätze zwiſchen dem rein ſozialen Programm Zieglers und dem mehr 
politiſchen als ſozialen Standpunkt Laſſalles Hafften. Die Intereſſen⸗ 
politik eines Standes gegen die anderen Stände ſchien Ziegler unan⸗ 
nehmbar. Da dominierte wieder der wirtſchaftliche Gedanke und das 
große ethiſche Prinzip der Staatsidee trat in den Hintergrund. 


Ziegler war eben trotz ſeines ſtarken, faſt ſozialiſtiſch zu nennenden 
ſozialen Verſtändniſſes im Grunde ſeines Herzens zu ſehr Ariſtokrat und 
dabei Bourgeois, um die letzten Folgerungen der Agitation zu billigen. 

Zum Bruch mußten die Gegenſätze aber nun führen, als Laſſalle 
auf die politiſchen liberalen Forderungen verzichtete, als im Oktober 1863 
durch die angeknüpften Beziehungen zu Bismarck die Möglichkeit erſchien, 
daß inmitten des ſtärkſten Konfliktes die preußiſche Arbeiterklaſſe vereint 
mit der Konſervativen Partei gegen die bürgerlich liberale Oppoſition 
zu Felde zog. Soweit konnte Ziegler nach ſeiner eigentümlichen politi⸗ 
ſchen Einſtellung niemals gehen. 

In dieſem Augenblick entfremdeten ſich langſam infolge des politiſchen 
Gegenſatzes die Freunde, wenn auch das geiſtige Freundſchaftsband nicht 
zerſtört wurde, und als Laſſalle im Sommer 1864 den Tod fand, war Ziegler 
von ſeinen politiſchen Freunden wohl der, der am ehrlichſten und tiefſten 
den Heimgang des genialen Freundes betrauerte. Die geiſtigen Kämpfe 
der Konfliktzeit, die jetzt ihren Höhepunkt erreicht hatte, und die allmähliche 
Abkehr von der Agitation Laſſalles hatten inzwiſchen die nie ganz unter⸗ 
brochenen Beziehungen zu dem linken Flügel der Fortſchritispartei wieder 
aufleben laſſen. 

So ließ ſich Ziegler überreden, getragen von der Hoffnung, in dem 
ſcharfen Kampf die Partei eher auf ſein innenpolitiſches Programm zurück⸗ 
führen zu können, daß er im Anfang des Jahres 1865 von neuem in das 
Parlament eintrat, dem er von jetzt an bis zu ſeinem Tode angehörte. 


Keineswegs bedeutete ſein Eintritt in die Fraktion eine Konzeſſion 
gegenüber dem Programm der Fortſchrittspartei. In bewußtem Gegen⸗ 
ſatz zur Partei trat er in die Fraktion mit dem Gedanken, möglichſt bald 
für feine Überzeugung Boden zu gewinnen. Tatſächlich war ja auch die 
Fortſchrittspartei der Sammelpunkt der verſchiedenſten Richtungen, 
gemäßigte Liberale, Freihändler und entſchiedene Demokraten fanden ſich 


zuſammen, nur zuſammengehalten durch das deutſche einigungäptoblem, 
War dieſe Frage gelöft, jo mußte die Partei zerfallen. 

Mit äußerſtem Mißtrauen empfangen, hat Ziegler bis 1866 in der 
Fraktion nach außen ſelten eine große Rolle geſpielt aber in der Klein⸗ 
arbeit des Parlamentes trifft man hin und wieder auf eine kleine Epiſode, 
die den Politiker am Werk zeigt, wenn Waldeck, der ganz unter Zieglers 
Einfluß ſtand, bei der Beratung von Heeresfragen erklärte, die Wehr⸗ 
haftigkeit des Landes dürfe nicht zum Gegenſtand von Rechenexempeln 
gemacht werden oder wenn Ziegler den Antrag unterſtützte, begabte 
Unteroffiziere in das Offizierkorps aufrücken zu laſſen, dabei eine begeiſterte 
Rede auf das preußiſche Heer hielt, um im nächſten Augenblick . 
Kampf gegen jedes neue Geſetz der Regierung zu fordern. 

Für ihn war der Konflikt eine prinzipielle Frage, die die Grundfeſten 
liberaler Anſchauung betraf. Deshalb mußte ihm der ſchärfſte Kampf 
recht ſein. Mit dem klaren Blick für politiſche Situationen aber ſah er 
voraus, er hat es auch öffentlich 1865 ausgeſprochen, daß das außen⸗ 
politiſche Programm Bismarcks bald eine Ausſöhnung der beiden Kämpfer 
notwendig machen würde, die auch unumgänglich ſei, wenn nicht der 
Staat leiden ſolle. 

Wie ſich nun ſchon ſeit 1864 zunächſt bei Ziegler und Waldeck, dann 
bei den Freihändlern eine gewiſſe Anerkennung der Außenpolitik Bismarcks 
geltend machte, die ſich in der Schleswig⸗Holſteinſchen Frage in dem 
Gegenſatz zu dem Auguſtenburger zeigte, ſo verteidigten ſchon 1864 und 
1865 Voſſiſche Zeitung und Nationalzeitung die preußiſchen Anſprüche, 
wobei ihnen von fortſchrittlicher Seite vorgeworfen wurde, daß ſie in 
konſervativem Solde ſtänden. Das eigentümliche Zuſammengehen von 
Freihändlern, den ſpäteren Nationalliberalen, und der Gruppe Ziegler 
bewies, wie nahe Ziegler dieſer ſpäteren Partei ſtand, es zeigte aber 
auch die Unterſchiede. Während die wirtſchaftliche Gruppe nur ungern den 
Konfliktskampf mitmachte, weil ihr die politiſchen Prinzipien der entſchie⸗ 
denen Fortſchrittler gleichgültig waren, war die Gruppe Ziegler viel mehr 
innerlich national und zugleich viel radikaler in ihrer Kampfesſtimmung 
gegen das Miniſterium. Bezeichnend iſt es für Zieglers Anſchauung, daß 
nach der von den großdeutſchen Fortſchrittlern ſehr unangenehm ent⸗ 

pfundenen Gaſteiner Konvention, die Ziegler ſehr naheſtehende Magde⸗ 
burgiſche Zeitung triumphierend von einem „öſterreichiſchen Olmütz“ 
ſprach. 

Als nun nach der kurzen Seſſion von 1866 wirklich eine kriegeriſche 
Verwicklung drohte und die Fortſchrittspartei auch in dieſer Frage gegen 
Bismarck ſtand und jetzt im gefahrvollen Augenblick einen Druck auch auf 
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die Außenpolitik ausüben wollte, kam es im April zu der berühmten 
Breslauer Rede Zieglers, in der er in glänzender Form offen ſich zu der 
Politik Bismarcks bekannte, offen auf die notwendige Vergrößerung 
Preußens hinwies. Er erinnerte die Hörer an die alte Tradition des 
preußiſchen Staates, an die Geſtalt Friedrichs des Großen und an die 
ſeit dieſer Zeit traditionelle Feindſchaft eines Staates, der dauernd daran 
arbeite, Preußens Macht zu ſchmälern, an Oſterreich. Trotz ſeiner innen⸗ 
politiſch ſcharfen Forderungen, die aber zunächſt gegenüber dem außen⸗ 
politiſchen Kampf zurücktreten mußten, zog ſich durch ſeine Rede wie ein 
Grundmotiv immer wieder der Gedanke, daß über die Partei die Ehre 
und Größe des Vaterlandes ſtehe, daß „das Herz der Demokratie immer 
da ſein müſſe, wo die Fahnen des Landes wehen“. . 

Als dann weiter bei den Neuwahlen während des Krieges 11 1 
ſich ſcharf dagegen wehrte, daß die Nichtbewilligung der Kriegsgelder in 
das Programm der Partei aufgenommen würde, hat man ihn in der Partei 
offenbar als Abtrünnigen betrachtet. Die neu entſtehende Nationalliberale 
Partei hat aber Ziegler auch nicht in ihren Reihen geſehen. ö 

Gerade die Gründung dieſer Partei hat Ziegler immer, ſo nahe er 
ihr ſtand, mit dem größten Zorn und Schmerz betrachtet. Die wirtſchaft⸗ 
lichen Intereſſen ſchienen als Hauptmoment ihm das Verderblichſte an 
einer Parteipolitik zu ſein, und die wirtſchaſtlichen Fragen ſchienen in 
der neuen Partei vorzuherrſchen. 

Als nun dieſe Partei immer mehr Boden gewann, als die Verfaſſung 
des Norddeutſchen Bundes und des ſpäteren Deutſchen Reiches unter 
ihrer Mitwirkung zuſtande kamen, ſchob Ziegler vielleicht mit Recht die 
Schuld an den ihm in keiner Weiſe behagenden Verfaſſungen W 
Partei zu. 

Als Preuße mißbilligte er in den Verfaſſungen die zu geringen 
Rechte Preußens, als Liberaler das bundesſtaatliche Element, das Fehlen 
einer Zentralbehörde und Zentralverwaltung. 

Es iſt der eigenartigen Stellungnahme Zieglers zuzuſchreiben, daß 
er in feiner Partei nun mehr und mehr iſoliert wurde, Die Partei, der 
er am nächſten ſtand, die Nationalliberalen, haßte er und in ſeiner eigenen 
Partei fehlte das nationale Element. Dazu kam die Bildung einer neuen, 
mehr pazififtifch-internationalen Gruppe in der Partei unter Johann Jaloby 
ſeinem guten Freunde. Als nun 1870 auch Waldeck, ſein treueſter Freund 
und Geſinnungsgenoſſe, geſtorben war, ſtand Ziegler einſam in ſeiner 
Partei da, durch Altersunterſchied und Denkweiſe von ihr getrennt. Von 
der Partei geachtet und als Hüter der alten Tradition verehrt, ſo hat er 
bis zu ſeinem Tode 1876 als Reichstagsabgeordneter für ſeine alten Ideale 
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gewirkt in einer Zeit, in der, wie er mit ſteigender Erbitterung ſah, immer 
mehr die alten Ideale ſchwanden und der Materialismus im Denken, 
in der Politik und im Leben ſeinen Einzug hielt, der nach ſeiner Anſicht in 
der Politik durch die Nationalliberale Partei ſeinen Ausdruck fand. 

Franz Ziegler ſtellt unbedingt einen ganz beſonderen Typus politiſcher 
Denkweiſe im Rahmen der liberalen Oppoſitionsparteien dar, er iſt eine 
der intereſſanteſten Perſönlichkeiten unter den Parteipolitikern der Mitte 
des 19. Jahrhunderts. 

Die wunderliche Miſchung zwiſchen nationalen und liberalen Ge⸗ 
danken, zwiſchen Gedankenreihen der Aufklärungszeit und den modernſten 
politiſchen Gedanken, verbunden mit einem äußerſt ſtarken ſozialen Em⸗ 
finden läßt ihn als einen Mann erſcheinen, der an der Wende zweier poli⸗ 

tiſcher Perioden verſucht, alte und neue Ideen zu einem Zukunftsprogramm 
zu verbinden. 

Die für ſeine Zeit unlösbaren Widerſprüche ſeines Programms 
bedingen die Tragik in ſeiner Lebensarbeit, die darin liegt, daß der Mann, 
der ſeine ganze Perſönlichkeit ein Menſchenalter hindurch unter den größten, 
perſönlichen Opfern für die Erreichung ſeines Zieles einſetzte, keine Partei, 
keine Anhänger fand!), die feine Gedanken in die Tat umſetzten, und der 
ſo am Ausgang eines arbeitsreichen Lebens, als ein großes Stück ſeiner 
außenpolitiſchen Wünſche tatſächlich in Erfüllung gegangen war, in tiefiter 
Verbitterung und dem Gedanken, vergeblich gewirkt zu haben, bom 
politiſchen Leben Abſchied nahm. 

Daß der Grundzug ſeines Programms, die Vereinigung von ſtarker 
nationaler Stellung und einer entſchieden ſozialen und liberalen Innen⸗ 
politik, daß ſeine Forderung einer Weiterentwicklung Preußens im Sinne 
der preußiſchen Reformzeit mehr war als eine bloße Augenblicksidee oder 
ein rein theoretiſches Programm, daß es ein gangbarer Weg und notwen⸗ 
diger Weg für Staat und Partei war, haben die Erfahrungen der letzten 
Jahre gelehrt. 

Zieglers Zeit war allerdings nicht dazu angetan, ſein Programm 
der Verwirklichung nahe zu bringen. 

Die Tragik ſeines Lebens und Wirkens liegt wohl zumeiſt darin, daß 
dieſer „altpreußiſche Demokrat“ unverſtanden in ſeiner Zeit ein Vorläufer 
einer politiſchen Richtung war, die erſt in unſerem Zeitalter Boden ge⸗ 
wonnen hat. 


1) Die in Breslau um 1868 verſuchte Gründung einer „National⸗demo⸗ 
kratiſchen Partei“ ſcheiterte. 


Kleine Mitteilungen. 


Zwei Briefe an den kurbrandenburgiſchen Kanzler 
Chriſtian Diſtelmeier in Berlin über Kurſächſiſche Angelegen- 
heiten vom Jahre 1590. 

Mitgeteilt von Dr. Guſtav Sommerfeldt, Dresden. 


Bei der verhältnismäßig nicht bedeutenden Literatur, die bisher 
über die beiden kurbrandenburgiſchen Kanzler, Lampert Diſtelmeier 
( 12. Oktober 1588) 1) und feinen Sohn Chriſtian Diſtelmeier (+ 26. Ok⸗ 
tober 1612) 2) ſich angeſammelt hat — beide find bekanntlich in der Nikolai⸗ 
kirche zu Berlin beigeſetzt worden, wo ihre Denkmale noch vorhanden 
ſind —, ſcheint es nicht unangemeſſen, auf eine bisher nicht näher bekannt 
gewordene Korreſpondenz hinzuweiſen, die zwiſchen dem jüngeren von 
ihnen und einem Beamten des ſächſiſchen Hofes beſtand. Beide Diſtel⸗ 
meier beſaßen von jeher ja treffliche Beziehungen nach Sachſen, war der 
erſtere doch in Leipzig geboren und hatte ſeine Ausbildung an der Uni⸗ 
verſität zu Leipzig empfangen. So konnte es denn auch nicht fehlen, 
daß Peter Albinus (Weis), der rührige ſächſiſche Geſchichtſchreiber, 
Profeſſor an der Univerſität Wittenberg, dann ſeit März 1588 Sekre⸗ 
tarius am kurfürſtlichen Archiv zu Dresdens), des öfteren Gelegenheit 
nahm, ſich mit Lamperts Sohn, Chriſtian Diſtelmeier, in Verbindung 
zu ſetzen. Ein bezügliches Schreiben, das aus Dresden vom 14. Januar 
1590 datiert iſt, hat im Original ſich erhalten in der Foliohandſchrift 
C 65 der ſächſiſchen Landesbibliothek zu Dresden, Blatt 180. Am Anfang 
ſpricht Albinus davon, daß der Dr. juris Georg Selinus, den er vor Jahres⸗ 
friſt ſchon dem Kanzler Chriſtian empfohlen hatte, von ſeiner diploma⸗ 


1) J. P. von Gundling, Auszug Churbrandenburgiſcher Geſchichten 
Thurfürſt Joachims I. etc. bei Gelegenheit der Lebensbeſchreibung Lampert 
Diſtelmeyers. Berlin 1722, 346 und 112 Seiten; J. Heidemann, Ein Tage⸗ 
buch des brandenburgiſchen Kanzlers Lampert Diftelmeher. Programm. Ber⸗ 
lin 1885. 

2) Th. Hirſch in Allgemeine deutſche Biographie 5, 1877, S. 258. 

3) Die Beſtallung datiert erſt vom 20. November 1591: Hauptſtaatsarchiv 
zu Dresden, Beſtallungen Nr. 1930, Blatt 288 —289. Geboren iſt Albinus zu 
Schneeberg im Erzgebirge am 18. Juni 1543: Neues Archiv für ſächſiſche Ge⸗ 
ſchichte 39, 1918, S. 147—148. 
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tiſcher Miſſion aus Paris, wo er im Intereſſe der gefangen geſetzten Ade⸗ 
ligen tätig war, zurückgekehrt iſt, und ihn aufs neue um ſeine Vermittlung 
beim Berliner Hofe bittet. Pierius!) et ego mittemus quamprimum una 
carmina in honorem parentis tui), viri, dum viveret, aspectabilis et 
amplissimi —cuius anima nunc in manu dei, memoria in bonorum benedic- 
tione est —, conscripta..... Das zweite Schreiben des Albinus, an 
derſelben Stelle, Blatt 179, im Original vorliegend — der Band enthält 
im ganzen 215, meiſt noch unveröffentlichte Briefe verſchiedener Verfaſſer 
an die Kanzler Lampert und Chriſtian Diſtelmeier — iſt am 24. März (in 
profesto annuntiationis Mariä) 1590 zu Dresden geſchrieben, und betrifft 
Albinus, damals im Druck fertiggeſtellte Meißner Land- und Bergchronik, 
von der er ein Exemplar an Chriſtian Diſtelmeier mit der Bitte um 
Kenntnisnahme überſandte. Von Intereſſe iſt einerſeits, daß er erwähnt, 
ſein Kollege im Sekretariat zu Dresden, Johann Volhard, habe ihn bei 
Herſtellung des Werks aufs wirkſamſte unterſtützt, andrerſeits ſein in 
beſonders gewählten Ausdrücken abgefaßtes Erſuchen um nachdrückliche 
Verwendung beim Kurfürſten von Brandenburg: Cum vero incivile 
sit ad limina magnatum absque patrono et deductore quasi prorumpere 
et accedere, ad te pariter scribendum esse duxi, quo proxeneta in hoc 
negocio uteremur. Neque vero alius in aula vestra ad hanc rem adhi- 
bendus fuit, quam maxime etiam gravissimis hiis occupationibus parcere 
maluissem. Cancellarius enim aulae caput est, imo cor et os principis. 
Et parvulus est tuus in me isque singularis amor et benevolentia, 
quam argumento non uno erga me hactenus ostendisti, ut adeo non 
diffidam, illius partem aliquam etiam in collegam meum Volhardum 
reducturum. Er ſelbſt habe in andern Aufzeichnungen (reliquis meis 
commentariis) auch über die Kurfürſten von Brandenburg ausführlich 
gehandelt. Über des Kanzlers Vater, Lampert Diſtelmeier, habe er das 
in Ausſicht genommene wegen der ſeine Zeit ganz in Anſpruch nehmenden 
dienſtlichen Obliegenheiten noch nicht ſchreiben können. Videt anim 
nobilis amplitudo tua, in quod vitae genus conjectus sum, nempe in. 
quo fere homo esse desinam. Bene vale et vive, si modo quid liberi 
spiritus est in aulis. — In einem etwas myſteriöſen Nachwort dieſes 
Briefs, überſchrieben: De sacrilegio Coloniensi, handelt Albinus von. 
einem Juwelendiebſtahl, den eine aus Liebenwerda in Sachſen herſtam⸗ 
mende Perſon zu Cölln an der Spree Anfang 1590 vollführt hat, und der 
der ſächſiſchen Hofkanzlei nicht nur zu ſchaffen machte, ſondern auch eine 
Reiſe von Albinus genanntem Kollegen Volhard nach der Stadt Großen⸗ 
hain nötig machte, wo die Juwelen ſich bei der Gattin des Johann Matthäi 
befanden. f 


1) Urban Pierius een) Prof. und BODEN in Witten 
berg. a 


2) Christians Vater, Fand dert 
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Eine Schuldforderung des Klofters Zinna 
an das Kloſter Dobrilugk. 


Von Rudolf Lehmann. 


Im letzten Jahrzehnt vor ſeiner Aufhebung (1541) verſchlechterte 
ſich die Finanzlage des Kloſters Dobrilugk ſehr. Nicht zum wenigſten 
ſchuld daran waren die erheblichen Geldforderungen, die König Ferdinand 
an das im Markgraftum Niederlauſitz, alſo in ſeinem Machtbereich liegende 
Ziſterzienſerſtift ſtellte. Zu Beginn 1534 muß er den Abt aufgefordert 
haben, ihm 4300 Gulden vorzuſtrecken. Unterm 24. Februar ſahen ſich 
die Mönche zu der Erklärung genötigt, ſie ſeien zwar erbötig, Ferdinand 
dieſe Summe zu leihen, müßten ſie aber ſelbſt erſt durch Verpfändung von 
Kloſtergütern aufbringen, da der frühere Abt, Heinrich Munch, der vor 
kurzem das Kloſter verlaſſen, dasſelbe des Geldes und der Kleinodien 
beraubt habe!). Mit königlicher Genehmigung wurden am 6. Mai dieſes 
Jahres die Dörfer Groß⸗ und Kleinbahren, Breitenau, Gröbitz und Pons⸗ 
dorf an Kaſpar von Minckwitz auf Drehna für 2751 rheiniſche Gulden?) 
und am 24. Mai noch die Dörfer Schacksdorf und Lieskau an die Brüder 
Otto und Hiob von Dieskau auf Finſterwalde für 1000 Gulden?) verpfän⸗ 
det. Am 31. Mai bekundete dann der König, daß ihm das Kloſter die 4300 
Gulden auf 6 Jahre geliehen habe“). Am 2. September 1537 beſtätigte 
der König eine neue Anleihe von 2000 Gulden ebenfalls auf 6 Jahre“). 
Für dieſe Summe hatte Abt Jakob am 11. Juli die Dörfer Münchhauſen, 
Drößigk und Dübrichen dem Grafen Philipp zu Solms auf Sonnewalde 
verpfändet®). Und am 13. September gingen aus befel und hochdringen / 
der nhot des Königs auch die Dörfer Rutzkau und Barzig für eine Summe 
von 575 Gulden und 5 Groſchen an die N Brüder von Dies⸗ 
kau als Pfand über“). 

. Um die große Summe von 4300 Gulden zuſammenzubekommen, 
die Ferdinand 1534 forderte, hatten die Mönche auch beim Abt 
Benedikt von Zinnas) eine Anleihe gemacht, und zwar von 1000 Gulden. 
Die Stadt Kirchhain wurde am 7. Mai dieſes Jahres angewieſen, von 
dem Geſchoßgeld, das ſie an Dobrilugk zu entrichten hatte, jähr⸗ 


1) Orig. Erneſtiniſches Geſamtarchiv Weimar, Reg. Oo p. 731 n. 313-316, 
Bl. 1 u. 2. N Ä 
2) Abſchr. GA. Weimar, Reg. Kk 307, Bl. 29 u. 30. 

3) Abſchr. GA. Weimar, Reg. Kk 307, Bl. 23 u. 24. 

4) Orig. GA. Weimar, Urkunden Nr. 5039. 

5) Orig. GA. Weimar, Urkunden Nr. 5041. 

6) Abſchr. GA. Weimar, Reg. Kk 307, Bl. 27 u. 28. 

7) Abſchr. GA. Weimar, Reg. Kk 307, Bl. 25 u. 26. 

8) Über frühere Beziehungen Dobrilugks zu Zinna val. Rudolf Lehmann, 
Die ältere un. des Ziſterzienſerkloſters Dobrilugk in der URN. an 
1917 ©. 118, Anm. 5 
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lich, vom Sonntag Vocem Jokunditatis 1535 an, 50 Gulden Zinſen 
an das Kloſter Zinna abzuführen !). Am 10. Mai erklärten fic) Bürger⸗ 
meiſter und Rat von Kirchhain dazu bereit:). Sie kamen ihrer Verpflich⸗ 
tung auch bis 1541 nach. Da brach im Auguſt dieſes Jahres das Geſchick 
über Dobrilugk herein. Kurfürſt Johann Friedrich von Sachſen ließ es 
am 18. bejegen?). Zinna wartete vergeblich auf die Weiterzahlung der 
Zinſen. Bereits Ende 1542 hatte der Hauptmann von Jüterbog, Lippold 
von Klitzing, an den ſich das Kloſter gewandt hatte, dem kurfürſtlichen 
Kämmerer, Hans von Ponickau, die Sachlage mitgeteilt. Der Kurfürſt 
war ärgerlich über die vielen Schulden Dobrilugks und ſuchte die Dinge hin⸗ 
zuziehen, indem er (Anfang Januar 1543) erklärte, er werde über die 
Angelegenheit nähere Erkundigungen einziehen“). Ein halb Jahr ſpäter, 
am 6. Juni, bat Klitzing den Kämmerer nochmals, ſich beim Kurfürſten 
dafür zu verwenden, daß dem Abt von Zinna die Schuldſumme bezahlt 
würde. Er wies darauf hin, daß ſich das Kloſter ſonſt an die Stadt Kirch⸗ 
bain halten müßte). Wieder verſtrich ein halbes Jahr, ohne daß ein Be⸗ 
ſcheid erfolgte. Da wandte ſich der Abt Matthäus von Zinna am 29. De⸗ 
zember 1543 zunächſt an den Bürgermeiſter und Rat von Kirchhain, 
erinnerte ſie an ihre Verpflichtung und verlangte in ſcharfem Tone, die 
Zahlung binnen 4 Wochen auszuführen, wenn er nicht zu andern Maß⸗ 
regeln greifen ſolles). Am nächſten Tage teilte er dem Kurfürſten feinen 
Schritt mit und bat ihn, die Zahlung zu veranlaſſen. Im andern Falle 
würde er gegen Kirchhain vorgehen“). Ausweichend antwortete der Kur⸗ 
fürſt am 12. Januar 1544 aus Weimar, die Akten über dieſe Angelegen⸗ 
heit befänden ſich in ſeiner Kanzlei in Torgau. Wenn er dahin komme, 
möchte ſich der Abt doch noch einmal bemühens). Der Kurfürſt wollte den 
Abt mürbe machen. Das geht auch aus einem kurfürſtlichen Schreiben vom 
26. Januar an Wolf von Schönberg hervor, den Befehlshaber von Dobri⸗ 
lugk. Dieſer ſollte es dahin bringen, weil es tausent goltgulden sein, 
ob du uff solche deine weitleufftikeit di haubtsumma kontest derge / 
stalt miltern, das er (der Abt) darfur etwa ein funf, sechs oder siben / 
hundert gulden nheme. Dan wirdet er verstehen, das solche beszalung 


1) Abſchr. GA. Weimar, Reg. Oo p. 731 n. 313-316, Bl. 4 u. 5. 

2) Abſchr. GA. Weimar, Reg. Oo p. 731 n. 313—316, Bl. 6. 

3) Vgl. darüber vorläufig noch J. Falke, Nickel von Minckwitz. Archiv für 
Sächſ. Geſch. 10 (1872) S. 426— 430 u. derſ., Nickel von Minckwitz. Ein Ritter⸗ 
leben aus der Reformationszeit. Mitt. d. kgl. Sächſ. Altertumsvereins H. 22 
(1872), S. 63 f. — Mit einer umfaſſenden Bearbeitung dieſes Gegenſtandes iſt 
der Verfaſſer dieſes Aufſatzes beſchäftigt. 

4) Konzept GA. Weimar, Reg. Kk 316, Bl. 1. 

5) Orig. GA. Weimar, Reg. Kk 316, Bl. 3. 

6) Abſchr. ebenda, Bl. 4. 

7) Orig. ebenda, Bl. 5 u. 12. 

8) Konzept ebenda, Bl. 6. 
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langsam gefallen mochte, so halten wirs dafur, er werde eher ein solche 
summa gelds nhemen!). Im Sommer des Jahres kam es dann in Lieben- 
werda wirklich zu Verhandlungen zwiſchen dem Amtsſchöſſer Gotthard 
Erfurt von Jüterbog und dem kurfürſtlichen Kämmerer. Über ihren 
näheren Verlauf iſt nichts bekannt. Klitzing, der wohl einſah, daß man, 
um überhaupt etwas zu erhalten, dem Kurfürſten entgegenkommen 
müſſe, bearbeitete den Abt, ſo daß dieſer ſchließlich erklärte, ſich mit 
800 Gulden begnügen zu wollen. Er hoffte wohl noch, auch zu dem Reſt 
ſeines ausgeliehenen Kapitals zu kommen. Am 12. Auguſt teilte Klitzing 
dem Kämmerer Hans von Ponickau die Meinung des Abtes mit und bat 
um Angabe, wo und wann der Abt das Geld empfangen könne?). Der 
Kurfürſt war ſchließlich, da er die Forderung des Abtes als berechtigt an⸗ 
erkennen mußte, einverſtanden, ihm 800 Gulden auszuzahlen. Er ließ 
daher den Abt auffordern, nach Leipzig zur Zeit des nächſten Michaelis⸗ 
marktes Bevollmächtigte zu ſchicken, die gegen Aushändigung der Ver⸗ 
ſchreibung und aller ſonſtigen Schriftſtücke das Geld in Empfang nehmen 
follten®). Am 2. Oktober bedankte fic) Abt Matthäus bei Hans von Po⸗ 
nickau für ſeine Bemühungen und bat um Auszahlung der Summe am 
5. Oktober“). Das wird denn auch geſchehen fein. 


Bier Briefe des Oberprafidenten Eberhard v. Danckelman 
in der Frage der neunten Kur an den Grafen Platen. 5) 


Von Eberhard Frhr. v. Danckelman. 


Ende 1694 näherten ſich die Verhandlungen über die neunte Kur 
mit Brandenburg ihrem Ende. Sie wurden auf kaiſerlicher Seite von 
dem Grafen Kolowrat, der vorläufig an die Stelle des verſtorbenen 
Baron Fridag getreten war, nicht ſehr geſchickt geführt. Es mag in der 
Tat nicht leicht geweſen ſein, ſich in die ſchwebenden Verhandlungen ein⸗ 
zuarbeiten. Da war die Schwiebuſer Frage, die Expektanz auf Oſt⸗ 
friesland, der Konflikt über die Verwendung der brandenburgiſchen 
Truppen im Türkenkriege, die vom Kaiſer für ſein Haus beanſpruchte 
Readmiſſion der böhmiſchen Kur und ſchließlich, wenn auch noch nicht 
öffentlich hervortretend, die Erwerbung der Königskrone für Preußen.“) 


1) GA. Weimar, Reg. Kk 321, Bl. 7, 8. 

2) Orig. GA. Weimar, Reg. Kk 316, Bl. 7. 

3) Schreiben an den kurfürſtlichen Kämmerer vom 7. September, Konzept 
GA. Weimar, Reg. Kk 316, Bl. 8. 

4) Ebenda Bl. 10. 
5) Originale im Staatsarchiv Hannover — über den Grafen Platen ſiehe 
Frensdorff in der Allgemeinen Deutſchen Biographie, Bd. 26, S. 152 ff. 
6) A. F. Pribram, Oſterreich und Brandenburg 16881700, Prag und 
Leipzig 1883. S. 115—121. 


Forſchungen g. brand. u. preuß. Geſch. XXXVII. 2. 20 
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Dem Befuche des Prinzen Georg Ludwig von Hannover, Mitte des 
Sommers 1694, war im Winter der des braunſchweigiſchen Miniſters 
Grafen Platen gefolgt. Die mit dem Oberpräſidenten von Danckel⸗ 
man von dieſem geführten Verhandlungen hatten das Mißtrauen Kolow⸗ 
rats erregt. Er glaubte nicht an die Ehrlichkeit des Brandenburgers. 
Es war nötig, die Zweifel des Wiener Hofes zu zerſtreuen, den Wünſchen 
des Kurfürſten Ernſt Auguſt gerecht zu werden und die übrigen Reichs⸗ 
ſtände, die außer Sachſen und Kurmainz der Übertragung der Kurwürde 
1692 nicht zugeſtimmt hatten!), für die Zulaſſung im Kurfürſtenkollegium 
zu gewinnen. 

Dieſem Ziele dienen die nachfolgenden Briefe des Oberpräſidenten 
an den Grafen Platen. Es könnte merkwürdig erſcheinen, daß der branden⸗ 
burgiſche Staatsmann brieflich Fragen behandelt, die in den vorher⸗ 
gehenden Konferenzen ſicher zur Sprache gekommen ſind. Doch hat 
ihn augenſcheinlich das Verhalten des Grafen Kolowrat beſtimmt, 
ſeinen Standpunkt noch einmal genau zu fixieren. Die Briefe ſind in 
großer Eile geſchrieben. Dieſer Umſtand, ſowie ein Augenleiden, das 
Danckelman befallen, machten die Entzifferung der Handſchrift ſchwierig. 


de Berlin 18/28 décembre 1694. 
Monsieur, 


J'espère que V. E. sera heureusement arrivée à Hanovre, quand 
celle-ci y arrivera. Nous sommes en peine de ce que le changement de 
route à cause de la rivière glacée aura apporté des difficultés au voyage 
qu'on n'a pu prévoir. Il nous en est arrivé une assez plaisante [chose] au 
sujet de notre négociation avec Mons. le comte de Colowrat. Il est si 
âpre après l'honneur qu'il prétend de remporter à la cour impériale, 
d’avoir bien négocié, qu'il nous impute des choses après le départ de 
V. E. comme si l’on changeait de langage depuis qu'elle est partie. V. E. 
sait que dans le protocolle que l’on a dicté en second lieu on n’a[pas] 
spécifié les 5 points, que S. A. E. demande. Dans ces 5 points on n’a pas 
fait de distinction, et S. A. E. les souhaite tous également; mais pour 
réussir tout mieux à la cour impériale on a divisé ces 5 points dans une 
déclaration générale qui pourrait être produite à tous ceux des ministres 
à Vienne, soit bien ou mal intentionnes, comme l'introduction et la 
conjuration; et les 3 autres points comme la précédence et le rang des 
Electoraux et le point de l'assurance que personne ne sera avancé 
à des dignités au-dessus de l’Eléctorate au préjudice de S. A. E. La 
confraternité d’Ostfriese et le million des Florins on l’a mise dans le 
second [point] pour être montrés au ministres bien intentionnés sans 
aucune différence. Cependant Mr. le comte de Colowrat outre [cela] 
soutient que les deux premiers points dans le protocolle sont tout seule- 
ment sine qua non, et les autres trois points [?]. Nous lui disons, 


1) O. von Heinemann, Geſchichte von Braunſchweig und Hannover, 
Gotha 1892. Bd. III, S. 149. | 
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pourquoi on a inseré le mot de »bedingen«; les trois articles en tant 
qu’ils dépendent de l' Empereur, et qu’ainsi celui des prérogatives et 
du rang étant plus particulièrement dans le pouvoir de S. M. Impériale 
que les autres et les deux derniers articles en clause la sine qua non 
plutôt qu’aucun autre article. 

Quelque raison qu’on allègue 1. que sans cette seule condition 
S. A. E. n'a rien de sa convénience de la part de l’Empereur au sujet 
de l’admission, si on ne lui donne pas satisfaction sur ce point. 2. que 
tout a été prétendu également, 3. qu’on le donne tout net par écrit, 
et s’est expliqué sur le mot de »bedingen«, mais tout cela n’opère rien 
auprès de lui; cela est cause que les actes ne sont pas envoyés à Vienne 
ce soir, car en l’absence de M. de Fuchs qui est à Malchow, nous n’avons 
pu nous rejoindre en conférence. Cette poste est passée par les disputes 
inutiles. Mais je crois, que vers la prochaine [semaine] le tout sera aju- 
ste; du moins ne tiendra-t-il à moi. Je fais cette lettre si longue, pour 
faire voir à V. E. que l’on a tort de nous imputer, comme si nous avions 
l'intention autre que quand S. A ou V. E. sont partis. M. Camecke a été 
appelé pour que le)) , mais je l’ai désabusé et il ne manquera 
pas d’en faire rapport à V.E. Laquelle est trop pénétrente, pour ne 
pas voir que l’envoyé impérial a tort, et que le trop d’avidité qu’il 
a de s’attirer des louanges et des récompenses de sa cour le porte à 
cette irraisonnable prétention de vouloir couper tout court à la seule 
prétention que S. A. E. fait qui la touche au coeur en l’affaire de cette 
réadmission. 

Enfin je dirais à V. E. et elle pourra en assurer S. A. E. que de 
ce côté-ci on en demeure à ce qu’il s’est parlé ici, lorsque S. A. E. a 
été ici. 

Le temps et le sommeil ne me permettent pas en dire des tra- 


Excuse de grâce que j’ai écrit si mal. 


De Berlin, le 22. janvier 1695. 
Monsieur, 

Le mal de mes yeux continuant, je ne puis dire autre chose a 
V. E. par la présente, si non qu’en ce moment je viens de recevoir 
l’honneur de la sienne du vingt-six du courant. Ce qui s'est passé 
à Magdeburg au sujet du 9.Electorat continue en ce que dans la conférence. 
M. de Goertz?) s'est déclaré que S. A. le landgrave voulait bien ad- 
mettre des tempéraments pour sortir de l’affaire du 9. Electorat, mais 
qu'il ne peut se séparer du collègue des princes. Je répondis que S.A. E. de 
son côté était prête aussi d’en admettre pour contenter les princes 
raisonnablement qu'on ferait Pragmaticam de ne plus faire des électeurs 
dorénavant sans l’avis des princes, qu’elle en admettait encore d’autres 
pourvu qu'ils ne soient pas contraires à l’investiture et à l’introduction, 
mais que jamais elle ne pourrait consentir qu’on reprenne l’affaire 
ab ovo, à quoi j’ajoutais qu’il voulut mettre en avant quelques tempera- 


1) Der Satz ift im Original nicht zu Ende geführt. 
2) Heſſen⸗Kaſſelſcher Präſident. Der Landgraf war der Schwager Fried— 
richs III. 
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ments. Il me dit alors que M. de Bernstorff avait espéré en avance 
quelques-uns et qu’apparemment il les [a avancé]. Je lui dis là-dessus 
que non, le pressant encore en avance. 

Il dit donc à la fin, que l’évêque de Munster avait proposé qu: on 
consentirait a tout le passé et à l'introduction même, si l’on voulait 
borner l’Electorat à la vie de S. A. E. de Brunswic, et qu'après il 
cesserait. Je répondis que je priais Dieu de donner longue vie à S. A. E. 
Mais de la borner avec sa vie était une proposition qui blesse l’autorité 
impériale, et le collègue électoral et S. A. E. de Brunswic n'y pourraient 
jamais consentir ni les Electeurs qui ont donnés leur souffrage légiti- 
mement ni les puissances qui se sont obligées d’appuyer les droits du 
9. Electorat, s'étant obligées qu'il serait héréditaire et que cette pro- 
position ne pourrait avoir aucun ingrès auprès de S. A. E. Mais je 
croirais l’expédient suivant le meilleur assurer, si les princes se décla- 
rent sous main que l’empereur faisait faire la proposition touchant cet 
Electorat dans le collègue des princes, les princes y consentiraient; mais 
qu'il fallait être premièrement bien sûr de son fait, qu’aussi les princes 
auraient satisfaction du passé et qu’à l’avenir il serait garanti par 
Pragmaticam. 

Mons. de Goertz dit que l’on serait content ratione futuri, mais 
que ratione praeteriti il fallait quelque chose de plus que la proposition 
que j'avais faite; qu'il cependant il prétendrait l'affaire ad referen- 
dum. Mais je n’en ai pu tirer aucune déclaration. Il assura cependant 
que S. A. le Landgrave userait de grande modération à cette affaire et 
retiendrait les princes de rien faire qui puisse troubler le public, qu'il 
retiendrait toujours les princes dans leur devoir, et qu’en cette vue 
il n'avait envoyé personne à Francfort au conventicule qui s’y tient). 
Voilà tout ce que j’ai pu tirer de Mr. le Baron de Goertz sur ce sujet. 

Sur celui de la paix à faire S. A. le landgrave touche d’accord aussi 
des points concertés à Hannovre, qu'on déférait au roi [d'Angleterre] 
et à l'Empereur le projet général, que l’on ferait un projet du traité qui 
durerait après la paix pour la maintenue et que l'on ferait bien de 
tâcher de faire donner au Parlament les assurances nécessaires pour 
continuer la guerre jusqu’à la réstitution de StraB [bourg] et Luxem- 
[bourg]. Voilà Monsieur, ce qui s’emporte sur ces deux chapitres là. 
Mes yeux me forcent à finir..... Voici un projet de l’ordre pour 
Fürstenau?). 

de Berlin, le 29 le janv. 1695. 
Monsieur. 

Mon mal des yeux continuant toujours, je ne puis dire qu'en 
deux mots, que je viens de recevoir celle de V. E. du 27. 

Il est temps de presser l'affaire du 9 Electorat de tous cotés et 
nos ministres en auront les ordres nécessaires. Mons. Diest?) me mande 


1) S. Aloys Schulte, Markgraf Ludwig Wilhelm von Baden. Heidel 
berg 1901, Bd. 1, S. 239. 

2) Luſtſchloß der Herzöge von Braunſchweig. S. Zedler. 

3) Geſandter Brandenburgs in Brüſſel. S. Jacobſohn, Geisicte t des 
preußifchen CEA Ean: 1. Bd. 1874. S. 178 — 181 u. 287. 
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qu'on parle avec plus de douceur de la disjonction et de la conjonction 
que par le passé. Mr. Chavalkowski!) mande de Dresde que l’Electeur 
de Trèves?) avait dit, qu'il faudrait nommer une maison qui succéderait 
à l’Electorat quand une des deux maisons Electorales — Palatine ou 
Bavière — viendraient à manquer, et qu'elle ne succéderait que quand 
les deux maisons seraient éteintes. En Suède on désaprouve le conven- 
ticule de Francfort hautement et en veut savoir notre sentiment, 
qui sera tel qu'il n’adoucira pas les leurs. La Saxe seulement semble 
à reculer au lieu d'avancer, à cause de la timidité de ses ministres, qui 
souhaitent que nous pressions l'affaire, ce que nous ferons aussi, et en 
ce rencontre et en tous ceux qui peuvent mener à ce but souhaité; et 
c'est de quoi vous pouvez assurer S. A. E. de Bronswig. Je ne doute 
pas que la vigeur qu'on fera paraître de tous cotés n’encourage [pas] 
les Ministres de l’Empereur, ou du moins le comte de Kinsky à y con- 
courir à toutes ses forces. 

Monsieur Chwalkowski m'a fait part des man[œuvres] de Sch.“) 
avec Saxen- Gotha au sujet du 9 Electorat; mais ce sera justement ce 
qui hâtera l’affaire si je ne me trompe [pas]. J’attends l’ordre pour 
Fürstenau 

de la Haye le 3/13 Octobre 1695. 
Monsieur. 

J'ai reçu la lettre que votre Excellence m'a fait l’honneur d'écrire 
le 23 septembre; je suis bien aise de ce qu’elle eut la bonté de repré- 
senter à S. A. E. Son Maître ce que je n’avais pu lui faire connaître, 
qu’imparfaitement. Les réflexions que S.A.E. y a fait, sont fort 
justes, mais je puis assurer V. E. que l'on n’aurait pas manqué sans 
cela de donner à l’affaire à négocier par Mr. de Chwalkowski un tour 
convenable. Ce que j'ai négligé de faire en le proposant à S. A. E. 
où je ne me suis expliqué que sur l’essentiel. Les empéchements que j’ai 
présentement n’ont pas permis que je me sois donné l’honneur de 
répondre de ma main à V. E., je me sers pourtant d’une qui est affidé 
et je la prie seulement de me pardonner‘)..... 


Bismarck und Poſchingers Publikation „Preußen 
im Bundestag 1851 — 1859.“ 


Von Hubert Richter. 


Im Jahre 1882 erſchienen die erſten drei Bände der v. Poſchinger⸗ 
ſchen Sammlung „Preußen im Bundestag 1851 1859“, die, ganz ab⸗ 


1) Brandenburgiſcher Geſandter in Dresden. 

2) Johann Hugo. 

3) Es iſt hier augenſcheinlich Schöning gemeint. 

4) Das Franzöſiſch, in dem die vorſtehenden Briefe geſchrieben ſind, iſt 
ungewöhnlich ſchlecht. Ich habe es nach Möglichkeit moderniſiert. Unverſtänd⸗ 
liche Stellen ſind ſinnentſprechend verbeſſert worden. Ergänzungen habe ich 
in eckigen Klammern beigefügt. 
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geſehen von der Wichtigkeit des in ihr Mitgeteilten, dadurch größtes Auf⸗ 
ſehen erregte, daß ſie die Geſandtſchaftsberichte Bismarcks aus Frankfurt 
veröffentlichte, obwohl dieſer noch lebte und ſogar als Reichskanzler noch 
amtierte. Dieſes Werk wurde nun auch in der „Hiſtoriſchen Zeitſchrift“ 
(Bd. 50, S. 128ff.) von Th. F. (wohl Theodor Flathe?) ausführlich 
beſprochen, wobei der Referent erklärte, die Frage nicht aufwerfen zu 
wollen, wie es komme, daß das Buch trotz der genannten Umſtände 
ſchon jetzt erſcheinen könne. Der derzeitige Herausgeber, H. v. Sybel, 
ergriff ſofort dazu das Wort (a. a. O., S. 128, Anmerkung) und be⸗ 
richtete, wie v. Poſchinger in dem ihm (Sybel) unterſtellten Berliner 
Geheimen Staatsarchiv die Akten des Bundestages eingeſehen habe 
behufs Studien zu einem Buche über preußiſches Bankweſen, wie dieſer 
dann die große Bedeutung der Bismarckſchen Berichte aus Frankfurt 
raſch erkannt und um die Erlaubnis gebeten habe, ſie für ein Werk: 
„Bismarck in Frankfurt“ benutzen zu dürfen, worauf er ihm den Gegen⸗ 
vorſchlag gemacht habe, die Urkunden ſelbſt herauszugeben, dem v. Po⸗ 
ſchinger zugeſtimmt habe; er (Sybel) habe dann die Genehmigung des 
Fürſten Reichskanzler zu dieſer Publikation erbeten, die ſofort erteilt 
worden ſei. Es iſt vielleicht nicht unintereſſant, einen im Archiv des 
ſächſiſchen Miniſteriums der auswärtigen Angelegenheiten aufbewahrten 
Bericht des früheren ſächſiſchen Geſandten in Berlin v. Noſtiz Wallwitz 
zu leſen, der ſich mit dem Erſcheinen des II. Bandes des v. Poſchinger⸗ 
ſchen Buches und den damit zuſammenhängenden Vorgängen befaßt. 
Er lautet wörtlich: 


Nr. 138. Berlin, den 18. Juli 1882. 


In den letzten Tagen iſt der zweite Teil des Buches: „Preußen im 
Bundestage 1851 — 1859“ zur Ausgabe gelangt. Derſelbe behandelt die 
Jahre 1854 — 1856. Nach der Abſicht des Herausgebers ſoll noch ein 
dritter Teil aus den Jahren 1856— 1859 folgen. An denſelben ſoll fic 
die Darſtellung der Tätigkeit des Fürſten Bismarck in den Jahren 1859 
bis 1862 anſchließen. Indeſſen höre ich aus guter Quelle, daß Seine 
Majeſtät der Kaiſer, ohne deſſen Vorwiſſen die Veröffentlichung der 
Dokumente der preußiſchen Bundestagsgeſandtſchaft aus der früheren 
Zeit erfolgt iſt, hiervon unangenehm berührt worden iſt und die Pu⸗ 
blikation der Dokumente aus ſeiner Regierungszeit unterſagt hat. 
In der Regel nimmt man an, daß Fürſt Bismarck ſelbſt die Herausgabe 
feiner Berichte und Privatſchreiben aus den Jahren 1851 ff. veranlaßt 
habe. Nach den Mitteilungen, welche mir darüber von zwei wohlunter⸗ 
richteten Seiten zugegangen, iſt die Geneſis des Buches jedoch eine andere. 
Herr von Poſchinger, welcher als Hilfsarbeiter im Reichsamte des Innern 
wenig beſchäftigt, vielleicht auch zu praktiſchen Geſchäften wenig ver⸗ 
wendbar zu ſein ſcheint und ſeine Muße zu Darſtellungen der Verhältniſſe 
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und der geſchichtlichen Entwickelung der Banken in Deutſchland und 
Oſterreich verwertet hat, hat fi) vom Fürſten Bismarck die Erlaubnis 
erbeten, eine Geſchichte der preußiſchen Politik im Bundestag vom Jahre 
1851 ab zu ſchreiben. Fürſt Bismarck hat ihm dieſelbe erteilt. Die 
erſten Bogen, welche ihm Herr von Poſchinger vorgelegt, haben jedoch 
ſeinen Beifall nicht gefunden; vielmehr hat er ihn auf die von dem Ge⸗ 
heimen Ober⸗Regierungsrat Hahn in ſeinem Buch: „Fürſt Bismarck, 
ſein politiſches Leben und Wirken“ befolgten Methode der Zuſammen⸗ 
ſtellung authentiſcher Dokumente hingewieſen und ihm zu dieſem Zweck 
das Geheime Staatsarchiv eröffnet, die Kontrolle der Poſchingerſchen 
Arbeiten aber ſich ſelbſt ausſchließlich vorbehalten. Die Publikation ſoll 
urſprünglich nicht in der Abſicht des Fürſten gelegen haben. Vielmehr 
ſoll ſeine Meinung nur dahin gegangen ſein, die Materialien für eine 
in ſpäterer Zukunft zu veröffentlichende Darſtellung ſeiner amtlichen 
Wirkſamkeit in der Zeit ſeines Aufenthaltes in Frankfurt zu ſammeln, 
wie er dies für die Zeit ſeiner miniſteriellen Tätigkeit getan hat und vor⸗ 
ausſichtlich zu tun fortfährt. Wenigſtens weiß ich aus ſeinem eigenen 
Munde, daß er in verſchiedenen wichtigen Fällen Sorge getragen hat, 
Abſchriften kaiſerlicher Verfügungen, welche an ihn ergangen ſind, 
behufs der Aufnahme in ſeine Memoiren in ſein Familienarchiv zu 
Varzin niederzulegen. 

Während nun Herr von Poſchinger im Geheimen Staatsarchiv 
gearbeitet hat, iſt der Direktor desſelben, Herr von Sybel, auf deſſen 
Arbeit aufmerkſam geworden, und iſt in dem Letzteren der Gedanke 
entſtanden, dieſelbe für die, von ihm in das Leben gerufenen, vom Pu⸗ 
blikum jedoch bisher nur wenig beobachteten: „Publikationen aus den 
Königlich Preußiſchen Staatsarchiven“ zu verwerten. Er hat ſich daher 
hierzu die Genehmigung des Fürſten Bismarck erbeten, ſcheint aber 
denſelben nicht darauf aufmerkſam gemacht zu haben, daß in den Berichten 
und vertraulichen Schreiben mehrfache Einzelheiten enthalten ſind, welche 
nicht bloß in Wien und bei den verbündeten Regierungen, ſondern auch 
am preußiſchen Hofe Anſtoß zu erregen geeignet ſind. Namentlich ſoll 
der Kronprinz an den die Sukzeſſionsunfähigkeit der Auguſtenburger 
Linie behandelnden Schriftſtücken großen Anſtoß genommen haben, und 
ſcheint es infolge ſeiner Beſchwerden zu einem ſehr lebhaften Auftritt 
zwiſchen dem Fürſten Bismarck und Herrn von Sybel gekommen zu 
ſein. Nach einer Bemerkung auf dem Umſchlage des zweiten Teils be⸗ 
findet ſich der dritte Teil von „Preußen im Bundestage“ (1856— 1859) 
bereits im Druck, doch würde ich es nach Obigem für möglich halten, daß 
deſſen Veröffentlichung noch inhibiert werde. 


Der Königliche Geſandte 
von Noſtiz Wallwitz. 
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Jetzt, wo in der „Friedrichsruher Ausgabe“ H. v. Petersdorff die 
Berichte Bismarcks aus Frankfurt erſtmalig vollſtändig veröffentlicht, 
erfahren wir, daß der Reichskanzler dem Herausgeber v. Poſchinger 
ſ. Z. beſtimmte Direktiven erteilt hat, wonach beſonders Oſterreich zu 
ſchonen war, aber auch die deutſchen Bundesſtaaten mit Rückſicht zu be⸗ 
handeln waren (Bismarck: Die geſammelten Werke. — Politiſche Schrif⸗ 
ten, Bd. I: Bis 1854. S. XII). Dafür, daß Fürſt Bismarck ſelbſt etwa 
angegeben habe, was in jedem einzelnen Falle auszulaſſen ſei und was 
abgedruckt werden könne, was man nach den Worten des Geſandten 
v. Noſtiz Wallwitz betr. der „Kontrolle“ durch Bismarck ſelbſt vermuten 
könnte, gibt es keine Beweiſe; wenn in Nr. 1 des 6. Jahrgangs der Zeit⸗ 
ſchrift „Die deutſche Nation“ ein (anonymer) Verfaſſer in einem Artikel 
„Bismarck als Redakteur“ unter Anführung der in einem beſtimmten 
Berichte Bismarcks v. Poſchinger weggelaſſenen Stellen die Sache ſo 
darſtellt, als habe der Fürſt in dieſem Falle und nach ſeiner Anſicht wohl 
auch ſonſt ſtets ſelbſt das wegen feiner Verfänglichkeit nicht mit Abzu⸗ 
druckende bezeichnet, ſo iſt er dafür den Beweis ſchuldig geblieben. Der 
Reichskanzler hatte die obenerwähnten Richtlinien gegeben, v. Sybel 
und v. Poſchinger trugen dann die Verantwortung für die Auswahl, 
wobei ſie, wie der Noſtiz Wallwitzſche Bericht beweiſt, gewiſſen Kreiſen 
noch nicht weit genug in der Rückſichtnahme gegangen waren. 


Drei anonyme Bücher über Friedrich den Großen und ſein Heer. 
| Von Curt Jany. | 


I. v. Kaltenborn. 

Briefe eines alten Preuſſiſchen Officiers, verſchiedene Charakterzüge Friedrichs des Einzigen 
betreffend. Mit Rückſicht auf das Zimmermannſche Werk über eben dieſen n 
Hohenzollern 1790. 134 Seiten. 

Dasſelbe. Zweiter Teil. Hohenzollern 1791. 162 Seiten. 

Briefe eines Preuſſiſchen Feldpredigers, verſchiedene Characterzüge Friedrichs des Einzigen 
betreffend. Mit Rüdficht auf die Briefe eines alten Preuſſiſchen Officiers über eben 
dieſen Gegenſtand. Potsdam 1791. 116 Seiten. 

Schreiben des alten Preuſſiſchen Officiers an ſeinen Freund zur Erläuterung über die 
Glaubwürdigkeit ſeiner Nachrichten von Friedrich II. gegen einen Feldprediger, der ſie 
hat beſtreiten wollen. Hohenzollern, 1792. 62 Seiten. 

Im 1. und 35. Bande der „Forſchungen“ haben Koſer und Volz die 
bekannte Anſprache Friedrichs des Großen an ſeine Generale vor der 
Schlacht bei Leuthen behandelt, deren eine Faſſung durch die einem 
Major v. Kaltenborn zugeſchriebenen „Briefe eines alten Preuſſiſchen 
Officiers“ überliefert if. Man hat aber bisher nicht unterſucht, wer 
dieſer Major v. K. war, ob er ſich insbeſondere in den Tagen von Leuthen 
bei der Armee befand und über die damaligen Vorgänge Authentiſches 
wiſſen konnte. Als Verfaſſer der „Briefe“ nennt ihn J. D. E. Preuß. 
Er ſagt (Friedrich der Große, 2. Bd., Berlin 1833, S. 401): „v. Mauvillon 
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bat den 15. Februar 1822 von Heiligenftadt aus in Nr. 54 des Allgemeinen 
Anzeigers der Deutſchen bekannt gemacht, daß der damals ſeit einigen 
Jahren ſchon verſtorbene Major v. Kaltenborn der wahre Verfaſſer von 
den, Briefen eines alten preuſſiſchen Officiers ſei.“ Auf S. 31 nennt 
Preuß ihn „kurheſſiſchen Major“. Eine ältere Notiz, die ihn als Verfaſſer 
jenes Buches bezeichnet, findet ſich ſchon bei Meuſel, Gelehrtes Teutſch⸗ 
land, IV. Band (5. Auflage, Lemgo 1797), S. 23— 24, nur daß er dort 
„Rittmeiſter bei den heſſiſchen Gensdarmes zu Caſſel“ heißt. Dieſe Angabe 
führte weiter, und es ſei nun ſogleich das Ergebnis der Unterſuchung 
mitgeteilt: 

Rudolph Wilhelm v. Kaltenborn war nicht in der Lage, jene Rede 
des Großen Königs anzuhören oder glaubwürdig aufzuzeichnen, denn 
er ſtand damals im zarten Alter von neun Jahren! Er war ein Sachſe, 
um 1748 zu Kemberg geboren, trat am 17. November 1765 als Fahnen⸗ 
junker in das ſächſiſche Infanterie⸗Regiment Prinz Maximilian (Stabs⸗ 
quartier Chemnitz) ein, wurde am 3. Dezember 1767 Souslieutenant 
und erhielt durch Reſkript vom 21. Februar 1772 die erbetene Dimiſſion 
(Mitteilung des Sächſiſchen Kriegsarchivs). Darauf ging er nach Preußen. 
Die erſte Spur ſeiner dortigen Anweſenheit gibt eine im Nachlaſſe des 
Generaladjutanten Wilhelm v. Anhalt erhaltene „Nationalliſte der 
Officiers ſo bei der Königlichen Guarde den Dienſt zu lernen eingetheilet 
worden“, Potsdam, 26. November 1772, darunter bejm 2. Bataillon 
Garde: „Lieutnant Rudolph Wilhelm v. Kaltenborn, 24 Jahre alt, 
aus Kemberg in Sachſen, iſt 6 Jahre in ſächſiſchen Dienſten geweſen.“ 
Am 5. April 1773 wurde er als Lieutenant im Füſilier⸗Regiment Krockow 
(Nr. 51, Marienburg) angeſtellt, einem der fünf neuen Infanterie⸗ 
Regimenter, die Friedrich der Große nach der Erwerbung von Weſt⸗ 
preußen errichtete. Er machte den Bayeriſchen Erbfolgekrieg mit, ohne 
daß ſein Regiment zu bemerkenswerter Tätigkeit gelangte. Schon am 
2. März 1780 aber wurde er, dimittiert“, und zwar, obwohl er der zweit⸗ 
älteſte Lieutenant des Regiments war, ohne den Kapitänscharakter. Sein 
Weg ging jetzt nach Heſſen. In den Akten der heſſen⸗caſſelſchen Garde 
du Corps liegen aus den nächſten Jahren mehrere Bittgeſuche von ihm 
an den Landgrafen vor, wonach er ſich als Volontär bei der Garde du 
Corps aufhielt und Not litt. Er beklagt, durch événements", an denen 
er unſchuldig ſei, zum Verlaſſen des preußiſchen Dienſtes veranlaßt 
worden zu ſein und bittet um Anſtellung, wenigſtens um den Kammer⸗ 
herrentitel, damit er freien Tiſch bei Hofe oder die dafür übliche Ent⸗ 
ſchädigung erhalte. Er wurde dann Rittmeiſter bei dem Regiment Gens⸗ 
darmes, einer kleinſtaatlichen Kopie der berühmten preußiſchen Truppe 
dieſes Namens, und am 2. Januar 1800 iſt er endlich Major beim 
heſſiſchen Füſilier⸗Bataillon Schlotheim geworden. Die letzte kurheſſiſche 
Ranglifte von 1866 führt noch zwei Lieutenants ſeines Namens auf, einer 
davon iſt der ſpätere preußiſche Kriegsminiſter v. Kaltenborn⸗Stachau. 
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Was folgt aus dieſen Feſtſtellungen für den hiſtoriſchen Wert der 
„Briefe eines alten preuſſiſchen Officiers“? Zunächſt, daß ſchon der 
Titel irreführend iſt. Ein Offizier, der überhaupt nur ſieben Jahre 
und nur als Lieutenant der preußiſchen Armee angehört hatte, war 
ſchwerlich berechtigt, ſich als „alten preuſſiſchen Officier“ zu bezeichnen, 
noch weniger aber, ſich als Vertreter des preußiſchen Offizierkorps, ſeiner 
Standesanſichten und ſeines Geiſtes gegenüber Friedrich dem Großen 
aufzuſpielen, wie er dies beliebt; denn durch ſeine ganze Schrift geht 
bei aller, ſelbſt mit Wärme ausgeſprochenen Anerkennung und Be⸗ 
wunderung der großen Eigenſchaften Friedrichs eine Neigung zur Kritik, 
die ſtellenweiſe ſchlechthin gehäſſigen Charakter annimmt. 

Der Verlagsort „Hohenzollern“ iſt wahrſcheinlich Kaſſel. Dort, 
wo ſich übrigens mehrere, meiſt geſcheiterte und mißvergnügte ehemals 
preußiſche Offiziere zuſammenfanden (Schlieffen, Wacknitz u. a.), ſchrieb 
K. ſeine „Briefe“, worin er allen Klatſch zuſammentrug, der ihm in 
Potsdam, Marienburg und ſonſt zu Ohren gekommen war. Nach dem 
Tode Friedrichs des Großen war die Gelegenheit günſtig, damit Geld 
zu verdienen, und deſſen bedurfte er ſehr. 

Die gut lesbare Darſtellung und der intereſſante Inhalt haben dem 
Buche in der Tat große Verbreitung verſchafft, auch in neueren Ge⸗ 
ſchichtswerken wird es oft als Quelle benutzt. Hinſichtlich ſeines Wertes 
als ſolche iſt aber feſtzuſtellen, daß K. für alle Vorgänge und Angaben 
aus der Zeit vor 1772, namentlich alſo für alles, was aus dem Sieben⸗ 
jährigen Kriege erzählt wird, nicht als authentiſcher Gewährsmann 
gelten kann, ſondern das Erzählte nur von andern, meiſt wohl erſt nach 
ſeiner Ankunft in Preußen, gehört hat. Dies ſchimmert an einzelnen 
Stellen durch, ſo wenn er bei jener Rede vor der Schlacht bei Leuthen 
ſagt: „Ich verſichere Ihnen bei Gott, ich habe dieſe Rede, ſo oft ſie mir 
auch iſt wiederholt worden, nie ohne Thränen anhören können... So 
würkten Friedrichs Worte noch nach zwanzig und mehreren Jah⸗ 
ren.“ Viel früher hat er ſie wohl überhaupt nicht zu hören bekommen. 
Auf S. 8 ſpricht er ſelbſt von ſeinem „beinahe zehnjährigen Aufenthalt 
in preußiſchen Landen“. In der Regel aber tut er ſo, als ſei er überall 
ſelbſt dabei geweſen, und der Leſer gewinnt den falſchen Eindruck, als 
habe er zum Könige, zum Hofe, zum 1. Bataillon Garde, von dem 
er viel, darunter eine Menge Unrichtiges, erzählt, langjährige nahe 
Beziehungen gehabt. Den König läßt er grundſätzlich in der erſten Perſon 
ſprechen. Seine Kenntniſſe gehen weit zurück, ſo berichtet er über den 
ſchlimmen Einfluß, den die 1757 verſtorbene Königin⸗Wittwe auf Friedrich 
ausgeübt haben ſoll. Sie habe die zeitweiſe Entfremdung zwiſchen ihm 
und dem 1757 gefallenen Feldmarſchall Schwerin verſchuldet! Von 
Winterfeldt ſagt er (Teil II, S. 36): „Ich ſelbſt habe ihn perſönlich nur 
wenig gekannt.“ Das iſt febr glaubhaft, denn er war neun Sabre alt, 
als Winterfeldt fiel! Den Generallieutenant v. Katt, der nach der Über- 
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gabe von Breslau 1757 vor ein Kriegsgericht geftellt wurde, bat K. 
„ſelbſt die bitterſten Thränen weinen ſehen über die Art, wie ihn der 
König behandelt“, und Katt iſt doch ſchon am 29. März 1764 in Berlin 
verſtorben! 

Eine ganze Sammlung von Perſonenverwechslungen, chronologi⸗ 
ſchen Unmöglichkeiten, unrichtigen Angaben, insbeſondere über Pots⸗ 
damer Verhältniſſe, wurde ihm in den „Briefen eines preuſſiſchen Feld⸗ 
predigers“ nachgewieſen, als deren Verfaſſer Zieſemer genannt wird!). 
Beiſpielsweiſe ſei daraus erwähnt, daß nach K. der undankbare König 
die in Sachſen lebende Frau des heldenmütigen Verteidigers von Kol⸗ 
berg (v. d. Heyde) ſo bittere Not leiden ließ, daß zu ihrer Beerdigung 
eine Kollekte geſammelt werden mußte. Heyde hatte aber gar keine 
Frau, er ſtarb am 4. Mai 1765 unvermählt in Kolberg. K. erzählt, „daß 
der Menſchenfeind Anhalt — der Generaladjutant — im Jahre 63, als 
der Friede ſchon beinahe geſchloſſen war, den alten Greis Stieglitz, einen 
Bürgermeiſter in Leipzig, weil er die nicht aufzubringende Brandſchatzung, 
die man der Stadt abfoderte, nicht bewilligen wollte, wie einen Mörder 
behandelte.“ Der ehrwürdige Greis iſt nach Biefemer ſchon am 28. Juli 
1758 geſtorben, Anhalt hat ihn wohl nie geſehen. Und ſo fort. 

Auf Zieſemers Schrift antwortete K. mit dem „Schreiben eines 
alten preuſſiſchen Officiers", dem ein „Vorbericht des Herausgebers“ 
vorausgeſchickt iſt. Schon der charakteriſtiſche Stil verrät, daß der 
„Herausgeber“, der auf S. 40 noch einmal erſcheint, niemand anders iſt 
als der Verfaſſer ſelbſt. 

In dieſem Vorbericht heißt es: „Der alte preuſſiſche Officier, der 
lange in Potsdam gelebt hat“ — etwa ein halbes Jahr — „wegen feines 
ausnehmenden Verſtandes als ein noch junger Menſch der Freund⸗ 
ſchaft von Männern wie Quintus“ — ſtarb 1775 — „wie Mylord Mar- 
ſchall“ — bei K.s Anweſenheit in Potsdam 83 Jahre alt — „u. a. ge- 
würdigt wurde und als Officier das ganze Innere der Armee genau 
kennen lernte; dieſer alte preuſſiſche Officier wurde von einem Freunde. 
aufgefodert, doch auch ſeinen Theil zu dem obbenannten Geſchäfte“ — 
Lebensbeſchreibung Friedrichs II. — „beyzutragen, da er bey ſeinen 
ſcharfen Blicken, bey ſeiner tiefen Menſchenkenntniß ſo 
vorzüglich dazu im Stande wäre. Daraus ſind die vorhergehenden Briefe 
entſtanden.“ Das Urteil über K. und den Wert ſeiner „Briefe“ als Ge⸗ 
ſchichtsquelle kann hiernach dem Leſer überlaſſen bleiben. Gewiß iſt 
vieles, was er berichtet, wahr. Für die Jahre 1773 — 1779 kann er in 
dem kleinen Bereich ſeiner Dienſtſtellung als Zeuge gelten. Es finden 
ſich wahre Perlen zur Charakteriſtik des Königs und ſeines Heeres in den 
Abſchnitten aus dieſer Zeit. Aber keine Angabe, die ſich nicht anderweit 

1) Über ſeine Perſönlichkeit ließ ſich nichts feſtſtellen. In den gedruckten 
Rangliſten, die erſt von 1789 ab auch den Unterſtab der Regimenter, wozu 
die Feldprediger gehörten, aufführen, kommt er nicht mehr vor. 
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beftätigen oder wahrſcheinlich machen läßt, dürfte unbeſehen anzunehmen 
ſein. Wo die Unrichtigkeit zutage tritt, möge dahingeſtellt bleiben, ob 
nur Verwechslungen und Irrtümer vorliegen. 


II. v. Loſſan. 

Dentwirdigteiten zur Charakteriſtik der preußiſchen Armee, unter dem großen König Friedrich 
dem Zweiten. Aus dem Nachlaſſe eines alten preußiſchen Offiziers. Glogau, bei Carl 
Heymann. 1826. 360 Seiten. 

Eine Schrift ganz anderer Art als die vorher beſprochene. Nach der 
Vorrede hat der Herausgeber dieſe „nachgelaſſenen Bemerkungen eines 
altpreußiſchen Veteranen“, „der ſelbſt noch die unter Friedrich dem 
Zweiten hochberühmte preußiſche Grenadiermütze trug“, dem Schickſal 
entreißen wollen, in einem Familienarchiv zu vermodern. Auf Grund 
dieſer Erklärung behauptete dann Max Jahns (Geſchichte der Kriegs⸗ 
wiſſenſchaften, III., S. 2244), das Werk ſei „noch im 18. Jahrhundert 
geſchrieben“. Das Buch ſelbſt ſcheint dieſer ſonſt ſo gewiſſenhafte Forſcher 
kaum ganz durchgeleſen zu haben, er hätte ſonſt gefunden, daß Napoleon 
und Feldmarſchall Blücher wohl ein Dutzend mal genannt werden, ja, 
daß ganze Abſchnitte geradezu eine Gegenüberſtellung der Frideriziani⸗ 
ſchen und der aus den Kriegen gegen Napoleon hervorgegangenen Wehr⸗ 
verfaſſung und Taktik bilden. Es mag ſein, daß er ſie für Zutaten eines 
Herausgebers gehalten hat. Wer aber war der in allen Katalogen uſw. 
als Verfaſſer genannte „General v. Loſſow“? Auch hier ſei der Kürze 
halber ſogleich das Ergebnis mitgeteilt. 

Johann Konſtantin Friedrich v. Loſſau war ein illegitimer Gobn 
des 1783 verſtorbenen Generallieutenants Matthias Ludwig v. Loffau!), 
durch ein Konzeſſionsdiplom vom 23. Juli 1781 zur Führung des Ge⸗ 
ſchlechtsnamens und Wappens legitimiert. Er wurde am 1. September 
1785 Fähnrich beim Füſilier⸗ Regiment Jung⸗Woldeck in Minden (Nr. 41), 
deſſen Chef bis 1782 ſein Vater geweſen und in das er jedenfalls noch 
bei deſſen Lebzeiten als Junker (Gefreiter⸗Korporal) eingetreten war)). 
In der Tat hat er alſo in den letzten Jahren des Großen Königs dieſem 
noch gedient, war aber nicht, wie man behauptet hat, ein Waffengefährte 
ſeiner Schlachten. Der erſte Krieg, den er mitmachte, war der Krieg 
von 1806/07, denn das Infanterie⸗Regiment Wendeſſen (Nr. 29, Breslau), 
zu dem er 1787 verſetzt wurde, nahm weder an den Rheinfeldzügen noch 
an den Kämpfen in Polen teil. Aus ſeiner Dienſtlaufbahn ſei weiter 
nur erwähnt, daß er im Jahre 1799 in den Generalſtab kam und 1806 
Major und Quartiermeiſter war. Im Jahre 1812 gehörte er dem General⸗ 
ſtabe des Yorckſchen Korps in Kurland an, machte dann die Befreiungs⸗ 
kriege mit und war 1826, als ſein Buch erſchien, Generallieutenant und 


1) Beide ſchrieben ſich Loſſau, nicht Loſſow. 
2) Mit der „Grenadiermütze“ im Vorwort ift alſo die rSiliermage" 
dieſes Regiments gemeint, die L. als Junker getragen hatte. 
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Kommandeur der 2. Divifion in Danzig. 1833 ging er ab, betätigte ſich 
noch mehrfach literariſch und iſt am 16. Februar 1848 als charakteriſierter 
General der Infanterie geſtorben. | 

Wir haben es alſo mit einem Werke zu tun, deſſen Bezeichnung als 
nachgelaſſene Schrift lediglich eine literariſche Maske iſt. Das war im 
Zeitalter der Zenſur nichts Ungewöhnliches. Es ſei an die originellen, 
einſt viel geleſenen „Militäriſchen Briefe eines Verſtorbenen“ von Pönitz 
erinnert, die in mehreren Auflagen von 1841 1854 erſchienen. Auch die 
berühmte Satire des heſſen⸗darmſtädtiſchen Hauptmanns v. Plönnies 
„Leben, Wirken und Ende des Oberfürſtlich Winkelkramſchen Generals 
der Infanterie Freiherrn Leberecht vom Knopf“ gibt ſich als hinter⸗ 
laſſene Schrift eines durch die Ereigniſſe von 1866 nach Amerika ver⸗ 
ſchlagenen und dort verſtorbenen jungen Offiziers. Dem Beſtreben, 
mit ſeiner Perſon im Dunkel zu bleiben, iſt es wohl auch zuzuſchreiben, 
daß Loſſau über die ganze Zeit von 1786— 1806 kein Wort ſpricht, erft 
aus dem Jahre 1812 finder ſich eine kleine Bemerkung über ein Schar⸗ 
mützel der ſchwarzen Huſaren in Lithauen. Es hätte ſonſt nahe gelegen, 
davon zu ſprechen, wie und weshalb die ſtolze Armee des Großen Königs, 
von der er ein Idealbild zeichnet, von ihrer Höhe herabgeſunken war, 
nicht ſowohl durch eigene Schuld als durch die Umwandlung der Zeit⸗ 
verhältniſſe. Der Zeit ſeiner erſten militäriſchen Jugendjahre aber, der 
Epoche Friedrichs des Großen, gehört ſeine ganze Neigung. So wenig 
er die Fortſchritte der Reformzeit nach 1807 verkennt, ſo wurzelt er doch 
in den militäriſchen, geſellſchaftlichen und politiſchen Zuſtänden des 
ancien régime. Für die Zeit Friedrichs konnte er ſich überdies auf die 
Erinnerungen und Erzählungen ſeines Vaters ſtützen, was an mehreren 
Stellen, wo er von Königsberger Verhältniſſen ſpricht, deutlich hervor⸗ 
tritt. Sein Vater, der ſpätere General v. Loſſau, war vor dem Sieben⸗ 
jährigen Kriege Kommandeur des ſog. Königsbergſchen Grenadier⸗ 
bataillons, das er während jenes Krieges mit Auszeichnung führte. 
Seine Mutter war die Tochter des Poſtmeiſters in Pillau. In ſeinen 
Schilderungen liegt alſo die echte Überlieferung eines altpreußiſchen 
Offizierhauſes vor, ſie beſitzen gerade für das Innere der Armee und den 
Geiſt des Offizierkorps hohen Quellenwert. Daß die vorhandenen 
Schattenſeiten kaum hervortreten, mag dem Beſtreben des Verfaſſers 
zuzuſchreiben ſein, der nach 1806 ſo viel geſchmähten altpreußiſchen 
Armee ein ſpätes Ehrenmal zu ſetzen. 


III. v. Lojewsky. 

Selbſtbiographie des Huſaren⸗Oberſten von fy oder: meine militäriſche Laufbahn 
im Dienſte Friedrichs des Einzigen. Aus deſſen hinterlaſſenen Papieren herausgegeben. 
Leipzig 1848. Bei Chriſtian Ernſt Kollmann. Zwei Teile, 306 und 290 Seiten. 

Das Buch gibt merkwürdige Rätſel auf, und die ſcheinbare Unmög⸗ 

lichkeit, ſeinen Verfaſſer zu beſtimmen, hat ein erklärliches Mißtrauen 
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gegen den Inhalt, wohl gar die Anficht hervorgerufen, es handle ſich um 
eine Myſtifikation, wie wir eine ſolche weiterhin kennen lernen werden. 
Dem iſt nicht ſo, und es iſt zu bedauern, daß dieſe wertvolle Geſchichts⸗ 
quelle aus dem beregten Grunde nur wenig Beachtung gefunden hat. 
Daß freilich die Schrift nicht in ihrer urſprünglichen Form vorliegt, 
ſondern eine moderne Überarbeitung erfahren hat, verrät ſofort die 
literariſch geglättete, mitunter allzu ſchwunghafte Sprache. Das iſt nicht 
das holprige Deutſch eines Huſarenoffiziers des Alten Fritz. Nach den 
eigenen Angaben des Buches iſt ky, nachdem er von 1737 ab in 
Jena Theologie ſtudiert hatte, im Jahre 1741 als Unteroffizier in das 
damals errichtete Natzmerſche Regiment Ulanen eingetreten, das 1743 
zu einem Huſaren⸗Regiment (Nr. 4 der alten Stammliſten) umgewandelt 
wurde, hat, bald zum Offizier befördert, bei dieſem die drei Schleſſiſchen 
Kriege mitgemacht, bis er nach der Schlacht von Kunersdorf infolge 
eines unglücklichen Sturzes mit dem Pferde invalide wurde und ab⸗ 
gehen mußte. Dabei ſoll er — etwas merkwürdig — nicht nur den Rang 
als Oberſt, ſondern auch den Orden pour le mérite erhalten haben. Im 
Jahre 1784 habe er ſein Lebensgemälde geſchrieben und ſei 1796 geſtorben. 

Die Zahl der Offiziere des weißen Huſaren⸗Regiments, deren Name 
auf ky endigte, iſt groß, aber darunter ſind natürlich nur wenige, die 
20 oder mehr Jahre dieſem Regiment angehört und alle drei Schleſiſchen 
Kriege bei ihm mitgemacht haben. Eine Nachprüfung ihrer Perſonalien 
auf Grund der Akten, beſonders der Geheimen Kriegskanzlei, ergibt, 
daß die oben mitgeteilten Angaben auf keinen zu paſſen ſcheinen. 
Karl v. Podjursky, auf den man geraten hat, iſt Kommandeur, 1770 
Chef des Regiments geworden und 1781 in dieſer Stellung als aktiver 
Generalmajor geſtorben. Jacob Anton v. Lojewsky iſt als Major und 
Kommandeur desſelben Regiments erſt 1780 abgegangen. Major Albrecht 
v. Huſarzewsky iſt erſt im April 1763 dimittiert worden, noch aus dem 
Feldzuge 1762 liegt ein ganzes Paket von ihm erſtatteter Rapporte im 
Nachlaſſe des Prinzen Heinrich vor. Andreas Mieskowsky de Mirow 
iſt als Rittmeiſter in einem Gefecht bei Köben 1760 tötlich verwundet 
worden. Eine Ausdehnung der Unterſuchung auf die übrigen Offiziere 
des Regiments, deren Namen zwar nicht die vielleicht erdichtete End⸗ 
ſilbe ky zeigt, die aber 1759/60 ausgeſchieden ſind, zeigte, daß auch von 
ihnen keiner in Frage kommt. Somit ſcheint nur eine Erklärung übrig 
zu bleiben: die „Selbſtbiographie“ kann nur ein Bruchſtück der wirklichen 
Dienſtlaufbahn geben, fet es, daß das Manuſkript mit dem Jahre 1759 
abbrach, oder — was ich für wahrſcheinlich halte — daß es aus literariſchen 
oder buchhändleriſchen Gründen gewaltſam gekürzt wurde. Die letzten 
Jahre des Krieges boten wenig Erzählenswertes. Das Regiment nahm 
1760 an der Schlacht bei Torgau mit Ausnahme eines Kommandos von 
200 Pferden nicht teil, es war auch 1762 nicht in der Schlacht bei Frei⸗ 
berg, der Reſt war Kleinkrieg. Nehmen wir einmal dieſe Vermutung an, 
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fo fällt damit das Hindernis, daß die vorſtehend aufgeführten Offiziere 
alle noch, teilweiſe viele Jahre lang, nach 1759 im Dienſte geweſen ſind. 
Podjursky aber, der 1781 verſtorbene General, kann trotzdem nicht der 
Verfaſſer ſein, da als Todesjahr 1796 beſtimmt angegeben iſt. Über⸗ 
dies wird er in dem Werke wiederholt namentlich genannt, z. B. I, 
S. 74 ff.: „Podjursky, der als Premierlieutenant unſere Eskadron 
kommandierte, ein geborener Pole“, deſſen Charaktereigenſchaften dann 
rühmend hervorgehoben werden. Huſarzewsky kann es auch nicht ſein, 
denn er hatte vor ſeinem 1741 erfolgten Eintritt in das Regiment Ulanen 
ſchon zwei Jahre in der polniſchen Kronarmee gedient, was ſich mit der 
Jugendgeſchichte der „Selbſtbiographie“ nicht vereinigen läßt. Gegen 
Lojewsky dagegen beſteht kein Einwand, ſofern man nur die angebliche 
Verabſchiedung von 1759, die den Abſchluß des Buches begründen ſoll, 
als Erfindung des Herausgebers annehmen will. Es iſt richtig, daß 
Lojewsky den Orden pour le mérite erhalten hat, den ihm der Heraus⸗ 
geber bei ſeiner Verabſchiedung zuteil werden läßt. Er wurde ihm im 
Herbſt 1775, als er Kommandeur des Regiments Podjursky war, ver⸗ 
liehen. Seine Beförderung zum Oberſten iſt aus den Akten der Kriegs⸗ 
kanzlei nicht nachzuweiſen, es iſt aber wohl möglich, daß ihm dieſer Rang, 
nachdem er 39 Dienſtjahre und vier Kriege durchgemacht hatte und 17 Jahre 
lang (ſeit 17631) Major geweſen war, nachträglich verliehen worden iſt. 
Die Überſpringung des Oberſtlieutenantsgrades war bei ſolchen Gnaden⸗ 
erweiſen nichts Ungewöhnliches. Sonach würde ſowohl die Beförde rng 
zum Oberſten als auch die Ordensverleihung in dem Buche ledig ch der 
erdichteten Verabſchiedung von 1759 ſogleich als „verſöhnender Ab⸗ 
ſchluß“ angehängt, aber nicht unwahr ſein, und der Titel: „Selbſtbio⸗ 
graphie des Huſaren⸗Oberſten v. Lojewsky“ (die ſechs Punkte paſſen zu 
dem Namen) zu Recht beſtehen. Sollte ſich aus der Matrikel der Univerſität 
Jena feſtſtellen laſſen, daß dort in der Tat im Jahre 1737 ein stud. theol. 
Jacob Anton v. Lojewsky inffribiert worden iſt, fo könnte die, wie ich 
zugebe, oben nur auf mehr negative Gründe geſtützte Ausführung als 
poſitiv erwieſen gelten. Die hauptſächliche Begründung für die vorge⸗ 
tragene Annahme über den Verfaſſer aber liegt in dem Inhalt des 
Werkes. Daß ſich bei einer erſt nach Jahrzehnten eines bewegten Sol⸗ 
datenlebens niedergeſchriebenen Selbſtbiographie kleinere Irrtümer, z. B. 
in der Zeitfolge, in Orts⸗ und Perſonennamen vorfinden, iſt begreiflich, 
und ſolche haben ſich denn auch beſonders in die teilweiſe ſehr zuſammen⸗ 
gedrängte Schilderung der früheſten Zeit — der Feldzug von 1742 wird 
faſt ganz übergangen — eingeſchlichen. An die Schilderung des erſten 
mißglückten Gefechts der Lanzenreiter bei Olbendorf (7. Juni 1741) 
ſchließt ſich ſogleich die Umwandlung der Ulanen in ein Huſaren⸗Regiment, 
ſie erfolgte aber erſt 1743. Hierbei will der Verfaſſer Lieutnant ge⸗ 
worden ſein, aber die Ernennung des Fahnjunkers Lojewsky zum Kornet 
wurde erſt durch Kabinetsorder vom 6. Oktober 1744 ausgeſprochen. 
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Im ganzen jedoch erweiſen fich feine Angaben über die Offiziere des 
Regiments, mit denen er zuſammen gedient hat, z. B. Seydlitz, als zu⸗ 
treffend, ſeine Schilderungen der Kriegsereigniſſe auch da, wo ſie ſich nicht 
ausdrücklich anderweit beſtätigen laſſen, als innerlich glaubwürdig und 
wahrſcheinlich, ſo daß kein Zweifel an der Echtheit der urſprünglichen 
Niederſchrift beſtehen kann. Einzelne Verunſtaltungen ſind ſicherlich 
auf den Herausgeber zurückzuführen, z. B. der angebliche Einzug des 
Ulanen⸗Regiments in Berlin 1741, wo es niemals war. Statt „Berlin“ 
ſtand in der Urſchrift wahrſcheinlich „Breslau“. Das Breslauiſche Tage⸗ 
buch von Steinberger beſchreibt das Einreiten der fremdartigen Reiter⸗ 
ſchar ausführlich. Als beſonders intereſſant ſind hervorzuheben die Be⸗ 
ſchreibungen des Rückzuges aus Böhmen 1744, der Schlachten bei Hohen⸗ 
friedberg, Prag, Leuthen, Hochkirch, Kay und Kunersdorf. 

Endlich ſei hier als Gegenſtück zu der in verſtümmelter Form ge⸗ 
druckten, aber auf echter Grundlage perubenven „Selbſtbiographie“ 
noch folgendes Buch erwähnt. 

Ein Huſarenoffizier Friedrichs des Großen. Nach eigenhändigen 
Aufzeichnungen Hans Leberecht v. Bredows. Bearbeitet von Julius 
v. Wickede, Großherzoglich een Rittmeiſter a. D. 
Jena 1866. 3 Bände. 

Auf Grund dieſes Titels wird das Buch ſelbſt in ſehr gut gearbeiteten 
Katalogen und Quellenverzeichniſſen unter dem Stichwort „Bredow“ 
als militäriſche Lebensbeſchreibung aufgeführt. Es handelt ſich aber 
um einen frei erfundenen Roman. Hans Leberecht v. Bredow hat nie 
gelebt. Die übrigens recht geſchickte, den Stil der Zeit gut treffende Er⸗ 
zählung wird von jedem, der die wirkliche Geſchichte der Zeit kennt, 
ſofort als Roman erkannt werden, auch fallen bald Anklänge an bekannte 
gedruckte Bücher auf. Nicht ſo leicht wird der Durchſchnitt der Leſer dies 
merken, der Titel erſcheint daher nicht ganz einwandfrei. Wickede hatte 
ſchon 1853 in Leipzig „Preußiſche Huſaren⸗Geſchichten“ erſcheinen laſſen. 
Ein alter Veteran erzählt während des Krieges in Schleswig⸗Holſtein 
den zuhorchenden Füſilieren und Huſaren ſeine Erlebniſſe bei den Blücher⸗ 
ſchen Huſaren, im Schillſchen Freikorps uſw. Es liegen Anzeichen vor, 
wonach dieſer alte Wachtmeiſter wirklich gelebt haben mag. Seine Er⸗ 
zählungen mögen Wickede zu ſeiner Schriſt angeregt haben. Im Jahre 
1861 erſchien dann zu Berlin „Ein deutſches Reiterleben. Erinnerungen 
eines alten Hufarenoffizier3 aus den Jahren 1802 — 1815“, 3 Bände. 
Endlich folgte 1866 der angebliche Bredow. Alle dieſe Schriften ſind 
lediglich pſeudo⸗hiſtoriſche Unterhaltungsliteratur, wiewohl gelegentliche 
Verwertung mündlicher Überlieferungen nicht ausgeſchloſſen iſt. 
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I. Zeitſchriftenſchau. 
(1. Oktober 1923 bis 30. September 1924 mit Nachträgen). 


Korreſpondenzblatt des Geſamtvereins der deutſchen Geſchichts⸗ 
und „ 
Jahrg. 71, 9 “à Flurnamenforſchung in Deutſch⸗ 
land (Herbſt ag eth 192 
Jahrg. Er 1924. 
„1 


u... m Brandenburgiſche Kirchengeſchichte Jahrg. 19, 1924. 
W. Wendland, Studien zur Erweckungsbewegung in 
Berlin 10-1860. 
S. 78—128: C. Horn, Die patriotiſche Predigt zur Zeit Friedrich 
des Großen. 


: ane des Vereins für die Geſchichte Berlins. 41. Jahrg. 
erlin 1 
S. 17—19: P. Kehr, Ein Jahrhundert preußiſcher Archivverwal⸗ 


es 19—21: M. Klinkenborg, Aufbau und Ziele des preußiſchen 
Geh. 1 

S. 21-23: O. Pniower, Berliner Eiſen. 

S. 23-25: Kekulé von Stradonitz, Über Derfflinger und ſeinen 
Lande Guſow. 

26—28: P. Claus witz, Eliſabeth Chriſtine (Charakteriſierung 
Leh un Friedrichs des Großen nach dem Tagebuch des Grafen 
ehndo 

S. 28—30, 48 —52: K. DIL MEDER, Beiträge zur Geſchichte der 
ö Garnifonfriedhfe. I-III 

S. 3 Chr. Voigt, Berliner Münzſtätten. 

S. 37—46 Chr. Voigt, Ein niederländiſches Reiſetagebuch vom 
Jahre 1655. Eine niederländische „ in Berlin. 


Forſchunge n z. brand. u. preuß. Geſch. XX XVII. 21 


tung 


310 Neue Erſcheinungen 


Das Statiſtiſche Amt der Stadt Berlin gibt ſeit dem April 1924 
wöchentliche Mitteilungen „Berliner Wirtſchaftsberichte“ heraus. 
Die Nummern 24 und 25 (17. und 24. September) enthalten einen Auf⸗ 
fab des Stadtarchivars Dr. Kaeber: „Die Epochen der Yinanz- 
politik Berlins 1808—1914“/. Das Jahr 1860 bedeutet auch für die 
ſtädtiſche Finanzpolitik einen Einſchnitt, der Eintritt in ein ſelbſtbewußtes 
großſtädtiſches Schaffen beginnt ſich von da ab vorzubereiten. 


Niederlauſitzer Mitteilungen. Bd. 16, 2. Hälfte. Guben 1924. 
S. 57—72: M. Gilow, Zur Rechtsgeſchichte der Stadt Guben. 


S. 80—87: M. Pohlandt, Selpoli ( Verſuch, den Gau Selpoli zwiſchen 
Spree und Oder nördlich der Linie Lieberoſe —Guben zu lokaliſieren). 


Altpreußiſche Forſchungen. Heft 2. Königsberg i. Pr. 1924. 

S. 5—24: Bruno Schumacher, Die Idee der geiſtlichen Ritter⸗ 
orden im Mittelalter. (Ein tiefſchürfender Vortrag, der die ideengeſchicht⸗ 
liche Geſtaltung der Orden aus der in der regula S. Benedicti nieder- 
gelegten Lebensauffaſſung und der Entwicklung des Gedankens der guten 
Werke, ſowie der mit den Kreuzzügen auflebenden religiöſen Aktivität 
herleitet. Daß dieſer Zuſammenhang auch von den Selen gefühlt 
wurde, zeigt des Pfaffen Konrad Rolandslied und Bernhards von 
Clairvaux de laude novae militiae, während der Parzival bereits eine 
feinere Religioſität atmet. Auch die Orden ſelbſt hatten ſich dieſe Ge⸗ 
dankengänge ganz zu eigen gemacht: das beweiſen die Ordensſtatuten, 
die Chroniken und ihre Bauten. Wenn der deutſche Orden ſchließlich 
ſeine Bedeutung vor allem in der Schöpfung eines Staatsweſens er⸗ 
halten hat, ſo hängt auch das mit ſeiner Idee zuſammen: denn in ſeiner 
Regel kam auch der Gedanke der Arbeit zum Ausdruck). 

S. 25—40: Fritz Gaule, Polniſche Einwanderung in die Komturei 
Oſterode nach dem 2. Thorner Frieden (1466). Ein Beitrag zu der Frage 
nach der Herkunft der Maſuren. (die Polen, die aus À rs unter 
Benutzung der günftigen politiſchen und wirtſchaftlichen Lage hier ein⸗ 
wanderten, waren nur Erben deutſcher Arbeit und deutſcher Kultur). 

S. 41—69: Hermann Fiſcher, Das Quatember⸗ oder Hofgericht 
zu Königsberg (1506—1525). t's | 

©. 70-77: Otto Krauske, Das Königtum Friedrich Wilhelms I. 
(Niemand war ſo von dem Gefühle des Abſolutismus durchdrungen, wie 
dieſer König. Anderſeits bilden die Züge zweier Epochen den Charakter 
des Königs. Echte Frömmigkeit und ein Pflichtgefühl, das ſich nicht 
genug tun konnte, gaben allen ſeinen Beſtrebungen einen ſittlichen Inhalt 
und machten dieſen Monarchen, der ſich als den verkörperten Staat 
fühlte, doch zum echten Diener ſeines Staates, den er außer ſich nicht 
ſehen konnte). | | 

S. 78—106: Heinrich Degen (1791—1848), Nachrichten von 
Königsberger Künſtlern (mit Namenregiſter). 

S. 107—116: Hermann Gollub, Unſere Geſchichtsvereine. 

S. 117142: William Meyer, Auguſt Seraphim, Ein Bild 
ſeines Lebens und Wirkens (f 20. II. 1924). | 7 
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Sitzungsberichte der Altertumsgeſellſchaft Pruſſia. 25. Heft. 
Sonderheft zum 200. Geburtstage von Immanuel Kant. 22. April 1924. 
Königsberg i. Pr. 1924. | 
& 9—113: Hans Bertuleit, Das Religionsweſen der alten 
Preußen mit litauiſch⸗lettiſchen Parallelen. (1. Der Naturkult der alten 
Preußen. 2. Götterglaube der alten Preußen. 3. Prieſterſchaft und 
Kultus. 4. Unſterblichkeitsglaube und Seelenkult). | 
Mitteilungen der Literariſchen Geſellſchaft Maſovia. 26./27. Heft. 
Lötzen 1922. | | u 
. - ©.1-—-11: Heß von Wichdorff, Beiträge gut Geſchichte des ehe⸗ 
maligen ſtaatlichen Eiſenhüttenwerks zu Wondollek in Maſuren. (1798 bis 
1880. Urſprünglich für die Raſeneiſenerzlager vornehmlich Neuoſt⸗ 
preußens begründet, blieb es auch nach 1807 beſtehen und ſchöpfte da⸗ 
nach die maſuriſchen Raſeneiſenerzvorkommen aus, ohne fie zu erſchöpfen. 
Seine Höchſtleiſtung erzielte es 1857 mit 4000 t Erz). 
oe des Weſtpreußiſchen Geſchichtsvereins. Heft 64. Danzig 


S. 3-41: C. Krollmann, Zur Beſiedelungsgeſchichte und Natio⸗ 
nalitätenmiſchung in den Komtureien Chriſtburg, Oſterode und Elbing. 
(Ein Beitrag zur zahlenmäßigen Unterſuchung der Beſiedlung des deutſchen 
Oſtens von außergewöhnlichem methodiſchen und ſachlichen Intereſſe.) 


“aoe des Weſtpreußiſchen Geſchichtsvereins. Jahrg. 23. 


S. 110: W. Recke, Der Weichſeldurchbruch im Jahre 1371. (Eine 
kritiſche Würdigung der Nachrichten darüber ergibt, daß dieſem Weichſel⸗ 
durchbruch keine beſondere Bedeutung zukommt; es handelte ſich um 
einen gewöhnlichen Dammbruch; ein reger Weichſelverkehr in der Rich⸗ 
tung auf Danzig läßt ſich ſchon Jehle nachweiſen.) 

S. 14: F. Lorentz, Ein Fehler in einer der Grenzfeſtſetzungen 
vom 9. Oktober 1313. | 


Elbinger Jahrbuch. Zeitſchrift der Elbinger Altertumsgeſellſchaft und 
der ſtädtiſchen Sammlungen zu Elbing. Heft 3. Königsberg i. Pr. 1923. 

S. 1-64: Kerſtan, Beiträge zur Geſchichte der Elbinger Haff⸗ 
höhe in der Ordens⸗ und Polenzeit. (Kap. 2: Die Dorfſchaften unter 
der Elbinger Herrſchaft. I. Willküren. II. Allgemeines. III. Verfaſſung 
und Verwaltung. IV. Kirche, Schule und ſittliches Leben. V. Die Dorf⸗ 
bewohner. VI. Die Gemeinheitswirtſchaft. VII. Familienfeſte. VIII. 
Begräbnis.) | 

S. 65—98. Paul Karge, Die Auswanderung weſt⸗ und oſt⸗ 
preußiſcher Mennoniten nach Südrußland (nach Chortiza und der Mo⸗ 
lotſchna) 1787—1820. (Sie erfolgte, als die kräftige Vermehrung der 
Mennoniten in der Heimat den Mennoniten ungünſtige Beſtrebungen 
namentlich in den Militärkreiſen hervorrief, die ſchließlich die Deklaration 
vom 17. Dezember 1801 zur Folge hatten, wonach die Mennoniten im 
Erwerb jedes Grundbeſitzes beſchränkt wurden. Ihr Ziel waren die ge⸗ 
waltigen * Steppen von Kiew bis zum Kaukaſus, die, 
damals faſt menſchenleer, zum Teil von ihnen bald auf die Höhe einer 
vorbildlichen Kultur gebracht wurden). | 

21* 
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S. 99—115: Theodor Lockemann, Die inneren Verhältniſſe 
a beim Übergang an Preußen. ( „Bild des Verfalls und der Ohn⸗ 
macht“ 

8 Monatsblätter für Poſen. 23. Jahrg. 1923. 

9: Manfred Laubert, Die Anfänge des landwirtſchaft⸗ 
lichen Vereinsweſens in der Provinz Poſen. 

S. 23—31: Manfred Laubert, Die Provinz Poſen und die 
Berliner Polonia. (Die Unterſuchung in der rovinz nach Entdeckung 
jener N Geheimverbindung 1822.) 

36—38: Kohte, Berliner Erinnerungen an ai Anton 
Radziwill und Graf Athanaſius Raczynski F 

Schleſiſche Monatshefte. Jahrg. 1 192 

Konrad Wutke, Stein und die Gräfin Reden. 1805—1815. 

8 1 Studien. N. F. Band 26. 1924. 

S. 1—155: Dr. F. Salis, Forſchungen zur älteren Geſchichte des 
Bistums Kammin⸗ 

S. 157—189: Prof. Dr. W. Wehrmann, Die Lehr- und Predigt- 
tätigkeit des Biſchofs Otto von Bamberg in Pommern. 

S. 191—234: Dr. O. Grotefend 530 Siegel der Biſchöfe von 
ein tn und ihres Domkapitels (vgl. S. 353 


EL für Stadt und Land 8 Jahrg. 56—59. 
Magdeburg 1921/24 
S. 128: Dr. O. Heinemann, Zur Geſchichte der magdeburgiſchen 
e und ae es 
iemer Su Vorgeſchichte des Kloſters Marienborn. 
4 96110. Prof. Dr. 9. Krabbo, Ein Verzeichnis von Urkunden 
des 3 erſtifts Jerichow. 
S. 116— r. W. Möllenberg, Aus der Geſchichte des Kloſters 
Unſerer Sieben 525 zu Magdeburg. 
S. 85-85. Heir Ma ch Schne N. F. Bd. 1. 1922. 
S. 5 Heinrich Schneider, Die Beziehungen Herzog Karl 
un Ferdinands aut preußiſchen Fürſtenbundspo itik 1784—1786. 
86—88: Paul) Z(immermann), Zwei Urteile Herzog Karl 
agen. Ferdinands zu Br. u. Lün. über ſeinen Oheim Friedrich den 
roßen 
ie un für Sächſiſche Geſchichte und Altertumskunde. 
Bd. 43 : Dr. F. Kaphahn, 1 und kurſächſiſche Stände 
im 17. und eget 18. Jahrhund ert 
Bd. Dr. W. Lippert, Die älteſten wettiniſchen Archive 
im 14. rs 15. Jahrhundert. 
Zeitſchrift des 70 a für Geſchichte und Altertumskunde. 
e Jahrg. 5 
r. Cl. Lauffoter, Die wirtschaftliche Lage des ehemaligen braun⸗ 
meio Bifergienfertioer Michaelſtein. 


* : 
9—28: Friedr. Frhr. v. Schrötter, Die Tite zu Halber⸗ 
ſtadt 1651—1680. 
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9-33: H. Krabbo, Die Gerichtsſtätte auf dem Emmersberge 
bei Feger 
—58: W. Möllenberg, Die Grafſchaft Regenſtein zu Aus⸗ 

gang des 89,1822 Krieges. 


118: W. Herſe, Sr ne zu Stolberg-Wernigerode und die 
beutiche Reichspolitik 1867188 

19—44: K. Frölich, Beträge zum älteren A 
in Deutschland. 


Monatsſchrift für die Heimat. Jahrg. 1. Mühlhauſen i. Th. 1924. 
H. Gutbier, Die Schlacht bei Langenſalza. 


pve a Geſchichtsblätter. Jahrg. 24 und 25. Hannover 


2157 Engelke, Die große und kleine Grafſchaft des Grafen von 
Lauenrode. 
— „überſicht über die Beſtände des Stadtarchivs“. 

Jahrg. 26. 1923: 

S. 1—16: Dr. Engelke, Die Grafſchaft und ſpätere Amtsvogtei 
Burgwedel. 


5 Jahrh. 1900 des Hiſtoriſchen Vereins für Niederſachſen. Hildesheim. 
tg. 1 
©. 1—82: Prof. Dr. Ferd. Frensdorff, Die Heimat Carolinens. 
S. 97—132: Dr. Ad. Brennecke, Johann Karl Bertram Stüve. 

86. Sabre. 1921. 

u S. 1—23: Dr. Willerding, Die engliſche Handelsgeſellſchaft in 


S. 32—66: Dr. O. Schaer, Die Neuordnung der geiſtlichen Güter⸗ 
verwaltung im ehemaligen Fürstbistum Hildesheim nach ſeiner Ver⸗ 
an ng mit dem Kurfürſtentum Hannover im Jahre 1813. Die fog. 

nn in Hildesheim. 
7. und 88. Jahrg. 1922, 1923: G. Aengeneyndt, Die 08 (P, II.) 
des Kurfürstentum 5 durch die Franzoſen im Jahre 1803 (I., II.) 


une 28. Jahr 19 8 1923. 

11—115: Pro urg⸗Schaumburg, Der große Graf zu 
e it ee unveröffentl. Briefen. (Graf Wilhelm 
zu Sch.⸗L., 1724—1777.) 

S. 115116: Dr. art, Die langen Kerle Friedrich Wilhelms I. 
aus dem Jeverlande. 

S. 137—139: Prof. Dr. Reimer⸗Hanſen, Zur 75. Jahresfeier 
der Erhebung Schleswig⸗Holſteins. 


Niederſächſiſches Jahrbuch. Bd. 1. Hildesheim 1924. 
Dr. Wilhelm Röpke, Beiträge zur Siedlungs⸗, Rechts⸗ und 
Grafschaft Fehn. der bäuerlichen Bevölkerung in der ehemaligen 
rafſchaft Hoya 
; 15 O. H. May, Die Bearbeitung der Regeſten zur . der 
Erzbiſchöfe von Bremen. 
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Dr. A. Brenneke, Die politiſchen Einftüffe auf das Reformations- 
185 21559 Herzogin Eüſſabeth im Fürſtentum Calenberg⸗Göttingen 
(1538— 

Prof. Di H. Wagner, Do mann plier bered aig.» vom Kur⸗ 
fürſtentum Hannover vom Jahre 1786. 


u alle yb für vaterländiſche Geſchichte und Altertumskunde. 

niter 1 

5 8ſchaec, Fälschungen im urtundenweſen der Grafen von 
rns 

Dr. Wollm er, Zur Verweſerſchaft Gelderns durch Biſchof Heinrich 
von Münſter 14791482. 

Alfred Fürſt zu Salm⸗Salm 7, Die Verhandlungen über das 
Fürſtentum Salm und die Wild⸗ und Rheingrafſchaft auf dem Friedens⸗ 
kongreß zu Rysvijk 1697. 

> 19 Dr. Meiſter, Die weſtfäliſchen Ronfervativen und der Nur 
kampf. 


Mitteilungen des Vereins Lod Geſchichte und Lanbestunde von 
Osnabrück. 45. Bd. Osnabrück 

Dr. Martiny, Grundzüge 1 Siebtungsentiwidtung in ee 
falen, insbeſondere im Fürſtentum Osnabrück. 


| W ad Bergi}djen Geſchichtsvereins. 52: (42.) Bd. ‘1920/21. 
| r. W. Edm. Strutz, Die Stadt⸗ und Gerichtsverfaſſung 
Eberfelds He 1610 1807 
S. 94—133: Dr. H. Haacke, Die Entwicklung der Befedhung 
Barmens, bis 0 rn 102 des 19. Jahrhunderts. 
| 3. (43.) 
| S. 38.13 Frau L. Foerſter⸗Buchholz, Das Hofrecht von 
. (Anno 1383. Nach einer Abſchrift von 1667.) 
42—61: Dr. H. Foerſter, Bemühungen auswärtiger Fürften 
zugun ene der a Brotejtanten im Sabre 1590. 
4: Prof. Dr. A. Hafenclever, Zur Geſchichte Peter 
1 1 55 Remſcheid⸗Ehringhauſen. 


jé Beiträge zur Geſchichte von Stadt und Stift Eſſen. Heft 40, Sen 


Dr Franz Wagner, Zur Geſchichte des Eſſener Mediginalioefens 
vom Mittelalter bis zur Neuzeit. 
cn 41, 515 1923. 
3-39: Dr. W. Däbritz, Die Finanzgeſchichte der Kruppſchen 
Suhftahtfabri Au ihrem Gründer Friedrich K 
40—52: Dr. K. Mews, Ernſt Waldthauſen (18111885). Ein 
ire zur cheiniſch⸗ weſtfäliſchen Wirtſchaftsgeſchichte. | 


Jahrbuch der Screwed: 115 1 Kunſt und vaterländ. 
Altertümer zu Emden. Bd. 

Dr. P. Targaſt, Die Münzen ve Grafen von Oſtfriesland (1464 bis 
1540). (Nach bee Hs. des f Verfaſſers neu bearbeitet und herausg. von 
Ortwin Meier.) 
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5 Bar 1018, des Vereins für Hamburgiſche Geſchichte. Bd. XXV. 
Hamburg 1 
7 Wines Die alteften Hamburgiſchen Stadtrechte und ihre 
Quellen. 


R. Kayſer, Friedrich Perthes und das religiöſe Leben ſeiner Zeit. 
er For Nirrnheim, Die Hamburgiſche Verfaſſungsfrage von 1814 
i 
1848 oe ane Die Kämpfe um die Hamburger Verfaſſung von 


1 serffentigunger des Vereins für Hamburgiſche Geſchichte. 


E. Finder, die Vierlande. Beiträge zur Gelchicte, Landes und 
Volkskunde Nederſachſens. 2 Teile. Hamburg 192 
e Geſchichtsblätter. Jahrg. 49. Lübeck 1924 | 
E. Wilmanns, Der Gedanke einer Neutralifierung der Hanſe⸗ 
nadie 1795—1803. Ein Beitrag zur Geſchichte der politiſchen Ideen. 


Zeitſchrift des Vereins 5 Lübeckiſche Geſchichte und Altertums⸗ 
kunde. Bd. XXII. Lübeck 

Prof. Dr. Rörig, Sen und Fiſchereirechte in der Lübecker 
9 insbeſondere auf der Travemünder Reede und i in der Niendorfer 
Wiek 

Dr. Kloth, Lübecks Seekriegsweſen in der Zeit des Nordiſchen 
Siebenjährigen Krieges 1563—1570. 


ai ter des Hiſtoriſchen Vereins für den Niederrhein. 104. Heft. 
öln 1 

S. 1—85: Heinrich Schrörs, Neue Quellen zur Kölniſchen 
Ricchengejehihte | in der eriten Hälfte des 19. Jahrhunderts (1835 —1850). 

S. 86—120: Rudolf l Der eee Unterricht an 
der Univerſität Bonn 1818 —1911 

e105. Heft. 1921. 

S. 1—74: Heinrich Schrörs, Kirchliche Seman unter dem 

M Klerus im Jahre 1848 
S. 75—115: Friedr. Frhr. v. Schrötter, Das Münz⸗ und Geld⸗ 

weſen i in der Grafſchaft Mark und in dem Herzogtum Sue in ber 2. Sitte 
des 17. Jahrhunderts. 

— Heft 107. 1923 
| 9. Schrörs, Rheinifce Katholiken und belgiſche Parteien zur a 
der Kölner Wirren (1837). 

8 Jahrbücher. Band 194. Berlin 1923. 

67—295: Hans Herzfeld, Staat und Perjdnlichfeit bei 
bein 4 Treitſ te. (Treitſchke als der Vermittler des klaſſiſchen Libera⸗ 
lismus und der auf „das Reale im Leben des Staates wie der we 
hinzielenden Richtung, als der Ethiker des Staatsgedankens uſw.) . 

— Bd. 196. Berlin 1924. 
S. 41—70: Heinrich Otto Meisner, Der „Neue Kurs“. (Wür⸗ 
Nah 9 der re LE Außenpolitik unter Caprivi und Marſchall 1890—94.) 
—178: Paul Rebr, Ein Jahrhundert iche an 
| 
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— Bd. 197. Berlin 1924. 
S. 1—12: e Stolze, Zur Geſchichte der Reichsgründung 
im Jahre 1870 


mm Reith 128. Band. München und Berlin 1923. 
92: Th. v. Karg⸗Bebenburg, Nochmals der Nymphen⸗ 
burger Vertrag. 
S. gen 0 5 hang be Sort PA Bei- 
trag zur Frage nach dem Zuſammenhang der Hiſtoriſchen Schule 
: 8 9. Band München und Berlin 1924. 
8.168 5 Vogel, Über den Rhythmus im geſchichtlichen Leben 
des abendlündiſchen Europa. 
S. 86—94: Axel Linvald, Barthold G. Niebuhr und ſeine Ent⸗ 
un) aus nn däniſchen Staatsdienſte im Jahre 1806. 
ie Rothfels, Richelieus militäriſches Teſtament. 
S. 252280. Weſtphal, Zur Beurteilung Hegels und Dabl- 
manns. 


CAE Vierteljahrjdrift. Jahrg. XXII. Dresden 1924. 
Hans Drüner, Der nationale und der univerſale Gedanke bei 
dem Freiherrn von Stein. 


5 Rundichan. Berlin. Gebr. Paetel. Bd. 198 (Jan. / März 


e Oncken, Der Sinn der deutſchen Geſchichte. 
Otto Graf zu Stolberg⸗ Wernigerode, Glaube und Völker⸗ 
ſchickſal. Stein im Jahre 1812. 
— Bd. 199 (April / Juni 1924). 
Eubrig Raſchdau, Zur Vorgeſchichte des Rückverſicherungs⸗ 


vertrage 

Sturz und Flucht Metternichs. (Nach Briefen aus dem Haus⸗ 
En 15 en Rechberg). 

harles Senn oy ruſſiſchen Archive und der Weltkrieg. 

— Bb. 200 (Juli / Auguſt 192 

Manfred Laubert, oh Gäſte aus dem Often 1842/47. 
(Einwanderung aus Polen und Rußland nach Ablauf der 12jährigen 
preußiſch⸗ruſſiſchen Kartellkonvention wegen gegenieitiger Auslieferung 
von Deferteurs und Verbrechern vom 17./29. März 1830.) 


Die neue Rundſchau. XXXV. Jahrg. der freien Bühne. 1924. 
S. 173—180: S. Saenger, Ferdinand Laſſalle und Sophie von 


Hatzfeldt. 


„ ay e Inſtituts für Geſchichtsforſchung. 
40. Band. Wien 1 

Heinrich Ritter von Srbik, Metternichs Plan der Neuordnung 
Europas 1814/15. 


en für Urkundenforſchung. VIII. Band. Berlin⸗Leipzig 1923. 

S. 328—366: Eliſabeth Blochmann, Die Flugſchrift: Gedenke, 
daß du ein Teutſcher biſt. Ein Beitrag zur Kritik der ubliziſtik und der 
diplomatiſchen Aktenſtücke. (Dr. Weimann — der Verfaſſer.) 
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ee Blätter. 1. Jahrg. Wien 1921/22. 
H. Ritter v. Srbik, Die deutſche Einheitsfrage in der Frankfurter 
Nationalverſammlung. 


Blätter für Münzfreunde. 59. Jahr 
K. Wortmann, Die Ripper 1% nee in Weſtfalen. 


Konſervative Monatsſchrift. 
April 1922: Hans Braune, Friedrich Perthes — ein konſervativer 


nn. 

Juni 1922: Kurt Siemers, Ein italieniſcher Sonettenkranz um 
Friedrich den Großen. 

Juli / Auguſt 1922: Herman v. Petersdorff, Aus den Tagen des 
Sturzes Bismarck und der erſten Zeit des Kanzlers Caprivi. Drei 
Briefe aus dem Nachlaſſe Kleiſt⸗Retzows. 


N für Politik. Band XII. Berlin 1923. 
raf Axel v. Harnad, Die Paulskirche im Wandel der Geſchichtsauf⸗ 
aſſung. 
e Blätter. Jahrg. 22. 1924. 
v. Gebhardt, Berliner perſonen⸗ und familien- 
ede on 
9: F. Werwach, Die alten Landbücher und Erbregifter des 
e de Potsdam. 


ul und Wehr. 5. Jahrg. Berlin 1924. 
S. 30 ff. v. Freytag⸗Loringhoven, Das preußiſche Volk in 
= der Befretungstriege, 
©. 81ff.: K. A. v. Müller, Die deutſche Erhebung vor 100 Jahren 
und heute. 


dre de und Heimatſchutz. 1923, Heft 1—3. 
olf Felix, Die Schweißung der großen Bronzeglocke des 
Berliner Doms. 
— 1924, Heft 7—9. 
8 & g9—96: Geyer, Der Antikentempel im Park Sansſouci bei 
otsdam. 
S. 96—105: Dr. en Der Berliner Deſſert⸗Aufſatz für die Kaiſerin 
Katharina II. von Rußland. 
5 Dr. Jung, Die Stammſiedlung der Stadt Potsdam. 
— en 
A. Rauchheld, Die bäuerlichen Haus⸗ und Hofmarken in der 
Grafſchaft Oldenburg⸗Delmenhorſt ſowie in der Grafſchaft Jever. 


e für Schweizeriſche Geſchichte. 4. Jahrg. 1924. 
Alfred Stern, Bismarck und die Schweiz, az Verhalten des 
Geſandten der Eidgenoſſenſchaft Arnold Roth in der Frage der Berner 
Konferenz 1890). 


Revue . Tome CXLIV. Paris 1923. 

S. 5 H. Weil, Chevalier de Gentz. Deux lettres inédites 
à Louis AVIII a Ga 10. VIII. 1805). (Abdruck derſelben.) 

The English Historial Review. XXXVIII. Nr. 149. 1923. 
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S. 90—94: Harold Temperley, Three Dispatches of Prince 
Metternich on the Origins of the War of 1870. | . 

In der Beilage der P igniger Nachrichten „Mein Prignitz⸗ und 
Heimatland“ 1924, März 23, Nr. 5, veröffentlicht Oskar Albrecht die 
„Stammtafel der Quitzows aus dem Hauſe Quitzöbel⸗Kletzke“ mit 
Erläuterungen. ö 
In den, Mitteilungen“ des Vereins der Beamten der AEG, Jahrg. 18, 
Nr. 7 (Berlin, Juli 1924), bringt W. Wohlberedt auf Grund ri 
jähriger Sammlung eine Überficht über die „Grabstätten bekannter und 
berühmter Perſönlichkeiten in Groß⸗Berlin“. 

Manfred Laubert behandelt in der „Schleſiſchen Landeswacht“, 
Nr. 18—20 (Breslau, 27. Juli—16. Auguſt) Die Polenpolitik Friedrich 
Wilhelms IV.. In dem Monatsblatt des deutſchen Oſtmarken⸗Vereins 
„Die Oſtmark“, 29. Jahrg., Nr. 8 (Aug. 1924) „Das Poſener Deutſchtum 
gegenüber dem polniſchen Aufſtand von 1846“. | 

Die „Neue Preußiſche (Kreuz) Zeitung“ Nr. 485 und 487 
vom 29. und 31. Oktober 1922 brachte „Neue Briefe von Ferdinand 
Gregorovius“, mitgeteilt von Herman Granier, aus den Jahren 
1869 und 1870. Gerichtet ſind ſie an den Berliner Archäologen Dr. 
Guſtav Parthey, Mitglied der Preußiſchen Akademie der Wiſſenſchaften, 
den Enkel Friedrich Nicolais. Dieſe Briefe zeigen Gregorovius wieder als 
liebenswürdigen Korreſpondenten mit ſeinem ungeſucht friſchen, humor⸗ 
vollen, nichts weniger als „papierenen“ Briefſtile. Der oſtpreußiſche 
Römer berührt hier naturgemäß auch die großen hiſtoriſchen Ereigniſſe 
jener Jahre, das Vatikaniſche Konzil und den Deutſch⸗Franzöſiſchen 
Krieg in charakteriſtiſchen Außerungen. N 

In dem Briefe vom 20. Februar 1870 ſind verſehentlich einige 
Erläuterungen weggeblieben, die hier nachgeholt ſeien. Gregorovius 
ſchreibt: „Die Allgemeine Zeitung wird Sie über unſre conciliaren An⸗ 
gelegenheiten gut unterrichtet haben. Dieſe alte Baſe hat ſich durch 
die Artikel darüber etwas aufgefriſcht und angeſchminkt, und wieder 
zu einer Macht gebracht. Man fahndete hier nach den Verfaſſern und 
Verrätern, vergriff ſich ſelbſt an dem alten blinden Dreſſel, doch wußte 
man ſehr wohl, daß er an ſolchen Attentaten unſchuldig ſei: Die Artikel 
ſchreibt ſeltſamer Weiſe ein engliſcher Lord, mir, und wie ich glaube auch 
Ihnen wohlbekannt ...“ 

Albert Dreſſel war ein deutſcher, in Rom lebender Philologe, geb. 
1808, geſt. 1875 zu Rom. 

Die „Römiſchen Briefe“ der Cottaſchen „Augsburger“, ſeit 1882 
„Münchener“ Allgemeinen Zeitung erſchienen zuerſt unter dem Titel 
„Die Anfänge des Concils“ am 17. und 18. Dezember 1869, dann als 
„Römiſche Briefe über das Concil“ und „Römiſche Briefe vom Concil“ 
bis zum 29. Juli 1870. Der letzte, 57. Brief, iſt datiert „Rom, 19. Juli“ 
und ſchließt mit den für den Standpunkt des Verfaſſers nes 
Worten: „Die ultima ratio Romae, die Anatheme, jind den Fliehenden 
(den von Rom abreiſenden Minderheits⸗Biſchöfen“, die gegen die Un⸗ 
fehlbarkeit geſtimmt hatten: „non placet!“) bereits nachgeſendet, und 
jeder derartige Schuß der Unfehlbaren trifft unfehlbar.“ Als Verfaſſer 
gilt der katholiſche Lord Acton, John Emerie Edward Dalberg⸗Acton, 
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1869 Lord Acton von Aldenham, geb. 1834, Schüler des Münchener 
Theologen Aue von Döllinger, der die „Römiſchen Briefe“ ſicherlich 
beeinflußt hat. Lord Acton veröffentlichte 1871 in München die Schrift 
„Zur Geſchichte des Vatikaniſchen Konzils“; 1895 wurde er Profeſſor 
der Geſchichte in Cambridge. 


II. Bücher. 


A. Zur allgemeinen deutſchen und preußiſchen Geſchichte. 


Jahresberichte der deutſchen Geſchichte. Herausgegeben von 
V. Loewe und M. Stimming. Breslau, Priebatſchs Verlag, 1920 ff. — 
Jahrg. 1—4 (1918 —1921). 5 M.; Jahrg. 5 (1922) 5,75 M. 

Ein wirklich dankenswertes Unternehmen, das die durch die Ein⸗ 
ſtellung der Jahresberichte der Geſchichtswiſſenſchaft ſeit 1913 geſchaffene 
Lücke in unſerer Difsiplin in Hinſicht auf die deutſche Geſchichte aus⸗ 
zufüllen unternimmt, liegt jetzt ſchon mit dem 5. Jahrgang der oben⸗ 
genannten „Jahresberichte der deutſchen Geſchichte“ vor. Die Heraus⸗ 
geber wollen damit der raſchen und planmäßigen Orientierung über 
die Fortſchritte der Geſchichtswiſſenſchaft dienen, nicht in einer Samm⸗ 
lung orientierender Notizen, ſondern in der Wiedergabe des Geſamt⸗ 
bildes der Forſchungsergebniſſe. „Ausleſe und Syntheſe“ ſollen zu 
dieſem Ziele führen. Der Stoff iſt ſtreng ſyſtematiſch gegliedert; die 
Territorialgeſchichte wird nur als eee der geſamtdeutſchen 
Geſchichte berückſichtigt; das Schwergewicht liegt bei der politiſchen, der 
Verfaſſungs⸗, Verwaltungs- und Wirtſchaftsgeſchichte. 

Die Schwierigkeiten und Probleme, die aus jeder bibliographiſchen 
Tätigkeit erwachſen, ſind nur allzu bekannt. Die Gefahr liegt nahe, 
daß ſolche jährlichen Überfichten zu bloßen Beſtandsaufnahmen entarten?), 
Inhaltswiedergabe, Kritik und zuſammenfaſſende Schau nicht in das 
rechte Verhältnis zueinander geſetzt werden. Hier muß eine Beſchrän⸗ 
kung einſetzen und allein das wiſſenſchaftlich Wertvolle aus überlegener 
Kenntnis des Stoffs und ſeiner Probleme herausgehoben werden; 
von daher und auch unter Zurückgehen auf frühere bedeutſame Ergeb⸗ 
niſſe der Geſchichtswiſſenſchaft laſſen ſich dann Richtungen der Forſchung 
und gegenwärtige Reſultate verzeichnen. Butan ende und auf⸗ 
bauende Berichterſtattung einheitlich und wirkungsvoll zu geſtalten — 
wie wir es in Hampes meiſterlicher Mittelalterlichen Geſchichte (in Hönns 
Wiſſenſchaftlichen Forſchungsberichten) genießen — dazu bedarf es wohl 
weiteren Spielraumes, als hie und da den Bearbeitern der Jahresberichte 


1) Ein Anſatz in dieſer Richtung darf vielleicht bei den Jahresberichten 
in den nicht allzu ſeltenen Anmerkungen geſehen werden, welche Literatur- 
angaben enthalten, für die im Text kaum oder garnicht ein Anknüpfungspunkt 
gegeben iſt. — Vielleicht kann durch die Druckgeſtaltung (Petitdruck für die 
e oder minder Wichtiges) die Überſichtlichkeit noch erhöht 
werden. | | | LE, 
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zur Verfügung ſteht; aber doch haben die Herausgeber gerade durch die 
Gewinnung einer Reihe bekannter Perſönlichkeiten als Mitarbeiter die 
Ausſicht auf eine fortſchreitende Ausgeſtaltung der Jahresberichte er⸗ 
öffnet. Der Umfang und damit der Ertrag der letzten Hefte hat ſich ver⸗ 
ſtärkt; neben den Kapiteln, in denen die allgemeine Geſchichte behandelt 
iſt — das natürliche Schwergewicht fällt auf die neue und neueſte Geſchichte 
— ſeien hier die Kapitel über Bibliographie, Geſchichtsphiloſophie, 
Staatsanſchauung, Verwaltungs-, Wirtſchafts-, Kirchen⸗ und Geiſtes⸗ 
geſchichte erwähnt als ein Hinweis auf die reiche Fülle der Belehrung, 
die in dieſer Bibliographie geboten wird. Der Wert des Unternehmens 
liegt auf der Hand; es iſt m. E. für die ſtudierende Jugend ein unent⸗ 
behrliches Hilfsmittel geworden. Von jedem, der die Hauptlinien und 
die bedeutſamen Reſultate der Geſchichtswiſſenſchaft verfolgt, der über 
den engeren Bezirk eigener hiſtoriſcher Betätigung ſich den Blick für die 
großen Zuſammenhänge der Forſchung zu wahren ſucht, werden die 
Jahresberichte der deutſchen Geſchichte, deren Benutzung durch ein Autoren- 
und ein Sachregiſter erleichtert iſt, dankbar begrüßt werden. Winter 


Heinrich Felix Schmid, Das Recht der Gründung und Ausſtattung 
von Kirchen im kolonialen Teile der Magdeburger Kirchenprovinz 
während des Mittelalters. (Sonderabdruck aus der Zeitſchrift der 
e 15 Rechtsgeſchichte, Band XLIV, Kanoniſtiſche 
Be XIII). VIII, 213 Seiten. Weimar, Hermann Böhlau Nach⸗ 
olger. 

An der Berliner Univerſität vertritt Ulrich Stutz ſeit dem Jahre 1917 
das Fach des Kirchenrechts. Der Verein für Geſchichte der Mark Branden⸗ 
burg hat ihn zu ſeinem ſtellvertretenden Vorſitzenden gewählt und damit 
anerkannt, daß dieſer geborene Schweizer, ſeit er in Berlin lehrt, auch 
innerlich in der Reichshauptſtadt und insbeſondere auch in der branden⸗ 
burgiſch⸗preußiſchen Geſchichte heimiſch geworden iſt. Das erweiſen 
nicht nur feine eigenen Forſchungen — ich erinnere an die in den Sitzungs⸗ 
berichten der Berliner Akademie (1922) erſchienene Studie über Kurfürſt 
So Sigismund von Brandenburg und das Reformationsrecht —, 
ſondern auch Arbeiten anderer, die ine Anregung ihre Entſtehung 
verdanken. Das Jahr 1924 hat uns deren a von ſtarker Bedeutung 
beſchert, das Buch von Johannes Heckel über die evangeliſchen Dom⸗ 
= one Preußens und das hier anzuzeigende Werk von 

mi 


Die Unterſuchung iſt eine von der Berliner Juriſtenfakultät ausge⸗ 
ſchriebene und dann gekrönte Preisſchrift; ihr Verfaſſer wirkt heute 
an der Univerſität Graz als Profeſſor der ſlawiſchen Philologie. Man 
darf alſo von vorn herein bei einem Manne, der gleichermaßen in Ge⸗ 
ſchichte, Rechtswiſſenſchaft und Sprachkunde zu Hauſe iſt, einen über die 
on Schranken der Fachwiſſenſchaft hinausreichenden Blick erwarten, 
und man wird in dieſer Erwartung nicht getäuſcht. 

Die kolonialen Teile der Magdeburger Kirchenprovinz zerfallen 
urſprünglich in die Gebiete zweier weſtſlawiſcher Völkerſchaften: der 
Liutigen (jo die bete Se Schreibart Schmids ſtatt des ſonſt üblichen 
Liutizen; der gelehrte Slawiſt wird ſicher wiſſen, warum er den fremden 
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Namen ſo wiedergibt) und der Sorben; erftere wurden in den Diözeſen 
Brandenburg und Havelberg, wo in denen von Meißen, Merſebur 
und Zeitz, zum Zeil auch im Magdeburger Bistumsſprengel kirchlich 
. Zwiſchen beiden Stammesgebieten beſteht ein tiefgehender, 
von Schmid klar erkannter und ſcharf herausgearbeiteter Unterſchied: 
das Ljutizenland galt, als es kirchlich eingerichtet wurde, als bereits 
chriſtlich, während das Sorbenland als von Heiden bewohntes Miſſions⸗ 
gebiet in Diözeſen zerlegt wurde. Aber während die Ljutizenkirche 983 
der heidniſchen Reaktion erlag, wurden die Sorben in ſtetiger Bekehrungs⸗ 
arbeit hie Das Zeitalter der oſtdeutſchen Koloniſation fand 
mithin bei den Ljutizen ein zwar innerlich morſches, aber noch beſtehen⸗ 
des Heidentum vor, auf das die deutſchen Kirchengründer keinerlei Rück⸗ 
icht zu nehmen brauchten, während gleichzeitig die ins Sorbenland ein⸗ 
ömenden deutſchen Siedler auf die dort ſeit langem vorhandene vor⸗ 
koloniſatoriſche Kirche ſtießen und ſich ihr einzuordnen hatten. 

Die Rechtsverhältniſſe bei Gründung und Ausſtattung der Kirchen 
im Sorben⸗ wie im Ljutizenlande find natürlich ſtark beeinflußt durch die 
analogen Verhältniſſe der angrenzenden Teile Deutſchlands (Oſt⸗ 
thüringen, Oſtſachſen) oder auch derjenigen, aus denen die kirchengrün⸗ 
denden Siedler ſtammen (Niederlande); dieſen altdeutſchen Zuſtänden 

eht Schmid gründlich nach, ehe er ſich den Verhältniſſen der Koloni⸗ 
ſationszeit zuwendet. 

Die Ergebniſſe der Arbeit können hier nur in ganz großen Zügen 
wiedergegeben werden: im Sorbenlande ergeben ſich kirchliche Rechts⸗ 
veo die in hohem Maße von der vorkoloniſatoriſchen Kirchen⸗ 
verfaſſung beſtimmt ſind, wenngleich im eigentlichen Zeitalter der Koloni⸗ 
ſation zahlreiche, aber beſcheiden ausgeſtattete Pfarrkirchen neu errichtet 
werden. Im Fjutizenland dagegen konnten die Koloniſten, zumal die 
aus den Niederlanden, ihren Drang nach kirchlicher Selbſtändigkeit frei 
entfalten. Das urſprüngliche weſtdeutſche Vermögensrecht der Pfarr⸗ 
kirchen wird in reiner Klarheit in den Kirchgründungen im Ljutizenlande 
pflanzt ſch elt; die hier herausgebildete Form der Koloniſtenpfarre 
rar ich dann weiter ins Kolonialland hinein fort. 

emeinſam iſt es in beiden ſlawiſchen Stammesgebieten der Grund⸗ 
herr, der die Kolonialpfarre errichtet und ausſtattet; hier liegt die Wurzel 
zu der Entwicklung, die ſchließlich aus der Landpfarre des Kolonialgebiets 
eine gutsherrliche, völlig vom Patron abhängige Kirche machte. 

Alles in allem hat Schmid längſt bekanntem Quellenmaterial neue 
Ergebniſſe abgewonnen, die unſere 1 von der oſtdeutſchen 
Koloniſation des Mittelalters weſentlich vertiefen. 


Berlin⸗Steglitz. Hermann Krabbo. 


Adalbert von Raumer (f Dr. phil. in Erlangen), Der Ritter von 
Lang und ſeine Memoiren. Aus dem Nachlaß herausgegeben von Karl 
Alexander von Müller (Honorarprofeſſor an der Uniwerſität München) 
und Kurt von Raumer. München und Berlin 1923. R. Oldenbourg. 
XXX II und 250 Seiten. | 

Es tft eine en Aufgabe, dieſes Werk anzuzeigen; denn es 
bringt uns nach zwei Richtungen hin zum Bewußtſein, was wir durch 
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den Krieg verloren haben. Der Verfaſſer ift ſchon am 4. September 1914 
gefallen. Sein Buch iſt eine Leiſtung, wie ſie in dieſer Form wohl 
nur unter den glücklicheren Verhältniſſen der Vorkriegszeit möglich ge⸗ 
weſen iſt. Die Not unſerer Zeit zwingt nicht allein gut Sparſamkeit 
im Drucken, ſondern ſie zwingt auch den Forſcher, zumal den Studenten, 
zu möglichſter Konzentration ſeiner Studien, zu möglichſt frühem Ab⸗ 
ſchluß und damit zum Verzicht auf alle Abſchweifungen vom Thema. 
Die vorliegende Arbeit aber beweiſt gerade, wie fruchtbar und anregend 
es ſein kann, wenn eine Unterſuchung nicht von vornherein ängſtlich 
begrenzt, ſondern wenn ihr Rahmen weit geſteckt wird. Um die Glaub⸗ 
würdigkeit der Memoiren Langs nachzuprüfen, hat R. zunächſt das Leben 
Langs bis 1795 beſchrieben. Und in dieſes Lebensbild hat er ausführliche 
Schilderungen der Welt verflochten, in der Lang aufgewachſen iſt und 
die auf fein Weſen Einfluß gewonnen hat. Wir erhalten fo eine Reihe. 
von liebevoll gezeichneten Kulturbildern aus der untergehenden Klein⸗ 
ſtaaterei des Heiligen Reiches. Gewiß handelt es ſich dabei nicht um 
weltbewegende Dinge. Aber der Verfaſſer hat Humor und Überlegenheit 

enug, um ſie nicht ernſter zu nehmen, als ſie verdienen. Und vor allem 
hat er ein ſo feines Gefühl für das Weſentliche und ſo umfaſſende Kennt⸗ 
niſſe der allgemeinen deutſchen Geſchichte des ausgehenden 18. Jahr⸗ 
hunderts, daß ſeiner Darſtellung ein erheblicher allgemein⸗geſchichtlicher 
Wert beizumeſſen iſt. Von den Zuſtänden im fleinſtaatlichen Deutſch⸗ 
land und von dem geiſtigen Leben in den nicht auf den Höhen ſtehenden 
Schichten können wir nur durch eine ſo gründliche und zugleich an den 
allgemeinen Problemen orientierte Einzelbeſchreibung, wie ſie uns hier 
z. B. über die Aufklärung in Ottingen geboten wird, ausreichende Kennt⸗ 
niſſe erlangen. 

Sein eigentliches Thema hat der Verfaſſer dabei ſtets bewußt feſt⸗ 
. Er will uns zuerſt den Lebenslauf und die Charakterentwicklung 

angs verſtändlich machen. Bisher iſt Lang in der Regel nach ſeiner 
Schriftſtellerei beurteilt worden; und da dieſe nicht einheitlich iſt, ſo 
ſind auch die Urteile über den Menſchen ſehr verſchieden ausgefallen. 
Erſt Raumer lehrt uns, die Schriftſtellerei aus dem Weſen Langs heraus 
zu begreifen. Sehr fein zeichnet er Lang als einen Zuſpätgekommenen, 
einen Mann voll Einſicht in die hoffnungsloſe Brüchigkeit des Alten 
(man vergleiche z. B. die bekannte, faſt berüchtigte Schilderung, die er 
von der Kaiſerkrönung des Jahres 1790 gegeben hat), dem aber die 
Kraft fehlt, ſich nun mit allen Faſern ſeines Weſens in den Kampf gegen 
das Alte und für neue Geſtaltungen zu werfen. Er iſt ein ausgezeichneter 
und ſcharfer Beobachter mit klarem Blick für die Schwächen und Lächer⸗ 
lichkeiten ſeiner Mitmenſchen und mit ſehr ſpitzer Feder geweſen; deshalb 
iſt er auch gründlich unbeliebt geweſen. Aber die hämiſche Bosheit, die 
man ihm häufig vorgeworfen hat, iſt nur die Folge ſeiner innerlich zer⸗ 
riſſenen Natur. 

Erſt von dieſer biographiſchen Grundlage aus iſt R. an die Würdi⸗ 
gung der Memoiren herangegangen. Sie erſcheinen ihm im ganzen als 
ein intereſſantes Geiſtesprodukt ihrer Zeit, als Dokument der Anſchau⸗ 
ungen der abſterbenden Aufklärung. „Die ganze kleinſtädtiſche verträumte 
Behaglichkeit und die ganze kleinſtaatliche Enge und Beſchränktheit, 
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der Philanthropismus und Utilitarismus, die nüchterne Verſtändigkeit 
und die platte Selbſtzufriedenheit der populariſierten Aufklärung, die 
kulturelle Überreife und die ſtaatliche Ohnmacht und politiſche Indifferenz 
der letzten Jahrzehnte des 18. Jahrhunderts ſteigen im a Teil der 
Memoiren vor uns auf; und das langſame Abſterben diefer Welt, die un⸗ 
entwegt er Aufklärung ſchreit und darüber gar nicht fieht, daß eine 
ganz neue Zeit heranwächſt, die überall Reaktion wittert und gleich⸗ 
ſam unterirdiſch die Brücke ſchlägt zum bürgerlichen Liberalismus, das 
tritt uns mit unmittelbarer Schärfe im zweiten Teil der Memoiren ent⸗ 
gegen“, — mit dieſen Worten charakteriſiert R. die Memoiren als Ge⸗ 
ſamtwerk (S. 81). Damit haben wir den Standpunkt, von dem aus. 
man an die Kritik der Memoiren herangehen muß. Sie ſind einſeitig. 
Aber ſie ſind, das hat R. in dem ſorgfältig gearbeiteten zweiten Teil 
ſeiner Arbeit im einzelnen nachgewieſen, in ihren Einzelangaben unge⸗ 
mein ſorgfältig und zuverläſſig, bewußte Lügen ſind nirgends feſtzuſtellen, 
wenn auch die ſatiriſche Ader Lang gelegentlich zur Noi ſeiner 
Darſtellung veranlaßt hat. | | 

Für das Erſtlingswerk eines Dreiundzwanzigjährigen ift das Buch 
eine hervorragende Leiſtung. Eine ungewöhnlich reife und reiche Be⸗ 
gabung, die gewiß noch Großes geleiſtet haben würde, iſt in A. von Raumer 
durch den Krieg vor der Zeit der Wiſſenſchaft entriſſen worden. Gerade 
die zen) on unermüdlichem Fleiß in der Sammlung des Materials, 
von ſtrenger Methode in der Verwertung, von geiſtiger Beherrſchung 
des Stoffes und von 1 et er Geſtaltung macht den beſonderen Wert 
des Buches aus. Den Menſchen, der hinter all dem ſteht, hat K. A. 
von Müller in der Einleitung mit Liebe gezeichnet. Läßt man beides 
auf ſich wirken, das Denkmal, das der Gefallene ſich ſelbſt errichtete, 
und das, das Freundeshand geſchaffen hat, ſo bleibt der ſchmerzliche 
Geſamteindruck: Ja, der Krieg verſchlingt die Beſten! 
Berlin. | Fritz Hartung. 

Franz Schnabel, 1789—1819. Eine Einführung in die Geſchichte 
der neueſten Zeit. Mit Karten und Diagrammen. 198 Seiten. Leipzig⸗ 
Berlin 1924. Verlag B. G. Teubner. | 
Franz Schnabel gibt in feinem Buche, das ſowohl für den Geſchichts⸗ 

unterricht auf der Oberſtufe höherer Lehranſtalten als auch für das ge⸗ 
ſchichtlich intereſſierte Publikum beſtimmt iſt, in vorbildlicher Weiſe 
eine knappe und doch inhaltsreiche Darſtellung des Zeitraumes von 
1789—1919. In neun Abſchnitten behandelt er die franzöſiſche Revo⸗ 
lution, das Zeitalter Napoleons und der Reſtauration, die Revolution 
und Reaktion, das Zeitalter der deutſchen Einigung, das Zeitalter Bis⸗ 
marcks und des Imperialismus, den Weltkrieg von 1914—1919 und 
die Weimarer Verfaſſung. Durch ſcharfe Gruppierung des Stoffes und 
nachdrückliche Betonung der Probleme gelingt es ihm, die leitenden 
Gedanken der einzelnen Epochen herauszuarbeiten und dem Leſer klar 
vor Augen zu führen. Die Darſtellung der Stein⸗Hardenbergiſchen 
Reformen und der Abſchnitt über die Kulturſtrömungen im Zeitalter 
Wilhelm II. ſcheinen mir beſonders fein geſtaltet zu ſein. Mit größerer 
Aus 1 hätte dagegen die Geſchichte Preußens vom Tode Fried⸗ 
richs des Großen bis zum Jahre 1805 behandelt werden können 


+ 
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Wohltuend wirkt der objektive Ton, in dem das Buch onen 
ift, eine Beobachtung, die fic) beſonders in den letzten Abſchnitten 
in angenehmer Weiſe geltend macht. Erfreulich iſt die Beigabe von 
Diagrammen und Karten. Der Leſer, der ſich ernſtlich in die ge⸗ 
ſchichtlichen Fragen vertiefen will, wird das „ Literaturver⸗ 
zeichnis begrüßen, in dem ich nur Sybels „Gründung des Deutſchen 
Reiches“ und Bismarcks „Gedanken und Erinnerungen“ vermiſſe. Eine 
weitere Hilfe für den Benutzer bildet das am Ende des Buches befindliche 
Sachregiſter, in dem in Längs⸗ und Querſchnitten die verſchiedenen 
Probleme der Epoche behandelt werden (Staatsanſchauungen, Staats⸗ 
verfaſſung, Klaſſen und Stände, Orientfrage, Wirtſchaft uſw.). So liegt 
der Wert des Buches darin, daß es zum Nachdenken anregt und dem 
Leſer eine Handhabe bietet, ſich ein eigenes Urteil über die Geſchehniſſe 
zu bilden. Jahn. 


Georg Küntzel, Politiſche Aufſätze und Briefe von Paul Achatius 
Pfizer. Bi tor.-polit. Bücherei; herausg. von G. 7 und J. Ziehen, 
Heft 3). M. Dieſterweg, Frankfurt a. M. 1924. VI und 99 Seiten. 

Neben dem Abdruck politiſcher Artikel Pf.s aus den Jahren 1848 bis 
1866 und dem Nachruf F. Notters auf Pf. (1867) bringt das Bändchen 
ſechs Briefe der Gebrüder Pf. an Heinrich v. Gagern aus den Jahren 
1833-1859. Im Dezember 1848 machte Pf. eager das Anerbieten, 
zwiſchen ihm und Friedrich Wilhelm IV. zu vermitteln. Bemerkenswert ift 
auch das letzte Schreiben vom 7. Januar 1859, in dem ſich der tiefe Unmut 
P. 1 egen das damalige Preußen ausſpricht: „wer darf es wagen, 
nach ſo viel ſchmählichen Niederlagen noch den Sprecher für Preußen 
zu machen, ſo lange es ſich nicht durch eine deutſchere und mutigere Politik 
rehabilitiert hat!“ und in dem er weiter meint, ſeine Hoffnung jetzt 
mehr auf e ſetzen zu dürfen, falls dieſes für den Gedanken einer 
Konftel ationalvertretung zu gewinnen wäre. Bei einer ſolchen 
Konſtellation wolle er „den Vorwurf politiſcher Unbeſtändigkeit nicht 
meer: — Zu bedenken ift bei dieſen Außerungen, daß Pf. ich Damit 

em Standpunkt Gagerns zu nähern verſuchte. — Aus der Einleitung 
entnehmen wir, daß eine Lebensbeſchreibung Pfizers ſich in Arbeit 
befindet. Sch. 


Georg Küntzel, Briefwechſel zwiſchen König Friedrich Wilhelm IV. 
und dem Reichsverweſer Erzherzog Johann von öſterreich (1848—1850) 
(Hiſtor.⸗polit. Bücherei, herausg. von G. Küntzel und J. Ziehen, Heft 4). 
M. Dieſterweg, Frankfurt a. M. IX und 74 Seiten. 

Der bisher nur teilweiſe bekannte Briefwechſel iſt aus den Beſtänden 
der Berliner Archive und des Gräfl. Meranſchen Hausarchives vervoll⸗ 
ſtändigt. Er bringt die Grundverſchiedenheit der beiden vorübergehend 
zu er Fi der Nation auserſehenen Perſönlichkeiten recht deutlich 
zur Anſchauung. Hinzugefügt ſind aus den Akten des preußiſchen aus⸗ 
wärtigen Miniſteriums als Ergänzung Berichte des Legationsrates 
v. Kamptz, des Oberſtleutnants v. Fiſcher und des Flügeladjutanten 
v. Boddien an den preußiſchen Miniſterpräſidenten. Unſere Kenntnis 
von dem e der Frankfurter Epiſode erfährt durch die Veröffent⸗ 
lichung manche Bereicherung. Sch. 
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Peter von Meyendorff. Ein ruſſiſcher Diplomat an den Höfen 
von Berlin und Wien. Politiſcher und privater Briefwechſel 1826—1863. 
Herausgegeben und eingeleitet von Otto Hoetzſch. Walter de Gruyter 
& Co. Berlin und Leipzig 1923. Bd. I. LXXXIII und 404 Seiten; 
Bd. II, VIII und 473 Seiten; Bd. III, IX und 477 Seiten. 

In den „Lettres et Papiers du Chancelier comte de Nesselrode 
1760 —1856° (Paris, ohne Jahr) find auch die Briefe Neſſelrodes an 
Meyendorff enthalten. Aus ihnen ging hervor, daß Neſſelrode ſeinerſeits 
die an ihn gerichteten „lettres particulières‘ Meyendorffs 1 15 vernichtet 
hat. Man mußte demnach mit einem unwiderbringlichen Verluſte dieſer 
wichtigen Berichte rechnen. Der jorgfältigen u der Konzepte 
Ms im Familienarchive auf Schloß Klein⸗Roop in Livland und dem 
Herausgeber, der das Material ſammelte, ehe der Weltkrieg mit ſeinen 
Folgen Zerſtörung über den Aufbewahrungsort brachte, iſt es zu danken, 
daß eine außerordentlich bedeutſame Quelle für die deutſche und preußiſche 
Geſchichte in dem politiſchen Nachlaſſe des ruſſiſchen Diplomaten heute 
der Forſchung erſchloſſen iſt. Die vorliegende Publikation enthält außer 
den Berichten an Neſſelrode alles, was ſich ſonſt an wertvollen Auf⸗ 
zeichnungen und Korreſpondenzen in dem Nachlaß Mi.s vorgefunden hat. 
Auf eine Ergänzung dieſes Materials aus anderen Archiven hat der 
sa ee müſſen. Inwieweit das bei der Zerſtörung 
Klein⸗Roops geflüchtete Archiv heute noch erhalten iſt, vermag der 
Herausgeber nicht zu ſagen. ö 

P. v. Meyendorff, der Sproß eines alten deutſchen Adelsgeſchlechtes 
(vgl. v. Ledebour in „Märkiſche Forſchungen“, Bd. IV, S. J; 
gehört zu den deutſchfreundlichen Diplomaten des alten Rußlands, ie 
noch unbeeinflußt von panflawiſtiſchen Ideen und ohne Sympathien für 
das revolutionäre Frankreich in der Aufrechterhaltung der Heiligen 
Allianz den Angelpunkt der ruſſiſchen Politik erblickten. Bismarck hat 
in den „Gedanken und Erinnerungen“ (I, Kap. 10) die Petersburger 
Geſellſchaft der 50er Jahre charakteriſiert und dabei M. als die ihm 
„ſympathiſchſte Erſcheinung unter den älteren Politikern“ bezeichnet. 
Wenn in einem hier mitgeteilten Schreiben von 1855 der ruſſiſche Diplo⸗ 
mat Graf Brunnov von einer Außerung Bismarcks: „ich bin Meyendorffs 
Schüler“ berichtet, ſo kommt auch darin die beſondere Verehrung, die 
Bismarck dem älteren Diplomaten zollte, zum Ausdruck. 1796 in Riga 

eboren, hat M. den Bern 1813/14 mitgemacht. Nach feinem Aus⸗ 
ſcheiden aus dem ruſſiſchen Offiziersdienſte ſtudierte er 1816 zwei Semeſter 
in Göttingen, wo er eine ſo innerliche Fühlung mit dem deutſchen Geiſtes⸗ 
leben gewann, daß er Deutſchland als ſein „Vaterland dem Geiſte nach“ 
bezeichnen konnte. 1817 trat er in den ruſſiſchen diplomatiſchen Dienſt, 
1827 wurde er Botſchaftsrat in Wien, wo er ſich mit Gräfin Sophie 
Buol, der Schweſter des ſpäteren öſterreichiſchen Miniſterpräſidenten, 
vermählte. 1832—1839 war er Geſandter in Stuttgart. In dieſer Zeit 
(1833) beginnen feine „lettres particulières“ an den ruſſiſchen Reichs⸗ 
kanzler Neſſelrode, die dieſen über die deutſchen Verhältniſſe auf dem 
laufenden erhielten. Von Stuttgart kam er 1839 nach Berlin, wo er die 
ruſſiſchen Intereſſen in einer politiſch bewegten Zeit bis 1850 vertrat 
und er ſeine Aufgabe darin fand, das traditionelle preußiſch⸗ruſſiſche Ein⸗ 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XVII. 8. 22 
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vernehmen, bei dem Rußland der führende Teil ſein mußte, zu bewahren. 
Im Herbſt und Winter 1845/46 begleitete er die Kaiſerin Alexandra 
nach Palermo, wo er bei der Verbindung zwiſchen dem Kronprinzen 
von Württemberg und der Großfürſtin Olga tätig war. Seit 1846 ſtand 
er in einem vertrauten Briefwechſel mit der Kaiſerin, den er erſt in 
deutſcher, dann auf Wunſch des Zaren (Februar 1848) in franzöſiſcher 
und ſpäter (nach deſſen Tode) wieder in deutſcher Sprache führte. Schwere 
Sorgen bereiteten dem politiſch ſtreng konſervativ gerichteten Mann 
die konſtitutionelle Bewegung, gegen die vonſeiten Rußlands mit allen 
Mitteln angekämpft wurde, und vor allem darauf die revolutionären 
Ereigniſſe in Preußen und die deutſchen Einheitsbeſtrebungen, die das 
Verhältnis Preußens zu Rußland in ſtarke Spannung brachten. Der 
überzeugte Anhänger Nikolaiſcher Ideen und Politik ſah ſic in ein Irren⸗ 
Per ar und ne ſcharf find feine Urteile, die er über die 

erſonen fällt, die Preußens Politik in neue Bahnen lenken wollten. 
Heinrich v. Arnim „quelque chose entre le sanglier et un Tartufe“, 
Camphauſen war noch „le meilleur de la bande“. Die Atmoſphäre beim 
Tee der „Hanſefrau“ erregte ihm Übelkeit und Radowitz erſchien ihm als 
„ein großer Komödiant“. Von beſonderem Intereſſe iſt die Beurteilung 
der Perſönlichkeit Friedrich Wilhelms IV., die mit ihren Schwächen und 
Vorzügen immer wieder in M.s Schilderungen anſchaulich in Erſcheinung 
tritt. Oktober 1840 (Bd. I, Nr. 77) ſchreibt er: „Le bon mot qui court 
les voies: ‚Er iſt wie Hamlet u rec. immer bon feinem Vater und tut 
nichts’ c'est très sévère. Der Gang der Ereigniſſe und der ee 
Politik verleidete M. ſchließlich den Boden Berlins, wo er den lebhaf⸗ 
teſten Anteil an den geiſtigen Bewegungen der Zeit genommen hatte 
und Alexander v. Humboldt und L. Ranke zu ſeinen Freunden zählten. 
Im Oktober 1850 ſiedelte er als Botſchafter nach Wien über; wo er wie 
kaum ein anderer N war, in dieſen kritiſchen Tagen den Vermittler 
zwiſchen Preußen und Oſterreich zu ſpielen. Die Berichte und Schrift⸗ 
ſtücke aus dieſen Monaten geben uns jetzt näheren Aufſchluß über dieſe 
Tätigkeit, für die ihm nach dem in ſeiner Gegenwart erfolgten les und 
in Olmütz Friedrich Wilhelm IV. durch L. v. Gerlach Dank ſagen ließ und 
auch von anderen Seiten gebührende Anerkennung zuteil wurde. Es 
war M. in Olmütz noch einmal gelungen, die Grundlage ſeines politiſchen 
Syſtems äußerlich wiederherzuſtellen. Als wenige Jahre danach die 
von ſeinem Schwager Buol geleitete öſterreichiſche Politik eine anti⸗ 
ruſſiſche wurde, war ſeine diplomatiſche Laufbahn beendet. Oſtern 1854 
ae et nach Rußland über, wo er den Lebensabend mehr als Zu⸗ 
chauer verbrachte. Er ſtarb 1863. Für die preußiſche Geſchichte ſind in 
erſter Linie die Schriftſtücke aus den Jahren 1839 —1851 eine ungemein 
reichhaltige Fundgrube. Außer den an Zahl überwiegenden Berichten 
an Neſſelrode und dem Schriftwechſel mit anderen ruſſiſchen Diplomaten 
ſind unter der diplomatiſchen Korreſpondenz einige Schreiben des Prinzen 
Wilhelm, O. v. Manteuffels, L. v. Gerlachs, Th. v. Rochows, M. Nie⸗ 
buhrs und Stahls zu erwähnen. Schreiben Bismarcks haben ſich nicht 
vorgefunden, nur vereinzelte Außerungen Mis zeigen, daß die Hoch⸗ 
ſchätzung eine gegenſeitige war, wenn auch dem in den Umgangsformen 
des Grandſeigneurs lebenden M. der „homme à cigare et à barbe sans 
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tenue et sans égards“ bisweilen nicht ganz behagte. In Nr. 402 muß es 
dem Zuſammenhang nach ſtatt Biſe offenbar Bismarck heißen. Unter 
der im dritten Bande aufgenommenen nicht minder inhaltsreichen und 
namentlich für die Jahre 1848 — 1850 wichtigen Privatkorreſpondenz 
iſt an erſter Stelle der bereits erwähnte Briefwechſel mit der Kaiſerin 
Alexandra hervorzuheben, der gelegentlich auch intime Dinge des preußi⸗ 
ſchen Königshauſes berührt. Am 24. Februar 1848 ſchreibt M.: „un 
sobriquet encore plus insolent est celui de Köck ou Guste, qu'on donne 
à la Princesse (Auguste), quand on la voit parler avec Mr. de Schleinitz“. 
Ich bin zufällig in der Lage, dieſe dem Leſer wohl nicht ganz verſtänd⸗ 
liche Anf ielung näher erklären zu können. „Köck und Juſte, deſſen 
zärtliche Liebesanträge und Gegenerklärung“ betitelte ſich ein übrigens 
iemlich einfältiges Frage⸗ und Antwortſpiel, das in jenen Jahren in 
rgerkreiſen in Brauch war. M. bemerkt jedoch hierbei bezüglich der 
Prinzeſſin: „elle n'a jamais donné lieu au moindre soupcon“. In der 
Einleitung gibt der Herausgeber eine Biographie M.s, wobei er noch 
weiteres bei den Texten nicht berückſichtigtes Material verarbeiten konnte. 
Der Abdruck der Texte macht einen ſorgſamen und zuverläſſigen Eindruck. 
Erläuterungen finden ſich dabei nur recht ſpärlich, und der Leſer wäre 
in und wieder für eine erklärende Anmerkung ſehr dankbar geweſen. 
ber die Perſonen gibt ein von F. Epſtein angefertigtes Regiſter aus⸗ 
reichende Auskunft. Sch. 


Die Briefe en Wilhelms I. Hrsg. vom Kaiſer⸗Wilhelm⸗Inſtitut 
für deutſche Geſchichte: 

Kaiſer Wilhelms I. Weimarer Briefe. Bearbeitet von Johannes 
Schultze. I. Bd. Mit 2 Taf. und 1 Fakſimile. XXXIX und 302 S. 
II. Bd. Mit 1 Taf., 241 S. Stuttgart, Berlin und Leipzig, Deutſche 
Verlagsanſtalt 1924. 

Das eee e für deutſche Geſchichte“ hat ſich neben 
ſeinen übrigen großen Aufgaben ein hohes und dankenswertes Ziel ge⸗ 
ſteckt: Die Herausgabe der a Kaiſer Wilhelms I. Als erſte bedeut- 
Peer Frucht jahrelanger Vorarbeiten bietet es der Forſchung und den 

reunden der vaterländiſchen Geſchichte die eben erſchienenen, bisher 
nahezu unbekannten Weimarer Briefe des alten Herrn dar. 

Mit ihrer Sammlung und Bearbeitung war urſprünglich Paul 
Bailleu beſchäftigt. Es war der letzte große Dienſt, den er der Wiſſen⸗ 
ſchaft zu leiſten gedachte. Das Schickſal hat es anders beſchloſſen. Der 
Ferligttellung der Sammlung und ihrer Ergänzung hat ſich Joh. Schultze 
unterzogen. | 

Die Originale der vorliegenden Briefe beruhen in den Haus- 
archiven zu Charlottenburg und Weimar. Sie find an die Schwieger⸗ 
eltern des Prinzen, nachmaligen Kaiſers und Königs Wilhelm J., gerichtet, 
den Großherzog Karl Friedrich von S.⸗Weimar und die Großherzogin 
Maria Pawlowna und deren Sohn, den Erbprinzen, nachherigen Groß⸗ 
herzog Karl (Alexander), und erſtrecken ſich über einen Zeitraum von 
nahezu 60 Jahren (18281887). a 
Die mitgeteilten Dokumente, auch die in franzöſiſcher Sprache ab- 
gefaßten Stücke, erſcheinen in moderner Schreibart. Der Charakter des 

22 
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Urſprünglichen und ſein unmittelbarer Eindruck auf den Leſer geht da⸗ 
durch allerdings verloren. Man mag das beklagen, zu ändern aber iſt 
es nicht. Wer die wilhelminiſche Schreibart kennt, ihre Eigentümlich⸗ 
keiten und nicht geringen „Freiheiten gegenüber Grammatik, Ortho⸗ 
graphie“ und Interpunktion, namentlich in den franzöſiſchen Briefen, 
wird dem verdienten Herausgeber darin zuſtimmen müſſen, daß die 
„buchſtabengetreue Wiedergabe des Textes die Lesbarkeit“ außerordent⸗ 
lich beeinträchtigt hätte. Einen ſehr anſchaulichen Erſatz gewähren in 
ſolchen Fällen gute Facsimiles. Dem 1. Bande (S. 266 ff.) iſt in der 
Tat ein ſolches beigefügt. Die charakteriſtiſche Gabe iſt mit Dank zu 
begrüßen. Es hätte indes in dieſer Beziehung wohl noch etwas mehr 
geschehen können: Nachbildungen — auch ſolche franzöſiſcher Briefe — 
aus den verſchiedenen Lebensperioden Wilhelms J. würden die An⸗ 
ſchaulichkeit ſeiner natürlichen, kunſtloſen und doch ſo eindrucksvollen 
Darſtellungsweiſe erheblich erhöhen und den äußeren Wandel deutlich 
kennzeichnen, dem auch ſeine Handſchrift im Laufe der Jahre unter⸗ 
ore. geweſen iſt. Nicht gerade zur Bequemlichkeit und Freude des 
eſers 


ers. -— 
Als geradezu muſtergültig darf die Einleitung bezeichnet werden, 
die in ihrer klaren, knappen und doch erſchöpfenden, überſichtlichen Faſ⸗ 
ung wirkungsvoll einführt in das Studium und das Verſtändnis des 
argebotenen reichhaltigen Materials. Auch der kundige Forſcher wird 
aus ihr noch vielerlei Belehrung ſchöpfen können. 
or allem feſſelt hier die intereſſante Vorgeſchichte der Verlobun 
der Prinzen Karl und Wilhelm. Der 11 ae weiſt zunächſt auf 
den engen politiſchen Zuſammenhang zwiſchen S.⸗Weimar und Preußen 
hin, der ſeit den Tagen beſtand, da den 50 Karl Auguſt „den entſchie⸗ 
denen Anſchluß“ ſeines Landes „an den Staat des großen Königs“ be⸗ 
trieb. Aus dieſem Verhältnis erwuchſen von ſelbſt freundſchaftliche und 
ſchließlich verwandtſchaftliche Beziehungen zwiſchen Potsdam und Wei⸗ 
mar, die beſtimmende Antriebe und freundliche Förderung erfuhren, 
nachdem die preußiſche Königstochter Charlotte (Alexandra) 1817 durch 
ihre Vermählung mit dem Großfürſten Nicolai in das Haus der Roma⸗ 
nonyd eingetreten war. Es war dort beſonders die Zarin Maria Feo⸗ 
dorowna, Pauls I. einflußreiche Witwe, die mit großmütterlicher Für⸗ 
forge die Vermählung ihrer Enkelinnen Marie und Auguſta!) in Weimar 
mit Söhnen Kg. Friedrich Wilhelms III. zu betreiben ſich bemühte. 
„Wie über die wichtigſten Fragen der preußischen Politik, ſo fielen auch 
über die Herzensſchickſale preußiſcher Prinzen damals die Würfel in 
Petersburg.“ " | 
Immerhin ftanden, wie der Herausgeber im weiteren ſachkundig 
ausführt, der geplanten Verbindung mancherlei Umſtände hindernd im 
Wege. In Weimar machte man Schwierigkeiten. Man wollte dort 
hoch hinaus. Für die älteſte Tochter Marie war ein Thronerbe in Aus⸗ 


1) Der Taufname der Prinzeſſin war Auguſta. In dem Weimarer und 
Berliner Familienkreiſe wurde ſie Auguſte genannt. Sie ſelbſt ſchrieb ihren 
Namen in vertrauten Schriftſtücken Auguſte, in ſolchen offiziellen alert ers 
Auguſta. Seit 1871 erſcheint in dem geſamten Schriftverkehr der Kaiſerin die 
Namensform Auguſta. ö | 
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ſicht genommen. Prinz Wilhelm wäre der Mutter genehm geweſen. 
Mit dem Prinzen Karl, der ſeit 1824 um Mariens Hand warb, wollte 
ſie ſich allenfalls zufrieden geben, wenn ſein älterer Bruder „etwa nach 
Vermählung“ mit der unebenbürtigen Prinzeſſin diese Radziwill ſeinen 
Rechten als Thronfolger entſagt haben würde. Dieſe Zumutung wies 
der König ſcharf zurück. Die Bahn zur Verlobung Karls (Dezember 
1826) wurde erſt frei durch den endgültigen Verzicht des Bruders. Da⸗ 
mals, bei der erſten Begegnung mit dem Prinzen W., hinterließ die 
jugendliche, Fit angeregte, temperamentvolle Schweſter der Braut 
einen tiefen Eindruck in dem Herzen des Vereinſamten. Dieſes Gefühl 
verſtärkte fic) bei einem zweiten Beſuche W.s am Weimarer Hofe. Trog- 
dem konnte er zu keinem Entſchluſſe kommen. Er hegte die Beſorgnis, 
daß ſeine Verbindung mit Auguſta dieſe „in eine bevorzugtere Stellung 
gegenüber ihrer älteren Schweſter bringen“ würde. Auf Veranlaſſung 
des Vaters, der des Sohnes Bedenken teilte, ging er daher im Sommer 
1827 auf die Brautſchau nach Süddeutſchland. Die Reife verlief ergebnis⸗ 
los. Im Dezember begab ſich der Prinz nach Petersburg. Hier entſchied 
er ſich nach gründlicher Erörterung des Falles im Kreiſe der Zarenfamilie 
endgültig für Auguſta (Mai 1828). Obwohl die Zarin⸗Mutter den Plan 
eifrig bei ihrer Tochter in Weimar befürwortete, war dieſe ihm keines⸗ 
wegs hold. Sie vermochte ſich von der ernſten Neigung W.3 zu ihrer 
Tochter nicht zu überzeugen. Erſt nach einer persönlichen Ausſprache 
mit dem Könige in Berlin willigte Maria Pawlowna in die Werbung 
des Prinzen. Doch wünſchte ſie zuvor noch deſſen „Beſtändigkeit“ zu 
prüfen. So erhielt W. erſt am 25. Oktober 1828 das Jawort der Eltern 
und Auguſtas. „Mit ganzem Herzen“, ſo bemerkt der Verfaſſer, hat W. 
„die Neigung des gereiften Mannes, der ein ſtilles häusliches Glück be⸗ 
gehrte, der Braut geſchenkt, deren Herz auch ihm entgegenſchlug.“ Das 
iſt auch der Eindruck, den wir aus der Lektüre des 1. Bandes gewinnen. 

Gegenſtand eingehender Betrachtung iſt dann das Eheleben des 
prinzlichen Paares. Tief dringt der Verfaſſer ein in den Geiſt und Sinn 
der vorliegenden Dokumente und weiß aus ihren Tiefen die Goldkörner 
zu heben, die für ſeinen Zweck in Betracht kommen, und ſie umſichtig 
und mit maßvollem Urteil zu verwerten. Mit feinen, zarten Strichen 
zeichnet er demgemäß das Weſen dieſer ſtarken Perſönlichkeiten von 
ungleichem Temperament, beſonders das Charakterbild Auguſtas. Es 
weicht erheblich ab von der bisher vorherrſchenden, ziemlich ungünſtigen 
Auffaſſung ihres Menſchentums, dürfte aber der Wirklichkeit durchaus 
nahekommen, wenn nicht ſogar entſprechen. Der noch ausſtehende, in⸗ 
haltsreiche Briefwechſel der vielgeſchmähten Frau wird dieſes Urteil 
beſtätigen. Schon aus dieſem Grunde verdient unſere Publikation auf⸗ 
merkſamſte Beachtung. Aber auch zahlreiche politiſch hochbedeutſame 
Ereigniſſe aus der preußiſchen und deutſchen Geſchichte erſcheinen hier 
in neuer Beleuchtung. ; 

Die Briefe, die W. mit feinem Schwiegervater Karl Friedrich aus- 
taufchte, einem „verſchloſſenen, ſcheu zurückhaltenden, willensſchwachen 
Sonderling“, ſind inhaltlich ohne Bedeutung. In den an Maria Paw⸗ 
lowna, die anmutige, begabte, „durch hoheitsvolles Auftreten ausge⸗ 
zeichnete“, leidenſchaftliche Tochter Pauls I., gerichteten Briefen über- 
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wiegen die Familienangelegenheiten. Daneben werden auch politiſche 
Fragen und rg erörtert, namentlich ſoweit fie Rußland betreffen: 
Die Revolution in Belgien, der polniſche Aufſtand (1830—1831), die 
Aufſtandsverſuche Louis Napoleons in Straßburg und Boulogne (1836, 
1840), der Kölner Biſchofsſtreit (1837/8), der badiſche Feldzug des Prinzen 
W. (1849), die ungariſche Bewegung und die uche Intervention 
(1848/9), der Staatsſtreich Louis Napoleons (1851), der Krimkrieg uſw. 
Bemerkenswert iſt, daß W. Fenn den Einfluß, den ſeine Schwieger⸗ 
mutter in Petersburg hatte, benutzt hat, „um im Sinne beſtimmter 
Gedankengänge auf den Zaren einzuwirken“. So hat er 1834 den Ver⸗ 
ſuch gemacht, auf dieſem Wege ſeinen Vater zu beſtimmen, das Reprä⸗ 
ſentationsverſprechen „in einer dem monarchiſchem Prinzip ganz unge⸗ 
fährlichen Form einzulöſen“. Ein für „die damalige Stellung Preußens“ 
charakteriſtiſcher Schritt. | 

Innigſte Freundſchaft verband den Prinzen, König und Kaiſer zeit 
ſeines Lebens mit Karl (Alexander), dem jüngeren Bruder ſeiner Ge⸗ 
mahlin. Sie kam zum Ausdruck in einem außerordentlich regen Brief⸗ 
verkehr und Gedankenaustauſch!) über alle Fragen, die damals die 
Gemüter bewegten, und Preußens und Deutſchlands politiſche Lage, 
ihre Entwicklung und Zukunft berührten, namentlich in der Revolutions⸗, 
Reaktions⸗ und Konfliktsperiode. Die ee des deutſchen Problems 
erſehnte und erhoffte Karl von einem friedlichen Ausgleich zwiſchen 
Preußen und Oſterreich „auf dem Wege der Bundesreform“. Urſprüng⸗ 
lich, gleich ſeiner Schweſter, der Königin, Bismarck und ſeiner Politik 
abgeneigt, wurde er unter dem Eindruck der großartigen Erfolge des 
Kanzlers einer ſeiner glühendſten Verehrer und treueſten Freunde. 

Eine hervorragende Rolle fiel dem Großherzog zu bei der Pflege 
und Erhaltung der Beziehungen Preußens und des neuen Reiches zu 
Rußland. Als intimer Freund des Zaren Alexander II. war Karl häufig 
in der Lage, der preußiſchen und deutſchen Politik die wertvollſten Dienſte 
zu leiſten. Vor allem in den Jahren 1859, 1870/1, 1879, da es darauf 
ankam, den Zaren über die Abſichten und Maßnahmen der Reichsleitung 
guverlaig und eingehend zu orientieren und ihn u. a. von der Notwen⸗ 

igkeit des deutſch⸗öſterreichiſchen Bündniſſes zu überzeugen und ihm 
klar zu machen, daß es auch Rußlands Intereſſen zu dienen geeignet ſei. 
Im Hinblick darauf bilden die Briefe aus der Zeit von 1870—1887 eine 
ſchätzenswerte Ergänzung zu der erſten Reihe der großen Aktenpublika⸗ 
tion des Auswärtigen Amtes. 

Ein zuverläſſiges Regiſter bildet den Schluß der Sammlung, einer 
hiſtoriſchen Quelle von ſeltener Güte und Reinheit. Sie der Foce 
in vorbildlicher Form erſchloſſen zu haben, iſt das Verdienſt des „Kaiſer⸗ 
Wilhelm⸗Inſtituts für deutſche Geſchichte“, vor allem aber des Bearbeiters. 

| Georg Schuſter. 


Alfred Niemann, Wanderungen mit Kaiſer Wilhelm II. K. F. 
Koehler, Leipzig 1924. 128 S. 


1) Auf die außerordentliche Bedeutung dieſes Briefwechſels hat bereits 
Bailleu aufmerkſam gemacht. (S. Feſtſchrift der Kaiſer⸗Wilhelm⸗Geſellſchaft. 
Berlin 1921, S. 262f.) 
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Der Verf., der in den letzten Monaten des Krieges dem Kaiſerlichen 
Hauptquartier angehörte und ſeitdem mit dem Kaiſer in perſönlichen 
eziehungen re tft, hat in dem vorliegenden Buch das niedergelegt, 
was ihm bei den Geſprächen mit dem Kaiſer auf gemeinſamen Wande⸗ 
rungen in Amerongen und Doorn „für die gerechte Beurteilung und 
Würdigung der Perſon des Monarchen und ſeines Wirkens als deutſcher 
Kaiſer und König von Preußen bedeutungsvoll erſchien“. Ausgeſprochener 
Zweck des Buches iſt, gegenüber der mehr oder minder ausgeprägten 
itik Wilhelms II. in der Nachkriegs⸗, insbeſondere der Memoiren⸗ 
Literatur, das audiatur et altera pars zur Geltung zu bringen. Es ent⸗ 
hält meiſt längere Auseinanderſetzungen des Kaisers auf kurze Wege 
ſtellungen des Verf. Aber auch da, wo der letztere, beſonders im Anfang 
der einzelnen Kapitel, einmal eigene zuſammenhängende Ausführungen 
macht, darf man wohl annehmen, daß er damit die Anſchauungen des 
Kaiſers widerſpiegelt. Was das Buch gibt, iſt weniger neues Tatſachen⸗ 
material als eine Apologie der Handlungs⸗ und Anſchauungsweiſe des 
Kaiſers während ſeiner Regierungszeit, eine Ergänzung und Erweiterun 
der „Ereigniſſe und Geſtalten“. Es hat daher wenig Zweck, auf Einzel⸗ 
heiten einzugehen oder zu ihnen Stellung zu nehmen; letzteres würde 
mindeſtens eine beſondere Abhandlung erfordern. Der Inhalt des Buches 
wird am beſten durch eine Wiedergabe der Kapitelüberſchriften umriſſen: 
L Der Schatten Bismarcks. II. Das Buch „Ereigniſſe und Geſtalten“. 
III. Monarchie und Verantwortlichkeit. IV. Staatliche Führung und 
Folgerichtigkeit. V. Die Wege der deutſchen eich VII. vor dem Kriege. 
VI. Die innere Politik in Preußen und im Reich. VII. Politik und Krieg⸗ 
führung. VIII. Die operativen engi der Oberſten Heeresleitung. 
IX. Die Tragik des 9. November. X. Über die geiſtigen und politiſchen 
Strömungen der Gegenwart. Der Ton iſt, wie nicht anders zu erwarten, 
ein durchaus ruhiger und ſachlicher; perſönliche Polemik durchweg ver⸗ 
mieden. Eine gewiſſe Einſeitigkeit iſt durch die Entſtehung und die Voraus⸗ 
ſetzungen des Buches ſelbſtverſtändlich gegeben. Dem ſo ſchwer und oft ſo 
ungerecht Angegriffenen wird niemand billigerweiſe verargen, wenn er 
har Handlungen und a ae im günſtigſten Lichte darzuſtellen 
ucht. Daß ſein Wollen das Beſte, daß er nicht der ehrgeizige Friedens⸗ 
ſtörer war, als den ihn die Propaganda unſerer Feinde und leider auch 
verblendeter Parteigeiſt im eigenen Volke darzuſtellen verſucht hat, 
bezweifelt wohl ſchon jetzt kein unbefangen Urteilender. Daß Darſtellung 
und Meinung desjenigen, der 30 Jahre lang an der Spitze des Deutſchen 
Reiches geſtanden hat, für den Geſchichtſchreiber unter allen Umſtänden 
von Wert ſind, braucht nicht erſt betont zu werden. An der Zuverläſſig⸗ 
keit der Wiedergabe durch den Verf. zu zweifeln, liegt kein l 
idicke. 


Friedrich Payer, Von Bethmann Hollweg bis Ebert. Erinnerungen 
und Bilder. Frankfurter Societätsdruckerei, Frankfurt a. M. 1923. 304 S. 

Die „Erinnerungen“ des ſüddeutſchen Demokraten und Stellver⸗ 
treters der beiden letzten wilhelminiſchen Reichskanzler handeln eiu⸗ 
leitend „vom alten Reichstag“ und geben in einem Epilog aus der 
„Geheimgeſchichte“ der Weimarer Nationalverſammlung pes Mit- 
teilungen, die fid auf gewiſſe Kriſen in den Friedensverhandlungen 
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beziehen; die übrigen ſechzehn Abſchnitte des Buches aber beſchäftigen 
ſich ausſchließlich mit den Jahren 1917 und 1918, die P. an leitender 
Stelle mitdurchlebte. Von der bekannten Friedensreſolution des Reichs⸗ 
tags (19. Juli 1917) führt die Darſtellung in chronologiſcher Folge über 
die Ara Hertling und Kühlmanns Rücktritt zu a und Verlauf der 
Reichskanzlerſchaft des Prinzen Max von Baden. Daran reihen ſich 
folgende Spezialthemen: Vom Kaiſer, v. Bethmann Hollweg, Von der 
Oberſten Heeresleitung, Vom Unterſeebot⸗Krieg, Oſtfragen, Unſere 
Propaganda 1918, Zukünftiges Verhältnis zu Oſterreich⸗Ungarn, Elſaß⸗ 
En. Unſere Stellung gegenüber Belgien, Vom preußiſchen 
recht 


Wah 

Da Kühlmann und Prinz Max zu den wenigen Staatsmännern 
der Kriegszeit Kae die dem Bedürfnis, Memoiren zu ſchreiben, 
bisher widerſtanden haben, und da die Erinnerungen des Grafen Hertling 
(wenn man vom Buche ſeines Sohnes abſieht) nur bis zum Jahre 1902 
gedruckt wurden, ſo verſteht ſich der Wert einer auf Autopſie beruhenden 
Quelle für jenen Zeitabſchnitt von ſelbſt. Bei der Polemik betreffend 
das Verhalten der letzten kaiſerlichen Regierung kurz vor und beim Zu⸗ 
ſammenbruch wird man an Payers Außerungen nicht vorübergehen 
dürfen, zumal der Verfaſſer ſich ganz offenſichtlich mit Erfolg bemüht, 
den Parteimann hinter dem leidenſchaftsloſen Schilderer deſſen, was ge⸗ 
weſen, zurücktreten zu laſſen. Man wird ſich dem Eindrucke ſeiner ruhigen, 
abgewogenen Außerungen, denen jegliche Rhetorik — bisweilen auch 
nach der anderen Seite hin, wo ſie einen Vorzug bedeutet — fremd iſt, 
nicht entziehen können. Zwar trügt mitunter der Schein inſofern, als die 
— beſonders im Abſchnitt über den Kaiſer deutliche — maßvolle Form 
tatſächliche Unrichtigkeiten verdeckt. Das läßt ſich z. B. für den bei Payer 
recht dürftig fortkommenden Kanzler Michaelis an Hand von deſſen 
Erinnerungen oder für die dem Berufsparlamentarier weſensfremde 
militäriſche Welt durch einen Vergleich mit dem Buche des Oberſten 
Nicolai (Geheime Mächte, Köhler, Leipzig 1923) nachweiſen. 

Im allgemeinen wird man aber die Art, wie P. das Verhalten der 
Oberſten Heeresleitung und konſervativer Kreiſe während des Krieges 
beurteilt, kaum als tendenziös bezeichnen können. Je überzeugter wir 
mit jedem Tage erklären dürfen, daß die deutſche Regierung in außen⸗ 
politiſcher Beziehung erſt an dritter oder vierter Stelle für Lloyd Georges 
berühmtes „Hineinſchlittern“ in den Krieg verantwortlich zu machen iſt, 
deſto notwendiger wird es, die Augen nicht zu verſchließen vor jener 
Kauſallinie, die innenpolitiſch Taten und Ende des ancien régime ver⸗ 
knüpft. H. O. Meisner. 


Willy Andreas, o. Prof. in Heidelberg, Die Wandlungen des groß⸗ 
deutſchen Gedankens. Rede zur Reichsgründungsfeier der Univerſität 
Heidelberg, 18. Januar 1924. Stuttgart und Berlin 1924. 

Der großdeutſche Gedanke iſt eine Schöpfung des 19. Jahrhunderts; 
zu allen Gefahren, die den deutſchen Volkskörper ſeit den Anfängen 
ſeiner Geſchichte bedrohten, kam dieſe neue Spaltung hinzu: hierin 
liegt die Tragik des großdeutſchen Gedankens. Seine innere Proble⸗ 
matik verhinderte eine Löſung auf innerpolitiſchem Wege, wie ſie die 
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Paulskirche 1848 verſucht hat; ihre außenpolitiſchen Möglichkeiten ſind 
damals überhaupt noch nicht ernſtlich erwogen worden. Aber an dieſem 
grundlegenden Fehler krankte ja auch die deutſche Verfaſſung von 1849, 
die, heute in manchem wieder zum Vorbild geworden, in ihrer Zeit 
ohne das Gewicht einer ſtaatlichen Macht völlig in der ar ſchwebte: 
ſo mußten die deutſchen Großmächte; Oſterreich und Preußen über ſie 
hinwegſchreiten. Es iſt deshalb zwecklos, darüber heute im Ton der 
Anklage zu ſprechen (S. 12f.). Erſt Bismarcks Staatskunſt fand eine 
auch außenpolitiſch mögliche e Sinne der kleindeutſchen Idee. 
Das hat rückwirkend das hiſtoriſche Urteil dahin beeinflußt, als ſeien die 
Kleindeutſchen von 1848 an ſich * einſichtiger geweſen. Das 
wird heute nur mit Einſchränkung zu ſagen fein: Reichsgründer konnten 
auch ſie nach ihrer geiſtigen Einſtellung niemals werden. 

Wenn ſich A. zu dem großdeutſchen Gedanken bekennt, ſo geht er 
von der Vorausſetzung aus (ohne die eine fruchtbare Diskuſſion über dieſe 
Frage nicht mehr möglich iſt), daß die Bismarckiſche Reichsſchöpfung 
in ihrer ganzen ſelbſtgewollten Beſchränkung eine hiſtoriſche Notwendig⸗ 
keit war: gerade hierin unterſcheiden ſich die heutigen Vertreter des gro 
deutſchen Gedankens von ihren Vorgängern in der Zeit von 1870—1914, 
die ſich vielfach reichsfeindlich gebärdeten. | | 

Der Berf. 1900 eine Schilderung der Entſtehung des großdeutſchen 
Gedankens im Revolutionsjahr und einen Überblick über feinen Leidend- 
gang in der Zeit ſeiner Zurückdrängung aus der Reihe der geſchicht⸗ 
lich wirkſamen Kräfte. In Oſterreich ſelbſt, feiner eigentlichen Heimat, 
fand er ein Gegengewicht in dem Geſamtſtaatsbewußtſein. Die Gefahr, 
die für die Deutſchen ſeit 1866 beſtand, aus der Vormachtſtellung in dem 
Doppelreich verdrängt zu werden, wuchs durch das deutſch⸗öſterreichiſche 
Bündnis von 1879, das auch das Deutſche Reich an dem Beſtande des 
öſterreichiſchen Geſamtſtaates intereſſierte. Es bleibt natürlich die Frage 
offen, ob dem Reich ein Oſterreich, das unter ſlawiſchen Einfluß geraten 
war, noch ebenſo bündnisfähig gelten konnte, wie das Ofterreich, mit 
dem Bismarck abgeſchloſſen hatte; hierbei hat der falſche Begriff der 
„Nibelungentreue“ eine verhängnisvolle Rolle geſpielt. Die deutſch⸗ 
nationale Bewegung, die ſich der Entwicklung Oſterreichs zu einem jla- 
wiſchem Staat entgegenſtemmte, konnte nicht durchdringen, zumal es 
ihr an wirkſamer Unterſtützung aus dem Reich fehlte. Hier hätte auch der 
Tätigkeit der Alldeutſchen gedacht werden ſollen, die frühzeitig den Finger 
auf dieſe Wunde legten und vor der Politik der Habsburger warnten; 
in ihnen wirkte Lagardeſches Erbe! Eine neue, vertiefte Geſtalt gewann 
der großdeutſche Gedanke in dieſer Zeit nicht mehr: ſein letzter ſelbſtän⸗ 
diger Kopf mit großen politiſchen Ideen war in Bruck dahingegangen. 
So ſtarb das öſterreichiſche Deutſchtum daran, daß die großdeutſche 
Frage politiſch unlösbar war. 

Iſt ſie es auch heute noch? Der Zuſammenbruch von 1918 hat auch 
hier neue ee e geſchaffen. Der Geſamtſtaat iſt verſchwunden, 
das Oſterreich des Vertrages von St. Germain allein nicht lebensfähig. 
Es handelt ſich nur noch um den Anſchluß dieſes Reſtes der einſtigen 
öſterreichiſchen Monarchie an das Deutſche Reich. Trotz ergreifender 
Zeichen gegenſeitiger Teilnahme ſteht der Anſchlußgedanke doch heute, 
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wie A. feſtſtellen muß, auf einem Tiefſtand. Die Möglichkeit, ihn zu 
verwirklichen, iſt 1918 verſäumt; iſt darum unwiederbringlich die Ge⸗ 
legenheit verpaßt? A. ſieht es als ſeine beſondere Aufgabe an, die 
3 fit zu halten und für die Stunde vorzubereiten, wo endlich die 
at reif iſt. 

Bis jetzt hat ſich freilich der Bismarckiſche Reichsgedanke als das 
feſte Fundament erwieſen, das auch die Stürme des Krieges und der 
Revolution überdauert hat. Es muß einmal ausgeſprochen werden, daß 
ugleich eine grundlegende Anderung der Verfaſſung und eine Erweiterung 
des Gebietes und des Volksbeſtandes nach dem verlorenen Kriege 
in dem Chaos der erſten Monate nach dem Waffenſtillſtand eine zu ſtarke 
Belaſtungsprobe für die Feſtigkeit des Reiches geweſen wäre. Mit 
den durch eine Angliederung hervorgerufenen Problemen wäre weder 
die Nationalverſammlung noch der Reichsrat fertig geworden. Damit 
ſoll eine ſpätere Löſung des Problems nicht für ausſichtslos erklärt werden. 
Aber 1918 und 1919 war nicht der richtige Zeitpunkt der Angliederung: 
der Revolution fehlte der vorwärtstreibende Wille, der dazu nötig 
war: ſie war eben nur ein Zuſammenbruch. Woran ſollte ſich alſo 
die Flamme entfachen, die keines Siegers Fuß je ganz hätte austreten 
können? Als Zuſammenfaſſung aller hiſtoriſchen Probleme des groß⸗ 
deutſchen Gedankens, deſſen einzelne Phaſen ſcharf herausgearbeitet 
werden, behält dieſe Schrift, die von echtem politiſchen Pathos erfüllt 
iſt, ihren Wert und wird zu ſeiner hiſtoriſchen und politiſchen Klärung 
beitragen. Dr. Hermann Chriſtern. 


Heinz Trützſchler von Falkenſtein, Bismarck und die ken beg Jug 
des Jahres 1887. Mit Benutzung unveröffentlichter Akten des Aus⸗ 
wärtigen Amtes und des Reichsarchivs. Berlin 1924. Deutſche Verlags⸗ 
geſellſchaft für Politik und Geſchichte. XV und 155 Seiten. 

Das Jahr 1887 gilt mit Recht als das Zentraljahr der Bismarckſchen 
Alterspolitik, als das Jahr der gefährlichſten äußeren Bedrohung und 
gages der kunſtvollſten Defenſive, die mit ihren ineinanbergeeifenben 

inzelzügen einen fait kreisförmigen Ausbau der deutſchen Bündnis⸗ 
politik verwirklicht. Die Probleme, die dieſes Jahr bietet, ſind bisher, ſo⸗ 
weit ſie nicht in den Rahmen allgemeiner Darſtellungen fielen, mit 
Vorliebe in ſehr enger Spezialiſierung behandelt worden (Rückverſiche⸗ 
rungsvertrag, Balkandreibund, bulgariſche Frage, engliſches Bündnis⸗ 
angebot). Es war daher ein glücklicher Gedanke der Hallenſer Philo⸗ 
RARE Fakultät, die „Kriegsgefahr“ von 1887 (ähnlich wie {don früher 

ie von 1875), d. h. alſo das Moment, von dem aus der dynamiſche An⸗ 
trieb für die komplizierten diplomatiſchen Aktionen erfolgt, zum Gegen⸗ 
ſtand eines akademiſchen Preisausſchreibens zu machen. 

Die Arbeit von Trützſchler iſt mit einleuchtendem Recht als preis- 
würdige Antwort auf dieſe Frageſtellung betrachtet worden. Sie ruht 
auf umfaſſender Kenntnis der Literatur und der gedruckten Akten, bei 
deren Herausgabe der en) beteiligt war; und fie hat dazu aus un⸗ 

edruckten Materialien des Auswärtigen Amtes und des Reichsarchivs 
rgänzungen zu gewinnen gewußt, die unſere e ene der Einzel⸗ 
e erweitern. Als Beiſpiel dafür ſei auf die ſorgſame 
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Unterſuchung hingewieſen, die T. den von Corti gebrachten Nachrichten 
über einen angeblichen Umfall Bismarcks in der Battenberger Frage 
widmet. Er verſtärkt durch neue Hinweiſe die Skepſis, die man dieſer 
Überlieferung von Anfang an hätte entgegenbringen ſollen. Auch in 
der Frage des Rückverſicherungsvertrages führen Quellenkenntnis und 
abwägendes Urteil den Verfaſſer zu einer beſonnenen, in ſich ſtichfeſten 
Anſicht, der ſich nunmehr — a dem Erſcheinen der zweiten Akten⸗ 
ſerie auch manche früheren Kritiker zuzuneigen beginnen. Doch ſcheint 
mir, daß das „tranſitoriſche“ Moment und der gewiſſe dolus, der dem 
Vertrag trotz allem nach der ruſſiſchen Seite hin eigen iſt und die 
Bedeutung dieſes Zuges für das deutſch⸗engliſche Verhältnis noch ſchärfer 
herauszuarbeiten wären. Die Arbeit von Raab dringt hier tiefer in die 
Untergründe ein, Ergänzungen 9 licher Art glaube ich in einem 
von dem Verfaſſer überſehenen Aufſatz der preußiſchen Jahrbücher und 
in einer mit ſeiner Arbeit gleichzeitig erſchienenen Schrift über die eng- 
liſche Bündnispolitik gegeben zu haben. Der nicht weniger umſtrittene 
Briefwechſel mit Salisbury wird im Anſchluß an Rachfahl interpretiert, 
allerdings möchte ich die Eventualſpitze gegen Frankreich bei der Fühlung⸗ 
nahme doch für geſichert halten, einmal e contrario, d. h. im Verhältnis 
zu der Abſage jeder öſtlichen Bindung und dann im Zuſammenhang 
der Sondierung von 1889. Über Kane Einzelheiten und ihre Analyſe 
hinaus liegt das Verdienſt des Verfaſſers in der exakten und wirkungs⸗ 
vollen Zuſammenſchau der geſamteuropäiſchen Vorgänge, die ſo, in 
ihrem Auf⸗ und Ab, in Aktion und Reaktion noch nicht dargeſtellt worden 
ſind. Wenn dabei Bismarck naturgemäß hervortritt, ſo wird doch zugleich 
die Abhängigkeit ſeines Handelns von den Ereigniffen jenſeits der Gren⸗ 
en und deren Eigencharakter in richtiges Licht geſtellt. Niemand war 
aher mehr autoriſiert als der Verfaſſer, an dem Tendenzwerk des Ameri⸗ 
kaner Fuller Kritik zu üben, der ſelbſt aus dieſem hoffnungsloſen Fall 
eine Angriffspolitik Bismarcks herauszuleſen ſich bemüht hat. 
H. Rothfels. 


Bernhard Schwertfeger, Die diplomatiſchen Akten des Aus⸗ 
wärtigen Amtes 1871—1914. Ein Wegweiſer durch das große Akten⸗ 
werk der deutſchen Regierung. 1. Teil: Die Bismarck⸗Epoche 1871 —1890 
(Band I- IV), Berlin 1923. XV und 430 Seiten. 2. Teil: Der Neue 
Kurs 1890—1899 (Band VII— XII). Berlin 1924. XV und 386 Seiten. 

Unter den nicht wenigen Offizieren, die nach dem Kriege ihre Kennt⸗ 
niſſe und ihre Tatkraft in den Dienſt der e oder der Publi⸗ 
ziſtik ſtellten, gehört der Aff Bernhard Schwertfeger zu denen, die ſich 
von Anfang an um die Aufſtellung der auswärtigen Politik bis zum 
Kriegsbeginn bemühten. Weiteren Kreiſen ſchon während des Krieges 
durch ſeine Herausgabe der ar be Aktenſtücke und gleich danach durch 
ſeine Schrift über den geiſtigen Kampf um die Verletzung der belgiſchen 
Neutralität bekannt geworden, führte er ſofort nach dem Erſcheinen das 
breiteſte Publikum durch . in die Aktenſammlung des 
Auswärtigen Amtes über die se des Weltkrieges ein und 
begleitete ſie mit Aufſätzen über Einzelfragen aus dieſem Kapitel nament⸗ 
lich in dem Archiv für Politik und Geſchichte. Auch die vorliegenden 
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beiden Bände gehören in den Rahmen diefer Beſtrebungen, das große 
Aktenwerk möglichſt vielen zugänglich zu machen. Sie ſollen vor allem 
ein Wegweiſer ſein — ſo nennt ue der Verfaſſer ſelber — und fie dienen 
dieſem Zweck, indem ſie einmal entſprechend der Einteilung des Akten⸗ 
werkes in kurzer, gedrungener Darſtellung mit fortlaufenden Verweiſungen 
auf die zugrunde liegenden Aktennummern den Inhalt dieſer Akten 
wiedergeben. Iſt damit dem Bedürfnis nach einem Überblick über die 
Einzelprobleme Genüge geſchehen, ſo kommt der Verfaſſer dem nach 
einem Überblick über die Geſamtbeſtrebungen der deutſchen Politik 
in den beiden Zeitabſchnitten durch eine ſynchroniſtiſche Zuſammen⸗ 
ſtellung aller in den verſchiedenen Kapiteln verſtreuten Akten entgegen, 
die ſich für den erſten Band allerdings erſt in dem Anhang zum zweiten 
findet. Im übrigen gibt er eine Überſetzung der a Doku⸗ 
mente in den 12 Bänden, über deren Wert man ſtreiten kann. Denn ganz 

ewiß werden die meiſten, die ſich mit den Problemen der auswärtigen 
Politit überhaupt beſchäftigen, auch imſtande ſein, jene Dokumente in 
der Urſprache zu verſtehen. Außerdem bereicherte er den 1. Band mit 
der Übertragung von 15 Berichten des Grafen de St. Vallier und des 
Barons de Courcel, der franzöſiſchen Botſchafter in Berlin von 1879 —1885, 
über die Beobachtungen, die ſie in Berlin gemacht hatten, und die Schlüſſe, 
die ſie daraus für die deutſche Politik im allgemeinen und gegenüber 
Frankreich im beſonderen glaubten in weiteren Kreiſen ziehen zu müſſen 
— Dokumenten, die einer franzöſiſchen, bisher, ſo viel ich ſehe, noch unbe⸗ 
kannt gebliebenen Veröffentlichung entnommen, an ſich bereits inter⸗ 
eſſant genug ſind, um in jeder Aktenſammlung das Augenmerk auf ſich 
zu ziehen: denn ſie verraten, wie wenig ſelbſt in dieſer Zeit der ſog. 
Annäherung Frankreichs und Deutſchlands Frankreich vergeſſen hatte, 
was die Zukunft von ihm verlangte, und wie ſcharf es beobachtete und 
nach Schwächen in der Bündnispolitik des Deutſchen Reiches ausſpähte. 
Gerade auch darum iſt ihr Abdruck in dieſem Wegweiſer, in dem faſt 
jede Seite von dem Friedenswillen Deutſchlands zeugt, nur zu begrüßen. 
Aber darüber hinaus haben ſie noch den Wert einer Illuſtrierung der 
deutſchen Politik durch ihre Gegenſpieler, wie ſie gerade für das breitere 
Publikum recht erwünſcht und dabei noch verhältnismäßig ſelten geboten 
iſt. Schließlich ſei noch dankbar der Mühe gedacht, ein chronologiſches 
Verzeichnis ſämtlicher in den beiden Bänden enthaltenen Schriftſtücke 
herzuſtellen mit Angabe der Seiten des Aktenwerks und des Wegweiſers, 

an denen eine Orientierung über ihren Inhalt möglich iſt. 

Das Ziel, einen Wegweiſer durch das Aktenwerk zu ſchaffen, dürfte 
Oberſt Schwertfeger mit alledem erreicht haben, und was dazu in dem 
erſten Bande noch fehlte, holte er gelegtlich des zweiten Bandes nach. 
Vielleicht ſchuf er mit dieſen Bänden ſogar noch mehr. Wenn auch die 
nel der 12 Bände des Aktenwerkes nicht entraten kann, ein gut 
Teil der Leſer, für die der Wegweiſer geſchrieben ward, wird ſich mit ihm 
begnügen. Natürlich können bei Inhaltsangaben Meinungsverſchieden⸗ 
heiten beſtehen über das Mehr oder Weniger, über die Akzentverteilung 
uſw. Davon abgeſehen aber wird man nicht beſtreiten können, daß ſich 
Oberſt Schwertfeger auch als Führer zuverläſſig genug erwies, um ihm 
dieſen Teil des Publikums unbeſorgt anzuvertrauen. | | 
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Der Verfaſſer ftellte für die weiteren Serien des Aktenwerkes eine 
Fortſetzung ſeines Unternehmens in Ausſicht. Indem wir darüber 
unſerer Genugtuung Ausdruck geben, möchten wir auch ebene 
uns dem fon von anderer Seite vorgetragenen Wunſche anſchließen, 
daß in dieſe Bände, wenn nicht die geſamte über das Aktenwerk ent⸗ 
ſtandene Literatur, ſo doch mindeſtens die Literatur 1 
wird, die unſere Erkenntnis förderte; je mehr ſich die Veröffentlichung 
des Auswärtigen Amtes dem Jahre 1914 nähert, deſto zahlreicher werden 
ja auch die 8 Auffaſſungen über die Bedeutung der einzelnen 
Tatſachen; darüber Aufſchluß zu geben, wäre außerordentlich dankens⸗ 
wert. Wie das zu geſchehen hat, darüber wird man die Entſcheidung 
füglich dem Verſaſſer überlaſſen dürfen. | 
Königsberg i. Pr. Wilh. Stolze. 


Johannes Haller, Aus dem Leben des series Philipp zu Eulen: 
burg⸗Hertefeld. Berlin 1924. Gebrüder Paetel. 427 ©. 

Haller fährt in feinen Veröffentlichungen aus dem rieſigen ſchrift⸗ 
lichen Nachlaß Philipp Eulenburgs fort. 

Dem noch vom Fürſten ſelbſt vorbereiteten Bruchſtück ſeiner „Er⸗ 
innerungen“ („Aus 50 Jahren“, vgl. Forſchungen, Bd. 36, S. 237ff.) 
folgt jetzt ein Life and Letters⸗Band, für welchen Haller aus dem vor⸗ 
handenen Material auswählte, ſoviel nötig war, um den Fürſten als 
Menſchen und Staatsmann zu zeigen. — a 3 
Bei wichtigen Vorgängen, wie dem Sturz Bismarcks oder der Urias⸗ 
brie faffäre, bleibt auch jetzt noch eine erſchöpfende Darſtellung und Mit⸗ 
teilung der Dokumente ſpäteren Sonderpublikationen ausdrücklich vor⸗ 
behalten (S. 51, 91, 105). u . 

Der Zweck des neuen Buches iſt in erſter Linie ein apologetiſcher. 
Sein Schwerpunkt liegt umgekehrt wie bei den „Erinnerungen“ auf der 
Zeit nach 1890 und damit in jener Periode, welche für das bisherige 
Urteil über die in Frage ſtehende Perſönlichkeit maßgebend war. Dieſe 
ſchneidet jetzt beſſer ab als in den teilweiſe recht unerfreulichen auto⸗ 
biographiſchen Aufzeichnungen. Das „Talent“, die ſchwachen Seiten 
der Mitmenſchen zu entblößen und zur Schau zu ſtellen, vermag man 
nur noch in wenigen Fällen zu entdecken; dafür erhalten wir nun ein Bild 
von dem Diplomaten und Staatsmann Eulenburg, der im letzten Jahr⸗ 
zehnt des vorigen Jahrhunderts faſt an jeder wichtigen innen⸗ und außen⸗ 
politiſchen Aktion des Reichs in irgendeiner elle beteiligt war (82). 
Man wird jagen müſſen, daß er von Bismarcks Sturz bis zu Bülows 
Antritt die einflußreichſte Perſönlichkeit der Wilhelminiſchen Ara geweſen 
iſt. (Holſtein war zu ſehr auf das Auswärtige beſchränkt und ohne Füh⸗ 
lung mit dem Kaiſer.) 

Wie ſteht es nun mit dieſem Einfluß?’ Anders als man bisher anzu⸗ 
nehmen geneigt war. Ein Höfling ſchlechthin iſt Graf Eulenburg nicht 
geweſen, dafür war er zu klug; auch ein ehrgeiziger Streber nicht, dafür 
war er zu unabhängig, und der „Reaktion“ wird man ihn trotz ſeines 
Royalismus ebenſowenig zurechnen können. Im Auswärtigen beſeitigte 
die geſchickte Hand des Münchener und Wiener Diplomaten manchen 
Stein des Anſtoßes und im Inneren ſuchte derſelbe durch ähnliche „Re⸗ 
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ee das N auf ſeinem dauernd von Klippen 

5 Wege weiterzuſteuern. Allerdings es war doch nur eine weiche 
Künſtlerhand, die dieſes Steuer hielt und die zurückwich, wenn der 
Wogenprall zu arg wurde. Eulenburg hat dem Kaiſer gewiß Wahrheiten 
gejagt, wie fie wohl nur er ſich erlauben durfte !), aber die Wahrheit 
doch nicht. In ſolchen Augenblicken verſteckt er He hinter feinem geradezu 
überſchwänglich entwickelten Freundſchaftsgefühl, dem es verjagt ijt, 
der harten Wirklichkeit ins Geſicht zu ſchauen. 

„Den Kaiſer zu vergewaltigen, war ich nicht der Mann (nicht Mann 
genug, hieße es wohl richtiger), denn ich war fein Freund.“ (Dieſer Satz 

eſtätigt Walderſee II, 374 gegen Haller S. 124.) | 

Der Freundſchaftsrauſch hat Eulenburg „feinem geliebten Herrn“ 
Briefe ſchreiben laſſen, die aus anderer Feder als der verzückter Backfiſche 
Hurd berühren und auf ihren Empfänger verheerend wirken mußten. 

llerdings, bei Haller ſucht man ſie vergebens, und hier liegt eben der 
ſchwache Punkt ſeiner „Apologie“: Wir erhalten ja gar nicht das urſprüng⸗ 
liche Material in Ne Totalität (wie in den ungeſchminkten Tagebüchern 
Walderſees), ſondern ein Ragôut-fin, bei welchem der Biograph uns 
diejenigen Quellenzeugniſſe auftiſcht, die er jeweils im Fortgang ſeiner 
Darſtellung braucht. (Natürlich ſoll damit nicht der Vorwurf bewußter 
Färbung erhoben werden; daß der Held ſeinen Darſteller präokkupiert 
at, iſt aber ſicher.) Auf der anderen Seite war E. wie geſagt nicht der 
hrenbläſer und Intrigant, als welchen ſeine Gegner ihn verſchrieen 
haben. Beim Sturze Bismarcks und Caprivis iſt er offenbar nur jr 
indirekt beteiligt, Marſchall hat er mit deſſen Einverſtändnis „abge⸗ 
ſprengt“ und nicht nur bei dem widerlichen Handel des Uriasbriefes (wie 
auch des Tauſchprozeſſes) ſaubere Finger gehabt, ſondern im Gegenteil 
vielleicht die „Verſöhnung“ zwiſchen Bismarck und dem Kaiſer einge⸗ 
leitet. Daß er Bülow nicht nur in den Hafen der Ehe und nach Rom, 
ſondern ſchließlich auch in die Wilhelmſtraße lotſte, muß man ſogar als 
ein Verdienſt bezeichnen, denn mit jenem Augenblicke begann ja eine 
Kalte auch nur vorübergehende — Klärung und Beſſerung der Ver⸗ 
ältniſſe. 

Das deutſche Staatsweſen ähnelte, ſeit der alles durch die Macht 
ſeiner Perſönlichkeit zwar faſt erdrückende, aber doch auch wieder zu⸗ 
ſammenhaltende Begründer entfernt worden war, einem überhitzten 
Keſſel, deſſen Zerberſten (der vielbeſprochene „große Krach“) nur durch 
fortgeſetzte Teilexploſionen („Kriſen“ aller Art) vermieden werden kann. 
Wie brodelt es in der Oberſchicht, die das Auge zunächſt und am beſten 

ewahrt, durcheinander! ?) Ein Kampf aller gegen alle: Kaiſer, Fürſten, 
Parlament, Kanzler, Staatsſekretäre, Miniſter, Kabinettschefs, General⸗ 
adjutanten, Militärattachés, Hofchargen, kleine und große Günſtlinge, 
Männer und Frauen, Verantwortliche und Unverantwortliche, ehrliche 
Arbeiter, welche die Politik aufreibt und „Kriegsgewinnler“, die ſie auf⸗ 
bläht. Man plant einen Staatsſtreich (die Sache war doch ernſter, als 


1) Die Vermutung, es handle ſich z. T. um „Briefe, die Ihn nicht er⸗ 
reichten“, bedürfte erſt des Beweiſes. 
2) Man vergl. das erſchütternde Desordregemälde für 1894. S. 108 f. 
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es ſich aus Haller ergibt, vgl. Walderſee II, 388f.), aber auch ein Komplott 
egen das monarchiſche Prinzip (234); die Diplomaten ärgern ſich über 
ingriffe der Militärs, die ordentlichen Ratgeber der Krone über Miniſter 
hinter der Gardine. Dazu ſittliche Defekte in den repräſentativen Kreiſen, 
wie jie der ekelhafte Koßeſkandal enthüllte. Nirgends ein Ks Anhalts⸗ 
punkt. Wenn die Holſtein, Kiderlen und Alexander Hohenlohe gegen das 
perſönliche Regiment zu Felde ziehen, dann empört fi) Eulenburgs 
inbrünſtige n gegen die „ſcheußlichen Giftmolche“. Einer 
dieſer Molche aber ſtellt jetzt in N Erinnerungen!) elegiſche Betrach⸗ 
tungen über Politik und Moral an, bekennt ſich zu einer moraliſchen 
Politik und ſieht in dem für ſeinen „Siegfried“ kämpfenden Vaſallen 
Eulenburg ſchließlich doch nur den Byzantiner „in der ganzen Bedeutung 
des Wortes“. Was iſt Wahrheit? fragt E. ſelbſt einmal und gibt auch die 
bittere Antwort (S. 227): „Alle ohne Ausnahme übertreiben. Niemand 
iſt abſolut wahr. Man könnte auch fragen: wer log am meiſten?“ 


Es wäre ungerecht und voreilig, wollte man aus dieſem trüben Bilde 
ohne weiteres außenpolitiſche Schlüſſe ziehen. Die Vermutung liegt nahe, 
ein ſolches an ſchweren inneren Konſtitutionsfehlern leidendes Staats⸗ 
weſen als eine Gefahr für die europäiſche Gemeinſchaft anzuſehen. 
Jedoch iſt nach allem, was wir bisher wiſſen und immer neu erfahren, 
kein Zweifel, daß das außenpolitiſche Debet des Deulſchen Reiches ſeinem 
innenpolitiſchen nicht annähernd gleichkommt. Mit Recht betont O. Ham⸗ 
mann in ſeinem neueſten, die ur der deutſchen Weltpolitik von 
1890—1912 zuſammenfaſſenden Buche, daß unſer Imperialismus im 
Vergleich zu den anderen ſich ſehr beſcheiden ausnimmt. Es ſteht nicht 
ſo, daß man napoleoniſch eine kriegeriſche Ablenkung ſuchte für verfahrene 
innere Zuſtände; jene troſtloſen querelles Allemandes, von denen oben 
die Rede war, ſind auch diesmal alles andere als eine Bedrohung des 
Auslandes geweſen. Man darf ferner nicht vergeſſen, daß die monarchiſche 
Staatsform die Dinge in einer viel grelleren Beleuchtung und glänzen⸗ 
deren Aufmachung erſcheinen läßt als das bei Republiken der Fall iſt: 
So wirkt auch das Spiel perſönlicher Rivalitäten dort weit draſtiſcher und 
plaſtiſcher als hier, wo ſich die gleichen Szenen, aber gewiſſermaßen 
„ohne Koſtüm“ und mit ausgeſchaltetem Rampenlicht wiederholen. 
Wohl aber wird man, ſo ſchwer es fällt, eine andere Kauſallinie zu Ende 
ziehen müſſen, die nämlich, welche das Chaos der Wilhelminiſchen Re⸗ 
gierung mit ihrem innenpolitiſchen Ausgang verknüpft. Daß ein Kapital 
monarchiſcher Geſinnung von dem Umfange, wie es ſich um die ehrwürdige 
Geſtalt Wilhelms I. angeſammelt hatte, ſo raſend ſchnell verzehrt wurde, 
kann nicht nur ein unglücklicher Krieg bewirkt haben, das iſt vielmehr 
Schuld eines „Syſtems“, deſſen hippokratiſche Züge uns mit jeder neuen 
Quellenveröffentlichung erſchreckender anſchauen und bei dem der Mon⸗ 
arch vielleicht nicht einmal als der Hauptverantwortliche zu gelten hat. 
(Seine ganz überraſchend vorwiegende „konſtitutionelle“ Haltung in 
Fragen der äußeren Politik iſt eines der wichtigſten Ergebniſſe der Akten⸗ 
edition des Auswärtigen Amts.) | 


1) Alexander von Hohenlohe, Aus meinem Leben. (1925) S. 314. 324. 
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Mit dem Amtsantritte Bülows, den ſich Wilhelm II. zu ſeinem 
Bismarck erkor, beginnt der in „krampfhafter Regulierungsarbeit“ er⸗ 
mattete Graf Eulenburg ſich aus dem Mittelpunkt der Politik zurück⸗ 
zuziehen, da er das Geſchick des Reiches in guten Händen zu wiſſen glaubt. 
Ende 1902 wurde er wegen ſchwerer Krankheit zur Dispoſition geſtellt 
und, was nun noch folgt — es handelt ſich um zwanzig lange Jahre — 
iſt die Geſchichte des Leidenden, des „Märtyrers“. 

Wer ſieht in des Menſchen Herz? Aber nach allem, was H. bei⸗ 
sde à bat, ſcheint uns doch eine Perſönlichkeit wie Philipp Culen- 

urg frei ſein zu müſſen von jenem ſchmutzigen Verdacht, welchen 
politiſche Gegner, deren wahren Charakter wir erſt durch dieſe Ver⸗ 
öffentlichung erkennen, im Bunde mit anrüchigen scr auf thn 
gelenkt haben. Jetzt begreift man, warum die einzige Verteidigung 
Holſteins in Hardens „Köpfen“ zu finden iſt! Schwer genug war 
ſchon das aus ſonſtiger Literatur bekannte Anklagematerial gegen den 
unſichtbaren Diktator der Wilhelmſtraße. Aber bisher warnte die Über⸗ 
legung: er allein blieb ſtumm im Chor der Selbſtverteidigung und 
darum die bête noire aller, vor abſchließendem Urteil. Im Politiſchen 
kann trotz unſeres jetzt ſo bereicherten Wiſſens das allerletzte Wort auch erſt 
fallen, wenn Holſteins Nachlaß, der, ſoviel man hört (vgl. auch Haller 
S. 378 Note) irgendwo verborgen, aber ernſter Forſchung erreichbar ge⸗ 
halten wird, das Licht der Offentlichkeit erblickt. Im Menſchlichen iſt 
die Belaſtung um ſo größer. Auch dieſer unſelige Mann hat ſein Leben, 
abſtoßend und bedauernswert zugleich, vollendet nach dem Geſetz, nach 
welchem es im Falle Arnim angetreten. Dafür bietet das Hallerſche Buch 
— als ein wahres Kompendium der Politik hinter den Kuliſſen — Belege 
mehr als genug. 3 

Im einzelnen wäre kritiſch noch folgendes zu bemerken: Die von 
Haller befolgte Editionsmethode bringt es, wie erwähnt, mit ſich, daß wir 
das Material nur ausſchnittweiſe kennen lernen. Dadurch entſtehen 
mitunter ſchiefe Bilder. So wird S. 249 der Fürſt als „Gegner der 
Flottenpläne“ geſchildert, wiewohl 9 zu erweiſen iſt, daß er 
in einem Briefe an den Kaiſer die erſten Tirpitzſchen Aktionen 1897 
. enthuſiaſtiſch begrüßt hat. — So berechtigt der Unwille eines 

ulenburgbiographen über Holſtein iſt, er darf nun nicht alles bei dieſer 
Perſönlichkeit ſchwarz malen. Ob Holſteins Motive bei dem Gedanken, 
die Macht des Kaiſers!) zu beſchränken, z. B. S. 221 gerecht gewürdigt 
werden, ſcheint mir zweifelhaft. Den ehrlichen Patriotismus des Mannes 
bezeugt jetzt der es ſonſt an Kritik nicht fehlen laſſende Alexander Hohen⸗ 
lohe a. a. O. 319, vgl. auch Holſteins Außerung bei Haller S. 176. 
Die Behauptung ferner (191), H. ſei für „die drei wirklich großen Fehler“ 
zwiſchen 1890 und 1897, nämlich: Nichterneuerung des Rückverſicherungs⸗ 
vertrages, Schimonoſekipolitik und Krügerdepeſche, verantwortlich, iſt 
einfach unhaltbar. Im erſten Falle verteilt ſich die Verantwortlichkeit, 
we Holſteins überragendem Einfluß feit dem März 1890, im zweiten 
iſt das unglaublich törichte Verhalten des Barons Gutſchmid (näheres 

1) Sie wird S. 199 von Haller auffallenderweiſe und im Widerſpruch zur 
hiſtoriſch⸗politiſchen Anſchauung mit den Kabinetten identifiziert! 
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vgl. Preußiſche Jahrbücher 1924, Juniheft) nicht in Rechnung geſtellt, der 
dritte wird ganz falſch aufgefaßt (vgl. Friedrich Thimmes Abhandlung 
über die Entſtehung der Krügerdepeſche in „Europäiſche Geſpräche“, 
Juni 1924). — Aber Haller ſcheint überhaupt die Aktenpublikation des 
Auswärtigen Amts und ihre Begleitliteratur zu ignorieren. S. 86 
(engliſch⸗franzöſiſcher Waſſerglasſturm betr. Siam) mußte jene zitiert 
werden, beſonders aber S. 179 (Salisburys Plan einer Teilung der Türkei) 
ſtatt der hier beſonders tendenziöſen und unwahren Erinnerungen 
Eckardſteins. — In einem 1924 erſchienenen Buche ſollte doch nicht von 
zweibändigen Denkwürdigkeiten Walderſees (244) die Rede ſein, und 
die Bemerkung, jene handelten „von militäriſchen Dingen ſo gut wie 
gar nicht, dagegen unausgeſetzt von Politik“ zeigt in Verbindung mit dem 
Epitheton „klaſſiſcher Vertreter des aus Ehrgeiz politiſierenden Generals“ 
für Walderſee, daß H. das Vorwort des Herausgebers nicht geleſen hat. 
Ebenſo ſchief und einſeitig iſt die peremptoriſche Behauptung, Bismarck 
ſei durch Walderſee geſtürzt worden. — S. 107 vermißt man die erklärende 
Note, daß die Gemahlin des Prinzen Reuß eine begeiſterte Anhängerin 
Bismarcks war, desgleichen S. 239 über „die Zuſtände am Hofe in 
Darmſtadt“. Die S. 137 zur figura comica geſtempelte Prinzeſſin Karl 
hätte ſeitens des Herausgebers einen Hinweis auf ihr treues Preußenherz 
zum Ausgleich wohl verdient. Heinrich Otto Meisner. 


Eberhardt Schmidt, Rechtsentwicklung in Preußen. (Enzyklopädie 
der Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft. Hrsg. von E. Kohlrauſch, W. Kaskel, 
A. Spiethoff. Abtlg. Rechtswiſſenſchaft VI). 8°. 41 S. Berlin, Julius 
Springer 1923. 

Zu der von Kohlrauſch, Kaskel und Spiethoff herausgegebenen 
Enzyklopädie der Rechts⸗ und Staatswiſſenſchaft hat Eberhardt Schmidt 
einen Abriß der „Rechtsentwicklung in Preußen“ beigeſteuert, der im 
Sinne des Geſamtwerks vor allem für Studierende beſtimmt iſt und ihnen 
das Examenswiſſen überſichtlich und anſprechend vermittelt. Denn leider 
liegt es ja ſo, daß der junge Juriſt auf der Univerſität ſelten die Zeit für 
den Beſuch der Vorleſungen über preußiſche Rechtsgeſchichte erübrigt 
und ſchließlich gezwungen iſt, ſich nach einem Helfer in der Not umzu⸗ 
ſehen. Neben Gieſes etwas umfänglicherer Arbeit wird ihm da Eberhard 
Schmidts Darſtellung gute Dienſte leiſten. Die ältere Zeit (Entwicklung 
vom Territorium zum Territorialſtaat) wird mit größter Knappheit 
behandelt, die folgenden Perioden — Entſtehung des Geſamtſtaates, 
der friderizianiſche Staat uſw. — ein wenig breiter ausgeführt. Ein kurzer 
Überblick über „Preußen als demokratiſche Republik“ bildet den Ab⸗ 
ſchluß. Da der Verfaſſer den Stoff, namentlich für die neuere Zeit, 
völlig beherrſcht und die Schilderung der Vorgänge durch unbefangene, 
gerecht abwägende Beurteilungen belebt, ſo wird auch der ſeine 
a. gern zur erſten Orientierung benutzen, den keine Examensnöte 

en. 


Wer von der preußiſchen Rechtsgeſchichte handelt, wird ſich die Frage 
vorlegen müſſen, ob er damit einen toten Stoff vorträgt oder ob von der 
Erkenntnis der Vergangenheit des preußiſchen Staates der Weg zur 
Geſtaltung der Zukunft noch weiter führt. Gieſe und Schmidt Neben 

Forſchungen z. brand. u. preuß. Geſch. XX XVII. 2. 23 


342 Neue Erſcheinungen 


hier auf entgegengeſetztem Standpunkt: während fiir erſteren „das Ende 
des preußiſchen Staatscharakters beſiegelt“, „die preußiſche Staats⸗ 
geſchichte abgeſchloſſen“ iſt (Preußiſche Rechtsgeſchichte, S. 255 und 256), 
betont Schmidt in $ 47 Erhaltung des Staatscharakters Preußens, 
Preußen entwickele auch nach dem Zuſammenbruch und nach dem Erlaß 
der Reichsverfaſſung vom 11. 8. 1919 „ein eigenes Rechts⸗ und Ver⸗ 
faſſungsleben“ und darum ſei „auch die eigene Rechtsentwicklung in 
Preußen noch nicht abgeſchloſſen“, abgeſehen von der Staatsform habe 
„ein radikaler Bruch mit der Vergangenheit“ nirgends ſtattgefunden 
(S. 38). Es will uns ſcheinen, als ob in der Tat für den, der den Begriff 
des Staates nicht in unmöglicher Weiſe verengert, der Charakter Preußens 
als eines Staates unverkennbar iſt und daß ſomit die preußiſche Staats⸗ 
geſchichte noch nicht beendet iſt. Damit iſt freilich 1 nicht geſagt, daß 
— unter Abzug der Monarchie — der ſpezifiſch preußiſche Staatscharakter 
durch die Zeiten der Umwälzung hindurch erhalten geblieben iſt. 


Einige kleine e die wohl meiſt durch die Knappheit des Aus⸗ 
drucks hervorgerufen ſind, ſowie einige fühlbare Lücken in der angeführten 
Literatur ſeien der künftigen Beſeitigung empfohlen. Ein privilegium 
de non appellando gab es für Brandenburg nicht erſt ie dem Sabre 
1586 (S. 13), die Kurfürſten erhielten es wie ihre Mitkurfürſten ſchon 
durch die goldene Bulle (Perels, Appellationsprivilegien S. 24ff. in: 
Zeumer, Quellen und Studien III, H. 1). Das „Privilegium generale 
illimitatum“, eine Frucht des Dresdener Friedens, iſt vom 31. Mai 1746 
datiert, obgleich die Ausfertigung um 4 Jahre verzögert wurde; es ver⸗ 
deckt die geſchichtlichen Zuſammenhänge, wenn S. von einer Erlangung 
des Privilegs im Jahre 1750 ſpricht (S. 16). Die Bezeichnung „Kanton⸗ 
reglement von 1733“ (S. 12 und 19), die die Vorſtellung erweckt, als ob 
damals uno actu das Kantonſyſtem eingeführt worden ſei, ſollte un⸗ 
bedingt vermieden werden (vgl. den nicht angeführten Aufſatz von M. 
Lehmann, Werbung, Wehrpflicht und Beurlaubung im Heere Friedrich 
Wilhelms I., H. Z. 67, 254 ff). Bei den Ausführungen über die Begrün⸗ 
dung des Geh. Rates (S. 7) durften die Aufſätze von M. Klinkenbor 
nicht unerwähnt bleiben. In der Literatur über den nene 
des friderizianiſchen Staates fehlt Philippſon, Geſchichte des preuß. 
Staatsweſens vom Tode Friedrichs d. Gr. bis zu den Freiheitskriegen. 
| E. Posner. 


Max Hoffmann, General, Der Krieg der verſäumten Gelegenheiten. 
Verlag für Kulturpolitik. München 1923. 232 S. Gz. 10,45 M. 


Trotz des programmatiſchen Titels liegt die Bedeutung des Buches 
weniger in der ſcharfen Kritik von Vorgängen, denen der Verfaſſer fern⸗ 
ſtand, als in der Schilderung der Ereigniſſe, die ſich unter ſeiner z. T. 
maßgebenden Mitwirkung vollzogen. Der Quellenwert des Buches iſt 
danach einzuſchätzen, daß nach einleitender Angabe des Verfaſſers tägliche 
Briefe an ſeine Frau Nelly, geb. Stern, die Grundlage der Erzählung 
bilden. Doch ſcheinen dieſe aus dem Salon der politiſch intereſſierten 
Dame wohl bisweilen weiter kolportierten Nachrichten — Hindenburg 
mußte den von dort ausgehenden Indiskretionen durch Verbot dieſes 
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„politiſchen Salons“, wo auch Erzberger und Solf verkehrten, einen Riegel 
vorſchieben — nicht immer vollſtändig geweſen zu ſein. 

Der Verfaſſer war im Winter 1898/99 vom Generalſtabe nach Ruß⸗ 
land entſandt, gehörte von 1909 bis 1913 der ruſſiſchen Abteilung des 
Generalſtabes an und hat als Milttärattache auf japaniſcher Seite den 

mandſchuriſchen Feldzug 1904/05 mitgemacht. So war er wohl vor⸗ 
bereitet für ſeine im Mobilmachungsplane vorgeſehene Stelle als erſter 
Generalſtabsoffizier beim Armee⸗ Oberkommando 8 in Oſtpreußen. Sym⸗ 
pathiſch berührt die Würdigung des unglücklichen erſten Oberbefehls⸗ 
habers von Prittwitz und Gaffron. Sein Stabschef, Graf Walderſee, 
litt, wie der Generalſtabschef von Moltke, an den Nachwehen einer Krank⸗ 
heit, ſo daß in Oſt und Weſt die auf die verantwortungsvollſten Poſten 
geſtellten Männer nicht im Beſitze ihrer vollen Kraft waren. Über die 
Reibungen zwiſchen Armee⸗Oberkommando 8 und dem Führer des 
I. Armeekorps, General von Francois, find wir [bon aus deſſen Buche 
(Marneſchlacht und Tannenberg, Berlin 1920) unterrichtet. Die erſten 
Befehle, die zum Siege von Tannenberg, führten ſind noch von General 
von Prittwitz auf Anregung des Verfaſſers und des Oberquartiermeiſters 
General Grünert erlaſſen worden. Den vielbewunderten Feldzug in 
Südpolen hält der Verfaſſer für „die ſchönſte Operation des ganzen 
Krieges“, der freilich durch Fehler der Oberſten Heeresleitung (Falken⸗ 
hayn) der entſcheidende Erfolg verſagt geblieben ſei. Die kurze Darſtellung 
der oft kritiſchen Kämpfe im Oſten 1915 bis 1917 bietet nicht viel Neues. 
Um ſo größeres Intereſſe erregt dafür die lebendige Schilderung von den 
Verhandlungen in Breſt⸗Litowsk (Dez. 1917 bis Febr. 1918). Der legen⸗ 
däre „Fauſtſchlag“, mit dem der Verfaſſer den propagandiſtiſchen „Reden 
aus dem Fenſter“ Trotzki's ein Ende machte, zeigt ſich als ein vom Staats⸗ 
ſekretär Kühlmann durchaus gebilligter politiſcher Akt. Die Divergenz 
mit Ludendorff anläßlich des polniſchen Grenzſtreifens iſt verſtändlich, 
nicht aber, daß H. von ſeinem Vortrage beim Kaiſer nachher L. keine 
Meldung erſtattete, angeblich aus Zeitmangel. Daß der Verfaſſer ſeine 
Abneigung gegen eine Vermehrung der polniſchen Untertanen Preußens 
auch dem Kaiſer gegenüber vertrat, wird nur gebilligt werden können. 
Wir wiſſen jetzt aus dem Gutachten des Oberſt Schwertfeger für den 
Unterſuchungsausſchuß über die Urſachen des Zuſammenbruchs, daß es 
ſich um einen grundſätzlichen Zwieſpalt zwiſchen Heeres⸗ und Reichsleitung 
handelte. Die einſeitige Friedenserklärung Trotzki's wurde vom Verfaſſer 
zuerſt allein abgelehnt, doch hat er keine vorherige Kenntnis von den 
ſchließlich durchgeſetzten Friedensbedingungen gehabt, die er territorial 
für zu weitgehend hielt. Als unverrückbares Ziel erſtrebte der Verfaſſer 
ſtets das Ausſcheiden Rußlands aus dem Kreiſe der Feinde. 1914 hatte 
er vergeblich die völlige Niederlage des ruſſiſchen Heeres bei Lodz erhofft, 
1915 durch die Operation gegen Wilna; neue Möglichkeit ſchien die März⸗ 
Revolution 1917 zu eröffnen. Aber durch den unheilvollen Abgeordneten 
Erzberger beſtärkt, glaubte das Auswärtige Amt feſt an einen Sonder⸗ 
frieden mit Kerenski und ſo wurde die beſte Zeit zu entſcheidendem An⸗ 
riffe verſäumt. Die Verhandlungen mit den Bolſchewiſten hat der 
erfaſſer gebilligt; erſt nach ihrem Abſchluß kam ihm der Gedanke an die 
von hier drohende Gefahr, der er durch einen Vormarſch auf Moskau, 
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Einſetzung einer Reſtaurationsregierung und Bündnis mit dieſer begegnen 
zu können hoffte. Dieſen Plan hat er noch im Sommer 1918 als letzte 
Rettungsmöglichkeit vergeblich verfolgt. 


Der Verfaſſer gehörte zu den Inſpiratoren des Buches von K. F. 
Nowak „Der Sturz der Mittelmächte“ (1921). Dort . 
Urteile finden ſich hier wieder. Dabei ſieht man denn doch, daß der Ver⸗ 
faſſer nur an zweiter Stelle geſtanden hat. Wie ſehr ſich bei entſcheiden⸗ 
der Verantwortlichkeit die Anſchauungen ändern können, ergibt ſich aus 
Ludendorff's Kriegserinnerungen (S. 193, 208). Befremdlich bleibt die 
Unkenntnis des Verfaſſers, wann die „Verwäſſerung“ des Schlieffen⸗ 
ſchen Operationsplanes eingetreten iſt; dieſe Frage iſt in der Litteratur 
längſt geklärt. Die Kritik an der vorzeitigen und unerbetenen Abgabe 
von 2 Korps vom Entſcheidungsflügel des Weſtheeres an die 8. Armee 
wird allgemein geteilt. Anders ſteht es mit den überaus } charfen Angriffen 
auf General von Falkenhayn !), die ihm leider auch unlautere perſönliche 
Motive, wie „Eiferſucht“ auf Hindenburg und Ludendorff und, ganz 
entſprechend Nowak's: „Der Weg zur Kataſtrophe“, Verſchweigen fremden 
Verdienſtes (Conrad's um Gorlice) unterſtellen. Falkenhayn habe das 
Kapital, das in dem ſtolzen Heere und in der nationalen Begeiſterung 
vorhanden war, „vertan“, die deutſche Jugend habe er durch ſein „Ba⸗ 
taillieren“ bei Ypern „in einen zweckloſen Tod“ geſchickt, durch ſeine 
Schuld ſei es zu ſpät und unzureichend zur Umfaſſung der Ruſſen über 
Kowno— Wilna (September 1915) gekommen, ip der Flankenſtoß der 
Bulgaren gegen Serbien zu weit nördlich angeſetzt und der Vormarſch 
auf Saloniki verſäumt worden. Daß bei dieſer Kritik auch der o weil 
auf nur einem Maasufer angelegte Angriff auf Verdun, und die ſtatt 
deſſen unterlaſſene Entſcheidungsoffenſive gegen Italien nicht fehlen, 
nimmt nicht Wunder. Aber auch Ludendorff habe 1918 nicht richtig ge⸗ 
handelt, vor allem hätte er ſich der Erkenntnis verſchloſſen, daß 100 er 
mißglückten Märzoffenſive mit aller Energie der, wenn auch unter 
Opfern, im April 1918 erreichbare Frieden anzuſtreben geweſen wäre, 
und ebenſo hätte er den Schwächezeichen an der türkiſchen und bulga⸗ 
riſchen Front nicht Rechnung getragen. Ob es wirklich möglich geweſen 
wäre, die mazedoniſche Front durch Abgaben des Oſtheeres zu ſtützen, 
muß nach dem Gutachten des General von Kuhl für den Unterſuchungs⸗ 
ausſchuß ernſtlich bezweifelt werden. Dagegen beſtätigt der Verfaſſer 
die Unſchuld Ludendorff's an der „unſeligen Idee“, Polen dauernd von 
Rußland abzutrennen, und berichtet von ſeiner Bereitwilligkeit im Sep⸗ 
tember 1916, „einen einigermaßen anſtändigen Frieden“ zu ſchließen. 
Sehr günſtig wird der „geniale“ Freiherr Conrad von Hötzendorff be⸗ 
urteilt, deſſen Gedanken nur das ausführende Inſtrument fehlte. Mit 
Pietät Be der Verfaſſer des zweiten Oberbefehlshabers Oſt, deſſen 
Generalſtabschef er im Auguſt 1916 wurde, des Prinzen Leopold von 
Bayern, als eines „klugen Soldaten und vornehmen Vorgeſetzten“, wäh⸗ 
rend Hindenburg mehr im Hintergrunde bleibt. 


| 1) Vgl. Freytag von Loringhoven: Menſchen und Dinge, E. S. Mittler, 
Berlin 1923, „Forſchungen“ XXXVI. S. 240 ff. 
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Um einige Außerlichkeiten zu ftreifen, fei auf ein paar entſtellende 
Druckfehler in Eigennamen hingewieſen, vor allem ©.30 von Bennecken⸗ 
dorff ſtatt i Eigentümlich vereinfacht und von der amtlichen 
Schreibung abweichend find die ſlawiſchen Ziſchlaute. Verſchwendung 
iſt getrieben durch weiße Vorſatzblätter vor den 0 nur kurzen Kapiteln; 
beſſer hätte den Karten (ohne Maßſtabangabe) mehr Sorgfalt zugewendet 
werden ſollen: ſo genügen ſie auch nicht beſcheidenen Anforderungen. 

Das Buch ſchließt mit dem monumentalen Satze: „Ludendorff kam 
zu der Forderung des Waffenſtillſtands⸗Angebotes innerhalb 24 Stunden 
— das Deutſchland waffenlos dem kalten Haſſe Englands, der fanatiſchen 
Rachſucht der Franzoſen und einem geiſteskranken Wilſon auslieferte.“ 
Und das nach allem, was von Ludendorff und anderen über „das Ver⸗ 
ſchieben der Verantwortlichkeit“ nachgewieſen worden iſt! „Das war 
kein Heldenſtück, Octavio!“ Granier. 


J. L. van den Belt, Von Gorlice bis zur Ruſſiſchen Revolution 
(Frühjahr 1915 bis 1917). 119 S. Berlin 1924, E. S. Mittler & Sohn. 

Knappe Darſtellung der Operationen von neutraler Seite. Der Ver⸗ 
Helke niederländiſcher Oberſt a. D. läßt zwei vorangegangenengleichartigen 
Heften über die „Erſten Wochen“ und den „2. Abſchnitt des Großen Krieges“ 
hier die Fortſetzung folgen. Die Darſtellung iſt im beſten Sinne unpar⸗ 
teiſch, von aufrichtiger Bewunderung für die deutſchen Leiſtungen ge⸗ 
tragen, während B. den Führern der Entente nur „handwerksmäßiges 
Schablonentum“ zugeſteht. Da in dem behandelten Zeitraum „die Entente⸗ 
generale es nur verſtanden, ihre Armeen wie Sturmböcke (oder Büffel), 
d. h. geradeaus mit geſenktem Haupte zum Angriff zu führen, die Kriegs⸗ 
kunſt in ihrer elementarſten Form, mit dem Erfolg: Hekatomben von 
Toten“, ſo nimmt die Schilderung der Operationen im Oſten den über⸗ 
wiegenden Raum ein. Dabei tritt B. entſchieden für den Plan des Ober⸗ 
befehlshabers Oſt ein, 1915 durch ein Vorgehen des äußerſten linken 
Heeresflügels über Kowno einen Rückzug der an der Weichſel kämpfenden 
Ruſſen in das Innere zu verhindern. Er ſieht hierin die einzige dem General 
v. 1 vom Schickſal gebotene Gelegenheit, „einen entſcheidenden 
Erfolg zu erzielen, einen Erfolg, der den Keim des Endſieges in ſich hatte“. 
Was ſich dagegen ſagen läßt, hat der zu früh verſtorbene General Frhr. 
v. Freytag⸗Loringhoven (Menſchen und Dinge, wie ich ſie in meinem 
Leben ſah, S. 285) ſehr treffend entwickelt. 

Auch im Feldzug 1916 findet die Falkenhaynſche Heeresleitung 
nicht den Beifall des Verfaſſers. Die Beurteilung des Verdun⸗Unter⸗ 
nehmens darf freilich nicht allein vom tatſächlichen Ausgang abhängig 
gemacht werden. Der Keim des Mißlingens lag in den zu ſchwach be⸗ 
meſſenen Kräften, die dafür eingeſetzt wurden. Der große Laß man ſich 
konnte nicht ausgenutzt werden, weil Reſerven fehlten. Daß man ſi 
dann nicht entſchließen konnte, die mit ſo ſchweren Opfern gewonnene 
üble Stellung wieder zu räumen, iſt vom Standpunkt der höheren Füh⸗ 
ung 1 begreiflich. Die Truppe hätte den Entſchluß als Erlöſung 

egrüßt. 


Soweit die ungemein gedrängte Darftellung B.s ein näheres Ein⸗ 
gehen auf Urſachen und Wirkungen bietet, wird man ſie mit Genugtuung 
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leſen, beſonders da es ein Neutraler iſt, der in dieſer Schrift zu einem 
faſt durchweg gerechten und zutreffenden Urteil gelangt. Jany. 


Elſaß⸗Lothringiſches Jahrbuch. Herausgegeben vom wiſſenſchaft⸗ 
lichen Inſtitut der Elſaß⸗Lothringer im Reich. Band 1—3. Berlin und 
Leipzig, W. de Gruyter & Co., 1922 — 1924. 40. | 

Am 12. November 1921 wurde in den Räumen der Univerſität zu 
Frankfurt a. M. das „Wiſſenſchaftliche Inſtitut der Elſaß⸗Lothringer im 
Reich“ eröffnet, das ſich, unter Ausſchluß aller politiſchen Beſtrebungen, 
zur Aufgabe geſetzt hat, den 140000 Elſäſſern und Lothringern, die ſeit 
dem Winter 1918 ihre Heimat verlaſſen mußten, durch Pflege der ihnen 

emeinſamen kulturellen und wiſſenſchaftlichen Intereſſen den aus der 
Heimat mitgenommenen geiſtigen und ſeeliſchen Beſitz zu verwalten 
und die Schöpfungen und Leiſtungen des vom Untergang bedrohten 
elſäſſiſchen und lothringiſchen Deutſchtums für die deutſche Kultur zu 
erhalten und auszuwerten. Dieſem Zweck dienen vornehmlich wiſſen⸗ 
ſchaftliche Publikationen, durch die die während der deutſchen Zeit in den 
Reichslanden zu ſo glänzender Blüte entfaltete Tätigkeit auf dem Gebiete 
der elſaß⸗lothringiſchen Geſchichte und Altertumskunde, Kunſt⸗ und 
ande fortgeführt werden foll, weiterhin aud) mehr volts- 
tümliche Veröffentlichungen, die einem weiteren reife die Erinnerung 
an das verlorene Land wachhalten wollen, ſowie Vorträge und Ausſtellun⸗ 
en. Aufgebaut iſt das Inſtitut auf einer elſaß⸗lothringiſchen Bibliothek, 
für die die Univerſität Räume zur Verfügung geſtellt hat, und die im 
Sommer 1923 bereits auf 9000 Bände angewachſen war. 

Unter den le el Arbeiten ſteht vorläufig an erſter Stelle 
die große Ausgabe der Werke von Brant, Murner und Fiſchart, 
deren Weiterführung das St bon der bis 1918 in Straßburg be- 
ſtehenden „Geſellſchaft für elſäſſiſche Literatur“ übernommen hat. Da⸗ 
neben erſcheinen Einzelveröffentlichungen, von denen bis jetzt zu nennen 
ſind: A. Hauffen, Johann Fiſchart, ein Lebensbild aus der Zeit der 
Gegenreformation (2 Bände); Scherer, Die Straßburger Biſchöfe im 
Inveſtiturſtreit; P. Wolff, Alt⸗Straßburg; F. König, un 
ringen, Stammestum, Staat und Nation. Endlich ſoll alljährlich ein 
„Jahrbuch“ mit Arbeiten aus dem Gebiete der elſäſſiſchen und lothrin⸗ 
giſchen Geſchichte, Kunſtgeſchichte, Literatur uſw. erſcheinen. Von dieſem 
Jahrbuch liegen uns jetzt die drei erſten Bände vor. Ihr Inhalt und die 
Namen der Verfaſſer zeigen, auf welcher erfreulichen Höhe das Inſtitut mit 
ſeinen Arbeiten ſteht. Außer den beiden im folgenden näher beſprochenen 
Abhandlungen weiſen wir beſonders hin auf einen inhaltreichen Aufſatz von 
Dietrich Schäfer, „Elſaß deutſches Grenz⸗, aber deutſches Kernland“ 
(Bd. 2) und auf eine Biographie des jungen Andreas Raeß von Al. 
Schnütgen (Bd. 3). Wichtig iſt auch die von W. Poewe zuſammen⸗ 
geſtellte umfangreiche elſaß⸗lothringiſche Bibliographie für die Jahre 
1919, 1920, 1921 (Bd. 2) und 1922 (Bd. 3). Für unſere Zeitſchrift ſind 
zwei Arbeiten von beſonderem Intereſſe, die die beiden großen Wende⸗ 
punkte der elſäſſiſchen und lothringiſchen Geſchichte behandeln, den Verluſt 
der Länder an Frankreich im 17. und ihre Wiedergewinnung durch 
Deutſchland im 19. Jahrhundert. = | 
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Walter Platzhoff unterſucht im 3. Bande des Jahrbuchs in einer 
Abhandlung über „Bismarck und die Annexion Elſaß⸗Lothringens“ die 
Beweggründe, die den Kanzler dazu geführt haben, die beiden Länder 
als Siegespreis zu beanſpruchen, wobei er insbeſondere den in letzter 
Zeit öfters erhobenenen Vorwurf zurückweiſt, die Erwerbung Elſaß⸗ 
Lothringens ſei ein Fehler, ein Überſpannen des Bogens geweſen. 
Er betont mit Recht, daß auch ein annexionsloſer Friede die neue Republik 
nicht mit dem deutſchen Siege ausgeſöhnt hätte, weil nicht ſo ſehr die 
Annexionen, als bereits der Zuſammenbruch der Vorherrſchaft Frank⸗ 
reichs in Europa ſeit dem Tag von Sadowa und ſeit den Siegen von 1870 
die tiefere Urſache für die Revanchegelüſte nicht nur Napoleons und ſeiner 
Berater, ſondern der ganzen franzöſiſchen Nation geweſen ſeien. Für 
Bismarck war denn auch die a nung des Elſaß von Anfang an 
ein Kriegsziel. Seine Beweggründe waren freilich andere als das nationale 
Empfinden des deutſchen Volkes vom „deutſchen Elſaß“, eine Vorſtellung, 
die er gelegentlich wohl als „Profeſſorenidee“ bezeichnet hat. Bei ihm 
gaben nach Platzhoff ausſchließlich militäriſch⸗geographiſche Rückſichten 
auf die Sicherung Deutſchlands den Ausſchlag. Aus dieſen Erwägungen 
heraus ſtand nach den erſten Schlachten die Gewinnung des Feſtungs⸗ 
gebietes von 51 unerſchütterlich für ihn feſt. Auch für die Er⸗ 
werbung des Metzer Gebietes ſprach er ſich zwar, im Einvernehmen 
mit der deutſchen öffentlichen Meinung, von Anbeginn an aus, auf dieſe 
Forderung legte er ſich aber amtlich nie unwiderruflich feſt. Es iſt ſogar 
anzunehmen, daß er Anfang November, als die Operationen auf dem 
Kriegsschauplatz zum Stillſtand gekommen waren und das Intereſſe 
Deutſchlands einen baldigen Friedensſchluß erforderte, in den Be⸗ 
ſprechungen mit Thiers zu Verſailles bereit war, ſich auf einen Verzicht 
von Metz einzulaſſen. In ſeinen Verhandlungen mit der Kaiſerin Eugenie 
im Januar 1871 verlangte er nur die pfandweiſe Okkupation von 
Lothringen bis zur anderweitigen Sicherſtellung des Friedens. Selbſt 
nach dem Fall von Paris war er, ebenſo wie der Kronprinz, ſehr geneigt, 
auf Metz zu verzichten, und nur durch das Drängen der Generale, vor allem 
Moltkes, kam es anders. — Bereits im Auguſt 1870 ſtand für Bismarck 
feſt, daß die wiedergewonnenen Gebiete, wie dies bei der politiſchen 
Lage in Deutſchland ja auch nicht anders möglich war, in den ungeteilten 
Beſitz von Geſamtdeutſchland übergehen ſollten. Aber dieſe Löſung 
betrachtete er nur als vorläufige. Die weitere Verwendung der Länder 
„im Intereſſe der Verteidigung Deutſchlands“ wollte er einer ſpäteren 
Verſtändigung zwiſchen dem Norddeutſchen Bunde und den ſüddeutſchen 
Staaten überlaſſen. Eine rechtliche Anerkennung der Annexion der 
Reichslande iſt durch keine der europäiſchen Mächte, nicht einmal durch 
ſterreich, jemals erfolgt, und fo war ihr Beſitz nur ſolange ungefährdet, als 
Frankreich iſoliert war und der franzöſiſchen Revanche kein auswärtiger 
Bundesgenoſſe entſtand. Bismarck, für den nach ſeinen eigenen Worten 
die Behauptung Elſaß⸗Lothringens den Angelpunkt ſeiner Politik bildete, 
hat dies zu verhindern gewußt. Erſt nach ſeinem Sturze wurde das Wort 
wahr, das jener britiſche Staatsmann nach dem Frankfurter Frieden 
ausgeſprochen hatte: „Tout cela finira par une coalition européenne 
contre Allemagne.“ 
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In demſelben Bande des Jahrbuchs gibt Kurt Rheindorf in 
einem Aufſatz über „Elſaß⸗Lothringen und die Großmächte im Zeitalter 
Ludwigs XIV.“ eine eingehende und erſchöpfende Darſtellung der Vor⸗ 

änge, durch die ſeit dem 17. Jahrhundert der alte Streit um die deutſch⸗ 
franzöſiſchen Grenzgebiete am oberen Rhein zu einem Problem von 
internationaler Bedeutung erhoben wurde. Der verhängnisvolle Tauſch⸗ 
vertrag zwiſchen Oſterreich und Spanien von 1617 hat das Gebiet zuerſt 
in den Intereſſenkreis der Politik der europäiſchen Mächte gerückt, in 
dem ſie bis heute geblieben ſind. Dieſer Vertrag, deſſen Durchführung 
es der ſpaniſchen Großmacht ermöglicht hätte, durch Beſitznahme der 
franzöſiſchen Erblande im Elſaß das franzöſiſche Staatsgebiet völlig 
zu umklammern, rief notwendigerweiſe den ſtärkſten Widerſtand Frank⸗ 
reichs hervor. Aus dem Widerſtand und der Verteidigung entwickelte 
ſich von ſelbſt der Angriff, aus dem Kampf Richelieus zur Sicherung des 
„Equilibrium europaeum“ — eines Schlagworts, deſſen man ſich auch 
damals ſchon zur Verſchleierung machtpolitiſcher Ziele bediente, entſtand 
das Streben nach der „Préponderance légitime de la France“. Der 
Friede von 1648, der Frankreich an Spaniens Stelle in den Beſitz des 
habsburgiſchen Hausbeſitzes im Elſaß brachte und der mit ſeinen unklaren 
Beſtimmungen juriſtiſcher Spitzfindigkeit alle Möglichkeiten parteiiſcher 
Ausdeutung offen ließ, bildete die erſte Etappe. Es folgte der Pyrenäen⸗ 
friede von 1659, der die ſpaniſche Konkurrenz endgültig aus dem Wege 
räumte, der Frankreich Diedenhofen einbrachte und 2 Jahre ſpäter es 
an der oberen und unteren Saar, bei Saarburg und Pfalzburg im Süden 
und bei 1 und der Burg Montclair im Norden Fuß faſſen 
ließ. Dann trat der Mann an die Spitze Frankreichs, der es offen ausſprach 
daß „ſich vergrößern die würdigſte und angenehmſte Beſchäftigung eine 

Souveräns ſei“. Von jetzt an war die franzöſiſche Politik nicht mehr ſo 
vorſichtig in der Wahl ihrer Mittel als zu den Zeiten Richelieus und Ma⸗ 
zarins. 1670 erfolgte der Überfall auf das Herzogtum Lothringen, der 
1679 in Nymwegen de facto gutgeheißen wurde. Die gegen Ludwig 
verbündeten Mächte kümmerten ſich um das Elſaß und um Lothringen 
nur wenig. Die beiden Länder waren das Kompenſationsobjekt, mit 
denen die einzelnen Staaten ihre Sondervorteile einhandelten. 1680 
errichtete der Sonnenkönig an der mittleren Saar die Feſtung Saarlouis, 
die heute noch ſein Symbol, die aufſteigende Sonne, in ihrem Wappen 
trägt; 1681 fiel Straßburg in ſeine Hand. Inzwiſchen beſorgten die 
Reunionskammern jede gewünſchte „Rechtsgrundlage“ für weitere 
Annexionen mit ſolchem Eifer und mit ſo ſchamloſem Zynismus, daß 
Louvois ſelbſt ſie zur Mäßigung anhalten mußte. Der Friede zu Ryswyk, 
in dem ebenſo wie ſpäter zu Utrecht die Alliierten ſich durch die gänzliche 
Vernachläſſigung der deutſchen Intereſſen zugunſten des einzelſtaatlichen 
Egoismus auszeichneten, brachte dem Herzogtum Lothringen zwar wieder 
die Befreiung, dafür wurde aber der Raub von Straßburg in aller Form 
von Kaiſer und Reich ſanktioniert. Vierzig Jahre ſpäter fiel dann auch 
das Herzogtum ohne Kampf in die Hände Frankreichs, deſſen Expanſions⸗ 
politik damit ihren vorläufigen Abſchluß fand. Die folgenden Jahrzehnte 
bis zum Ausbruch der Revolutionskriege waren der Arrondierung des 
Beſitzes gewidmet. Überblickt man die Reihe dieſer Tatſachen, fo wird 
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man Rheindorf zwar Recht geben, wenn er ſagt, daß Elſaß und Lothringen 
für die Mächte während des 17. Jahrhunderts und auch ſpäter nichts 
weiter waren als ein Stein auf dem Schachbrett der großen Politik, der 
verſchoben wurde, 12 wie es die An Intereſſen in jedem Falle ver- 
langten. Für Frankreich aber nicht. Bei ihm iſt von Anfang an das unver⸗ 
rückbare Endziel ſichtbar, das bereits in dem „Teſtament Richelieus“ mit 
den Worten umſchrieben war, „Gallien die Grenzen, die ihm die Natur be⸗ 
ſtimmt, zurückzugeben, Gallien mit Frankreich g eichzuſetzen, und überall, 
wo es ein altes Gallien gegeben hatte, das neue einzurichten“. In der 
Verfolgung dieſer Ziele zeigte die franzöſiſche Politik vom 17. Jahrhundert 
an bis zur Gegenwart eine ſolche Folgerichtigkeit und trotz gelegentlicher 
Rückſchläge und Konzeſſionen eine ſolche Ausdauer, daß wir ſie bewundern 
müßten, wenn ſie uns ſelbſt nicht ſo unendlich viel geſchadet hätte. Zwei 
Etappen, Elſaß und Lothringen, ſcheint Frankreich nun endgültig über⸗ 
wunden zu haben. Um die dritte, das Saargebiet, iſt der Kampf vor Aer 
Augen entbrannt. Hoffen wir, daß nicht wieder eine ,,pax sua lege 
confecta“ ihn beenden wird. Wir haben allen Grund beſorgt zu fein. 


Eugen Meve-. 


B. Zur brandenburgiſchen Geſchichte. 


Märkiſches Heimatbuch. Eine Einführung in Geologie, Botanik, 
Naturdenkmalkunde, Vorgeſchichte, Geſchichte und Volkskunde der Mark 
Brandenburg für die Hand des Lehrers und des Heimatfreundes. Hrsg. 
von der Staatlichen Stelle für Naturdenkmalpflege in Preußen. Berlin 
1924. Erich Hartmann. XI und 295 S. | 

Oftern 1923 wurde bei der Staatlichen Stelle für Naturdenfmalpflege 
eine „Studiengemeinſchaft für wiſſenſchaftliche Heimatkunde“ begründet. 
Die vor dieſer Studiengemeinſchaft gehaltenen Vorleſungen, die eine 
Einführung in die verſchiedenſten Gebiete der wiſſenſchaftlichen Heimat⸗ 
kunde boten, ſind hier z. T. im Extrakt zuſammengefaßt. Das Büchlein 
ſetzt jo aus nachſtehenden Beiträgen zuſammen: 

ie Geologie der Mark Brandenburg von Prof. Dr. F. Sol⸗ 
ger; Die pflanzengeographiſche Stellung der Mark Bran- 
denburg von Prof. Dr. P. Graebner; Die Naturdenkmäler der 
Mark von Dr. H. Kloſe; Vorgeſchichte der Mark Brandenburg 
von Dr. A. Kiekebuſch; e der Mark Brandenburg 
in ihren Grundzügen von Dr. W. Hoppe; Brandenburgiſche 
Volkskunde von Prof. R. Mielke. Mit dieſem von den berufenſten 
wiſſenſchaftlichen Vertretern verfaßten Leitfaden iſt namentlich den 
Lehrern ein ausgezeichnetes Hilfsmittel in die Hand gegeben. Hingewieſen 
ſei hier beſonders auf die auf 94 Seiten zuſammengedrängte vortrefflich 
orientierende geſchichtliche Überficht von Hoppe, welche auch als Sonder⸗ 
druck erſchienen iſt und mit dem Jahre 1816, in dem die Provinz Bran⸗ 
denburg gebildet wurde, abſchließt. 

Wie ſehr das Büchlein einem Bedürfnis entſprach, geht daraus 
hervor, daß bereits 1924 eine zweite Auflage erſcheinen . 
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Reinhard Lüdicke, Die Berliner Grundbücher ſeit dem Ende des 
17. Jahrhunderts. (S.⸗A. aus den Familiengeſchichtl. Blättern, 22. Jahrg. 
1924, Heft 7/8 u. 10). 

L. gibt eine Überficht über die auf Grund der Edikte von 1693/95 
und der Hypothekenordnungen von 1722 und 1783 innerhalb der Stadt 
Berlin entſtandenen Grundbücher, welche ein wertvolles Quellenmaterial 
für die Orts⸗ und Familiengeſchichte darſtellen. Die älteren (bis 1783) 
beruhen heute im Geh. Staatsarchive, die neueren im Amtsgericht Berlin⸗ 
Mitte. Zum Schluß bemerkt L.: „Ahnlich wie in Berlin werden die Grund⸗ 
buchverhältniſſe ee der ſeit 1722 einheitlichen Geſetzgebung in den 
alten preußiſchen Provinzen überall liegen. Aber nicht überall ſind die 
Grundbücher ſo bequem erreichbar wie in Berlin. Und hier liegt eine 
Aufgabe nicht nur für die Archiv⸗Verwaltung, ſondern auch für alle 
wiſſenſchaftlich oder perſönlich daran Intereſſierten: nämlich dafür zu 
ſorgen, daß dieſe wertvollen Zeugniſſe der e ſorgſam be⸗ 
handelt werden, und daß ſie, ſtatt auf Böden oder an ſonſt entlegener 
Stelle in Staub und Vergeſſenheit zu verkommen, ans Licht gezogen 
und an ſicherem und leicht erreichbarem Orte, d. h. am beſten im zu⸗ 
ſtändigen Staatsarchiv, untergebracht werden. Wir können dieſe Mah⸗ 

nung hier nur unterſtreichen. Sch. 


Rudolf Ohle, Lic. theol. Dr., Pfarrer, Die Bedeutung der Ziſterzien⸗ 
ſer für die Beſiedelung der Mark Brandenburg. (Mitteilungen des 
Uckermärk. Muſeums⸗ und Geſchichtsvereins zu Prenzlau, Bd. 7, H. 2). 
Prenzlau, A. Mied in Komm. 1921. 61 ©. 

Der Unterzeichnete hat bereits im 35. Bande dieſer Zeitſchrift, 
Si Schrift geäußert S. 12 (vom 12. April 1922) ſeine Meinung über obige 

Schrift geäußert. Eine nochmalige Durcharbeitung vermag jenes Urteil 
nicht zu ändern. Die Theſe von der zweiten Rolle, die die Sen un 
bei der Beſiedelung der Mark ſpielten, ift nicht bewieſen. Ohle möchte 
in ihnen vor allem die großen Nutznießer ſehen, die ungeachtet einer 
deutſch⸗kulturellen Tendenz eine zweifache „Schuld“ auf ſich luden: 
„daß ſie für die geiftige und fittliche En der Koloniſten rein gar nichts 
getan haben“ und daß fie „Bauern legten“. An mancher Stelle zeigt ſich 
eine gerade bei dem unzweifelhaften Streben nach hiſtoriſcher Wahrheit 
doppelt bedauerliche gallige Antipathie gegen die ote ienſer und 
gegen die mittelalterliche Kirche und eine Vorliebe für Hr pere der 
„aus den Quellen“ gewonnenen Meinung. Ob die Schlüſſe, die O. 
aus der Baugeſchichte der Feldſteinkirchen zieht, um danach den „unge⸗ 
fähren Verlauf der Beſiedlung zu ſchildern“, richtig ſind, vermag der Unter⸗ 
zeichnete nicht zu ſagen, wohl aber, daß ſich die Ergebniſſe nicht durchweg 
mit denen der geſchichtlichen Wiſſenſchaft decken. 

Berlin⸗Friedenau. W. Hoppe. 


Schwartz, Rechtsanwalt Dr., Das Prenzlauer Mühlenweſen vom 
Mittelalter bis zur Neuzeit. (Arbeiten des Uckermärk. Muſeums⸗ und 
a a zu Prenzlau, H. 8). Prenzlau, A. Mie in Komm. 
1923 

Seit Dobberts Geſchichte von 5 (1914) und den „Kunſtdenk⸗ 
mälern der Prov. Brandenburg“ Bd. 3, Teil 1 (Kreis Prenzlau, 1921) 


Neue Erſcheinungen 351 


ift „ was für die Geſchichte der uckermärkiſchen Haupt⸗ 
ſtadt von gleichem Werte wäre wie die vorliegende Arbeit. Schwartz, 
ſelbſt in Prenzlau wurzelnd, alſo voll bodenſtändigen Gefühls und voll 
enaueſter Ortskenntnis, iſt von Hauſe Juriſt. Er verbindet mit dem 

erſtändnis rechtsgeſchichtlicher Vorgänge beharrlichen Fleiß in der Be⸗ 
nutzung des gedruckten und des archivaliſchen Materials und lebhaften 
Drang, ſich in wirtſchaftsgeſchichtliche Stoffe einzuarbeiten. So konnte 
ein Schriftchen entſtehen, das wirklich einen Fortſchritt märkiſcher Ge⸗ 
ſchichtsforſchung bedeutet, wenn man auch hier und da die allgemeineren 
Linien gern ſtärker gezogen ſähe, wobei freilich neue Ergebniſſe von all⸗ 

emeinem Wert kaum gewonnen wären. Aber vor allem dem Leſer, 
fur den die Schrift berechnet iſt, wäre dann deutlicher bewußt geworden, 
daß Prenzlaus Mühlenweſen kaum irgendwelche Beſonderheiten auf⸗ 
weiſt. So viele Verzweigungen es auch hat, die Schw. ſehr geſchickt 
herausarbeitet, die Entwicklung der Prenzlauer Mühlen, der ſtädtiſchen 
wie der anderen, iſt an die gleichen Be geet gebunden wie das 
Mühlenweſen der übrigen niederdeutſchen Städte. Aber das berührt 
nicht den lokalgeſchichtlich hohen Wert des ſauber a Buches. 


Hoppe. 
Franz Gottwald, Dr., Schulrat, Heimatbuch vom Wedding. Hrsg. 

unter Mitwirkung von Schulmännern des Bezirks Wedding. Berlin, 
Kribeverlag (1924). 248 S. | 

Das Buch will „der Schule und dem Haufe die Heimat im Werde⸗ 
gang ihrer Natur und Kultur, in der Eigenart ihrer gegenwärtigen Ge⸗ 
ſtaltung ſchildern und ſo an ſeinem Teile dazu beitragen, daß der Groß⸗ 
ſtadtbewohner ſeine engere Heimat möglichſt genau kennen und dadurch 
immer mehr ſchätzen und lieben lernt“. Mit großem Eifer hat die Lehrer⸗ 
und Lehrerinnenſchaft unter Führung des Herausgebers nach dieſem 
Ziel geſtrebt. Ein inhaltsreiches Buch iſt ſo entſtanden, und doch zeigt es, 
wie mir ſcheint, welchen Irrweg heimatkundliche Betrachtung gehen kann. 
Jedes kleinen Dorfes Heimatkunde läßt ſich ſchreiben, weil es eben eine 
in ſich geſchloſſene Einheit, ein Ganzes iſt. Das iſt aber der Wedding 
trotz mancher Eigenheit innerhalb des rieſigen Berlin nicht. So muß 
ein Abſchnitt wie „Wetterkundliches“ oder ein anderer, der die Vogelwelt 
des Wedding behandelt, etwas Abſurdes werden oder andere Teile (z. B. 
Verwaltungsſtellen im Bezirk Wedding) nehmen einen adreßbuchartigen 
Charakter an. Der Lehrer mag, nein er ſoll u. E. für ſeine Unterrichts⸗ 
zwecke dergleichen ſammeln, aber in Buchform in die Hand der Laien 

egeben, kann ein ſolches Werk, das nie den vergleichenden Blick über 

feinen Bezirk hinauslenkt, nicht in dem heimatkundlichen Sinne wirken, 
deſſen Pflege wir erſtreben. Wedding als Heimat? Nun gut, obwohl 
das allertiefſte Heimatempfinden in einem Großſtadtbezirk nicht ausgelöſt 
werdenkann. Aber ein „Heimatbuch“ kann aufſolchem Boden nicht entſtehen. 

Berlin⸗Friedenau. | 7 5 

Max Rehberg, Vom Glin zum Barnim. Heimatkundliche Wande⸗ 
rungen durch Oranienburg und ſeine Umgebung. Oranienburg, Verlag 
des Oranienburger General⸗Anzeigers (1923). 76 S. 1 M. 

Das Oranienburger Gebiet iſt ein eigenartiges Stück Grenzland, 
das eine Mittelſtellung zwiſchen dem Glin und dem Barnim einnimmt. 
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Es lohnt ſich ſchon, ſeiner geſchichtlichen Vergangenheit nachzugehen 
und auch ſein Augenmerk auf die naturkundlichen Verhältniſſe zu richten, 
in die gerade hier Menſchenhand ſtark eingegriffen hat. Max Rehberg 
hat beide Betrachtungsarten gut verbunden: in Form eines Wanderbuches, 
das zugleich dem Lehrer für den jetzt mehr als je gepflegten heimatkund⸗ 
lichen Unterricht Stoff bieten ſoll. Durchweg läßt ſich feſtſtellen, daß das 
Buch aus ſolidem Material aufgebaut iſt. Die lebendigen Schilde rungen 
11 ſich von jeder gerade bei heimatkundlichen Betrachtungen ublichen 

erſtiegenheit und Schwärmerei fern, ohne die heimatliche Wärme ver⸗ 
miſſen zu laſſen. Wir beſitzen in unſerer Provinz wenige Schriften, die 
Ergebniſſe der Wiſſenſchaft in gleich edel⸗ volkstümlicher Weiſe umwerten. 
Ein vorbildlicher heimatkundlicher Führer! 

Berlin⸗Friedenau. W. Hoppe. 


Teltower Kreiskalender 1925. 22. Jahrg. Hrsg. vom Verlag des 
Teltower Kreisblattes. Berlin, Rob. Rohde. 143 S. 


Oberbarnimer Kreiskalender 1925. 14. Jahrg. Hrsg. von R. 
Schmidt. Freienwalde. 209 S. 


Havelländiſcher Heimatkalender für 1925 (ehemals Kreiskalender 
für Weſt⸗ und Oſthavelland). 13. Jahrg. Hrsg. von W. Specht. 148 S. 


Ruppiner Kreiskalender für 1925. 15. Jahrg. Hrsg. vom Kreis⸗ 
a usſchuß zu Neuruppin. 144 S. 

Die alljährlichen Kreiskalender, die ſich namentlich bei der Land⸗ 
bevölkerung große Beliebtheit erworben haben, bilden heute bei ihrer 
großen Verbreitungsziffer das wichtigſte Organ, um den Heimatsſinn 
im Volke zu pflegen, und eine geſchickte Redaktion vermag durch ſie wert⸗ 
volle Kulturarbeit zu erscht Es iſt deshalb nur zu a daß tüchtige 
Mitarbeiter aus den verſchiedenſten Gebieten fic) dieſen Unternehmungen 

ur Verfügung ſtellen. Beſonderer Wert wird auch auf die bildliche Aus⸗ 

ſtattung der Büchlein zu legen ſein, um hierdurch beizutragen zur Neu⸗ 
erweckung des künſtleriſchen Geſchmackſinnes, den wir beim Durchwandern 
unſerer Dörfer heute leider nur zu oft und ſehr vermiſſen. 

Wir vermerken aus den vorliegenden Bändchen nachſtehende ge⸗ 
ſchichtliche Beiträge. 1. Teltower Kreiskalender: 

W. Hoppe, Wehrkirchen auf dem Teltow“ (als Text zu den 
den einzelnen Monatstafeln beigegebenen Kirchenbildern); O. Liebchen, 
„Die Stadt Mittenwalde im Dreißigjährigen Krieg“ (unter 
Benutzung der Akten des Geheimen Staatsarchivs); W. Hoppe, „Das 
Mühlentor in Mittenwalde“ (mit bisher nicht bekannter Abbildung); 
G. Mirow, Zwei mittelalterliche Schwerter aus dem Kreiſe 
Teltow“; A. Arndt, „Teerſchwelerei im Kreiſe Teltow“; 
E. Sprockhoff, „Die Pfälzerkolonie Müggelheim“. 

2. Oberbarnimer Kalender: R. Schmidt, „Schloßwanderungen 
im Barnimer Land“; derſelbe, „Freienwalde a. O., ein märkiſches Städte⸗ 
bild“ (mit Abbildungen); P. Wohlbrück, „Aus der Poſtgeſchichte 
der Stadt Eberswalde“; R. Schmidt, „Die Landräte des Kreiſes 
Oberbarnim. I. Die Kreiskommiſſare 1620—1709“; derſelbe, „F. Zenker⸗ 
Brunow und Theodor Körner“ (neue Nachrichten über den Tod Körners); 
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G. Fiddicke, „Hörigkeit und Dingetage zu Alt⸗Wriezen“; R. Schmidt, 
„Zur Geſchichte der Entſtehung Neutrebbins“. 

3. Havelländiſcher Kalender: Lux, „A. Borſig“ (die Entwicklung der 
Borſigſchen Unternehmungen); E. Was mansdorff, „Von märkiſchem 
Aberglauben“; P. Tramp, „Alte Einwohnerverzeichniſſe von Bötzow“. 

4. Ruppiner Kalender: R. Heinrich, „Die Entwicklung des Eiſen⸗ 
bahnweſens im Kreiſe R.“; Robra, „Die wirtſchaftliche Erſchließung 
des Rhinluchs“. 


C. Sur Geſchichte der preußiſchen Provinzen. 


D. Grotefend, Die Siegel der Viſchöfe von Kammin und ihres Dom⸗ 
kapitels. (S.⸗A. Baltiſche Studien N. F. 26, S. 191—234). 

Veröffentlichungen über Siegel aus dem deutſchen Nordoſten ald 
in den letzten Jahrzehnten nicht eben häufig geweſen. Schon deshalb 
verdient die hier anzuzeigende Arbeit des Direktors des Stettiner Staats⸗ 
archivs Dank. Von den drei erſten Biſchöfen von Kammin find keine 
Siegel erhalten. Die Reihe derſelben ſetzt erſt zu Beginn des 13. Jahr⸗ 
hunderts mit Sigwin ein, der ſich auf der Umſchrift ſeiner beiden Stempel 
noch als Biſchof der Pommern bezeichnet, während ſein Nachfolger 
Konrad II. den ſeither üblichen Titel Biſchof von Kammin aufnimmt. 
Ein Überblick über die Reihe der erhaltenen, ſämtlich in Originalgröße 
reproduzierten Siegel zeigt, daß der eigentlich klaſſiſche Typ des Biſchofs⸗ 
ſiegels, der im ſpitzovalen Felde thronende Kirchenfürſt, ſich mit Konrad III. 
(1233— 1241), alſo, verglichen mit Weſtdeutſchland, ſpät durchſetzt, ohne 
doch den älteren, runden Typ gleich ganz zu verdrängen (vgl. Nr. 8 
vom Jahre 1278). Die im ſpäten Mittelalter übliche, den Biſchof um⸗ 
rahmende gotiſche Niſche tritt mit Johann (ſeit 1343) auf; der Wappen⸗ 
ſchild wird ſchon durch Arnold (ſeit 1324) ins biſchöfliche Siegel eingeführt. 
Noch früher tauchen Rückſiegel auf; das ne (1303) ift eine antife 
Gemme. Das Bild der Sekretſiegel bietet häufig den Schutzheiligen des 
Bistums, Johannes den Täufer; ſeit dem letzten Drittel des 14. Jahr⸗ 
hunderts erobert dieſer ſich auch das Hauptſiegel und drängt das Bild des 
Biſchofs auf ein Nebenplätzchen, wenn nicht ganz aus dem Siegelfeld 
heraus; daß der Heilige das Elektenſiegel ſchon früher beherrſcht, entſpricht 
allgemeiner verbreitetem Brauch. Im ausgehenden 15. Jahrhundert 
beginnt der Kampf zwiſchen Gotik und Renaiſſance; letzterer iſt in dem 
fernen pommerſchen Bistum, das aber dem päpſtlichen Stuhl direkt unter⸗ 
ſtand, durch den aus Italien ſtammenden Biſchof Marinus (1478 —1482) 
na früh, freilich noch nicht dauernd, Eingang verſchafft 
worden. 

Die Reihe der biſchöflichen Siegel wird über den as katholiſchen 
Biſchof Erasmus von Manteuffel — deſſen großes Siegel aber nicht ſpät⸗ 
gotiſch, ſondern viel eher frühbarock iſt — hinaus bis zu dem zweiten 
bezeichnet ich i Biſchof Martin von Weiher fortgeſetzt; dieſer letztere 
bezeichnet ſich in der Legende ſeines Siegels als Biſchof von Gottes und 
des apoſtoliſchen Stuhls Gnaden; er war 1549, als die gewaltſame 
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Rekatholiſierung Norddeutſchlands im Bereich des Möglichen lag, ins 
Amt gekommen. In der Reihe der biſchöflichen Siegel ſtehen 2 Vikariats⸗ 
und 1 Offizialatsſiegel; auch auf ihnen begegnet Johannes der Täufer, 
der natürlich das Feld der 5 beigebrachten Domkapitelſiegel beherrſcht; 
nennt ſich das Domſtift doch die ecclesia S. Johannis babtiste in Cammin. 

Neben manchem Altgewohnten bringen die Kamminer Siegel 
doch auch allerlei Neuartiges, ſo das Siegel el Peters, der 
Dominikaner, Fan Pönitentiar und wahrſcheinlich doch ein Land⸗ 
fremder war; dann die genannten Siegel des Marinus, der ſich in der 
Legende feines großen Siegels dreiſt als Jtalicus bezeichnet; er hat die 
in ſolcher Betonung ſeines Ausländertums liegende Provokation übrigens 
mit der Verjagung aus ſeiner Diözeſe büßen müſſen. Nicht minder 
weichen die Siegel ſeines Nachfolgers Benedikt von Waldſtein von der 
allgemeinen Entwicklungslinie ab: auch er iſt ein vom Papſt geſchickter 
Fremder; die Waldſteins, deren Haus ja als größter Sohn Wallenſtein 
entſtammt, ſind Tſchechen; Biſchof Benedikt war vor ſeiner Ernennung 
Propſt von Olmütz geweſen. So ſpiegeln ſich alſo die in der Ernennung 
von Ausländern zu Biſchöfen von Kammin zum Ausdruck kommenden 
päpſtlichen Eingriffe in die Geſchichte des pommerſchen Bistums lehr⸗ 
reich auch in deſſen Siegelbildern wieder. 

Die Abbildungen wirken merkwürdig flach und matt; dabei ſind die 
photographiſchen Aufnahmen, die ihnen zugrunde liegen, durchaus klar. 
Der Fehler liegt augenſcheinlich am Druckverfahren. Wenn man ſchon 
Geld an dieſe Sache wandte und der Abhandlung die Bilder von 68 Siegeln 
in rn beigab, was an ſich mit größtem Dank begrüßt werden 
muß, dann hätte man auch ein Übriges tun und dieſe Bilder auf 

eeignetem Kunſtdruckpapier und in beſter Kunſtdrucktechnik zu beſonderen 
afeln vereinigen ſollen. H. Krabbo. 


H. Hoogeweg, Die Stifter und Klöſter der Provinz Pommern. 
Bd. I. Stettin. 1924. Leon Sauniers Buchhandlung. XXIII und 728 S. 

Das Ergebnis einer Rieſenarbeit liegt hier im erſten Teile vor, für 
welche die Provinz Pommern dem Verf. umſomehr zu Danke verpflichtet 
ſein muß, als er dieſe Arbeit aus eigenem Intereſſe und mit großen 
Opfern an Zeit und Arbeitskraft, ohne einen materiellen Gewinn durch⸗ 
geführt hat. Aber auch außerhalb Pommerns verdient die Veröffentlichung 
nähere Beachtung. 

H., dem wir bereits ein „Verzeichnis der Stifter und Klöſter Nieder⸗ 
ſachſens vor der Reformation“ (1908) verdanken, beſchränkt ſich hier 
nicht auf ein Verzeichnis der pommerſchen geiſtlichen Inſtitute, ſondern 
er verbindet damit eine Darſtellung der Entwicklung der Klöſter von der 
Gründung bis zur Aufhebung unter Ausſchöpfung des geſamten vorhande⸗ 
nen Quellenmaterials. Da die urkundlichen Zeugniſſe nur bis 1325 im 
Pommerſchen Urkundenbuche gedruckt vorliegen, wird das für die folgen⸗ 
den zwei Jahrhunderte vorhandene und meiſt unveröffentlichte Material 
in verarbeiteter Form hier der Forſchung zugänglich gemacht. Die Dar⸗ 
ſtellung will zugleich eine beſondere Ausgabe der Quellen erſetzen, daher 
wird jedes Ereignis bis hinab zum Rentenkauf angeführt und der ganze 
erreichbare Stoff bekannt gegeben. Urkundenbücher oder Regeſten⸗ 
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werke, wie fie u. a. z. B. für die heſſiſchen Stifter und Klöſter vorliegen 
bzw. geplant ſind, haben zwar den Vorteil, dem Forſcher die Quellen 
unmittelbar zu bieten, aber ſie dienen doch nur einem ſehr kleinen Kreiſe 
von Fachleuten zum Nachſchlagen und zur weiteren Ausbeute. H. weiſt 
hier den Weg, wie ein ſachkundiger Bearbeiter den Stoff in einer den 
Anſprüchen der wiſſenſchaftlichen Forſchung genügenden Weiſe ver⸗ 
arbeitet und 5 darbieten und ihn gleichzeitig auch dem 
Verſtändnis weiterer Kreiſe näherbringen kann. Das vorliegende Werk 
iſt nicht nur eine Stoffſammlung und ein wertvolles Nachſchlagewerk 
für die landesgeſchichtliche, kirchengeſchichtliche, wirtſchaftsgeſchichtliche 
hiſtoriſch⸗geographiſche und genealogiſche Forſchung, es iſt auch ein Bu 
zum Leſen, aus dem der gebildete Laie mannigfache Anregung und Be⸗ 
lehrung ziehen wird. H. bringt bei den einzelnen Inſtituten zuerſt 
Nachrichten über das Archiv, ſodann werden Gründung, geſchichtliche 
Entwicklung und wirtſchaftliche Bedeutung, die Beziehungen zu den kirch⸗ 
lichen Stellen, zum Landesherren, Adel, Städten behandelt. Es werden 
die bei der Reformation aufgenommenen Inventare mitgeteilt und auch 
die vorhandenen Siegel beſchrieben. Die Beſitzungen ſind in alphabe⸗ 
tiſcher Anordnung der Ortſchaften mit den Urkundenbelegen aufgeführt. 
Liſten der Abte, Pröpſte uſw. bilden in der Regel den Beſchluß. 

Berückſichtigt ſind alle Stifter und Klöſter Pommerns, auch die 
Ritterorden, ausgeſchloſſen dagegen ſind die Kalande, Gebetsbrüder⸗ 
ſchaften, Hoſpitäler und alle Pfarrorte, die nicht Kloſterbeſitz waren. 

Die Anordnung iſt alphabetiſch. Der erſte Band, dem ein vottreff⸗ 
liches Perſonen⸗ und Ortsregiſter, ſowie ein Sachregiſter und Gloſſar 
beigegeben iſt, umfaßt die Buchſtaben A—G (Anklam bis Greisfwald), 
die Ziſterzienſerklöſter Kolbatz und Eldena nehmen von den 18 Inſtituten 
den meiſten Raum ein, zwei beigegebene Kartenſkizzen veranſchaulichen 
den Güterbeſitz dieſer beiden Klöſter. 

Der zweite Band, der den Abſchluß des umfangreichen Werkes 
bringen ſoll, wird für 1925 angekündigt. Der Verlag, der die Veröffent⸗ 
lichung auf eigenes Riſiko übernommen und würdig ausgeſtattet hat, 
hat ſich damit ein beſonderes Verdienſt um die pommerſche Landes⸗ 
geſchichte erworben. Wir möchten aber glauben, daß das in jeder Hinſicht 
vortreffliche Werk in weite Kreiſe dringen und ſeinen Druck auch wirklich 
bezahlt machen wird. Sch. 


Regeſten zur Schleſiſchen Geſchichte. 1334 —1337. (Cod. dipl. 
Silesiae, Bd. XXIX.) Hrsg. von Konrad Butte in Verbindung mit 
Erich Randt und Hans Bellée. Breslau 1923, F. Hirt in Kommiſſion. 
Preis geh. 15 M. 

Nach einer Zeitſpanne von 20 Jahren wird mit dem vorliegenden 
Bande die Fortführung der ſchleſiſchen Regeſten aufgenommen, die 
Wattenbach einſt als Archivar in Breslau (1855 —61) ins Leben ſetzte 
und deren erſten Band Grünhagen 1868 veröffentlichte. Die Energie 
der jetzigen Herausgeber und der Förderer des Unternehmens hat die 
ſchweren Hinderniſſe der Inflationszeit niedergerungen; wenn auch 
die pefuniaren Nöte eine Anderung des Editionsplanes und ein ganz 
erhebliches Zuſammenſchrumpfen des Manufkripts veranlaßt haben, 
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jo muß doch das Erſcheinen dieſer modern gearbeiteten Regeſten auf das 
wärmſte begrüßt werden. Die in ihnen gegebenen Nachrichten über das 
Vordringen weſtlicher Verwaltungs⸗ und Wirtſchaftseinrichtungen, deut⸗ 
ſchen Rechts und deutſcher Kultur in Schleſien ebenſo wie die Zeugniſſe 
des allmählichen Übergangs des Landes aus dem polniſchen Reichs⸗ 
verband an Böhmen ſind von weittragender Bedeutung, ſodaß nicht 
bloß ein territoriales, ſondern ein allgemeines Intereſſe die Fortſetzung 
des Werkes begleitet, das nun hoffentlich ohne allzu große Intervallen 
dem Abſchlußjahr 1355, dem Zeitpunkt der endgültigen Einverleibung 
Schleſiens in die böhmiſchen Kronlande, zugeführt werden kann. 

Auch für dieſen einzelnen Band wie früher, ſind Orts⸗, Perſonen⸗ 
und Sachregiſter gearbeitet worden. Winter. 


Dr. Helene Borkenhagen, Oſtfriesland unter der hanuoverſchen 
Herrſchaft. 1815 — 1866. 5 und Vorträge zur Geſchichte 
PE Heft XXI) Aurich, Verlag von D. Friemann, 1924. 8°. 
132 ©. 


Die jüngſten Beſtrebungen, die Provinz Hannover auf dem Wege der 
Abſtimmung vom preußiſchen Staate zu trennen, ſind bei der eingeſeſſenen 
Bevölkerung kaum irgendwo auf ſtärkeren Widerſtand geſtoßen als im 
Regierungsbezirk Aurich, dem alten Fürſtentum Oſtfriesland. Dieſe 
beachtenswerte Tatſache läßt ſich nicht allein aus wirtſchaftlichen, partei⸗ 
politiſchen und Stammesverhältniſſen erklären, ſondern iſt zum guten 
Teil geſchichtlich begründet. 

Sie beruht darauf, daß es dem hannoverſchen Königreich in den 
50 Jahren ſeines Beſtehens nicht gelungen iſt, Oſtfriesland in ſich auf⸗ 
gehen zu laſſen und die dort vorhandenen älteren Sympathien für den 
preußiſchen Staat zu überwinden. Eine nähere Unterſuchung dieſer 
Verhältniſſe vom hiſtoriſchen Standpunkt war eine dankbare und zeit⸗ 
gemöhe Aufgabe. Es iſt daher außerordentlich zu begrüßen, daß das 

taatsarchiv Aurich eine neue Reihe der „Abhandlungen und Vorträge 
zur Geſchichte Oſtfrieslands mit einer Arbeit eröffnen kann, die dieſe 
Aufgabe mit feinem Takt und glücklichem Erfolge angreift und durchführt. 
Wohltuend berührt zunächſt, daß die Verfaſſerin die Dinge rein hiſtoriſch 
entwickelt, ohne die oben aufgeworfenen Tagesfragen in die Erörterung 
zu ziehen. Gerade dadurch ſichert ſie ihren Ausführungen die Unpartei⸗ 
lichkeit und die Wirkung der geſchichtlichen Beweisführung. 

Die einleitenden Kapitel der Arbeit, für die außer einer recht umfang⸗ 
reichen Literatur auch viel archivaliſches Material aus Berlin, Hannover 
und Aurich herangezogen iſt, beſchäftigen ſich mit dem Übergang Oſt⸗ 
frieslands an das Königreich Hannover. Hierbei ging es im einzelnen 
nicht ohne ſtarke Reibungen und Schwierigkeiten ab, insbeſondere weil 
König Friedrich Wilhelm III. den ihm liebgewordenen, von Anhänglich⸗ 
keit an Preußen erfüllten Landesteil nur ſehr ungern aus der Hand gab. 
Auch in Hannover ſelbſt begegnete dieſe Erwerbung einigem Mißbehagen, 
das ſich nur allzubald als durchaus berechtigt erweiſen ſollte. Die Eingliede⸗ 
rung Oſtfrieslands in das neue Staatswesen führte ſogleich zu Konflikten, 
die ſich immer wieder erneuerten und allmählich einen unüberbrückbaren 
Gegenſatz herausbildeten zwiſchen Oſtfriesland und den althannoverſchen 
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Landesteilen, oder, wie ſie einander nannten, den „hannoverſchen 
Sibiriern“ und der „Kalenberger Nation“. 

Die Verfaſſerin iſt gerecht genug, zuzugeben, daß es die hannoverſche 
Regierung wenigſtens in der erſten Zeit nicht an gutem Willen fehlen 
ließ, den neuen Untertanen entgegenzukommen, und daß dieſe mit teil⸗ 
weiſe ſchlechthin unerfüllbaren Forderungen hervortraten. Die örtlichen 
. in Oſtfriesland lagen an ſich ſehr ſchwierig, die Bevölkerung 
war von bekanntem Eigenſinn und dazu unter der preußiſchen Herrſchaft 
des 18. Jahrhunderts in einer Art und Weiſe verwöhnt, wie man es 
im Preußen des ancien régime kaum irgendwo wieder findet. Auch 
Preußen hätte unter den ganz andersartigen ſtaatlichen Lebensformen 
des 19. Jahrhunderts gar Hub Forderung der kn nicht erfüllen 
können. Der hannoverſche Staat aber war nicht imſtande, was das 
große Preußen durch ſein ſtaatliches Gewicht und die werbende Kraft 
einer großen nationalen Zukunft wahrſcheinlich vermocht hätte, die neuen 
Landesteile mit den älteren zu einer ſtaatlichen Einheit zu verſchmelzen. 
Seine Verſuche in dieſer Hinſicht endeten meiſt auf dem Gebiete der 
Schikanen und politiſchen Nadelſtiche, ſo namentlich in der Beamten⸗ und 
Verkehrspolitik. Die allgemeine politiſche Entwicklung vor und nach 
1848 mit ihren Verfaſſungs⸗ und Wirtſchaftskämpfen e die 
Gegenſätze, anſtatt ie zu mildern; auch die perſönlichen Bemühungen 
des von beſtem Willen erfüllten Königs Georg V. mußten bei der Lage 
der Dinge unfruchtbar bleiben. Die Oſtfrieſen begrüßten im Jahre 1866 
die Rückkehr zu Preußen in ihrer überwiegenden Mehrzahl mit unver⸗ 
hohlener Genugtuung. | 

In überzeugender Weiſe beleuchtet die B.ſche Arbeit die Voraus⸗ 
ſetzung und Entwicklung dieſer Konflikte auf allen Gebieten des ſtaatlichen 
Lebens in Oſtfriesland unter ſtändiger Berückſichtigung der allgemeinen 
Politik, ſo beſonders der Verfaſſungsbewegung und der Zollpolitik. 
Sie wird dadurch zugleich zu einem wertvollen Beitrag für die Geſchichte 
Hannovers im 19. Jahrhundert. Auch auf die älteren Verfaſſungs⸗ 
verhältniſſe Oſtfrieslands fällt manches intereſſante Streiflicht. 

Die „Abhandlungen und Vorträge zur Geſchichte Oſtfrieslands“ 
ſind den Leſern der „Forſchungen“ nicht unbekannt; ſchon eine ganze 
Reihe der früher erſchienenen Hefte iſt an dieſer Stelle anerkennend be⸗ 
ſprochen worden. Man wird es daher auch über die Grenzen Oſtfrieslands 
hinaus begrüßen, daß das Staatsarchiv Aurich, das dem drohenden 
Schickſal der Aufhebung anläßlich des Behördenabbaues erfreulicherweiſe 
entgangen iſt, nach jahrelanger Unterbrechung nun wieder neue Arbeiten 
dieſer Art in Ausſicht ſtellen kann. G. Schnath. 

Charlottenburg. 

Erich Keyſer, Die Bevölkerung Danzigs und ihre Herkunft im 
13. und 14. Jahrhundert. (Pfingſtblätter des Hanſiſchen Geſchichtsver⸗ 
eins XV.) 93 Seiten. Lübeck 1924. 

Danzig, urſprünglich eine Fiſcherſiedlung am Fuße der von den 
Herzögen von Pommerellen bewohnten Burg, begann aufzublühen, 
als es von der oſtdeutſchen Siedlungsbewegung und vom lübiſchen 
Oſtſeehandel erreicht wurde. Deutſche Kaufleute ſchloſſen ſich dort zu 
einer Marktſiedlung zuſammen, und um 1224 erhob Herzog Swantapolk 
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dieſen Markt zu einer Stadt mit deutſchem Recht. Entſcheidend für deren 
weitere Entwicklung war der 1308 erfolgende Übergang der Landesherr⸗ 
ſchaft auf den Deutſchen Orden. Aus e tizen darf man den 
ſicheren Schluß ziehen, daß die Bevölkerung dieſer älteſten Stadt im Or⸗ 
densland Preußen von vornherein ausſchließlich aus Deutſchen beſtand; 
ſeit der Mitte des 14. Jahrhunderts aber beginnen die Quellen, aus denen 
Licht auf die Zuſammenſetzung der Danziger Bürgerſchaft fällt, ungewöhn⸗ 
lich reich zu fließen. Namentlich drei der damaligen Stadtverwaltung 
dienende Bücher, zeitlich nebeneinander herlaufend und ſich in ihren 
Angaben vielfach ergänzend, bieten die Grundlagen, auf denen der um 
die Geſchichte der Weichſelſtadt ſchon mehrfach verdiente, am Danziger 
Staatsarchiv tätige Verfaſſer, von ſorgfältiger Kleinarbeit zu klarer 
Zuſammenfaſſung fortſchreitend, den Hauptteil ſeiner Unterſuchung 
aufbaut. Dieſe it ſehr zur rechten Zeit erſchienen; jie erweiſt polniſcher 
ANS gegenüber den deutſchen Charakter des mittelalterlichen 
Danzig. Die erwähnten Hauptquellen Keyſers ſind einmal das 1357 
angelegte Erbbuch der Stadt, weiter die 1364 einſetzenden Bürgerliſten 
und ſchließlich ein Schoßbuch aus den Jahren 1377 — 78; letzteres iſt 
(S. 61—93) im vollen Wortlaut zum Abdruck gebracht. 

Ich muß mich darauf beſchränken, die Ergebniſſe Keyſers kurz mit⸗ 
zuteilen, wobei ich bemerke, daß ich die Wege, die ſeine Unterſuchung 
none in den Hauptpunkten für richtig halte. In der Beit von 1364 
bis 1399 machen unter den 6289 Neubürgern der Stadt die Zuwanderer 
43% aus, während der Reſt von 57% auf Söhne Danziger Bürger ent⸗ 
fällt. Von den Zugewanderten ſtammen 27%, alſo ein ſtarkes Viertel, 
aus Altdeutſchland weſtlich der Elbe —Saale⸗Linie; fie find in ihrer er- 
drückenden Mehrzahl im ſächſiſchen Stammesgebiet (Hannover und 
Weſtfalen) geboren, wohingegen z. B. Oberdeutſchland ſehr ſchwach ver⸗ 
treten iſt; ja, man hat ſpäter im 15. Jahrhundert zu Danzig die Nürn⸗ 
berger rechtlich den Lombarden, Engländern, Holländern, Flamen und 
Juden gleichgeſtellt, d. h. als Ausländer behandelt. Im oſtdeutſchen 
Kolonialgebiet ſind 58% der eingewanderten Neubürger der Stadt 
geboren; nahezu die Hälfte derſelben iſt aus dem deutſchgewordenen 
Ordensſtaat nach Danzig gezogen. Zu dieſen 27 + 58 % kommen dann 
noch weitere 11% deutſcher Zuwanderer, bei denen man entweder, 
wenn ſie z. B. aus Frankfurt oder aus Oſterode kommen, nicht entſcheiden 
kann, ob ſie der altdeutſchen oder der neudeutſchen Stadt dieſes Namens 
entſtammen, oder die in wüſtgewordenen deutſchen Orten geboren ſind. 
Alles in allem wird alſo errechnet, daß 96% der zugewanderten Neubürger 
Danzigs ebenſo wie die in der Stadt ſelbſt geborenen Neubürger deutſchen 
Geblüts ſind. In den Reſt von 4% der Zugewanderten, die noch nicht 
2% der geſamten Neubürger ausmachen, teilen ſich neben wenigen Eng⸗ 
ländern und Skandinaviern die Polen und Tſchechen. Mit anderen 
Worten: Keyſer hat in ſorgfältiger Statiſtik, deren Ergebniſſe in mehreren 
ſauberen Tabellen zuſammengeſtellt ſind, den Nachweis erbracht, daß 
Danzig auch im Mittelalter eine — man darf wohl ſagen — rein deutſche 
Stadt war. Für dieſen Nachweis ſchuldet ihm nicht nur der Hiſtoriker, 
ſondern auch der Politiker Dank. 

Berlin⸗Steglitz. H. Krabbo. 
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Freiherr Bogislaw von Selchow, Dr. phil., Der Kampf um das 
Poſener Erzbistum 1865. Graf Ledochowski und Oberpräſident von 
Horn. Ein Vorſpiel zum Kulturkampf. XII u. 214 S. Marburg a. Lahn 
1923. N. G. Elwertſche Verlagsbuchhandlung, G. Braun. 

Auf Grund der ſtaatlichen Akten, die eine wertvolle Ergänzung in 
den dem Verf. gleichfalls zugänglichen nachgelaſſenen Papieren des 
Oberpräſidenten v. Horn und des Biſchofs von Kulm v. d. Marwitz 
finden, ſowie einer weitſchichtigen Literatur, einſchließlich der deutſchen 
und polniſchen Zeitungen, wird eine gründliche Darſtellung der ver⸗ 
hängnisvollen Poſener Erzbiſchofswahl im Jahre 1865 gegeben. Die 
ganze Entwicklung von dem erſten Auftauchen der Frage einer Erſetzung 
des Erzbiſchofs Leo v. Przyluski, deſſen unerwarteter Tod dann den erz⸗ 
biſchöflichen Stuhl freimachte, bis zur Verdrängung des Oberpräſidenten 
v. Horn aus Poſen, der die ſtaatlichen Belange mit Ruhe und Feſtigkeit 
vertrat, aber trotzdem oder deshalb i. J. 1869 höfiſch⸗klerikalen Einflüſſen 
weichen mußte, findet eine ruhig⸗ſachliche und unvoreingenommene 
Behandlung. Daß die ganze Angelegenheit von ſtaatlicher Seite glücklich 
behandelt worden iſt, läßt ſich danach nicht ſagen. Bismarck, dem dieſe 
Fragen damals wohl überhaupt noch fernlagen, war in den entſcheidenden 
Jahren durch die großen Lebensfragen unſerer inneren und äußeren Po⸗ 
litik fo ſehr in Anſpruch genommen, daß er die Sache notgedrungen dem 
zuſtändigen Miniſter überließ, Herrn v. Mühler, der darin vollkommen 
verſagte. Faſt der einzige, der die Bedeutung der Frage der Beſetzung 
des Poſener Erzbiſchofsſtuhls von vornherein erkannte und bis zuletzt 
immer wieder mahnend darauf hinwies, fand in Berlin taube Ohren. 
So blieben die an ſich für den Staat zunächſt durchaus nicht ungünſtigen 
Ausſichten unausgenutzt, und die überlegene Politik der Kurie hatte 
leichtes Spiel. Die gewinnende Perſönlichkeit Ledochowskis, der national⸗ 
politiſch bis dahin noch nicht hervorgetreten war, kann die Ahnungslofig- 
keit kaum entſchuldigen, mit der man in Berlin trotz aller faſt flehentlichen 
Warnungen v. Horns das Erzbistum Poſen einem Manne auslieferte, 
für deſſen ſtaatliche Zuverläſſigkeit und mindeſtens Neutralität in den 
nationalen Fragen man keinerlei Bürgſchaften beſaß. Die Schilderung 
der Vorgänge durch den Verf. iſt klar und überſichtlich und in den nach⸗ 
gewieſenen Zuſammenhängen durchweg überzeugend. Sehr wertvoll 
ſind auch die mit Beigabe genauer Lebensdaten verſehenen Charakteriſie⸗ 
rungen der einzelnen Perſönlichkeiten, deren raſche Auffindung durch 
ein ſehr dankenswertes Namenregiſter erleichtert wird. In 13 Anlagen 
wird eine Reihe der wichtigſten Schriftſtücke aus den Akten wieder⸗ 
gegeben. Lüdicke. 


Geyſo v., Beiträge zur Politik und Kriegführung Heſſens im Zeit⸗ 
alter des 30 jährigen Krieges. (Zeitſchrift des Vereins für heſſiſche Ge⸗ 
ſchichte und Landeskunde, Band 53 und 54, Kaſſel 1921 und 1924.) 

Im Rahmen der Lebensbeſchreibung eines Vorfahren, des heſſiſchen 
Generals v. Geyſo, gibt der Verfaſſer auf Grund der Akten, namentlich 
des Marburger Archivs, eine Darſtellung der politiſchen und militäriſchen 
Verhältniſſe Heſſens in der zweiten Hälfte des Dreißigjährigen Krieges, 
die auch für die brandenburgiſch⸗preußiſche Geſchichte und die allgemeine 
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Geſchichte des Heerweſens wertvolle Aufſchlüſſe bringt. Landgraf Wil⸗ 
helm V. von Heſſen⸗Caſſel trat nach der Landung Guſtav Adolfs als 
der erſte deutſche Fürſt entſchloſſen auf deſſen Seite und ſtellte 1631 
ein ſtarkes Corps auf, das in den folgenden Jahren eine bedeutende 
Rolle in den wirrenreichen und vielverſchlungenen Kriegsereigniſſen der 
Zeit geſpielt hat. Da die Unterhaltung dieſer „Heſſiſchen Armee“ dem 
eigenen kleinen Lande auf die Dauer nicht möglich war, ſuchte er 
Quartiere und Kontributionen in den Nachbargebieten und legte dabei 
von 1633 auf die brandenburgiſchen Beſitzungen in Weſtfalen die Hand. 
Seitdem das 1621 dort errichtete brandenburgiſche Kriegsvolk, das der 
Oberſt Walrav v. Gent befehligte, im Jahre 1632 endgültig den Hol⸗ 
ländern überlaſſen worden war, hielt der eigene Landesherr bis 1637 
in dieſen unglücklichen Landſchaften überhaupt keine Truppen. Wenn 
Cleve, Mark und Ravensberg in der erſten Hälfte des großen Krieges 
abwechſelnd das Beuteobjekt der Spanier und der Holländer geweſen, 
ſo ging ihr Beſitz in den 1630 er Jahren zwiſchen den Heſſen und den 
ligiſtiſch⸗kaiſerlichen Truppen hin und per Daß der Landgraf von Heſſen 
ſich über die ſchutzloſe Neutralität dieſer Lande einfach hinwegſetzte, lag 
durchaus in den Gepflogenheiten der Zeit, und wenn er es, wie der 
Verfaſſer ſagt, „ſchweren Herzens“ Jon bat (II. S. 15), jo half dies 
den Betroffenen wenig. Der Vergleich mit der Lage Belgiens 1914 
trifft doch kaum zu. Über die „Heſſiſche Armee“, für deren Zuſammen⸗ 
ſetzung und Verwendung, beiläufig bemerkt, auch die ſchwediſchen Akten⸗ 
publikationen von Mankell, namentlich das Arkiv till upplysning om 
svenska krigens och krigsinrättningarnes historia (Stockholm 1860 ff.) 
eine Menge Material enthalten, erfährt man aus der Arbeit G.’3 ſehr 
viel Neues. Die Angaben der älteren Literatur, auch der kurheſſiſchen 
Stamm⸗ und Rangliſten erweiſen ſich als höchſt unzuverläſſig. Das 
ſogenannte Defenſionswerk des Landgrafen Moritz, den G. ſowohl in 
ſeiner politiſchen wie in ſeiner militäriſchen Tätigkeit im Gegenſatz zu 
Rommel (Geſchichte deffen?) ſehr gering einſchätzt, ſoll im Grunde nur 
auf dem Papier beſtanden haben. Es würde aber doch nützlich ſein, 
wenn dieſe Verhältniſſe einer genaueren Unterſuchung unterworfen 
würden, wie ſie in der ausgezeichneten Arbeit von Paetel der „Organi⸗ 
ſation des Heſſiſchen Heeres unter Philipp dem Großmütigen“ (Berlin 
1897) zuteil geworden iſt. 

G. 720 erwähnt mehrfach, daß in die Truppen, welche ſpäter 
Landgraf Wilhelm errichtete, auf Grund der alten Landfolgepflicht, 
„junges Landvolk“ eingeſtellt worden ſei (I, S. 50 Anm., auch ſonſt). 
Den Ausführungen G.'s über die Wertloſigkeit der Defenſionsbeſtrebungen 
auf nationaler Grundlage, die in den erſten Jahrzehnten des 17. Jahr⸗ 
hunderts beſonders im Deutſchen Weſten im Gegenſatz zu dem land⸗ 
verderbenden Soldatentum eifrig gepflegt wurden, iſt nur bedingt bei⸗ 
zuſtimmen. Daß ſie nirgends den gewünſchten Erfolg hatten und ſich 
gegenüber Tillys Söldnern nicht behaupten konnten, iſt darauf zurück⸗ 
zuführen, daß ſie im Rahmen zu kleiner Gebiete ſtattfanden, die den 
übermächtigen Angriffen der habsburgiſch⸗katholiſchen Macht von vorn⸗ 
herein nicht gewachſen waren. Auch die Soldtruppen jener Zeit waren 
keine feſtgefügten ſtehenden Heere, keine Veteranen, ſondern größtenteils 
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erſt beim Kriegsausbruch zuſammengetrommelt. Die ſchwediſchen in⸗ 
ländiſchen Regimenter dagegen glichen in ihrem Erſatz dem deutſchen 
„Landvolk“, d. h. den auf Grund der Landfolgepflicht ausgehobenen 
Milizen. Das beſte Urteil in dieſen Dingen hatte jedenfalls Köni 

Guſtav Adolf ſelbſt. Er ſchrieb am 6. Auguſt 1623 dem Herzog Ado 

Friedrich von Mecklenburg: „Es möchte Ew. Liebden jemand einbilden 
wollen, als wenn das Landvolk nicht zum Kriege tauget. Laſſen ſich 
ſolches ja von den Großſprechern nicht einbilden. Glauben, mir, der 
ich täglich die Probe davon nehmen muß, daß wenn ſie wohl geführet 
und gecommendiert werden, mit ihnen mehr dann mit der irregularen 
Soldateske“ — darunter verſteht der König die Söldner — auszurichten!“ 
Konung Gustav II. Adolfs skrifter, Stodyolm 1861, ©. 414. 
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Gitzungsberichte 


Vereins für Geſchichte der Marf Brandenburg. 


10. Oktober 1923 bis 11. Juni 1924. 


Sitzung vom 10. Oktober 1923. 

Herr Staatsarchivrat Dr. H. O. Meisner ſprach über „Das Zivil⸗ 
kabinett der Kaiſerzeit“ (Gedr. Bd. 36, S. 180 ff.). Sodann machte 
Herr Geh. Archivrat Dr. Granier Mitteilungen über die Beurteilung der 
Warſchauer und Olmützer Verhandlungen vom November 
1850 durch den Prinzen Wilhelm (J.) von Preußen. Hiernach war der 
Prinz mit den Abmachungen dort zuerſt einverſtanden, im beſonderen 
mit der Behandlung der deutſchen Frage, ſo klar er auch erkannte, daß 
des öſterreichiſchen Miniſters Fürſten Felix Schwarzenberg Abſicht ſei: 
d' avilir la Prusse, puis la démolir. Nur gegen den Preußen auferlegten 
Durchmarſch der öſterreichiſch⸗bayeriſchen Truppen in Kurheſſen über die 

reußiſchen Etappenſtraßen hinweg, nahm der Prinz von vornherein 
ſcharf Stellung, als verletzend für das preußiſche militärische Ehrgefühl. 
Aber ſchon im Beginne des Jahres 1851 erkannte der Prinz, daß Olmütz 
auch politiſch für Preußen den Niedergang bedeute, und fortan blieb 
„Olmütz“ für ihn das Symbol hierfür, das er in ſeinem politiſchen Wirken 
zu vermeiden und wieder gutzumachen entſchloſſen war. 

Die preußiſche Mobilmachung vom November 1850, für welche der 
Prinz gleich dem Könige gegenüber dem Grafen Brandenburg ent⸗ 
ſchieden eingetreten war, galt ihm zunächſt nur als Mittel, mit Nachdruck 
unterhandeln zu können. Den Krieg wünſchte er damals ebenſowenig, 
wie u. a. auch Bismarck. | 


Sitzung vom 14. November 1923. 


Herr Profeſſor Dr. Volz ſprach über die Denkwürdigkeiten 
„ Wilhelmine von Bayreuth (Gedr.: Bd. 36, 


| Anſchließend behandelte Herr Geh. Archivrat Dr. Granier eine 
Aufzeichnung des Feldmarſchalls Edwin v. Manteuffel. 
Ausgehend von den Denkwürdigkeiten des Grafen Walderſee (f. 
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„Forſchungen“ Bd. 35, S. 276ff., 1923) verſuchte er feine Theſe, daß 
„Memoiren“ den „Tagebüchern“ vorzuziehen ſeien, an dieſem Beiſpiel 
nachzuweiſen. Die Niederſchrift Manteuffels hat zum Gegenſtand die 
Vorgänge vom Vormittage des 18. März 1848 mit greifbarer Anſchaulichkeit 
und Präziſion, die es ſehr bedauern laſſen, daß nur ein Fragment vor⸗ 
liegt, welches mit dem Eingreifen des Generals von Prittwitz abbricht. 
Die Schilderung iſt auch rein literariſch betrachtet von guter Wirkung, 
während die ſonſtigen, zum Teil ſchon gedruckten Darlegungen Manteuffel 
über die Märztage aus zuſammenhangloſen kritiſchen Bemerkungen zu 
der Denkſchrift von Prittwitz u. a. beſtehen, die literariſch an und für ſich 
geringe Bedeutung haben, ſo viel hiſtoriſch Wertvolles ſie auch enthalten. 


Sitzung vom 12. Dezember 1923. 

Herr Staatsarchivrat Prof. Dr. H. Krabbo trug vor über die Aus- 
übung der Kurſtimme durch die askaniſchen Markgrafen von Bran⸗ 
denburg (Gedr.: Bd. 36, S. 153 ff.). 

Sodann behandelte Herr Bibliotheksdirektor Dr. W. Hoppe auf 
hiſtoriſch⸗geographiſcher Grundlage die Entſtehung der ſtädtiſchen 
Siedlungen des Havellandes. Einer Umſchreibung des ſlawiſchen 
Gaues Heveldun folgte eine allgemeine geographiſche Zergliederung des 
Bezirks. Dann wurde Stadt für Stadt hiſtoriſch⸗geographiſch betrachtet, 
wobei beſonderer Nachdruck auf die Aufhellung des Verkehrsnetzes des 
Landes gelegt wurde. 


Sitzung vom 9. Januar 1924. 

Herr Staatsarchivrat Dr. Schultze ſprach über die Landes- 
viſitation von 1652, welche die erſte allgemeine Aufnahme der Be⸗ 
völkerung in der Mark Brandenburg geweſen iſt. Ausgehend von der 
Bedeutung bevölkerungsſtatiſtiſcher Nachrichten und der Bevölkerungs⸗ 
bewegung ſchilderte er die Ausführung dieſer in der Kurmark und Neu⸗ 
mark angeordneten Perſonenbeſtandsaufnahme, welche anfänglich den 
Landeshauptleuten aufgetragen war, dann aber der Koſtenerſparnis 
halber von den Landreitern ausgeführt wurde. Nur für die Kreiſe 
Ruppin und Beeskow, Kottbus, Peitz ſind die Verzeichniſſe doch von den 
Landeshauptleuten verfertigt. Leider fehlen heute die Verzeichniſſe a 
einzelne Teile der Kurmark und für die ganze Neumark. Aus dieſen 
Verzeichniſſen ergibt ſich ein genaues Bild von den damaligen Verhält⸗ 
niſſen in den einzelnen Orten, beſonders macht ſich für manche Gegenden 
ein ſtarkes Umherwandern der Bevölkerung bemerkbar, das auch ander⸗ 
weitig feſtzuſtellen iſt. Hierauf ſprach der Vorſitzende, Herr Archivdirektor 
Dr. Klinkenborg über die Abſicht Friedrichs des Großen, die Stadt 
Emden an eine fremde Macht zu verkaufen. Er wies darauf hin, daß Hintze, 
nachdem Lehmann in ſeiner Schrift „Friedrich der Große und der Urſprung 
des Siebenjährigen Krieges“ dieſes Projekt erwähnt hatte und Koſer 
in ſeiner Biographie ausführlicher darauf eingegangen war, in der Sitzung 
vom 9. März 1900 es erörtert habe. Auf Grund einer Anzahl bisher nicht 
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bekannter Aktenſtücke zeigte der Vortragende, daß der preußiſche Geſandte 
im Haag, Graf v. Podewils, der Urheber dieſes Projektes geweſen iſt, 
da er fürchtete, daß die Holländer Schwierigkeiten bei der Beſetzung 
Emdens durch Preußen machen würden. Schon vor dem Tode des letzten 
Cirkſena hat er am 17. März 1744 darüber berichtet und den Verkauf 
vorgeſchlagen. Als dann am 24. Mai 1744 der Erbfall eintrat, befand ſich 
der Graf v. Podewils gerade in Pyrmont bei Friedrich dem Großen 
und hat die ganze Aktion eingeleitet. Sie zerſchlug ſich aber vollſtändig 
einerſeits, weil der Onkel des Geſandten, der Miniſter Graf Podewils 
ſich ſcharf gegen das Projekt ausſprach, und andererſeits, weil die Holländer 
keine größeren Schwierigkeiten der preußiſchen Beſitznahme machten. 
Der Vortrag wird im Emder Jahrbuch gedruckt werden. 


Sitzung vom 13. Februar 1924. 


Erſtattung des üblichen Geſchäftsberichtes durch den Schriftführer, 
Herrn Staatsarchivrat Dr. Schultze, und des Kaſſenberichtes durch den 
Rentmeiſter, Herrn Dr. Wallich. 

Herr Baurat Kohte beſprach hierauf einige Angelegenheiten der 
e ee Das von ihm in drei Heften der Zeitſchrift für Bau⸗ 
weſen veröffentlichte Verzeichnis der Wohnhäuſer von kunſtgeſchichtlichem 
Werte in Berlin und Vororten iſt beſtimmt, ſowohl der wiſſenſchaft⸗ 
lichen Forſchung als der werktätigen Denkmalpflege zu dienen. Be⸗ 
dauerlicherweiſe iſt ein Sonderdruck unter der wirtſchaftlichen Notlage 
nicht herzuſtellen. An mehreren Orten erhielten die Baudenkmäler 
neuerdings einen farbigen Anſtrich, der zu ihrem Charakter in ſchroffem 
Widerſpruch ſteht. War der Anſtrich des Rathauſes und der mit ihm ver⸗ 
bundenen Wohnhäuſer am Markte in Potsdam nicht ohne Bedenken, 
ſo haben danach das Rathaus und der Saalbau im Friedrich⸗Wilhelms⸗ 
Garten in Magdeburg, das Waiſenhaus in Potsdam und das Theater 
in Frankfurt a. Oder durch willkürlich bunten Anſtrich der Fronten Joue 
Einbuße erlitten. Der Vortragende forderte, daß Arbeiten künſtleriſcher 
Art, welche am Beſtande der Baudenkmäler vorgenommen werden, ſich 
deren Stilgeſetzen ſtreng zu fügen haben; ſeine Ausführungen wurden 
unterſtützt durch Herrn Amtsgerichtsrat Haeckel aus Potsdam. 

Hierauf behandelte Herr Privatdozent Dr. J. Heckel Die Ent⸗ 
ſtehung des brandenburgiſch-preußiſchen Summe piſkopats. 
(Gedr.: Zeitſchrift der Savigny⸗Stiftung für Rechtsgeſchichte.) 

H.s Unterſuchungen bringen das überraſchende Ergebnis, daß die 
Entſtehung des landesherrlichen Summepiſkopats, wie es in der preußiſch⸗ 
evangeliſchen Landeskirche bis 1918 beſtanden hat, keineswegs, wie Ju⸗ 
riſten und Hiſtoriker bisher einmütig annahmen, auf die Reformations- 
zeit zurückgeht. „Die Wurzel des Oberbiſchoftums liegt vielmehr in 
dem Verhältnis des proteſtantiſchen Landesherrn zu ſeinen katholiſchen 
Untertanen“, und es wurde erſt nach dem Weſtfäliſchen Frieden von dem 
brandenburgiſchen Kurfürſten gegenüber den Untertanen in den neu er⸗ 
worbenen geiſtlichen Territorien in Anſpruch genommen. „Der Große 
Kurfürſt war der erſte summus episcopus, und zwar gegenüber feinen 
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katholiſchen Untertanen.“ Erſt dann drang der summus episcopus auch 
in das evangeliſche Kirchenrecht. | u 

Zum Schluß knüpfte Herr Geh. Archivrat Dr. Granier an die 
Bemerkung im letzten Hefte der „Mitteilungen des Vereins für die Ge⸗ 
ſchichte Berlins“ bei der Anzeige feiner „Prinzenbriefe aus den Freiheits⸗ 
kriegen“ (Cotta 1923) und „Hohenzollernbriefe aus den Freiheitskriegen“ 
(Hirzel 1913): „Daß H. Granier von „Freiheitskriegen“, nicht aber 
von „Befreiungskriegen“ ſpricht, darf als Kurioſum bezeichnet wer⸗ 
den“, einige Ausführungen über dieſe Benennung. Die Abkehr von der 
Bezeichnung „Freiheitskriege“ ſtützt ſich auf die, auch von Louis Schneider 
überlieferte Autorität unſeres Kaiſers Wilhelm I., der nur von „Be⸗ 
freiungskriegen“ wiſſen wollte, da er zutreffend bemerkte, daß politiſch⸗ 
demokratiſche Tendenzen mit dem Worte „Freiheitskriege“ ſich verknüpften, 
die tatſächlich abzulehnen un denn wahrlich nicht um innerer „Freiheit“, 
um einer Konſtitution willen, war das Volk 1813 wider den äußeren Unter⸗ 
drücker zu den Fahnen geeilt. Dieſe hiſtoriſch unhaltbare Umdeutung 
des Kriegszweckes darf jetzt für überwunden gelten, ſo daß ohne Miß⸗ 
deutung zu beſorgen zu dem ſchönen, klangvollen Worte: „Freiheitskriege“ 
zurückgekehrt werden kann. Die erſten Darſtellungen tragen den Namen 
„Freiheitskriege“, und die Dichter von 1813, Arndt, Körner, Rückert, 
Schenkendorff, Staegemann, fingen nur von N und „Freiheits⸗ 
krieg“. Mit Recht ſagte daher Adolf von Harnack bei der Jahrhundert⸗ 
feier der Freiheitskriege im März 1913: , Über der Erhebung, die wir feiern, 
ſteht der Name Freiheitskriege; niemals in den deutſchen Gauen hat 
das Wort Freiheit einen ſo kräftigen Klang gehabt wie in jener Epoche“; 
wie denn bereits in den „Kriegsliedern der Teutſchen“ das Preußenvolk 
feinem Könige Friedrich Wilhelm III. zuruft: „Ein Eiſern Kreuz foll 
leuchtend vor uns ſchweben, Geweiht zum Freiheitskrieg ward dieſes 
Zeichen: Du gehſt voran, du wirſt das Ziel erreichen.“ | 


Sitzung vom 12. März 1924. 


Der zweite Vorſitzende, Geh. Juſtizrat Prof. D. Dr. Ulrich Stutz, 
ſprach über das Thema: Zur kirchlichen Rechtsgeſchichte der nord- 
oſtdeutſchen Koloniſation im Mittelalter mit beſonderer Be⸗ 
rückſichtigung der Mark Brandenburg. Er ging aus von den Arbeiten 
Wilhelms v. Brünneck und ſtützte ſich vornehmlich auf die von ihm 
angeregte und in ſeinem Kirchenrechtlichen Inſtitut ausgebaute, 1921 
von der Berliner Juriſtiſchen Fakultät gekrönte Preisſchrift des jetzt 
an der Univerſität Graz als Profeſſor der ſtawiſchen Philologie wirkenden 
Dr. Heinrich Felix Schmid: das Recht der Gründung und Ausſtattung 
von Kirchen im kolonialen Teile der Magdeburger Kirchenprovinz wäh⸗ 
rend des Mittelalters. Da dieſe Unterſuchung inzwiſchen in der Zeitſchrift 
der Savigny⸗Stiftung für Rechtsgeſchichte XLIV, Kan. Abt. XIII 
1924, S. 1—214 und auch als ſelbſtändiges Buch erſchienen iſt, erübrigt 
ſich an dieſer Stelle ein Eingehen auf das einzelne. Nur das ſei hervor⸗ 
gehoben, daß der Referent Schmid in der Ablehnung der Deutung, die 
v. Brünneck u. a. dem brandenburgiſchen Kirchlehen geben zu müſſen 
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geglaubt hatten, ſowie in der Beſtreitung eines mittelalterlich⸗brandenbur⸗ 
giſchen landesherrlichen Patronats beipflichtete. Es war noch das alte, 
ungeſchwächte Eigenkirchenrecht des Grundherrn, das, wenn auch z. T. 
unter dem kirchlich unverfänglicheren Namen Vogtei oder Patronat, dem 
kolonialen Niederkirchenrecht in den Bistümern Brandenburg und Havel⸗ 
berg wie übrigens auch in dem ſorbenländiſchen Meißen das Gepräge 
gegeben hat. Nur vorübergehend ſpukte, allerdings ſchon 1179 und 
1189, im halberſtädtiſchen Altlande der kanoniſche Patronat Gratians 
und Alexanders. 


Hierauf ſprach Herr Stadtarchivar Dr. Kaeber über die Diſſertationen 
von Grie wank über Friedrich Wilhelm Held und von Friedensburg 
über Stephan Born, die beide Volksmänner des Jahres 1848 behandeln. 
Er wies darauf hin, daß die verſchiedenen Charaktere Helds und Borns 
auf die Art und Weiſe abgefärbt haben, in der die beiden Verfaſſer ſich 
mit ihren Helden und deren Tätigkeit auseinandergeſetzt haben. Während 
Friedensburg von Born ein Bild entwirft, das mit innerer Anteilnahme 
und Sympathie gezeichnet iſt, ſteht Griewank ſeinem Gegenſtande mit 
ſchärfſter innerer Kritik gegenüber. So ee eine kritiſche Ein⸗ 
ſtellung gegenüber Held u it, fo hat doch dieſe Auffaſſung Griewanks 
in mancher Beziehung zu ſchiefen Vorſtellungen über Weſen und Bedeu⸗ 
tung der 48er Bewegung geführt, in deren Mittelpunkt Held geſtanden 
os Auch an biefen ſelbſt hat G. einen zu hohen Maßſtab angelegt. 

rotzdem 0 die leider als Ganzes nicht gedruckte Arbeit eine weit über 
den Durchſchnitt einer Erſtlingsarbeit hinausreichende Unterſuchung. 


Sitzung vom 9. April 1924. 


Zunächſt ſprach Herr Staatsarchivrat Dr. Schultze auf Grund von 
Aufzeichnungen des Grafen R. v. der Goltz über deſſen Unterredungen 
mit Bismarck im Oktober 1865 in Biarritz. 


Hierauf teilte Herr Geh. Archivrat Dr. Granier zu der politiſchen 
Haltung des Prinzen Wilhelm (I.) von Preußen bei den Olmützer Ver⸗ 
handlungen 1850 und während des Krimkrieges 1854 Briefe einer ruſſi⸗ 
ME vou mit, welche zeigen, wie der Prinz auch ſcharfe Kritik 
einer Anſichten, die ihm hier mit größtem Freimute vorgetragen wird, 
ohne Empfindlichkeit aufnahm: denn ſein freundſchaftliches Verhält⸗ 
nis zu dieſer Hofdame litt hierdurch keinen Eintrag. Hiernach war in 
St. Petersburg die Meinung verbreitet, daß der Prinz von vornherein 
gegen die Olmützer Abmachungen fich erklärt babe, was — wie in der 

ereinsſitzung vom 10. Oktober 1923 gezeigt — nicht der Fall war. 

Im Krimkriege aber wird das Axiom des Prinzen, Preußen hätte 
um Rußlands willen an die Seite der Weſtmächte treten müſſen, um durch 
ſein Schwergewicht Rußland zum Nachgeben zu zwingen und ihm dadurch 
den Krieg zu erſparen, mit einleuchtenden Gründen bekämpft. So tragen 
auch dieſe Hofdamen⸗Briefe einen ſchönen Zug zu dem Charakterbilde 
des Prinzen von Preußen bei. DS 
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Sitzung vom 14. Mai 1924. 


Herr Prof. Dr. Krabbo ſprach über den Markgrafen Waldemar 
von Brandenburg. Es wurden nacheinander behandelt die Abſtam⸗ 
mung des Markgrafen, feine Tätigkeit als Kurfürſt, feine äußere Politik, 
vornehmlich gegenüber dem Deutſchen Orden, den Wettinern und den 
nordiſchen Mächten, und endlich ſeine innere Politik. Der Vortragende 
kam zu dem Geſamturteil, daß Markgraf Waldemar ein glänzender Ritter, 
aber kein Staatsmann war. 

Herr Staatsarchivrat Dr. Müller ſprach über die Wiedereinrichtung 
der preußiſchen Verwaltung in den alten Provinzen zwiſchen 
der Elbe und Weſer während der Befreiungskriege auf Grund der 
Nachrichten des IB: Nationaldenkmals und der regelmäßigen Berichte 
des Halberſtädter Militärgouvernements. Aus den Berichten vom 23. De⸗ 
zember 1813 und vom 9. und 16. Februar 1814 wurden Mitteilungen über 
die Beſitznahme, den allgemeinen Zuſtand der einzelnen Länder, die ein⸗ 
zelnen Zweige der Verwaltung und die öffentliche Stimmung gemacht. 


Sitzung vom 11. Juni 1924. 

Herr Profeſſor Dr. Tſchirch ſprach über die Beſitznahme 
Hannovers durch die Preußen 1806 im Spiegel der öffent— 
lichen Meinung Deutſchlands. Die Beſitznahme Hannovers durch 
Preußen unter dem Zwange des Schönbrunner Vertrages iſt in ſeiner 
Form eine Erniedrigung des Hohenzollernſtaats und eine Vergewaltigung 
der Einwohner, aber vom Standpunkte der Belange des preußiſchen Staats 
eine notwendige Handlung der Selbſterhaltung und vom Geſichtspunkte 
der Belange des deutſchen Volkes aus geſehen, der letzte Schritt zur 
Rettung der Unabhängigkeit des Vaterlandes: Es iſt nun bezeichnend 
für das politiſche Verſtändnis der Zeitgenoſſen, daß die ungeheure Mehr⸗ 
heit der hannoverſchen Bevölkerung, ſobald ſie erfuhr, die Beſetzung 
geſchehe nicht wie früher einmal mit offenem oder ſtillſchweigendem Ein⸗ 
geſtändnis des Se Königs, ſondern gegen feinen Willen, den Cin- 
marſch als einen ſchwarzen Verrat an einem deutſchen Bruderſtamme 
anſah. Die Anhänglichkeit an den welfiſchen Herrſcher, den ſeine hanno⸗ 
verſchen Untertanen niemals mit Augen geſehen hatten, die verhältnis⸗ 
mäßige Zufriedenheit mit der alten ſtändiſchen Verfaſſung, die Selbſt⸗ 
täuſchung, daß man ohne eigene Bewaffnung ſeine Freiheit behaupten 
könne, war ſo groß, daß man nur die Erhaltung der bisherigen Ver⸗ 
hältniſſe wünſchte und die Augen gegen die Erkenntnis verſchloß, daß 
die Verbindung Hannovers mit dem britiſchen Inſelreiche auf die Dauer 
unmöglich war und das Land ſelbſt wie das ganze Deutſche Reich in furcht⸗ 
bare Gefahren ſtürzte. So atmeten die meiſten hannoverſchen Flugſchriften 
jener Monate wilden Haß gegen das vergrößerungsſüchtige Preußen, 
das ſeiner ſchon längſt befolgten machiavelliſtiſchen Politik nun die Krone 
aufſetze. Eine namenloſe Schrift des Freiherrn von Berlepſch, die die 
preußiſche Herrſchaft als ſegensreichen Fortſchritt rechtfertigt und pries, 
win den Verteidigten mehr als fie nützte. Denn der radikal demo⸗ 

atiſche Edelmann, der ein Mirabeau der kalenbergiſchen Nation“ werden 
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wollte, hatte fich zu arge Blößen gegeben, und man wußte, daß aus ihm 
nur der geſtärkte Ehrgeiz des von der hannoverſchen Regierung Gemaß⸗ 
regelten ſprach. Die britiſche Regierung entfeſſelte indes durch Erklärungen 
der Krone und des Parlaments einen heftigen Federkrieg gegen Preußen, 
der namentlich von den Vertretern der kurbraunſchweigiſchen Regierung 
in Regensburg, dem Geſandten von Redern und andern leidenſchaftlich 
geführt wurde. Die preußiſche Regierung beſchränkte ſich auf eine ſehr 
gemeſſene Abwehr des Legationsrats Kaufmann, der ſachlich nachwies, 
daß England⸗Hannover im Nordiſchen Kriege ebenſo wie jetzt Preußen 
vorgegangen ſei. 

Unter den zahlreichen in Hannover erſchienenen a bts ragt 
eine durch ihre Sachlichkeit, ihre großen ſtaatsmänniſchen Geſichtspunkte 
und ihr volles Verſtändnis für die deutſche Aufgabe Preußens hervor, 
die nicht nur die Hannoveraner mit ihrem Schickſale zu verſöhnen ſucht, 
ſondern auch in der Zuſammenfaſſung Norddeutſchlands unter der 
preußiſchen Schutzherrſchaft die letzte Rettung des Vaterlandes erblickt. 
Wir haben Grund, als Verfaſſer dieſer ausgezeichneten Schrift den 
Göttinger K. W. Koppe anzunehmen, jenen bedeutenden Mitarbeiter 
des Freiherrn von Stein, der mit ihm in preußiſchen Dienſt eintrat, 
als Steins Briefträger gefährlicher Botſchafter in franzöſiſche Gefangen⸗ 
ſchaft geriet, ſpäter aber in der Zeit der Freiheit noch eine ehrenvolle 
Laufbahn als preußiſcher Beamter und Publiziſt zurücklegte. Die geiſtige 
Kluft, die 8915 hannoverſchem Partikularismus und Preußentum 
fortbeſtand und 1807 dem hannoverſchen Staatsphiloſophen Rehberg 
die bekannte ſchneidende Verurteilung des friderizianiſchen Syſtems 
eingab, hat nach 50 Jahren zur Annexion des Landes geführt, bedroht 
aber noch bis zur Gegenwart die Einheit des preußiſchen Staates. 

15 Schluß machte Herr Geh. Archivrat Dr. Granier die archi⸗ 
valiſch bemerkenswerte Mitteilung, daß Briefe an die Königin Luiſe 
von Preußen, die ſie in ihrem Arbeitsbeutel verwahrte, den ſie ſtets mit 
ſich führte bis zu ihrer Todesſtunde, und den dann König Friedrich Wil⸗ 
helm III. an ſich nahm und in ſeinem Zimmer im Charlottenburger 
Schloſſe in einem Glasſchranke aufhob „zu ihrem ewigen Andenken“, 
nach dem Tode des Königs gemäß ſeiner letztwilligen Anordnung un⸗ 
geleſen verbrannt worden ſind. So erklärt ſich, daß mancherlei Briefe, 
deren einſtiges Vorhandenſein mit Sicherheit vermutet werden konnte, 
der Forſchung entzogen bleiben mußten. 


Tagung der märkiſchen Geſchichtsvereine am 4. und 5. Oktober 1924 
in Berlin und Potsdam. 


Auf Einladung des Vereins für Geſchichte der Mark Brandenburg 
(Hiſtoriſche Kommifſion für die Mark Brandenburg) kamen am 4. Oktober 
1924 zum erſten Male Vertreter aller geſchichtlichen Vereinigungen der 
Provinz Brandenburg in Berlin zuſammen. Zweck der Tagung war 
die gegenſeitige Fühlung herzuſtellen und eine Arbeitsgemeinſchaft 
gegenüber den größeren landesgeſchichtlichen Aufgaben anzubahnen. 

Die Tagung wurde am 4. Oktober vormittags im brandenburgiſchen 
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Landeshauſe durch den Vorſitzenden der Hiftorifchen Kommiſſion Dr. 
Klinkenborg, 2. Direktor des Geh. Staatsarchivs, eröffnet und fand 
eine warme Begrüßung von ſeiten des Herrn Landesdirektors v. Winter⸗ 
feldt und des Vertreters des Herrn Oberpräſidenten, Herrn Regierungs⸗ 
rat v. Gneiſt. Alsdann hielt Staatsarchivrat Dr. Schultze einen Vortrag: 
„Die Geſchichtsvereine der Mark Brandenburg und ihre Aufgaben“. 


Ausgehend von den Urſachen, die zur Bildung von Vereinigungen 
zu geſchichtswiſſenſchaftlichen Zwecken führten, gab der Vortragende eine 
berſicht über die in Brandenburg nach und nach entſtandenen Ge⸗ 
ſchichtsvereine und ihre Veröffentlichungen !). Im Anſchluß daran er⸗ 
örterte er die den einzelnen Vereinen obliegenden Aufgaben, die ſich 
keineswegs ſchneiden müſſen, und forderte zu einer gemeinſamen Be⸗ 
teiligung an der Löſung der allgemeinen landesgeſchichtlichen Aufgaben 
auf. Als die vornehmſte, zunächſt in Angriff zu nehmende Arbeit be⸗ 
zeichnete er die Inventariſation der nichtſtaatlichen Archive, die ſeit Jahr⸗ 
zehnten gefordert, aber nie der Wirklichkeit näher geführt worden iſt. 
Der Vorſchla geht dahin, von ſeiten der Hiſtoriſchen Kommiſſion eine 
Zentralſtelle fur dieſen Zweck einzurichten und im Einvernehmen mit 
den einzelnen Geſchichtsvereinen in den Landkreiſen und größeren 
Städten ortsanſäſſige mit der Materie vertraute Pfleger zu beſtellen, 
welche den Boden vorzubereiten imſtande ſind. Die Inventare ſollen 
alsdann im engen Einvernehmen mit der Zentralſtelle hergeſtellt und 
kreisweiſe veröffentlicht werden. Die nähere Beratung der Ausführung 
des Planes wurde der nächſtfolgenden Tagung vorbehalten, die im Mai 
1925 in Landsberg a. W. ſtattfinden ſoll. 


Am Nachmittag erfolgte ein Beſuch des neuen Archivgebäudes in 
Dahlem, in dem ſeit einem Jahre das Geh. Staatsarchiv ſein Unterkommen 
gefunden hat. Die Beſichtigung wurde eingeleitet durch einen Vortrag 
des Archivdirektors Dr. Klinkenborg über „Aufgaben und Ziele des 
Preußiſchen Geh. Staatsarchivs ).“ 

Aus Anlaß dieſer Tagung eröffnete die Staatsbibliothek abends 
6 Uhr eine ungemein reichhaltige und eindrucksvolle Ausſtellung über die 
„Anfänge des märkiſchen Buches“, bei der prachtvolle Stücke aus den 
märkiſchen Kloſterbibliotheken und Bände der älteſten kurfürſtlichen 
Bibliothek zeigten, daß auch unſere Mark nicht arm iſt an literariſchen 
Schätzen aus der Frühzeit des Buches. 


Nach einer Begrüßung der Verſammlung durch Bibliotheksdirektor 
Dr. Kuhnert gab Bibliotheksrat Dr. Abb eine Einführung in die Aus⸗ 
ſtellungs ). Daran anſchließend forderte er die Ausdehnung der geplanten 
Inventariſation auf die im Beſitze von Städten, Kirchen und Privaten 
befindlichen und für die Wiſſenſchaft verborgenen Buchhandſchriften 
und wertvollen Druckwerke. 


1) Vgl. Korreſpondenzblatt des Geſamtvereins der Deutſchen Geſchichts⸗ 
und Altertumsvereine 1924, Nr. 10—12, S. 165ff. 

2) Vgl. die Ausführungen K's. in Miteilungen d. Vereins f. die Geſchichte 
Berlins 1924 Nr. 4—6, S. 19ff.“ 

3) Abgedruckt in dieſem Hefte, S. 194 ff. 
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Im Potsdamer Stadtſchloß fand fic) die Verſammlung am folgenden 
Tage wieder zuſammen, wo vom Vertreter des Regierungspräſidenten 
und des Magiſtrats herzliche Worte des Empfanges geſprochen wurden. 
Bibliotheksdirektor Dr. Hoppe ſprach alsdann über „Das Ziel landes⸗ 
geſchichtlicher Forſchung“. 

Die Geringſchäzzung, der landesgeſchichtliche Forſchung noch immer 
begegnet, hat ihren Grund in dem 1 Treiben gerade auf dieſem 
Gebiete. Landesgeſchichte kann nur gepflegt werden mit der gleichen 
kritiſchen Methode, deren ſich die Geſchichtsforſchung überhaupt bedient. 
Sie muß aber, um zu vertieften und neuen . zu kommen, 
endlich den ganzen Quellenſtoff benutzen, der zur Verfügung ſteht, 
vor allem das e eee che Material, das der Boden 
ee darbietet. H. betonte und ne durch Beiſpiele die Verbindung 

es hiſtoriſchen und geographiſchen Moments, deſſen Bedeutung für die 
Landesgeſchichte erſt jetzt ſtärker herausgearbeitet wird. Daneben hob 
er das in Kunſt⸗ und Rechtsgeſchichte, Sprach⸗ und Volkskunde, Prä⸗ 
iſtorie ruhende Material hervor. Es gilt, damit ein Geſamtbild zu 
chaffen, das den Reichtum landesgeſchichtlichen Lebens wirklich wider⸗ 
ſpiegelt. Der Landeshiſtoriker muß ſich jedoch ſtets deſſen bewußt bleiben, 
daß Landesgeſchichte nie für ſich allein getrieben werden kann, daß ſie 
vielmehr ein Teil der allgemeinen Geſchichte iſt. Damit wird landes⸗ 
eſchichtliche Forſchung anderſeits zu ei] eine Stütze allgemeiner Ge⸗ 
ſchichte In dieſer Verknüpfung mit der deutſchen Geſchichte überhaupt 
liegt, wie der Redner betonte, der ſtärkſte Wert der Landesgeſchichte. 
Sie führt von dem engeren Bezirk der Heimat hinüber zum Vaterlande 
und erfüllt damit auch eine nationalpolitiſche Aufgabe. 

Anſchließend daran behandelte Magiſtratsrat Dr. Beſtehorn das 
Thema: Ziele der vorgeſchichtlichen Siedlungsforſchung im lokalen Be⸗ 
reich.“ Er wies dabei im beſonderen auf die großen Ergebniſſe hin, welche 
55 acht ba en in der Umgebung Potsdams in den letzten 10 Jahren 
gebracht en. 

Nach der Beſichtigung der Garniſonskirche und der Königsgruft 
unter Führung des . Haeckel und nach einem an⸗ 
ſchließenden Mittagsmahl beendete die Tagung eine Beſichtigung des 

chloſſes Sansſouci und der neuen Kammern unter der ſachkundigen 
Führung des Kunſthiſtorikers Dr. Foerſter und des Oberbaurates Kohte. 
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